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Beginn: 10:03 Uhr 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir treten in die 
Tagesordnung ein. Erkrankt sind die Abgeordneten 
Frau Aschmoneit-Lücke und Frau Kähler. Wir wün-
schen ihnen von hier aus nochmals gute Genesung. 

(Beifall) 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung eines Nachtrags zum Haushalts-
plan für das Haushaltsjahr 2002 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 15/2267 

Bericht und Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses 
Drucksache 15/2303 

Ich erteile dem Berichterstatter des Finanzausschus-
ses, Herrn Abgeordneten Arp, das Wort. 

Hans-Jörn Arp [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Im Namen des Finanzaus-
schusses möchte ich von dieser Stelle aus unserer 
verehrten Vorsitzenden, Uschi Kähler, beste Gene-
sung wünschen. 

(Beifall) 

Erlauben Sie mir, auch im Namen von Uschi Kähler 
allen Kolleginnen und Kollegen im Finanzausschuss 
für die sehr konstruktive und kooperative Zusammen-
arbeit in diesem Ausschuss im Zusammenhang mit 
der Aufstellung des Nachtragshaushalts zu danken. 

(Beifall bei CDU, SPD und SSW) 

Ebenfalls danken möchte ich allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Verwaltung für die zügige Zuar-
beit, die sie für uns geleistet haben. 

(Beifall bei CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW) 

Die Landesregierung hat dem Landtag am 
21. November 2002 den Entwurf eines Nachtrags-
haushalts 2002 vorgelegt. Dafür gab es drei besonde-
re Gründe. Erster Grund: Steuerausfälle nach der 
Steuerschätzung in Höhe von 430 Millionen €. Zwei-
ter Grund: Einnahmeausfälle in Höhe von 
100 Millionen € wegen der Nichtveräußerung von 
Anteilen der Landesbank. Dritter Grund: Mehrausga-
ben, vor allen Dingen ein Bürgschaftsfall. 

Diese Belastungen sollten nach den Vorschlägen der 
Landesregierung durch eine Erhöhung der Neuver-
schuldung um rund 590 Millionen € ausgeglichen 
werden. Die neue Kreditaufnahme in Höhe von rund 
1,1 Milliarden € überschreitet die verfassungsmäßige 
Grenze der Kreditaufnahme um rund 
540 Millionen €. Eine Überschreitung dieser Grenze 
ist nur zulässig, wenn entweder das gesamtwirtschaft-
liche Gleichgewicht gestört ist oder wenn die Wirt-
schafts- und Beschäftigungsentwicklung des Landes 
ernsthaft und nachhaltig gestört sind. 

Die Landesregierung hat mit dem Entwurf des Nach-
tragshaushalts dargelegt, dass diese Voraussetzung 
vorliegt. Nachdem der Landtagspräsident den Ent-
wurf eines Gesetzes über die Feststellung eines Nach-
trags zum Haushaltsplan für das Jahr 2002 gemäß 
§ 29 unserer Geschäftsordnung unmittelbar dem Fi-
nanzausschuss zur Beratung überwiesen hatte, hat 
sich der Ausschuss am 28. November mit dem Nach-
tragshaushalt befasst und ihn in der Sitzung am 
5. Dezember mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen 
unverändert angenommen. 

(Günter Neugebauer [SPD]: Da hat die Ver-
nunft gesiegt!) 

Im Mittelpunkt der Diskussion am 28. November 
stand die Frage, inwieweit tatsächlich eine Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts vorliegt 
und wie neben einer strikten Ausgabenbegrenzung die 
Einnahmen durch Belebung der wirtschaftlichen 
Entwicklung und eine entsprechende Steuergesetzge-
bung stabilisiert werden können. Die Mehrheit des 
Finanzausschusses ist der Darlegung der Landesregie-
rung gefolgt, dass eine Störung des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts vorliegt und die erhöhte Kre-
ditaufnahme geeignet ist, die Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts abzuwehren. Zu dieser 
Bewertung, die ich soeben wertfrei vorgetragen habe, 
werden wir in der Aussprache sicherlich noch einiges 
hören. 

Im Namen der Mehrheit des Finanzausschusses emp-
fehle ich Ihnen, den Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung eines Nachtrags zum Haushaltsplan für 
das Haushaltsjahr 2002 unverändert anzunehmen. 

(Beifall bei CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Gibt es Wort-
meldungen zum Bericht? - Das ist nicht der Fall. 
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Dann eröffne ich die Grundsatzberatung und erteile 
dem Minister für Finanzen und Energie, Herrn Möl-
ler, das Wort. 

Claus Möller, Minister für Finanzen und Energie: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dass die 
November-Steuerschätzung unter der Mai-Steuer-
schätzung liegen wird, haben wir alle vermutet. Dass 
aber ein derartiger Einbruch erfolgt, hat niemand 
erwartet. Bereits die Mai-Steuerschätzung reduzierte 
die Steuerbasis aller Haushalte 2002 um 7,7 Milli-
arden €. Die Steuerschätzung im November ergab für 
dieses Jahr zusätzliche drastische Steuereinbrüche 
von über 14,5 Milliarden €. Auf den Bund entfielen 
5,7, auf die Länder 6,4 und die Kommunen 
2,4 Milliarden €. 

Am 14. November hat die Bundesregierung die Stö-
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
erklärt. Länder wie Hessen, Niedersachsen, Sachsen-
Anhalt und Schleswig-Holstein sind dem gefolgt. 

Befragt man das Gesetz zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft von 1967, so ist 
das Gleichgewicht dort durch die Eckpunkte des ma-
gischen Vierecks aus Preisstabilität, hohem Beschäf-
tigungsstand, angemessenem Wirtschaftswachstum 
und außenwirtschaftlichem Gleichgewicht beschrie-
ben. Es liegt auf der Hand, dass nach zweien dieser 
Kriterien, nämlich dem Beschäftigungsstand und 
dem Wirtschaftswachstum, eine Störung vorliegt, 
auch wenn die Wachstumsquote in Schleswig-
Holstein im ersten Halbjahr bei 1,5 % lag. 

Seit zwei Jahren haben wir in Deutschland mit einer 
Wachstumsschwäche zu kämpfen. Sehr niedrige 
Wachstumsraten und eine erneut steigende Arbeitslo-
sigkeit sind die Folge. Davon kann sich auch Schles-
wig-Holstein nicht abkoppeln, auch wenn unser Wirt-
schaftswachstum im ersten Halbjahr mit 1,5 % ganz 
befriedigend war. Seit vier Jahren sind die Steuerein-
nahmen in Schleswig-Holstein rückläufig. Während 
dies 1999 und 2000 noch durch höhere Bundesergän-
zungszuweisungen und höhere Einnahmen aus dem 
Länderfinanzausgleich überkompensiert werden 
konnte, so ist seit zwei Jahren die durchschnittliche 
Steuerentwicklung in den anderen Ländern wesent-
lich schlechter als in Schleswig-Holstein, sodass un-
sere relative Finanzkraft zwar steigt, unsere Gesamt-
einnahmen aber seit zwei Jahren sinken. Unsere Steu-
ereinnahmen für 2002 liegen um 529 Millionen € 
unter denen des Jahres 2000. Sie liegen - nach Einbe-
ziehung von LFA und BEZ - sogar um 
120 Millionen € unter den Steuereinnahmen von 
1998. 

Die Gefahr sinkender Einnahmen und steigender 
Belastungen war bekannt. Schleswig-Holstein hat 
bereits im Februar mit einer ersten Maßnahme zusätz-
liche vorsorgliche globale Minderausgaben in Höhe 
von fast 28 Millionen € festgesetzt. Auch im Mai, 
nach der ersten Steuerschätzung dieses Jahres, haben 
wir den Ernst der Lage keineswegs verheimlicht und 
deutliche Sparanstrengungen gemacht. Fragen Sie 
doch einmal in den Projekten und Vereinen nach den 
Auswirkungen der Haushaltssperre und der zusätzli-
chen globalen Minderausgabe. Wir haben das nicht 
gemacht, weil wir es für ideologisch richtig halten, 
Musikschulen und Verbänden Geld zu kürzen. 

Demgegenüber standen bis in den Spätsommer hinein 
zahlreiche Prognosen durchaus namhafter Institute, 
die einen baldigen Aufschwung und entsprechende 
Steuereinnahmen voraussagten. Ich nenne an dieser 
Stelle das Institut für Weltwirtschaft. Alle Prognosen 
für eine wirtschaftliche Erholung wurden im Laufe 
dieses Jahres immer wieder nach unten und zeitlich 
nach hinten korrigiert. Die Dresdner Bank, eine un-
verdächtige Quelle, ging beispielsweise im April 
noch von einem Wachstum von 1,3 % und im Juli 
noch von einem Wachstum von 1 % aus. Erst im 
Oktober wurde diese Prognose auf 0,4 % reduziert. 
Bei der Aufstellung des Haushalts 2003 für das kom-
mende Jahr und bei dessen Einbringung im Septem-
ber habe ich auf drohende Einnahmeausfälle hinge-
wiesen und auf die Gefahr eines Haushaltsdefizits 
aufmerksam gemacht. Deren tatsächliches Ausmaß 
überstieg aber selbst pessimistische Annahmen. Auch 
die Finanzausschussmitglieder wussten dies, obwohl 
sich unsere Steuereinnahmen im Lande im zweiten 
Halbjahr - insbesondere in den Monaten September 
und Oktober - im Plus bewegten. 

Wie wir in den vergangenen Jahren lernen mussten, 
trägt auch die Steuerschätzung ihren Namen zu 
Recht. Sie bleibt eine Schätzung. Da sie aber sehr 
sorgfältig und von Fachleuten aus Wissenschaft, 
Verwaltung und Politik getroffen wird, ist sie nach 
meiner Meinung nach wie vor die beste Orientierung, 
die wir haben, wenn es um die Basis unserer künfti-
gen Haushaltsplanung geht. Aber auch die Steuer-
schätzungen gingen von einem möglichen Wirt-
schaftswachstum aus. Wenn das nicht eintritt, sind die 
Einnahmen entsprechend. Nach dem Ergebnis des 
Bund-Länder-Arbeitskreises Steuerschätzung vom 12. 
und 13. November werden die Steuermindereinnah-
men gegenüber dem Haushaltssoll 430 Millionen € 
betragen. Für das kommende Jahr werden es 
515 Millionen € sein. 

Einnahmeausfälle in dieser Höhe lassen sich nicht 
wegsparen, schon gar nicht innerhalb der letzten acht 
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Wochen. Dies gilt umso mehr, als das Einsparpoten-
zial durch die Wachstumsschwäche des vorigen Jah-
res und die seit 2002 geltende Steuerentlastung der 
zweiten Stufe der Steuerreform weitgehend ausge-
schöpft ist. Immerhin haben die Haushaltsbewirt-
schaftungsmaßnahmen noch 74 Millionen € erbracht. 
Viel mehr wird der Haushalt - neben den Steueraus-
fällen - noch durch eine weitere Anzahl von Dingen 
belastet, die ebenfalls konjunkturelle Ursachen haben. 
Dies gilt insbesondere für Bürgschaftsausfälle, die 
wir jetzt etatisieren mussten. Erfreulicherweise wer-
den eine Reihe von eingetretenen Bürgschaftsausfäl-
len von der Investitionsbank getragen. 

In dieser Marktsituation sind Veräußerungen zu die-
sem Zeitpunkt nicht sinnvoll. Wir haben deshalb den 
Verkauf einiger Grundstücke und den Verkauf von 
Forderungen zurückgestellt. Vor allem haben wir die 
Anteile der Landesbank Schleswig-Holstein nicht 
verkauft. Unsere Verhandlungen mit dem Sparkassen- 
und Giroverband Schleswig-Holstein hätten zwar die 
Einnahme von 100 Millionen € gesichert, doch wäre 
dies kein wirtschaftliches Ergebnis gewesen. Auf-
grund der gegenwärtigen Marktbedingungen ist es 
zurzeit nicht angebracht, Anteile - zum Beispiel von 
Banken - zu verkaufen. Schauen Sie sich nur einmal 
die Börsenwerte der Privatbanken an. Ein Verkauf 
wäre gegenüber der aktuellen Bewertung mit erhebli-
chen Abschlägen verbunden. Dies wäre jedoch auch 
nach außen hin das falsche Signal. Ein potenter 
Markteintritt des fusionierten Instituts ist im Hinblick 
auf die zukünftige Wertentwicklung von entscheiden-
der Bedeutung. In jedem Fall wäre mit einer direkten 
Reaktion der Ratingagenturen zu rechnen gewesen. 
Statt einer ebenfalls angedachten Parklösung bei einer 
Tochter haben wir uns entschieden, den Verkauf der 
Anteile erst einmal zurückzustellen. Die direkte Fi-
nanzierung über den Haushalt stellt die transparentere 
und risikofreiere Lösung für das Land dar. Die Er-
mächtigung zum Verkauf ist im Sparkassengesetz, 
das wir gestern verabschiedet haben, enthalten 
geblieben. Ich habe den Finanzausschuss und die 
finanzpolitischen Sprecher zeitnah über den jeweili-
gen Verhandlungsstand informiert. Ich freue mich, 
dass in dieser Frage ein weitgehender Konsens be-
steht. Das ist gestern deutlich geworden. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abgeordneten Hans-Jörn Arp 
[CDU]) 

Was weitere Haushaltsverschlechterungen angeht, 
zum Beispiel durch erhöhte Lehrerpersonalkosten 
durch die zügigere Wiederbesetzung von Stellen, die 
Frage der Nachversicherung und die Altersteilzeit, 
gibt es zusätzliche Belastungen für den Haushalt. 

Gleiches gilt für die Einnahmen aus Gerichtskosten 
und die Auslagen in Rechtssachen. Schließlich be-
lasten die Beihilfezahlungen den Haushalt über den 
geplanten Ansatz hinaus. Die Kosten für Beihilfe sind 
von 1998 bis 2003 um fast 21 % gestiegen. Dem 
müssen wir - zum Beispiel durch die Senkung der 
Gebührenhöchstsätze - begegnen. Ein entsprechender 
Antrag Schleswig-Holsteins ruht im Bundesrat. Wir 
werden ihn vermutlich gemeinsam mit allen Ländern 
reaktivieren und zur Beschlussfassung führen. 

Für den Haushalt 2002 und den Haushaltshalts-
abschluss zeichnet sich somit ein Haushaltsdefizit in 
Höhe von 490 Millionen € ab. Weiter gibt es Ein-
nahmeausfälle von 100 Millionen €. Diese hätten 
spätestens im Jahre 2004 im Rahmen der zulässigen 
Kreditaufnahme ausgeglichen werden müssen. So-
wohl im laufenden Haushalt als auch in den kom-
menden beiden Haushaltsjahren würde ein Ausgleich 
dieses Defizits durch erneute Ausgabenkürzungen die 
wirtschaftliche Entwicklung erheblich stören. Allein 
die Ausschöpfung aller Einsparmöglichkeiten bei den 
konsumtiven Ausgaben - also auch im Bereich der 
Arbeitsmarktpolitik und der Personalbudgets - würde 
nicht reichen. 

Um aber überhaupt Einsparungen in einer solchen 
Höhe zu erzielen, müssten wir in 2003 und 2004 ei-
nen großen Teil unserer laufenden und fest geplanten 
Investitionen streichen. Das allerdings wäre politisch, 
zum Beispiel im Bereich der Hochschulen, unverant-
wortlich und Gift für die Konjunktur. 

Ein Nachtrag, der die Nettoneuverschuldung im Jah-
re 2002 um 590 Millionen € erhöht, ist sehr unge-
wöhnlich. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Einmalig!) 

Ich denke aber, dass es - auch in der derzeitigen Situ-
ation - konjunkturpolitisch die beste Lösung wäre. Es 
verpflichtet uns allerdings, in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung bis 2006 zu versuchen, diese erhöhte 
zusätzliche Kreditaufnahme zusätzlich zu tilgen. 

Ich möchte meinen hessischen Kollegen Weimar 
zitieren, der sich in der gleichen Situation befindet. Er 
sagte: 

„Das Land sieht sich in sachlicher und zeitli-
cher Hinsicht mit einer Sondersituation kon-
frontiert, die mangels ernsthafter und tragfä-
higer Alternativen die zusätzliche Kreditauf-
nahme ausnahmsweise rechtfertigt.“ 

Wo er Recht hat, hat er Recht. 
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Wir werden die Kreditaufnahmegrenze nach Artikel 
53 der Landesverfassung um rund 540 Millionen € 
überschreiten. 

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Ein ganz schöner 
Batzen!) 

Dies ist jedoch aufgrund der Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts zulässig 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Unglaublich!) 

und - ich meine - geboten. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nein!) 

In der Ihnen vorliegenden Begründung zum Nach-
tragshaushalt wird ausführlich dargelegt, dass die 
Kreditaufnahme den Erfordernissen des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts im Sinne des Arti-
kel 109 Abs. 2 des Grundgesetzes Rechnung trägt. 
Das Gespenst der Verfassungswidrigkeit, das einige 
meinen, hier an die Wand malen zu müssen, bleibt 
daher blass und wird höchstens noch zur Geisterstun-
de eine Rolle spielen. 

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Meine Damen und Herren, die Störung des gesamt-
wirtschaftflichen Gleichgewichts schwächt auch die 
Basis der öffentlichen Haushalte und der Sozialversi-
cherungen. Wir müssen auch aus diesem Grund Maß-
nahmen ergreifen, die geeignet sind, die Störungen zu 
beseitigen. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Mit dem Haushalt 2003 setzen wir dazu auf das Zu-
sammenwirken von Einsparungen in einem konjunk-
turverträglichen Ausmaß, möglichst konjunkturneut-
ralen Einnahmeverbesserungen und nachhaltigen 
Reformen auf Bundesebene und in den Strukturen der 
öffentlichen Verwaltung. Trotz dieser Situation erhö-
hen wir die Investitionen im kommenden Jahr absolut 
und die Nettokreditaufnahme nur sehr moderat. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Unglaublich!) 

Schauen Sie sich die Situation in den Bundesländern 
und das, was dort veröffentlicht worden ist, an. Hes-
sen, Brandenburg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt - 
sie alle werden die Nettokreditaufnahme in diesem 
Jahr mehr als verdoppeln, teilweise sogar fast verdrei-
fachen müssen. Für das kommende Jahr haben einige 
Länder - zum Beispiel Niedersachsen, Brandenburg 
und Sachsen-Anhalt - bereits angekündigt, dass sie 
die Nettoneuverschuldung gegenüber der ursprüngli-
chen Planung erneut verdoppeln müssen. Ich denke, 
wenn wir in der nächsten Woche den Haushalt 2003 

beraten, werden wir sehen, dass wir im nächsten Jahr 
mit einer sehr moderaten Erhöhung der Nettokredit-
aufnahme über die Runden kommen werden. 

Ich will mich hier nicht auf Länder wie Bremen oder 
Berlin berufen, die ohnehin keine verfassungskon-
formen Haushalte haben. Gerade Sie von der Opposi-
tion, die Sie zum Beispiel auch in Sachsen-Anhalt 
oder in Hessen Mitverantwortung in der Regierung 
tragen, sollten einmal über den Tellerrand hinwegse-
hen. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir 
reden hier über Schleswig-Holstein und nicht 
über Sachsen-Anhalt! Dafür tragen Sie die 
Verantwortung!) 

Steuerentlastungen, Haushaltskonsolidierung und 
Mehrinvestitionen in Bildung, Wirtschaft und innere 
Sicherheit sind bei schwachem Wirtschaftswachstum 
eine Quadratur des Kreises. Es wäre konjunkturpoliti-
scher Unsinn gewesen, unsere Ausgaben für Investi-
tionen, Bildung und innere Sicherheit in den nächsten 
Jahren in einem größerem Maße - etwa in der Grö-
ßenordnung von 500 Millionen - zu reduzieren. 

In einer konjunkturellen Schwächephase muss man 
Mindereinnahmen hinnehmen und in der Auf-
schwungphase muss man die Konsolidierung umso 
entschlossener vorantreiben. Keine Volkswirtschaft 
kann sich aus einer Konjunktur- und Wachstumskrise 
heraussparen. Klar ist aber, dass es für weitere Steu-
erentlastungen keinen Spielraum gibt. Das haben wir 
vor und auch nach der Wahl gesagt. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW]) 

Im Gegenteil: Die Einnahmebasis der öffentlichen 
Haushalte muss konjunkturpolitisch sensibel konsoli-
diert werden. Auch das haben Frau Simonis und die 
Landesregierung vor der Wahl gesagt. Das gilt auch 
heute noch. Wir werden bei einem anderen Tagesord-
nungspunkt darüber heute noch zu reden haben. 

Ich sage noch einmal: Es ist für meine Amtszeit sehr 
ungewöhnlich, dass wir auf eine so hohe Nettoneu-
verschuldung zurückgreifen müssen. Ich sehe aber 
keine Alternative. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir glauben 
gern, dass Sie keine Alternative sehen!) 

Sie ist auch konjunkturpolitisch geboten. Es wäre für 
die Investitionen katastrophal gewesen, wenn wir 
dieses Defizit in den nächsten Jahren hätten ausglei-
chen müssen. Diese Katastrophe hätte man nur ab-
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wenden können, wenn man zu solchen Luftbuchun-
gen und Formen der Veräußerung von Vermögen 
gegriffen hätte, wie dies die Oppositionsparteien zum 
Haushalt 2003 - zum Beispiel bei Lotto - vorgeschla-
gen haben. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist doch Un-
sinn! Das haben Sie in der Vergangenheit 
auch gesagt, Herr Möller! Das ist doch 
Quatsch!) 

Ich bleibe dabei: Wir brauchen natürlich Maßnahmen, 
die das Wachstum und die Beschäftigung stärken. Ich 
bin sehr erleichtert, dass es im Vermittlungsausschuss 
in einer wichtigen Frage bezüglich des Hartz-
Konzeptes zu einer Annäherung kommt. Das ist auch 
ein Erfolg der klaren Position der Landesregierung 
von Schleswig-Holstein im Bundesrat. 

(Lachen bei der FDP) 

Wir haben nämlich gesagt, dass hier nachgebessert 
werden muss. Insofern bin ich sehr zuversichtlich. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das meinen Sie 
doch nicht Ernst!) 

Das verpflichtet uns natürlich, in der mittelfristigen 
Finanzplanung unseren Konsolidierungskurs deutlich 
fortzusetzen. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Wolfgang Kubicki [FDP]: Mein 
Gott!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich begrüße unsere Gäste auf der Tribüne, nämlich 
die Besuchergruppe der Realschule Bad Schwartau. - 
Herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wiegard. 

Rainer Wiegard [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Möller Sie haben eben zum wiederholten Male davon 
gesprochen, dass es keinen Spielraum für weitere 
Steuerentlastungen gibt. Herr Möller, wer innerhalb 
von drei Jahren durch eine stümperhafte Steuerreform 
Körperschaftsteuern in Höhe von 500 Millionen in 
den Orkus befördert, hat seinen Spielraum für Steu-
ererleichterungen in der Tat verspielt. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Manches von dem, was Sie gesagt haben, ist richtig, 

(Minister Claus Möller: Aha!) 

vieles ist Unsinn und das meiste ist falsch. Das ent-
scheidende Problem ist, dass Sie eine seriöse Be-
schreibung der Finanzlage unseres Landes und eine 
objektive Beurteilung, wie es denn zu dieser Finanz-
lage gekommen ist, schlicht und ergreifend verwei-
gern. Es geht um eine objektive Beurteilung der guten 
und der - ich will das Wort „schlecht“ vermeiden; Sie 
wissen aber, was ich meine - vielleicht 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Weniger guten!) 

nicht so guten politischen Entscheidungen. - Danke, 
Herr Dr. Garg. - Beides, nämlich die seriöse Be-
schreibung der tatsächlichen Lage und die Beurtei-
lung des Weges dorthin, ist notwendig, wenn man zu 
neuen Erkenntnissen für die Zukunft kommen will. 
Dies verweigern Sie. Das ist Ihr Hauptproblem. 

(Beifall bei CDU) 

Ich habe wirklich überall gesucht - in der Verfassung, 
im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz und in der Lan-
deshaushaltsordnung -, aber ich habe nirgendwo die 
Stelle gefunden, in der steht, dass man die Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts ausruft, 
weil man mehr Geld ausgibt, als man einnimmt. Die-
se Stelle habe ich nicht gefunden. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Sie haben eben - das haben Sie nach der vielfältigen 
Kritik in der letzten Woche nachvollzogen - die vier 
Kriterien des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes 
richtig beschrieben. Das, was sich Strauß und Schiller 
damals ausgedacht haben - im Übrigen aus einer ganz 
anderen schwierigen Situation heraus -, können Sie 
ganz offensichtlich lesen. Auch diese beiden haben 
aber nichts von einer Störung, weil man jahrelang 
mehr ausgibt als man einnimmt, gesagt. 

In diesen ganzen Gesetzeswerken steht auch nichts 
davon, dass man am Jahresanfang überhöhte Steuer-
einnahmen plant, um zur Bundestagswahl gut auszu-
sehen, und dass man nach der Bundestagswahl die 
fehlenden Steuereinnahmen einfach durch zusätzliche 
Schulden ersetzt. Auch das steht nicht in einem sol-
chen Gesetz. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Wir können uns gemeinsam ansehen, was wirklich 
drinsteht, und das, was Sie hier dazu ausgeführt ha-
ben, mit dem vergleichen, was stimmt. 

Also: Die Einnahmen aus Krediten, so sagt unsere 
Verfassung, dürfen die Summe der im Haushaltsplan 
veranschlagten Ausgaben für Investitionen nicht 
überschreiten. Das ist ein Problem, das im Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetz bereits angelegt ist. Es ist bei 
Ihnen zur Regel geworden, automatisch alle Investiti-
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onen nur aus Krediten zu finanzieren. Das ist das 
Hauptproblem, das Sie haben. 

Ausnahmen davon sind nur zulässig zur Abwehr einer 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
oder zur Überwindung einer schwerwiegenden Stö-
rung der Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung 
des Landes. In diesem Fall ist im Gesetzgebungsver-
fahren zur Feststellung des Haushalts insbesondere 
darzulegen - das fehlt in Ihrer ganzen Darstellung, 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Unvollständig!) 

dass das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht nach-
haltig gestört ist oder eine solche Störung unmittelbar 
bevorsteht. - Sie haben bis zum 12. November per-
manent verleugnet, dass es so etwas gibt. Mit der 
Steuerschätzung ist das nicht eingetreten. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Vor allen Dingen haben Sie darzulegen - das ist ei-
gentlich der Hauptpunkt -, dass die damit verbundene 
erhöhte Kreditaufnahme dazu bestimmt und 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Geeignet ist!) 

geeignet ist, die Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts abzuwehren, Herr Möller. Davon 
habe ich von Ihnen auch eben wieder nichts gehört. 
Dass Sie Fehlbeträge in der Portokasse ausgleichen, 
wendet die Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts nicht ab. Das, denke ich, ist jeder-
mann klar. 

Was mir fehlt, ist im Übrigen die Erfüllung der Vor-
schrift in der Landeshaushaltsordnung, dass vom 
Ministerium für Finanzen und Energie im Einver-
nehmen mit dem Ministerium für Wirtschaft, Techno-
logie und Verkehr Maßnahmen vorzuschlagen sind, 
die dazu geeignet sind, eine solche Störung abzu-
wehren. Das gelingt nicht. 

(Beifall des Abgeordneten Uwe Eichelberg 
[CDU]) 

Ihre Darlegung ist, Herr Möller - Zitat aus Ihrer Pres-
semitteilung: 

„Für den Haushalt 2002 zeichnet sich eine 
Deckungslücke von 589 Millionen ab.“ 

Das ist die Begründung dafür, dass Sie die Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts erklären. 
Sie begründen das weiter, indem Sie sagen: 

„Das schwache Wirtschaftswachstum und 
die hohe Arbeitslosigkeit sind nicht nur eine 
wichtige Ursache für Steuerausfälle, sie zei-
gen auch die Störung des Gleichgewichts. Es 
ist deshalb richtig, im Bund wie in den Län-

dern auf diese Störung mit einer Erhöhung 
der Kreditaufnahmen über die Grenze hinaus 
zu reagieren.“ 

Herr Möller, was ist das für eine Logik? 

Nehmen wir das mit dem schwachen Wirtschafts-
wachstum einmal auseinander. Nun ist der Wirt-
schaftsminister leider nicht da. Ich dachte, Sie reden 
im Kabinett miteinander. Oder machen Sie da eine 
Stummfilmveranstaltung? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU) 

Das kann doch nicht angehen. Der Wirtschaftsminis-
ter reist landauf, landab und erzählt, was für ein tolles 
Wirtschaftswunderland wir sind, in dem Milch und 
Honig fließen, höchstes Wirtschaftswachstum aller 
Zeiten, höchste Zahl von Firmengründungen, 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja!) 

Boomland für Zukunftstechnologien, und am selben 
Tag erklärt die Ministerpräsidentin mit dem Finanz-
minister: Wir haben eine Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts. Das stimmt alles nicht. - 
Ja, was gilt denn nun? 

(Lebhafter Beifall bei CDU und FDP) 

Reden Sie doch einmal miteinander und einigen Sie 
sich. 

(Beifall bei CDU und FDP - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Sehr gut!) 

Sie wollen die hohe Arbeitslosigkeit bekämpfen - 
zweiter Punkt Ihrer Darlegung. Na, gern! Nehmen wir 
einmal die Rede der Ministerpräsidentin aus der Sit-
zung über den Ursprungshaushalt, über den wir hier 
heute reden. Die Ministerpräsidentin sagt am 
12. September 2001: 

„Der erste Arbeitsmarkt hat für uns zwar ers-
te Priorität, aber er macht uns im Moment 
Sorgen. Die Entwicklung ist mitnichten zu-
frieden stellend: Rund 117.000 Arbeitslose 
in Schleswig-Holstein sind 117.000 zu viel.“ 

Recht gesprochen, Frau Ministerpräsidentin! Heute 
sind es schon 5.000 mehr. Was haben Sie eigentlich 
unternommen? 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Die Sorgen sind 
größer geworden!) 

Was haben Sie an konkreten Maßnahmen unternom-
men, wie es das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
vorschreibt mit möglicherweise erhöhter 
Kreditaufnahme? 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nichts!) 
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Jedes Jahr, in dem Sie regieren, ist die Arbeitslosig-
keit in Schleswig-Holstein um 5.000 gestiegen. Unter 
60.000 bei Ihrer Regierungsübernahme, über 120.000 
haben wir heute. Das ist das Ergebnis Ihrer Politik. 

(Beifall bei CDU und FDP ) 

„Nach wie vor“, so sagt die Ministerpräsidentin an 
anderer Stelle in gleicher Rede, „bleibt Arbeit für 
Schleswig-Holstein 2000 für uns das arbeitsmarktpo-
litische Flaggschiff.“ - Das reduzieren Sie gerade um 
25 %. Tolle Leistung! Großartige Leistung! Während 
Sie an Deck noch große Feste feiern, lassen Sie das 
Flaggschiff unten schon absaufen. Das ist die Konse-
quenz aus Ihrem Tun. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Über die Steuerausfälle haben wir uns an anderer 
Stelle schon einmal gestritten. Wir sind uns inzwi-
schen über die Zahlen einig, aber wir interpretieren 
sie nach wie vor unterschiedlich. Wenn Sie nicht 
dieses stümperhafte Gesetz zur Änderung der Körper-
schaftsteuer gemacht hätten, hätten wir diese Proble-
me nicht, die wir im Jahr 2002 haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Sie haben im Jahr 2001 und im Jahr 2002 gegenüber 
den Vorjahresdurchschnitten  fast 300 Millionen 
Steuermindereinnahmen. Jetzt wollen Sie das über die 
Beschneidung des Weihnachtsgelds für Polizeibeam-
te, Justizbeamte 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Unglaublich! - 
Zurufe von CDU und FDP: Ungeheuer! - 
Pfui!) 

und Steuerbeamte wieder hereinholen. Das ist ein 
ungeheuerlicher Vorgang. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Dieser Vorgang ist auch nicht plötzlich und unerwar-
tet am 12. November über uns hereingebrochen, Herr 
Minister und Frau Simonis, sondern er hat sich auf-
gebaut und entwickelt, ohne dass Sie eingeschritten 
sind. Nach Ihren eigenen Berichten hatten wir bereits 
2001 100 Millionen weniger in der Kasse als 2000. 

(Zurufe des Abgeordneten Rolf Fischer 
[SPD]) 

Im März dieses Jahres hatten wir aus der Körper-
schaftsteuer gegenüber dem Vorjahr schon 70 Millio-
nen weniger. Im Juni hatten wir schon 135 Millionen 
weniger und im September 150 Millionen, am Jahres-
ende werden es wahrscheinlich 180 Millionen sein. 
Nichts ist plötzlich über uns gekommen. Dies alles ist 
von Ihnen bewirkt. 

Vor einem Jahr, am 12. Dezember 2001, haben Sie 
hier ausgeführt - ich habe Sie bedauert -: 

„Ich war heute Nacht im Vermittlungsaus-
schuss. Im November haben wir im Landtag 
über die Steuerschätzung, das Steuerpaket, 
die Entwicklung der Körperschaftsteuer - 
23,6 Milliarden auf 1,67 -  diskutiert. Wir 
hatten alle den Eindruck,“ 

- immer noch Zitat Möller - 

„dass die Steuerreform doch vielleicht etwas 
kopflastig zugunsten der Großkonzerne aus-
gefallen ist.“ 

(Klaus Schlie [CDU]: Hört, hört!) 

Herr Möller, das war vor einem Jahr! Das war vor 12 
Monaten! Das war vor 365 Tagen! Was haben Sie 
eigentlich in der Zwischenzeit dagegen unternommen, 
um den Schaden nicht noch größer werden zu lassen? 

(Lebhafter Beifall bei CDU und FDP) 

Frau Simonis schlägt nun wieder Steuererhöhungen 
vor: Vermögensteuer. Darüber können wir uns gern 
auseinander setzen. Ich sage Ihnen nur eines: Kein 
anderes Land dieser Welt käme auf Idee, in einer 
solch schwierigen, finanziell und wirtschaftlich 
schwierigen Lage, die niemand bestreitet, etwa neue 
Steuern 

(Zurufe der Abgeordneten Rolf Fischer 
[SPD] und Renate Gröpel [SPD]) 

- warten Sie es doch ab - einzuführen. 

(Zuruf des Abgeordneten Rolf Fischer 
[SPD]) 

Sie sind doch permanent dabei, Arbeitsplätze abzu-
bauen. Neue Steuern schaffen keine Arbeitsplätze. 

(Jutta Schümann [SPD]: Sie sind nicht mehr 
logisch!) 

- Warten Sie mal einen Augenblick, ich kommen 
gleich wieder dazu. 

(Zuruf des Abgeordneten Rolf Fischer 
[SPD]) 

Neue Steuern schaffen keine Arbeitsplätze. Sie trei-
ben die Unternehmer zum Steuerberater und die Ar-
beitnehmer vor das Landeshaus. 

(Zuruf des Abgeordneten Rolf Fischer 
[SPD]) 

Was dient denn jetzt dazu - - 

(Jutta Schümann [SPD]: Das widerspricht 
sich!) 
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- Warten Sie doch einen Augenblick, Sie können 
nachher das Wort nehmen. 

Was von Ihren Vorschlägen dient denn nun der Ab-
wendung einer Störung des gesamtwirtschaftli-
chen Gleichgewichts? 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie müssen den Gedanken zu 
Ende führen!) 

- Warten Sie doch einfach einmal ab, Herr Hentschel. 
Was dient denn nun dazu, die Störung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts abzuwenden? Die 
Erhöhung von angefallenen Gerichtskosten für Zeu-
gengeld und für Pflichtverteidiger, weniger Grund-
stückserlöse, die Verschiebung des Liegenschaftsmo-
dells, 133 Millionen Restefinanzierung, Parkraumbe-
wirtschaftung, alles Maßnahmen, die angeblich dazu 
dienen - jedenfalls werden sie dazu genutzt, um neue 
Schulden aufzunehmen -, um die Störung des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts abzuwenden? 
Alles Maßnahmen, die dann nicht geeignet sind. 

Sie stümpern seit Jahren vor sich her. 

(Jutta Schümann [SPD]: Jetzt kommen Ihre 
Vorschläge!) 

Sie senken die Investitionen und damit erreichen Sie, 
dass es letztlich weniger Arbeitsplätze gibt und dass 
wir in eine neue Krise hineinlaufen. 

(Beifall bei der CDU) 

Die Ministerpräsidentin hat vor einem Jahr gesagt, zu 
Recht, ich stimme Ihnen zu 

(Ministerpräsidentin Heide Simonis streift 
beim Vorübergehen eine Mappe, die zu Bo-
den fällt) 

- schmeißen Sie nicht alles weg, vielleicht brauchen 
Sie das eine oder andere noch -: 

(Heiterkeit und Beifall bei CDU und FDP) 

„Wer nicht investiert, investiert auch nicht in seine 
Zukunft.“ 

Recht hat die Dame. Die Frage ist nur: Warum senkt 
sie dann über Jahre die Investitionen permanent ab, 
um 300 Millionen allein in ihrer Regierungszeit? In 
der gleichen Zeit sind die Zinsen um 300 Millionen 
gestiegen. 

Sie verscherbeln Landesvermögen, ohne damit zur 
Haushaltskonsolidierung beizutragen 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: So ist es!) 

und ohne Schulden abzubauen, also ohne das bilanz-
technisch zu machen. 

Sie haben uns vorgeworfen, die Antwort der Opposi-
tion auf die schwierige Situation, dass man durch eine 
konjunkturelle und strukturelle Delle müsse, sei jedes 
Mal, entweder die Landesbank oder die LEG zu ver-
kaufen. Wer hat denn vorgeschlagen, die Beteiligung 
an der Landesbank zu verkaufen? Das war doch die 
Landesregierung. Und dass Sie jetzt Gott sei Dank 
auf einen neuen Weg gekommen sind, können wir nur 
begrüßen. Aber das war Ihre Entscheidung. Sie haben 
die erste Hälfte der LEG verkauft und wollen jetzt an 
die zweite Hälfte auch heran. Wir haben doch nicht 
ursächlich dieses hier entschieden. Das Problem ist 
aber, Sie wollen mit solchen Verkäufen von Vermö-
gen Ihren laufenden Haushalt finanzieren. 

(Zurufe von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie tragen nicht dazu bei, dass die Schulden geringer 
werden. 

(Beifall bei der CDU) 

Nettokreditaufnahme: Heide Simonis, 12. September 
2001: 

„Wir halten trotz der schwierigen Konjunk-
tur- und Finanzlage an dem Ziel fest, die 
Nettokreditaufnahme bis zum Jahre 2008 auf 
null zu bringen.“ 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Hentschel? 

Rainer Wiegard [CDU]: 

Nein, ich bin zu knapp in der Zeit, ich bitte um Nach-
sicht. - Was ist aus diesem Ziel geworden? - Im Au-
genblick verdoppeln Sie gerade die Nettokreditauf-
nahme. Das Ziel 2008 ist nicht mehr da und das Ziel 
Nettokreditaufnahme auf null ist schon längst in weite 
Ferne gerückt, das haben Sie schon gar nicht mehr im 
Visier. 

Ihr Problem ist seit Jahren, dass Sie einer völlig ver-
fehlten Haushaltsstruktur das Wort reden, dass Sie 
keine Möglichkeiten ergreifen, nicht die Notwendig-
keit sehen, endlich strukturelle Veränderungen 
herbeizuführen.  

Von den 5 Milliarden Steuereinnahmen, die Sie ha-
ben, steht 1 Milliarde den Gemeinden zu; da waren es 
nur noch 4 Milliarden. Von den 4 Milliarden, die 
verbleiben, geben Sie 3 Milliarden für Personal und 
eine halbe Milliarde für Sachkosten der Verwaltung 
aus; dann ist nur noch eine halbe Milliarde übrig, und 
die reicht nicht einmal mehr aus, um die Zinsen für 
die Schulden zu bezahlen. Da müssen Sie schon Län-
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derfinanzausgleich und Bundesergänzungszuweisun-
gen dazunehmen, um überhaupt die Zinsen zu bezah-
len. Dann haben sie noch keinen Strich Politik ge-
macht, noch keine einzige Investition getätigt. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Unfassbar ist dieser, wie ich finde, schlimme Umgang 
mit den Vorschriften von Verfassung und Gesetzen, 
was an diesem Beispiel deutlich wird. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: So ist es! Es inte-
ressiert sie überhaupt nicht mehr!) 

Ich denke, damit werden sich die Juristen noch ein-
mal befassen. Sie sind angetreten und haben hier 
einen Eid geleistet, Verfassung und Gesetze zu hüten, 
nicht zu brechen. Das ist der eigentliche Unterschied. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Seit Wochen werden wir jetzt damit konfrontiert, dass 
die Ministerpräsidentin sich überlegt, ob sie noch 
einmal will oder ob sie nicht noch einmal will. Ich 
mache mir, ehrlich gesagt, um Frau Simonis keine 
Sorgen, ob sie noch einmal will oder ob sie nicht will. 

(Zurufe von der SPD) 

Solange Politiker - das hat uns ja das Bundesverfas-
sungsgericht gerade ins Stammbuch geschrieben - 
nicht nach Leistung bezahlt werden dürfen, solange 
haben sie selbstverständlich Anspruch auf ihre Pensi-
on. 

(Heiterkeit bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss. 

Rainer Wiegard [CDU]: 

Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin. - Ich ma-
che mir keine Sorgen um Sie. Meine Sorge, Frau 
Simonis, gilt diesem Land für den Fall, dass Sie wei-
ter regieren. Schade, dass die Vorhänge hier jetzt 
zugezogen sind, sonst könnte man einen Blick aus 
dem Fenster wagen und feststellen, dass dies ein 
wunderschönes Land ist und dass es ein Trauerspiel 
ist, dass dieses wunderschöne Land und diese Men-
schen so fatal schlecht von Ihnen regiert werden. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Neugebauer das 
Wort. 

Günter Neugebauer [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich habe 
mich in den letzten Jahren immer gewundert, warum 
die FDP regelmäßig um die Zweitstimme geworben 
hat. Bei der jetzigen Empfindlichkeit um die Erst-
stimme weiß ich Ihre Reden um die Zweitstimme zu 
schätzen, meine Damen und Herren. 

Herr Wiegard, Ihnen ist das Kunststück gelungen, in 
15 Minuten mehr zu schweigen als zu reden. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben in den 15 Minuten die Alternativen ver-
schwiegen. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Dieses Schweigen war sehr beredt, weil Sie damit 
zum Ausdruck gebracht haben, dass es Ihnen zwar 
leicht fällt, die Politik der Landesregierung zu kriti-
sieren, dass Ihnen aber nichts eingefallen ist, wie Sie 
es besser machen würden. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Wolfgang Kubicki [FDP]: Re-
gierungswechsel ist das Einzige!) 

Wie ernst Sie es mit der Haushaltskonsolidierung 
meinen, die Sie eingefordert haben, ist abzulesen an 
Ihrem Entwurf für den Haushalt 2003. Wir hatten ja 
Gelegenheit, wenn auch sehr spät, da einen Blick 
hineinzuwerfen. Wo ist denn Ihr Mut zum Subventi-
onsabbau, den Sie einklagen? Von Einzelplan 13 
abgesehen, woraus Ihre ablehnende Haltung zur Um-
weltschutzpolitik in diesem Land zu erkennen ist, bis 
hin zu weiteren Einzelplänen kein Subventionsabbau, 
nur neue Versprechen an jenen und jeden in Schles-
wig-Holstein! 

(Beifall bei der SPD) 

Sie bleiben - das muss ich Ihnen leider bescheinigen - 
in Ihrem populistischen Opportunismus unübertrof-
fen. Da kommt noch nicht einmal der Kollege Kubi-
cki von der FDP hinterher. Wer nicht oppositionsfä-
hig ist, Herr Wiegard, der ist auch nicht regierungsfä-
hig. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Natürlich hätten wir Ihnen gern die Vorlage eines 
Nachtragshaushalts erspart, Ihnen und uns, das dür-
fen Sie uns glauben, aber leider lassen die für Sie und 
für uns unerwartet hohen Steuermindereinnahmen 
keine Alternative zur höheren Kreditaufnahme zu. In 
der gegenwärtigen Lage und auch kurz vor Jahresen-
de wäre es nicht nur unverantwortlich, sondern auch 
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unmöglich, rigide Eingriffe in die Ausgabenstruktur 
des Landeshaushaltes vorzunehmen und damit die 
konjunkturelle Schwächephase noch weiter zu ver-
schärfen. Steuermindereinnahmen in Höhe von 
430 Millionen € waren weder vorhersehbar noch 
waren sie planbar. Der Finanzminister und auch alle 
seine Kolleginnen und Kollegen in allen anderen 
Bundesländern mussten sich auf die Prognosen der 
wirtschaftswissenschaftlichen Institute und der Steu-
erschätzer verlassen können. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Aber nicht noch 
draufsatteln!) 

Wenn Sie sich erinnern und wenn Sie ausnahmsweise 
mal einen Blick in die Presse der letzten zwölf Mona-
te tun, werden Sie erkennen, dass sich die Prognosen 
von Anfang des Jahres 1,3 % realen wirtschaftlichen 
Wachstums zwischenzeitlich bis auf 0,4/0,5 % redu-
ziert haben. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Wegen Ihrer fal-
schen Finanz- und Wirtschaftspolitik! Selbst 
verschuldet!) 

Noch im Sommer, Herr Kayenburg, haben die wirt-
schaftswissenschaftlichen Institute im Laufe dieses 
Jahres eine konjunkturelle Erholungsphase vorherge-
sagt. Es ist doch völlig falsch, wenn Sie dem Finanz-
minister vorwerfen, er hätte auf die Entwicklung der 
Steuereinnahmen in Schleswig-Holstein nicht rea-
giert. Er hat Anfang des Jahres, als sich bei den Steu-
ereinnahmen ein Rückgang abzeichnete, mit einer 
Erhöhung der globalen Minderausgabe für alle Res-
sorts reagiert. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Nachdem wir 
ihm das ein halbes Jahr vorgepredigt haben!) 

Und er hat - das ist doch von Ihnen kritisiert worden - 
nach der Mai-Steuerschätzung mit einer Haushalts-
sperre reagiert, die doch weiß Gott nicht aus Jux und 
Tollerei gemacht worden ist, sondern eben die Reak-
tion auf erwartete Steuermindereinnahmen gewesen 
ist. 

Auch Ihre Kritik, Herr Wiegard, an den Ursachen 
dieser Steuermindereinnahmen ist überwiegend unbe-
gründet. 

(Martin Kayenburg [CDU]: „Überwiegend“, 
er macht schon Rückzieher!) 

- Ich komme darauf zurück. Alle Bundesländer, auch 
die von der CDU und der FDP regierten, sind doch 
von diesen desaströsen Einbrüchen bei den Steuerein-
nahmen überrascht worden. Minister Möller hat dar-
gestellt, wie andere Bundesländer, Hessen und Saar-
land - ich will nur zwei nennen -, mit einer teilweisen 

Verdoppelung ihrer Nettokreditaufnahme darauf ha-
ben reagieren müssen. Diese Einbrüche bei den Steu-
ereinnahmen sind - da gebe ich Ihnen Recht - das 
Ergebnis einer gut gewollten, aber schlecht gelunge-
nen Körperschaftsteuerreform, weil nicht vorherseh-
bar war 

(Beifall bei der CDU) 

- da klatschen Sie, glaube ich, etwas zu früh -, in wel-
cher Weise die Kapitalgesellschaften von den dort 
bestehenden steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten 
des Körperschaftsteuerrechts Gebrauch machen wür-
den. 

Aber die Einbrüche sind auch das Ergebnis einer 
weltweiten konjunkturellen Schwächephase, insbe-
sondere nach dem 11. September; sie sind auch das 
Ergebnis des internationalen Einbruchs an den Bör-
sen, insbesondere bei den Technologiewerten. Alle 
von mir genannten Faktoren waren weder vorherseh-
bar noch planbar. 

Meine Damen und Herren, haben Sie denn damit 
gerechnet, dass das Körperschaftsteueraufkommen 
zwischenzeitlich das Niveau einer Biersteuer errei-
chen würde? Wo sind Sie denn gewesen oder wo sind 
Sie heute, wenn mit dem Steuervergünstigungsabbau-
gesetz darüber beraten wird, in welcher Weise die 
steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten von Kapital-
gesellschaften eingeschränkt werden sollen. Wir wer-
den ja nachher darüber diskutieren - - 

(Glocke der Präsidentin) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Stritzl? 

Günter Neugebauer [SPD]: 

Nein, Frau Präsidentin, ich habe nur wenig Zeit und 
freue mich, wenn ich irgendwann zu Ende kommen 
kann. 

Meine Damen und Herren, wo sind Sie, wenn es um 
den Abbau von steuerlichen Privilegien, zum Beispiel 
bei der Körperschaftsteuer, geht? Sie fordern doch in 
Ihrem Antrag, dass die Landesregierung und der 
Landtag solche Begehrlichkeiten ablehnen sollen. Das 
heißt, Sie kritisieren und sind gleichzeitig auf der 
Seite der Unternehmen, um deren steuerliche Privile-
gien zu verteidigen. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 
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Es ist - darin sind wir uns hoffentlich einig - höchste 
Zeit, auf der Einnahmeseite des Landes und aller 
seiner Kommunen mehr Stabilität zu erreichen. 

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[FDP]) 

Niemand kann daran interessiert sein, dass sich die 
Einnahmeseiten beim Land und bei seinen Kommu-
nen wie in den letzten zwei Jahren entwickeln, weil 
das die Handlungsfähigkeit und Gestaltungsfähigkeit 
des Landes und seiner Kommunen in einer nicht mehr 
erträglichen Weise erschwert. 

Wer sich wie CDU und FDP zum Beispiel beim Steu-
ervergünstigungsabbaugesetz verweigert und jeder 
konkreten Ausgabekürzung ausweicht - - 

(Widerspruch bei CDU und FDP) 

- Natürlich, wir haben doch Ihre Anträge zum Haus-
haltsentwurf 2003 gelesen. Sie machen teilweise 
rückgängig, was die Landesregierung mit viel Mut an 
freiwilligen Leistungen gestrichen hat. Damit sind Sie 
nicht mehr ernst zu nehmen. Ich finde es unverant-
wortlich gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern 
dieses Landes, wenn Sie so tun, als könnten die Prob-
leme des Landes mit weiteren Versprechungen gelöst 
werden. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Widerspruch bei CDU und FDP) 

Wir müssen den Bürgerinnen und Bürgern dieses 
Landes sagen, dass die von Ihnen zu Recht ge-
wünschten Leistungen, zum Beispiel in der Bildung, 
in der Verkehrsinfrastruktur oder in der inneren Si-
cherheit, nur leistbar sind, wenn wir den Mut haben, 
in bestimmten Ausgabesektoren zu sagen: „Das kön-
nen wir uns nicht mehr leisten“, 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das sagen wir 
euch seit zehn Jahren!) 

und wenn wir auch den Mut haben, bei denen im 
Lande, die über stärkere finanzielle Schultern verfü-
gen, eine höhere Mitwirkung an der Finanzierung 
öffentlichen Leistungen zu erreichen. 

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten 
Irene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]) 

Deswegen sagen wir Ja zur Unterstützung des Steuer-
vergünstigungsabbaugesetzes im Bundesrat. Wir 
sagen auch Ja - auch wenn Sie das nicht gern hören - 
zur Wiedereinführung der privaten Vermögensteuer. 
Es ist auch jenen, die über Millionenvermögen verfü-
gen, zumutbar, dass sie ihren Erben mit dem Erbe 
eine höhere Erbschaftsteuer hinterlassen. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Es lebe der Sozi-
alismus! Und warum ist Schröder nicht die-
ser Meinung?) 

Herr Kubicki, Sie bleiben doch die Antwort schuldig, 
wie Sie auf die Steuereinbrüche reagieren wollen. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ich stütze den 
Bundeskanzler in dieser Frage! Durch eine 
verstärkte Wirtschaftsleistung und nicht da-
durch, dass man bei den Investitionen spart!) 

Ich habe noch kein Land in der westlichen Welt er-
lebt, dem es gelungen ist, mit Steuersenkungen zu-
sätzliche Steuereinnahmen zu erzielen. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Sie müssen blind 
sein! - Wolfgang Kubicki [FDP]: Wie bitte? 
Irland, Neuseeland! - Martin Kayenburg 
[CDU]: Niederlande! - Weitere Zurufe von 
CDU und FDP) 

Alle solche Prozesse sind gescheitert. Das Beispiel 
der Vereinigten Staaten zeigt das. Die Steuersen-
kungsprozesse der Reagan-Regierung haben die 
höchste Haushaltsverschuldung in der Geschichte der 
Vereinigten Staaten hinterlassen. 

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten 
Irene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] - Zurufe von CDU und FDP) 

Lassen Sie mich wenige Sätze zum Verzicht auf den 
Verkauf von Landesbankanteilen sagen. Das ist ein 
weiteres Element, das Anlass zur Erhöhung der Net-
tokreditaufnahme gibt. Der Finanzminister hat auf die 
Notwendigkeiten hingewiesen. Herr Finanzminister, 
wir halten es für richtig, dass in der gegenwärtigen 
Schwächephase aller Kreditinstitute auf diese Trans-
aktion verzichtet wird, weil sie in der Tat nur mit 
hohen Preisabschlägen realisierbar gewesen wäre. 
Kollege Kubicki, bei allem, was uns nicht eint, freue 
ich mich, dass wir wenigstens auf diesem Gebiet in 
der Beurteilung einig sind. 

Wir bedauern, dass es keine Alternative gab, dass sich 
das Land Schleswig-Holstein der Ausrufung der Stö-
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
durch den Bund hat anschließen müssen. Ich habe 
vorhin darauf hingewiesen, dass es auch angesichts 
der derzeitigen konjunkturellen Entwicklung keine 
Alternative dazu gegeben hat. Wir haben leider auch 
vom Kollegen Wiegard keine Alternativen gehört. 

(Beifall bei SPD und SSW) 

Wie ich Sie kenne, Kollege Kubicki, werden wir auch 
von Ihnen wenig Konstruktives dazu hören, wenn Sie 
das Wort ergriffen haben. 
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Es ist für uns auch kein Trost, dass Finanzminister 
Möller in Gemeinschaft vieler anderer Finanzministe-
rinnen und Finanzminister ist, auch derer, Kollege 
Kubicki, wo sie regieren. Sprechen Sie einmal mit 
Finanzminister Weimar in Hessen oder mit Ihrer 
Fraktionsvorsitzenden! Sprechen Sie einmal mit den 
Kolleginnen und Kollegen im Saarland! Es gibt zu 
dieser Entscheidung leider keine Alternative. 

Trotzdem wird es notwendig, so schnell wie möglich 
auf der Ausgabeseite zu starken Korrekturen zu 
kommen und die Einnahmeseite zu stabilisieren. Über 
die Einnahmeseite habe ich schon gesprochen. Was 
die Korrektur auf der Ausgabeseite angeht - das Stel-
len aller freiwilligen Leistungen auf den Prüfstand, 
eine noch zügigere Umsetzung der Verschlankung der 
Verwaltung -, darüber wird der von mir sehr ge-
schätzte Vorsitzende der SPD-Fraktion in der nächs-
ten Woche konkrete Vorstellungen der SPD-
Landtagsfraktion vortragen. Insofern kann ich darauf 
jetzt verzichten. 

Zum Abschluss stelle ich fest, dass wir in den nächs-
ten Jahren eine Senkung der Nettokreditaufnahme nur 
werden erreichen können, wenn es uns gelingt - und 
diesen Mut müssen wir von Rot-Grün wohl allein 
aufbringen, weil wir dabei nicht auf Ihre Mithilfe 
werden rechnen können -, auf der Ausgabeseite zu 
prüfen, was originär Aufgabe des Staates ist, was wir 
leisten müssen und was wir nicht mehr leisten kön-
nen, indem wir die Verwaltungsstrukturreform noch 
konsequenter anschieben und indem wir auch durch 
Investitionen für die notwendigen Wachstumsimpulse 
sorgen. 

Wir wissen, dass wir es allein nicht schaffen können. 
Wir brauchen auch eine Neuordnung der Finanzbe-
ziehungen von Bund, Ländern und Gemeinden, weil 
wir dagegen sind, dass sich der Bund dauerhaft zulas-
ten der Länder und Kommunen entlastet. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Wir brauchen eine Gemeindegebietsreform, damit 
auch die Kommen ihren investiven Verpflichtungen 
nachkommen können und in die Lage versetzt wer-
den, wieder planbare Haushalte aufzustellen. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir werden dem Entwurf der Landesregierung zum 
Nachtragshaushalt zustimmen. Wir sehen keine Al-
ternative zu diesem Vorschlag. 

(Zurufe von CDU und FDP) 

Herr Kollege Kubicki, auch die Opposition weiß, dass 
die Einbrüche bei den Steuereinnahmen nicht haus-
gemacht und nicht von dieser Landesregierung ver-
schuldet sind. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Natürlich!) 

Sie sollten sich vorsehen, wenn Sie weiter in dieser 
Weise mit Steinen an die Glaswand werfen, weil die 
Steine, die Sie werfen, auf Ihren Körper zurückfallen 
werden. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Kubicki das 
Wort. 

Wolfgang Kubicki [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Heute ist ein denkwürdiger Tag mit einem passenden 
Datum. An einem Freitag, dem 13., legt die Landes-
regierung einen verfassungswidrigen Nachtrags-
entwurf vor, mit dem sie die Neuverschuldung auf 
über 1,1 Milliarden €, mehr als 2 Milliarden DM, 
katapultieren will. Das finanzpolitische Chaos, das 
damit angerichtet wird, wird nur noch durch die Pein-
lichkeit der Begründung überboten. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Landesregierung stellt sich als eine von Sach-
zwängen getriebene Ansammlung armer finanzpoliti-
scher Seelen dar, die für die Entwicklung dieses 
Dramas nicht verantwortlich sei und gar nicht anders 
könne, als den Bürgerinnen und Bürgern im Vorbei-
gehen eine neue Rekordschuldenlast aufzubürden. 

Wo ist denn der Kollege Neugebauer? - Er steht da 
und freut sich über seinen hervorragenden Beitrag. 
Kollege Neugebauer, wir haben die Ministerpräsiden-
tin in diesem Plenum jahrelang davor gewarnt, bei der 
Frage der Entbeamtungspolitik einen Alleingang zu 
vollziehen. Sie hat es trotzdem gemacht. Mit welchen 
Folgen? - Dass ein dreistelliger Millionenbetrag aus 
Steuermitteln für nichts und wieder nichts verpulvert 
worden ist. Wir haben Sie davor gewarnt, das Liegen-
schaftsmodell ins Werk zu setzen, das wir jetzt kom-
pliziert wieder rückabwickeln müssen. Wir sagen 
Ihnen, dass wir dort für nichts und wieder nichts ei-
nen dreistelligen Millionenbetrag verpulvert haben. 
Das müssen die Beschäftigten des öffentlichen Diens-
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tes jetzt ausbaden, Ihre verfehlte Finanzpolitik der 
Vergangenheit! 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der 
CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ursache der 
dramatischen Finanzlage des Landes ist die verfehl-
te Finanzpolitik der letzten 15 Jahre. Die Hauptver-
antwortlichen sitzen auf der Regierungsbank: die 
Ministerpräsidentin, vormals Finanzministerin, und 
der Nachfolger, Finanzmisereminister Möller. Ich 
sage Ihnen: Ein richtiges Kontrastprogramm, Frau 
Kollegin Schümann, gäbe es, wenn dieser Finanzmi-
nister seinen Platz räumen würde. 

(Beifall bei der FDP) 

Es muss ja nicht gleich zu einem Regierungswechsel 
kommen. Aber es gibt zwei Möglichkeiten: Entweder 
der Minister weiß nicht, was er sagt - dann gehört er 
nicht in dieses Amt -, oder er weiß, was er sagt, dann 
sind ihm die Verfassung und Recht und Gesetz dieses 
Landes völlig egal. Beides ist in gleicher Weise ver-
werflich. 

Dieser Nachtrag ist verfassungswidrig; wir lehnen ihn 
ab. Wir sind, Herr Kollege Neugebauer, für den ehrli-
cheren Weg und schlagen vor, den Haushalt 2002 mit 
einem Defizit abzuschließen und dieses Defizit 
schlicht und ergreifend in den kommenden beiden 
Haushaltsjahren auszugleichen. Das sehen die Lan-
deshaushaltsordnung und die Verfassung so vor. 

Wir sind uns bewusst, dass dieser Weg politisch an-
strengend wäre. Kein Wunder: Bei der Konsolidie-
rung der Landesfinanzen haben wir schließlich 
15 Jahre Rückstand aufzuholen. Denn die jetzige 
Landesregierung und die drei vorherigen Landesre-
gierungen haben zwar einerseits stets unter großem 
Wehklagen die Konsolidierung des Haushalts 
angekündigt, aber fast alles getan, um die Hürden für 
die Konsolidierung immer höher zu schrauben. 
Schauen Sie sich doch einmal die Finanzplanungen 
und Vorhersagen dieser Regierung seit 1989 an. 
Immer wieder ist uns erklärt worden, die 
Verschuldung würde heruntergeschraubt; aber sie ist 
von Jahr zu Jahr nach oben geschraubt worden. Hier 
klaffen Reden und Taten so weit auseinander wie in 
kaum einem anderen Bereich. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der 
CDU) 

Mit diesem Nachtrag würden die Hürden in noch 
schwindelerregenderen Höhen liegen. Die Lasten der 
katastrophalen rot-grünen Finanzpolitik würden wie-
der in die Zukunft verschoben, damit die Verantwort-
lichen sich aus ihrer Verantwortung stehlen können. 

Ich komme zu den Details. Die Landesregierung will 
das Defizit im Haushalt 2002 in Höhe von 
589,4 Millionen € mit Schulden decken. Dies wäre 
nach Artikel 53 der Landesverfassung nur zulässig, 
wenn entweder das gesamtwirtschaftliche Gleichge-
wicht gestört oder eine schwer wiegende Störung der 
Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung des 
Landes zu überwinden wäre. Die höheren Schulden - 
Kollege Wiegard hat darauf hingewiesen - müssten 
geeignet sein, die Störungen zu überwinden. 

Die Landesregierung stellt beide Störungen fest und 
behauptet, dass Schulden das geeignete Gegenmittel 
seien. Wir bestreiten alle drei Behauptungen. 

Selbstverständlich ist das gesamtwirtschaftliche 
Gleichgewicht gestört - es ist immer gestört. Das 
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ist ein theoreti-
sches, makroökonomisches Konzept, das als Schnitt-
punkt mehrerer Linien oder als Lösung eines Systems 
von Differentialgleichungen dargestellt wird, um die 
Komplexität der Entwicklung von Volkswirtschaften 
für Menschen begreifbar zu machen. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Haben Sie schon mal eine Diffe-
rentialgleichung gelöst?) 

- Herr Kollege Hentschel, Sie bekommen jetzt eine 
Vorlesung in Volkswirtschaft I. Sie sollten in Ihrer 
Freizeit vielleicht wirklich mal in die Uni gehen und 
sich dazu eine Vorlesung anhören; dann würden Sie 
nicht so dumme Zwischenrufe machen. 

Welche Elemente hat das gesamtwirtschaftliche 
Gleichgewicht? Ein Anhalt ist das magische Viereck 
des Stabilitätsgesetzes: Vollbeschäftigung, Preisstabi-
lität, außenwirtschaftliches Gleichgewicht und ange-
messenes Wirtschaftswachstum. Von der Differenz 
zwischen utopisch-optimistischen Steuereinnahmeer-
wartungen und tatsächlichen Steuereinnahmen bei 
überhöhten Ausgaben ist keine Rede, auch nirgends 
in den Gesetzespaketen, die wir haben; Sie haben 
darauf hingewiesen, Kollege Wiegard. 

Die Bundesrepublik Deutschland leistet sich ein 
Gremium ausgewiesener, international anerkannter 
Fachleute zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung. Herr Kollege Hentschel, es 
wäre gut, wenn Sie einmal zur Kenntnis nehmen 
würden, was Leute, die etwas davon verstehen, dazu 
sagen. Der Sachverständigenrat, bekannt als die fünf 
Weisen, ist per Gesetz berufen und verpflichtet, das 
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht und eventuelle 
Störungen dieses Gleichgewichts zu beurteilen. So 
steht es im gesetzlichen Auftrag für dieses Gremium. 
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Im seinem aktuellen Jahresgutachten vom 
13. November dieses Jahres stellt der Sachverständi-
genrat fest - jetzt kann ich Ihnen ein längeres Zitat 
nicht ersparen, weil die meisten von Ihnen ja doch 
nicht nachlesen -: 

„Aller Voraussicht nach werden in diesem 
Jahr sowohl auf Bundes- als auch auf Län-
derebene die jeweiligen Defizite auch die in 
den Haushaltplänen veranschlagten Investiti-
onsausgaben übersteigen. Nach Artikel 115 
Grundgesetz ist dies als Ausnahmetatbestand 
nur zur Abwehr einer Störung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts zulässig; 
ähnliche Bestimmungen finden sich in den 
Länderverfassungen. Nun könnte man sich 
die Sache einfach machen und etwa unter 
Verweis auf die hohe Arbeitslosigkeit eine 
Störung  ... feststellen. Dann wäre aber das 
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht in den 
letzten zwei Jahrzehnten sehr häufig gestört 
gewesen. Eine solche Argumentation könnte 
allenfalls bei einer formalistischen Betrach-
tung überzeugen. Das Bundesverfassungsge-
richt hat in seiner Entscheidung vom 18. Ap-
ril 1989 dem Gesetzgeber zwar einen Spiel-
raum bei der Einschätzung und Beurteilung 
des unbestimmten Rechtsbegriffes ‚Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes’ 
zugestanden, es hat aber auch auf einige Ein-
schränkungen hingewiesen. So sei das ge-
samtwirtschaftliche Gleichgewicht ‚dyna-
misch zu verstehen’ und es müsse ‚ernsthaft 
und nachhaltig gestört’ sein; für die Annah-
me einer solchen Störung komme es auf die 
‚erkennbare Entwicklungstendenz’ an. Tat-
sächlich ist in diesem Jahr aber keine we-
sentlich größere Zielverfehlung im Hinblick 
auf das Wachstums- und Beschäftigungsziel 
festzustellen als in den letzten Jahren. Es 
liegt keine veränderte Entwicklungstendenz 
vor, die auf eine ‚ernste und nachhaltige’ 
Abweichung vom Trend und damit eine 
deutliche Verschlechterung bei der Zielerrei-
chung schließen lässt. Nach der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichtes muss 
die Bundesregierung überdies begründen, 
warum die erhöhte Kreditaufnahme zur Ab-
wehr der festgestellten Störung ... geeignet 
ist. Diese Begründung muss vor dem Hinter-
grund der gesetzlich verankerten Organe der 
finanz- und wirtschaftspolitischen Meinungs- 
und Willensbildung (Finanzplanungsrat, 
Konjunkturrat, Sachverständigenrat ... Bun-
desbank) und der Auffassungen in der 

Volkswirtschaftslehre und Finanzwissen-
schaft ‚nachvollziehbar und vertretbar’ sein 
(BVerfGE 79, 311). Der Sachverständigenrat 
sieht nicht, wie eine höhere Nettokreditauf-
nahme geeignet sein könnte, mögliche Ziel-
verfehlungen in Form eines geringeren 
Wachstums oder einer zu hohen strukturellen 
Arbeitslosigkeit zu korrigieren. Allenfalls 
könnte eine höhere Staatsverschuldung bei 
einer schweren Rezession als geeignetes In-
strument zur Abwehr einer solchen Störung 
in Erwägung gezogen werden. Von einer Re-
zession kann gegenwärtig aber nicht gespro-
chen werden.“ 

Wir halten diese Einschätzung der von der Bundesre-
gierung berufenen Experten für zutreffend. Wir ver-
werfen die Ausflüchte der ausgewiesenen Nichtöko-
nomen Eichel, Clement und Möller. Das gesamtwirt-
schaftliche Gleichgewicht ist nicht so gestört, dass 
der Nachtrag durch Artikel 53 der Landesverfassung 
gerechtfertigt wäre. 

Eine kleiner Exkurs zum Verfassungsverständnis 
unserer Regierung: Die Landesregierung hält das 
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht in Schleswig-
Holstein für gestört, weil die Bundesregierung die 
Störung für das gesamte Bundesgebiet festgestellt hat 
und weil das Wort „gesamtwirtschaftlich“ in Arti-
kel 53 der Landesverfassung auf das gesamte Bun-
desgebiet bezogen sei und nicht auf Schleswig-
Holstein. Hieraus folge eindeutig, dass der Schleswig-
Holsteinische Landtag eine Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichtes nur nachvollziehen, 
aber nicht unabhängig vom Bundestag feststellen 
könne; denn wir haben nicht die rechtliche Kompe-
tenz für haushaltswirksame Entscheidungen in ande-
ren Bundesländern und im Bund. 

Wir halten dies für falsch. Selbstverständlich ist es 
möglich, die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in 
Schleswig-Holstein zu beurteilen und Aussagen zur 
Störung des schleswig-holsteinischen gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts zu machen. Anders 
könnte auch niemand feststellen, ob eine schwer wie-
gende Störung der Wirtschafts- und Beschäftigungs-
entwicklung in Schleswig-Holstein vorliegt. Die Lan-
desverfassung gilt für Schleswig-Holstein und damit 
auch der Begriff „gesamtwirtschaftlich“ in Artikel 53. 
Daraus folgt: Wenn der Bundestag feststellt, das ge-
samtwirtschaftliche Gleichgewicht Deutschlands sei 
im Sinne von Artikel 115 des Grundgesetzes gestört, 
kann der Landtag feststellen, dass das gesamtwirt-
schaftliche Gleichgewicht im Sinne von Artikel 53 
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der Landesverfassung nicht gestört ist, und umge-
kehrt. 

(Vereinzelter Beifall bei der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Landesregie-
rung begründet den Nachtrag weiter mit einer schwer 
wiegenden Störung der Wirtschafts- und Beschäfti-
gungsentwicklung in Schleswig-Holstein, auch wenn 
sie das in ihren Antworten auf unsere Fragen zum 
Nachtrag ausdrücklich verneint. Ich zitiere aus dem 
Nachtragsentwurf: 

„Im Jahre 2002 ist die Wirtschafts- und Be-
schäftigungsentwicklung des Landes ernst-
haft und nachhaltig gestört.“ 

Die Landesregierung versucht, diese Feststellung mit 
statistischen Daten für Gesamtdeutschland zu be-
gründen, von denen Schleswig-Holstein sich nicht 
habe abkoppeln können. 

Statistische Daten für Schleswig-Holstein fehlen, 
gesamtdeutsche Daten reichen aber nicht aus. Der 
Tatbestand der schwerwiegenden Störung der Wirt-
schafts- und Beschäftigungsentwicklung in Artikel 53 
der Landesverfassung bezieht sich auf das Land. Man 
muss das - auch in der Kommentierung - nur nachle-
sen. Folglich muss die konkrete wirtschaftliche Lage 
des Landes zur Begründung der Störung herangezo-
gen werden. 

Ich zitiere die Landesregierung aus dem Um-
druck 15/2757: 

„Die Landesregierung hat sich bei der Be-
gründung des Nachtragshaushaltes … auf die 
erste Alternative (Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts) bezogen, nach-
dem auch die Bundesregierung und andere 
Länder eine Störung des gesamtwirtschaftli-
chen Gleichgewichts in der Bundesrepublik 
dargelegt haben. Günstigere Wirtschaftsda-
ten in Schleswig-Holstein ändern nichts an 
einer solchen Störung.“ 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich fasse zusam-
men: Erstens. Die Landesregierung stellt fest, dass die 
Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung ernst-
haft und nachhaltig gestört ist. 

Zweitens. Sie stellt fest, dass die wirtschaftliche Lage 
in Schleswig-Holstein günstiger als im Bundesgebiet 
ist. 

Drittens. Sie stellt fest, dass die ernsthafte und nach-
haltige Störung der Wirtschafts- und Beschäftigungs-
entwicklung in Schleswig-Holstein nicht schwerwie-
gend im Sinne von Artikel 53 der Landesverfassung 
ist. 

Ich stelle fest: In der Landesregierung geht es wie 
üblich drunter und drüber. Nicht einmal die eigenen 
Gesetzentwürfe werden für die Beantwortung der 
Fragen des Parlaments ordentlich ausgewertet. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was sagen denn die 
letzten veröffentlichten Daten? 

Erstens. Die Preise sind stabil - in Europa, in 
Deutschland und in Schleswig-Holstein. 

Zweitens. Die Arbeitslosenquote liegt mit 8,8 % 
knapp einen Prozentpunkt unter dem deutschen 
Durchschnitt und einen Prozentpunkt über dem west-
deutschen Durchschnitt; keine veränderte Tendenz. 

Drittens. Das jährliche Wirtschaftswachstum in 
Schleswig-Holstein betrug im ersten Halbjahr 1,3 %. 
Es liegt damit nur 0,2 % Prozentpunkte unter dem 
Trendwachstum von 1,5 %, das die Bundesregierung 
in Übereinstimmung mit den fünf Weisen bis auf 
Weiteres für Deutschland annimmt. 

Es war das höchste Wirtschaftswachstum aller Bun-
desländer, 1,7 Prozentpunkte über dem westdeutschen 
und dem deutschen Durchschnitt mit minus 
0,4 Prozentpunkten. 

Neuere Daten hat die Landesregierung bisher nicht 
veröffentlicht. Die Daten sind selbstverständlich nicht 
zufrieden stellend, aber sie zeigen keine schwer wie-
gende Störung im Sinne von Artikel 53 der Landes-
verfassung. 

(Beifall bei der FDP) 

Gemessen am neuen Trendwachstum für die Fi-
nanzplanung hätten wir als Land fast eine konjunk-
turelle Normallage, bei der es bei verantwortungs-
bewusster Finanzpolitik eigentlich kein konjunkturbe-
reinigtes Defizit im Landeshaushalt geben dürfte. 

Die Landesregierung erklärt mit ihrem Nachtrag, dass 
sie sich selbst dann nicht mehr an die Kreditobergren-
ze gebunden fühlt, wenn keine Rezession herrscht. 
Das widerspricht dem Sinn der Landesverfassung, es 
passt aber zur Beliebigkeit der Politik von Rot-Grün 
in diesem Hause, wie sie uns immer wieder vorge-
führt wird. 

Das Defizit im laufenden Haushalt ist entstanden, 
weil die Landesregierung wider besseres Wissen reale 
Ausgaben mit virtuellen Einnahmen finanzieren woll-
te. Die Einnahmeutopie hat sich nicht verwirklicht 
und jetzt steht die Landesregierung vor dem Scher-
benhaufen ihrer Politik. 

Günter Neugebauer, du musst doch der deutschen 
Öffentlichkeit, der schleswig-holsteinischen Öffent-
lichkeit, mir und dem Haus einmal erklären, was die 
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Nachfinanzierung der virtuellen Einnahmen - Verkauf 
von 5 % Landesbankanteilen mit 100 Millionen € 
Neuverschuldung - mit einer Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts zu tun hat! 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der 
CDU) 

Schon deswegen wäre der Nachtrag verfassungswid-
rig. 

Die Landesregierung will das aber nicht sehen, will 
das mit abenteuerlichen und widersprüchlichen Aus-
flüchten überdecken, weil sie sich davor drücken will, 
den Menschen in Schleswig-Holstein die realen Kos-
ten ihrer Politik vor der Landtagswahl 2005 offen zu 
legen und weil sie sich davor drücken will, nach 
15 Jahren Schlendrian endlich Haushaltskonsolidie-
rung zu betreiben. 

Ergebnis: Der Vorschlag der Landesregierung, mit 
dem Nachtrag die Kreditobergrenze nach Artikel 53 
der Landesverfassung zu überschreiten, ist durch 
wirtschaftliche Daten nicht gerechtfertigt. Damit ist 
der Entwurf verfassungswidrig. 

Die Landesregierung will sich nur Tür und Tor öff-
nen, um auch zukünftig bei leichten Konjunktur-
schwächen unbegrenzt Schulden aufnehmen zu kön-
nen. Wir fordern die Unionsfraktion auf, ja, wir bitten 
darum, Kollege Kayenburg, sofern Sie sich noch als 
Opposition verstehen, mit uns gemeinsam in dieser 
Frage das Bundesverfassungsgericht anzurufen. Wir 
sind sicher, dass relativ zügig festgestellt werden 
wird, dass dieser Nachtrag verfassungswidrig ist. 

(Lachen des Abgeordneten Günter Neuge-
bauer [SPD] - Zuruf des Abgeordneten Rolf 
Fischer [SPD]) 

- Herr Fischer, ich gehe davon aus, dass Sie auch 
einige wenige Juristen in Ihren Reihen haben, die 
Ihnen einmal erklären, was das Bundesverfassungsge-
richt bisher judiziert hat. Dann werden Sie sehen, wie 
schnell das funktioniert. 

(Rolf Fischer [SPD]: Ich bin gespannt!) 

Wir sind sicher, dass dann die Folgen eintreten wer-
den, die wir skizziert haben. 

Das war übrigens beim letzten Mal auch schon so, 
Herr Fischer, dass Ihnen Ihr Finanzminister gesagt 
hat: „Alles Paletti!“ und dann hat das Bundesverfas-
sungsgericht relativ zügig gesagt: Schluss mit lustig. 
Der Immobiliendeal ist als Kreditaufnahme anzuse-
hen; damit war es das. 

Ich bin hier also ganz ruhig und relaxed. Die Konse-
quenzen, die ich beschrieben habe, sind, dass Sie 

dann in den Haushalten 2004/2005 das jetzt als ver-
fassungswidrig Festgestellte anders finanzieren müs-
sen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, drittes und letztes 
Detail! Die erhöhte Kreditaufnahme wäre nach 
unserer Auffassung nicht geeignet, Störungen im Sinn 
von Artikel 53 der Landesverfassung zu überwinden 
oder zu verhindern. Beweis: Im Nachtrag werden 
kaum zusätzliche Ausgaben beantragt, die Wachstum 
und/oder Beschäftigung in Schleswig-Holstein kurz-
fristig stärken würden. Das Bruttoinlandsprodukt 
Schleswig-Holsteins betrug im Jahre 2001 nominal 
63,1 Milliarden €, die zusätzlichen Investitionen im 
Nachtrag betragen 35 Millionen € oder ein gutes hal-
bes Promille der Wirtschaftsleistung Schleswig-
Holsteins oder ein statistisch kaum noch messbares 
Rauschen. Der Rest dient der Deckung unrealistisch 
überhöhter Haushaltsansätze. 

Bisher - leider fehlt der Wirtschaftsminister - vermis-
se ich eine Auskunft des Wirtschaftsministers unseres 
Landes, wie er, der ein bisschen von Ökonomie ver-
steht, glaubt, mit diesen Maßnahmen der Regierung 
die behauptete Störung abweisen, verändern zu wol-
len. Er drückt sich - so denke ich einmal - aus gutem 
Grund, weil er rot anlaufen müsste, wenn er uns hier 
das erzählen müsste, was uns Herr Möller gerade 
erzählt hat. 

Wirtschaft und Beschäftigung werden nicht angekur-
belt, was zu beweisen war. 

Wir bleiben dabei: Der Nachtrag ist verfassungswid-
rig. Wir lehnen ihn ab und schlagen vor, den Haus-
halt 2002 mit einem Defizit abzuschließen, das in den 
Haushalten 2004/2005 erwirtschaftet werden muss. 
Das wäre ein ordentlicher Einstieg in eine angemes-
sene Haushaltskonsolidierung, die wir allerdings von 
dieser Regierung nicht mehr erwarten. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der 
CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Das Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Heinold. 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Kubicki, eigentlich müsste ich mich erst einmal kurz 
erholen. Das hat mich ja nahezu erschlagen: 30 Mal 
das Wort „verfassungswidrig“! Aber nichtsdestotrotz. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: So ist es eben!) 
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Ja, wir kommen nicht umhin, einen Nachtragshaus-
halt zu verabschieden, der die Neuverschuldung 
mehr als verdoppelt. 

Ja, wir haben unser Ziel, die Nettoneuverschuldung 
auf die in der Verfassung zugelassene Größe zu redu-
zieren, nicht erreicht. 

Ja, wir müssen das gesamtwirtschaftliche Gleichge-
wicht für gestört erklären, damit wir Kredite aufneh-
men können, 

(Martin Kayenburg [CDU]: Das ist der 
Grund! Das ist ja unglaublich!) 

um unsere Lehrerinnen und Lehrer und Polizisten und 
Polizistinnen bezahlen zu können, um von der Ju-
gend- bis zur Sportförderung, von den Hochschulen 
bis zur Landwirtschaftskammer 

(Martin Kayenburg [CDU]: Ehrlich ist sie 
ja!) 

unsere Zusagen und Verpflichtungen einhalten zu 
können. Die Verfassung lässt dies ausdrücklich zu. 
Die Begründungen sind genannt worden. 

Ich sage Ihnen, Herr Kubicki, wenn Sie unseren Weg 
für falsch halten, dann erwarte ich einen anderen 
Lösungsvorschlag. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SDP - Wolfgang Kubicki [FDP]: Den 
habe ich Ihnen gesagt!) 

Wo ist Ihr Vorschlag, in einer Größenordnung von 
590 Millionen € Geld aus diesem Haushalt herauszu-
ziehen? - Das ist das Mindeste. Wenn Sie hier mit 
politökonomischen Beiträgen kommen, dann bitte ich 
auch um Alternativen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD) 

Ja, wir wissen noch nicht, ob unsere Einnahmeerwar-
tungen im Haushalt 2003 eintreten, da sie von einer 
Änderung der Bundesgesetzgebung im Steuerrecht 
und im Beamtenrecht abhängen. Kommen diese Ein-
nahmeverbesserungen nicht, wird das Jahr 2003 min-
destens genau so schwierig werden wie dieses Jahr. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Dann machen Sie 
das noch einmal!) 

Diese Situation ist mehr als ärgerlich, zumal die Steu-
erpolitik der rot-grünen Bundesregierung ihren Anteil 
daran hat, dass sich Großbetriebe und große Privat-
vermögen nicht angemessen an der Finanzierung des 
Staates beteiligen. Andere Länder, Herr Wiegard, 
haben Vermögensteuern! Deshalb hinkt Ihr Vergleich 
von vorhin deutlich. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD) 

Aber es sind auch die Auswirkungen einer Steuer-
gesetzgebung und einer Familienförderpolitik, die 
meine grüne Fraktion ausdrücklich wollte und auch 
im Nachhinein begrüßt. Wir wollten die Senkung der 
Einkommensteuer, wir wollten die Erhöhung von 
Kindergeld- und Kinderfreibeträgen und die Einfüh-
rung von Betreuungsfreibeträgen, wir wollten die 
BAföG-Reform und die Reform des Erziehungsgel-
des, wir wollten eine Erhöhung des Wohngeldes, wir 
wollten eine steuerliche Besserstellung des Mit-
telstandes. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD - Zuruf des Ab-
geordneten Wolfgang Kubicki [FDP]) 

Und wir lagen mit unseren Forderungen weit unter 
den Forderungen von FDP und CDU, die noch weni-
ger Steuereinnahmen bei noch höheren Ausgaben 
durchsetzen wollten. Ich erinnere nur an das Famili-
engeld. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Eine völlig ande-
re Wirtschaftspolitik!) 

Nun müssen wir in den Ländern, aber auch in den 
Kommunen die Konsequenzen tragen. Da ist es gera-
dezu absurd, wenn die Opposition nun so tut, als habe 
sie mit den Steuermindereinnahmen nichts, aber auch 
gar nichts zu tun. 

Ich habe im Finanzausschuss vorgeschlagen, dass wir 
die Debatte zum Nachtragshaushalt mit der Debatte 
zum Haushalt 2003 verknüpfen, damit wir nach vorn 
gerichtet diskutieren können. 

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das war von CDU und FDP nicht gewollt. Sie be-
schäftigen sich natürlich lieber mit dem negativen 
Ergebnis in diesem Jahr. Nun diskutieren wir alles 
getrennt, als hätte das eine mit dem anderen nichts zu 
tun: erst den Nachtragshaushalt, nachher das Steuer-
vergünstigungsabbaugesetz - welches natürlich direk-
te Auswirkungen auf die Haushalte hat - und nächste 
Woche den Haushalt 2003! 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sie haben doch 
die Sondersitzung gemacht!) 

- Ich habe im Finanzausschuss den Vorschlag ge-
macht, eine gemeinsame Debatte über Nachtrag und 
Haushalt 2003 zu führen. Das ist von der Opposition 
abgelehnt worden. 
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Trotz der sehr engen Eingrenzung möchte ich bereits 
in der heutigen Debatte zumindest erwähnen, dass 
auch das Haushaltsjahr 2003 ein sehr schwieriges 
wird. Schleswig-Holstein hat nicht isoliert Probleme, 
sondern alle Bundesländer müssen 2002 und 2003 
deutlich mehr Kredite aufnehmen als geplant. Inso-
fern ist die Kritik von FDP und CDU unehrlich, wenn 
sie sich nur auf die Regierungspolitik in Schleswig-
Holstein bezieht. Wenn Sie den Finanzminister hart 
kritisieren, Herr Kubicki, dann kritisieren Sie bitte 
schön auch die Bundesländer, in denen Sie Regie-
rungsverantwortung tragen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Wolfgang Kubicki [FDP]: Das mache ich 
auch, Frau Heinold, in gleicher Weise!) 

- Dann machen Sie das nachher nochmals. 

Grundlage für die Verabschiedung des Haushalts 
2002 waren nicht erfundene Zahlen des Finanzminis-
ters, so wie Sie das manchmal darstellen, sondern es 
war die Steuerschätzung der Wirtschaftsexperten des 
Bundes. 

Die Ausgabeseite haben wir seit 1996 im Lande ste-
tig reduziert. Wir haben - gegen Ihren Willen - die 
Landwirtschaftskammer reformiert. Wir haben eine 
Behördenstrukturreform durchgeführt und Verwal-
tungseinrichtungen geschlossen. Es gibt deutlich we-
niger Zuschüsse für Vereine und Verbände. Wir ha-
ben Stellen gestrichen und Beförderungen zurückge-
stellt. Wir finanzieren heute die Umweltausgaben 
überwiegend durch Abgaben und nicht durch Steuer-
mittel, durch Abgaben, die Sie nicht wollten. Wir 
reduzieren die Ausgaben bei den Kliniken und vieles 
mehr. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Kubicki? 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Kein Problem. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Herr Abgeordneter Kubicki! 

Wolfgang Kubicki [FDP]: Frau Kollegin 
Heinold, wegen des Hinweises, dass sich an-
dere Länder ähnlich verhalten: Glauben Sie, 
dass ein Rechtsbruch dadurch legitimiert 
wird, dass ihn mehrere begehen? 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Natürlich glaube ich das nicht, Herr Kubicki. Ich bin 
ja nicht blöd. 

(Heiterkeit und Beifall bei BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und SPD - Holger Astrup 
[SPD]: Da hat sie Recht!) 

Aber dieses hat nicht gereicht, zumal wir seit 2000 
sinkende Einnahmen des Landes haben, dafür aber 
steigende Pensionskosten, Mehrausgaben für zusätz-
liche Stellen in den Schulen und eine sehr hohe Be-
lastung durch die Zinszahlungen. 

Deshalb werden wir uns im Zusammenhang mit der 
Verabschiedung des Haushaltes 2003 über weitere 
strukturelle Sparmaßnahmen unterhalten müssen. 

Bei allen Problemen dürfen wir aber unser Land nicht 
schlecht reden. Herr Kubicki hat dankenswerterweise 
die Zahlen genannt. Das Wirtschaftswachstum des 
Landes Schleswig-Holstein lag im ersten Halbjahr 
2002 um 0,38 % über dem durchschnittlichen Wirt-
schaftswachstum in Schleswig-Holstein der vorange-
gangenen 11 Jahre. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Deshalb müssen 
wir uns jetzt verschulden! Weil es uns so gut 
geht!) 

Das Bruttoinlandsprodukt wuchs im ersten Halbjahr 
2002 gegenüber dem ersten Halbjahr 2001 real um 
1,3 % und hat damit das höchste Wachstum aller 
Bundesländer und ist außerdem 1,7 % höher als das 
Wirtschaftswachstum in Deutschland insgesamt. 

Dass wir dennoch das wirtschaftliche Gleichgewicht 
für gestört erklären können, hat der Finanzminister 
sowohl schriftlich in der Beantwortung der FDP-
Fragen als auch mündlich immer wieder erläutert. 
Uns trifft natürlich der Länderfinanzausgleich, der 
unsere positiven Ergebnisse zum Teil rückgängig 
macht. 

Von dieser Gesamtentwicklung hängt auch der Ver-
lauf des Jahres 2003 ab. Meine Fraktion hätte sich 
durchaus vorstellen können, die Verfassungsausnah-
me auch für 2003 zu beschließen - das sage ich hier 
deutlich -, so wie Niedersachsen das tut. Allerdings 
gab es in unseren Diskussionen auch Bedenken, ob es 
zulässig ist, sozusagen im Vorwege das Gleichge-
wicht für gestört zu erklären. Insofern machen wir das 
nicht. 

(Rainer Wiegard [CDU]: Im Gesetz können 
Sie das nachlesen!) 

Wir wissen aber - ich sage das extra, weil wir uns im 
nächsten Jahr oft über den Haushalt unterhalten wer-
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den -, dass das nächste Jahr schwierig werden wird. 
Außerdem - auch das spricht dafür, jetzt einen sehr 
engen Rahmen für das nächste Jahr zu setzen - ist es 
nach wie vor unser Ziel, die Verschuldung so gering 
wie möglich anzusehen. Denn unsere Kinder werden 
morgen den Schuldenberg von heute abtragen müs-
sen. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Darum legen wir 
500 Millionen drauf! - Rainer Wiegard 
[CDU]: Und nächstes Jahr nochmals!) 

Wie weit sich die konjunkturelle Lage entwickeln 
kann, wenn weder die Bürger noch der Staat verstärkt 
investieren, bleibt abzuwarten. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Er investiert gar 
nicht!) 

Hier ist die Bundespolitik gefordert, schnell die rich-
tigen Antworten zu finden und Lösungen zu präsen-
tieren, die grundlegende Reformen möglich machen: 
für den Arbeitsmarkt - hier scheint es glücklicherwei-
se zumindest bei Hartz eine übergreifende Lösung zu 
geben -, für die Sozialversicherungen und für die 
Überführung des Beamtenrechts in ein allgemeines 
Dienstrecht. Ich wünschte, wir wären uns an dieser 
Stelle einig. 

Die schleswig-holsteinischen Grünen werden sich 
nicht scheuen, lautstark eigenständig Vorschläge zu 
machen, so wie wir das auch in den letzten Jahren 
gemacht haben. 

Hier in Schleswig-Holstein werden wir auch weiter-
hin mutig mit all denjenigen diskutieren, die vom 
Land mehr finanzielle Unterstützung erwarten, als wir 
zurzeit bereitstellen können. Ich gehe davon aus, dass 
wir in diesem Jahr noch nicht alle Demonstrationen 
hinter uns haben. 

Wir werden es ertragen müssen, dass die CDU auch 
weiterhin mit dem Füllhorn durch die Gegend läuft 
und 100 neue Polizisten, 200 neue Lehrerstellen, 
Millionen mehr für Straßen und Küstenschutz, für 
Werften und Kindertagesstätten, für Hochschulen und 
Vereine und Verbände verspricht. Wir werden damit 
leben müssen, dass die CDU Dinge fordert, die sie 
selber gar nicht in ihren Haushalt einstellt, weil es 
schlicht und ergreifend überhaupt nicht mehr geht. 
Ich erinnere an das Finanzausgleichsgesetz. Dabei 
haben Sie den Kommunen versprochen, dass Sie das, 
was das Land macht, rückgängig machen. Es ist in 
Ihren Haushaltsanträgen nicht enthalten. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Aber bei uns!) 

Ich erinnere an die Landwirtschaftskammer. Sie ha-
ben hier gesagt, ab dem Jahr 2003 sei zu wenig Geld 

vorhanden. Das wollten Sie rückgängig machen. Kein 
Antrag ist von Ihnen gekommen. Ich erinnere an den 
Sport, an die Minderheiten. Gestern haben Sie den 
Minderheiten erzählt, dass das, was Rot-Grün einge-
stellt habe - Sie ja nicht -, ganz knapp sei. Wo waren 
Ihre Anträge? 

(Vereinzelter Beifall bei SPD und SSW) 

Ich erinnere an das Familiengeld, letztes Jahr und 
vorletztes Jahr von Ihnen als große Lösung präsen-
tiert. Heute suche ich in Ihrem Haushalt. Es steht 
überhaupt nicht drin. Das sind Eintagsfliegen, um der 
Bevölkerung etwas zu versprechen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD und SSW - Rolf Fischer [SPD]: Pres-
semitteilung!) 

Ich erinnere an die Oberflächenwasserentnahmeabga-
be, die Sie nie wollten, aber fröhlich verfrühstücken. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Ich erinnere an die Landesentwicklungsgesellschaft, 
die Sie theoretisch jedes Jahr verkaufen, aber nur 
verkaufen können, weil wir sie nicht verkaufen. Sonst 
wäre Ihr Haushalt schon lange zusammengebrochen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das 
macht der Finanzminister jedes Jahr mit sei-
nen Landesbankanteilen!) 

Es gibt aber auch etwas Positives und Verbindendes. 
Das möchte ich an das Ende meiner Rede stellen. Ich 
war im Finanzausschuss letzte Woche schon sehr 
überrascht. Mein Kollege Arp leitete den Finanzaus-
schuss - die FDP war leider noch nicht da - und fragte 
am Anfang, ob wir alle der mittelfristigen Finanzpla-
nung des Landes zustimmen. Ja, sagten wir alle - 
gemeinsam mit der CDU. Da habe ich mich gefreut. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD und SSW) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Spoorendonk. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Anfang November gab es wahrlich ein paar schwarze 
Tage für die Bundesrepublik Deutschland. Der Bun-
desfinanzminister erhielt wegen der Überschreitung 
der so genannten Maastricht-Kriterien einen blauen 
Brief aus Brüssel. Hinzu kamen die Stellungnahme 
der fünf Wirtschaftsweisen zur aktuellen wirtschaftli-
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chen Entwicklung und als Höhepunkt die neuesten 
Daten der Steuerschätzung, die Steuerausfälle in Mil-
liardenhöhe für Bund, Länder und Kommunen so-
wohl für 2002 als auch für 2003 voraussagten. 

Vor dem Hintergrund der gleichzeitigen Haushaltslö-
cher in den Sozialversicherungen kommt die öffentli-
che Debatte seitdem verständlicherweise überhaupt 
nicht mehr zur Ruhe. Ich will jetzt nicht der Diskussi-
on über den Haushalt 2003 in der nächsten Woche 
vorgreifen. Heute nur so viel dazu: Natürlich befindet 
sich die Bundesrepublik in einer schweren Krise. 
Aber diese Krise ist nicht wegen der faktischen Lage 
so dramatisch oder weil wir uns jetzt nur noch im 
freien Fall abwärts bewegen. Aus meiner Sicht ist es 
eine sehr ernst zu nehmende Krise, weil die verant-
wortlichen gesellschaftlichen Kreise dieses Landes 
nicht dazu imstande sind, gemeinsame Lösungswege 
zu erarbeiten und durchzusetzen. 

(Beifall beim SSW) 

Die heutige Debatte ist auch ein Beispiel dafür. 

Symptomatisch dafür ist das Schauspiel, das uns der-
zeit die Bundesregierung und die Opposition in Berlin 
vorführen, so wie das, was wir heute hier leisten. 
Nach den Hiobsbotschaften im November entschloss 
sich der Bundesfinanzminister vor dem Hintergrund 
des laufenden Haushalts zu einem Nachtragshaushalt. 
Auch für Schleswig-Holstein ergab sich aus Sicht des 
SSW keine andere Möglichkeit, als das große Haus-
haltsloch durch einen Nachtragshaushalt zu schlie-
ßen. Wie angeschlagen die bundesdeutsche Finanz-
ordnung ist, ersieht man auch daran, dass rund die 
Hälfte der Bundesländer in diesen Tagen wegen der 
massiven Steuerausfälle einen Nachtragshaushalt für 
das laufende Haushaltsjahr beschließen müssen. Da-
bei ist es in der Geschichte des Landes Schleswig-
Holstein ein einmaliger Vorfall, dass wir heute einen 
Nachtragshaushalt nur beschließen können, indem wir 
eine Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts feststellen, weil wir sonst nicht mehr die 
notwendigen Kredite aufnehmen könnten, um das 
aktuelle Haushaltsloch für 2002 zu decken. 

Wer hätte sich eine solch dramatische Entwicklung 
vorstellen können, als wir hier im Landtag vor genau 
einem Jahr den Haushalt für 2002 beschlossen haben? 
Wir nicht. Natürlich gab es auch damals schon einige 
Unsicherheiten darüber, wie der Haushaltsvollzug 
verlaufen würde. Insbesondere gab es unterschiedli-
che Auffassungen über die Höhe des Wirtschafts-
wachstums, die natürlich entscheidend für die Ein-
nahmesituation des Landes ist. Dem Landeshaushalt 
2002 lag ein erwartetes Wirtschaftswachstum von 
1,25 % zugrunde. Leider hat sich nun gezeigt, dass 

das Wirtschaftswachstum für 2002 sehr wahrschein-
lich unter 0,5 % fallen wird. Man kann natürlich sa-
gen, dass diejenigen, die letztes Jahr vor zu optimisti-
schen Prognosen gewarnt hatten, Recht behalten ha-
ben. 

Der Einbruch des Wirtschaftswachstums als Folge 
der internationalen Konjunkturschwäche kann aber 
nicht allein die massiven Steuerausfälle von über 
400 Millionen € erklären. Statt der veranschlagten 
5,6 Milliarden € werden die Steuereinnahmen in die-
sem Jahr voraussichtlich nur 5,2 Milliarden € betra-
gen. Das Defizit von genau 430 Millionen € erklärt 
sich aber auch aus dem fast völligen Ausfall der Kör-
perschaftsteuer. Dazu wurde bereits oft gesagt. Im 
Haushaltsentwurf vom Dezember 2002 rechnete die 
Landesregierung für dieses Jahr noch mit Einnahmen 
in Höhe von über 400 Millionen € aus dieser Steuer. 
Nach der November-Steuerschätzung sind - wie Sie 
wissen - nur noch circa 40 Millionen € zu erwarten. 
Damit fehlen allein aus der Körperschaftsteuer für 
dieses Jahr über 360 Millionen €. Das Haushaltsloch 
für Schleswig-Holstein lässt sich also fast ausschließ-
lich durch die Fehlentwicklung bei den Einnahmen 
für die Körperschaftsteuer erklären. 

Mit anderen Worten: Welch eine katastrophale Fehl-
einschätzung der rot-grünen Bundesregierung, die 
durch die Unternehmensteuerreform die neuen 
Regelungen für die Körperschaftsteuer eingeführt 
hat. Nicht nur die Länder haben die Folgen zu spüren 
bekommen, sondern auch die Kommunen müssen bei 
ihrem Anteil an der Körperschaftsteuer mit starken 
Einnahmeverlusten rechnen. Deshalb ist die Landes-
regierung an dieser Entwicklung nicht unschuldig. 
Schließlich hat sie dieser Reform im Bundesrat zuge-
stimmt. Wir begrüßen aber natürlich, dass sich die 
Landesregierung und ihr Finanzminister schon seit 
Anfang des Jahres eines Besseren besonnen und eine 
Änderung in diesem Bereich gefordert haben. 

Die Änderung der Körperschaftsteuer muss aber 
schnellstens umgesetzt werden. Es kann nicht weiter 
angehen, dass die Länder und Kommunen vor der 
Pleite stehen, während viele große Konzerne sogar 
Geld von der Steuer zurückbekommen. Dies gilt um-
so mehr, als diese massiven Steuersenkungen für die 
Wirtschaft, wie wir jetzt wissen, leider keine positi-
ven Auswirkungen auf Wachstum und Beschäftigung 
gehabt haben. Daher ist es einfach zu schlicht ge-
strickt, wenn man behauptet, durch Steuersenkungen 
kann man die Wirtschaft ankurbeln. So läuft das Ge-
schäft anscheinend nicht. 

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten I-
rene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]) 
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Darüber hinaus muss man immer noch die Ungleich-
heit bei der steuerlichen Behandlung von Personenge-
sellschaften und Aktiengesellschaften beklagen, die 
durch diese Unternehmensteuerreform entstanden ist. 
Wir erwarten deshalb auch, dass die unionsgeführten 
Länder im Bundesrat einen entsprechenden Vorstoß 
der Bundesregierung unterstützen. 

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abgeordneten Günter Neuge-
bauer [SPD]) 

Schließlich hat der damalige Kanzlerkandidat der 
Union, Ministerpräsident Stoiber, diese Forderung im 
Wahlkampf erhoben. Auch in dieser Frage muss mit 
der klassischen Blockadehaltung einer Opposition im 
Bundesrat endlich Schluss sein. 

(Beifall bei SSW, SPD und der Abgeordne-
ten Irene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Es geht hier um das Wohl des Gemeinwesens, insbe-
sondere aber auch um das Wohl der Kommunen. 
Sieht man sich im Zusammenhang mit dem Nach-
tragshaushalt noch einmal die Entwicklung der 
Steuereinnahmen für Schleswig-Holstein an, und 
zwar einschließlich des Länderfinanzausgleichs und 
der Bundesergänzungszuweisung - denn diese Gelder 
kommen ja letztlich bei uns an -, so muss man fest-
stellen, dass die geschätzten Steuereinnahmen für 
2002 mit über 5 Milliarden € die niedrigsten Steuer-
einnahmen seit 1997 sind. Diese Zahlen machen deut-
lich, vor welchen Problemen wir stehen, denn die 
Ausgaben sind leider nicht entsprechend gesunken. 
Dies gilt trotz der vielen Anstrengungen der Landes-
regierung, die Ausgabenentwicklung in den Griff zu 
bekommen. Das muss man hinzufügen. 

Ein Beispiel dafür, wie schwierig es ist, die Ausga-
ben im Landeshaushalt konsequent zu senken, ist die 
Beihilfe für die Landesbediensteten. Schon 1999 
hatte der Landtag durch eine Gesetzesänderung ver-
sucht, die stark ansteigenden Beihilfekosten zu redu-
zieren. Dieses Gesetz, das Leistungsansprüche redu-
zierte, griff nur ein paar Jahre. Mit dem Nachtrags-
haushalt müssen wir feststellen, dass die Beihilfekos-
ten in diesem Jahr rund 8 Millionen € über den erwar-
teten Kosten liegen. Eine der Hauptursachen ist auch 
darin zu suchen, dass wir jetzt wieder mehr verbeam-
tete Lehrerinnen und Lehrer verzeichnen können, die 
natürlich auch Beihilfeansprüche haben. Damit zeigt 
sich wieder einmal, dass Maßnahmen, die im Landes-
haushalt kurzfristig zu finanziellen Entlastungen füh-
ren, wie zum Beispiel die Verbeamtung der Lehrerin-
nen und Lehrer, längerfristig dennoch zusätzliche 
Ausgaben verursachen. 

Auch in anderen Bereichen sind die Kosten mehr als 
budgetiert gestiegen. Das gilt zum Beispiel für die 
Lehrerpersonalkosten, die rund 13,9 Millionen € 
über dem Soll liegen. Auch hier sind einige der Ursa-
chen interessant: Landauf, landab fordern Eltern und 
Öffentlichkeit zu Recht, dass das Problem der fehlen-
den Unterrichtsversorgung gelöst wird. Diesem An-
sinnen ist das Bildungsministerium zum Beispiel 
durch den verstärkten Einsatz von Lehrkräften nach-
gekommen. Natürlich kostet all dies zusätzliches 
Geld. Hier gibt es also einen Konflikt zwischen dem 
Ziel der besseren Unterrichtsversorgung und dem 
Ziel, die Personalbudgets nicht ansteigen zu lassen. 

Leider hat es auch in einem anderen Einnahmebereich 
Probleme gegeben, auf die das Land wenig Einfluss 
hat, dessen finanzielle Folgen wir aber dennoch tra-
gen müssen. Die Einnahmen der Gerichtskosten 
sind circa 8 Millionen € hinter den Erwartungen zu-
rückgeblieben. Hier hat sich unter anderem das bun-
desgesetzlich geregelte Insolvenzrecht negativ auf die 
Finanzen des Landes ausgewirkt. Alle Beispiele zei-
gen, dass sich trotz guten Willens zur Konsolidierung 
des Landeshaushalts nicht immer alles so umsetzen 
lässt, wie es sich die Öffentlichkeit vorstellt. 

Finanzminister Möller hat die Tatsache, dass beim 
Nachtragshaushalt sowieso eine Nettoneukreditauf-
nahme über dem verfassungskonformen Niveau der 
Investitionen hinaus getätigt werden musste, dazu 
benutzt, um noch andere Haushaltsprobleme zu lösen. 
Neben der Bürgschaft für die Flender-Werft, wer 
wollte diese Bürgschaft nicht? - denke ich hier insbe-
sondere an den geplanten Verkauf der 5 % Landesan-
teile an der Landesbank, der im Haushalt mit 
100 Millionen € Einnahmen angesetzt war. Ich habe 
es bereits bei der Debatte um das Sparkassengesetz 
gesagt: Der SSW unterstützt die Landesregierung in 
ihrem Bestreben, diesen Verkauf erst einmal zu ver-
schieben. Die aktuelle Situation ist nicht so, dass man 
einen Käufer bekommen könnte, der diesen Preis 
bezahlen würde. Von daher wenden wir Schaden vom 
Land ab, wenn wir für den Verkauf einen günstigeren 
Zeitpunkt abwarten. 

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten 
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]) 

Soweit ich mich erinnern kann, hat auch der ansons-
ten von mir geschätzte Kollege Kubicki immer vor 
einem zu billigen Verkauf der Anteile an der Lan-
desbank gewarnt. Allerdings will er jetzt in seinen 
Haushaltsanträgen die gesamte Landesbank verkau-
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fen. Das kann man natürlich nur einmal machen. Wie 
so vieles bei der FDP hängt dies nicht zusammen. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Kannst du das 
mal erklären?) 

- Man kann sie nur einmal verkaufen. 

Als Folge dieser ganzen Entwicklung muss das Land 
im Nachtragshaushalt seine Nettokreditneuaufnah-
me verdoppeln und sich um insgesamt über 1 Mil-
liarde € neu verschulden. Wie schon gesagt, ist dies 
eine Entwicklung, die in dieser Größenordnung noch 
nie da gewesen ist. Eine solche Neuverschuldung ist 
nach Artikel 53 der Landesverfassung nur zur 
Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts - diese muss der Landtag feststellen - 
möglich. 

Nun können wir gerne in eine theoretische Diskussion 
darüber eintreten - diese führen wir zum Teil ja be-
reits -, ob eine solche Störung vorliegt oder nicht. 
Natürlich kann man bei einem positiven Wirtschafts-
wachstum - das haben wir ja immer noch - sagen, 
dass objektiv gesehen keine Störung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts vorliegt. Allerdings 
frage ich mich dann: Warum wird von der Presse, den 
Wirtschaftsverbänden oder anderen Interessenorgani-
sationen in diesem Land seit Wochen so laut herum-
gejammert und so getan, als stünde das Ende des 
Abendlandes bevor, obwohl wir doch überhaupt keine 
Probleme haben? 

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten 
Lars Harms [SSW]) 

Ich möchte hinzufügen: Der SSW sieht dies alles 
pragmatisch. 

(Beifall beim SSW - Wolfgang Kubicki 
[FDP]: Sie sehen alle Gesetze und Verord-
nungen pragmatisch!) 

- Diese Diskussion will ich zwar gern, aber nicht im 
luftleeren juristischen Raum führen. 

(Beifall bei SSW und SPD) 

Wenn wir den Nachtragshaushalt jetzt nicht beschlie-
ßen und somit keine Nettoneuverschuldung in dieser 
Höhe zulassen würden, müssten wir im nächsten Jahr 
massive Einsparungen vornehmen. Damit meine ich 
wirklich schmerzliche und grausame Maßnahmen, 

(Wolfgang Kubicki [FDP] Aber nicht bei den 
Investitionen!) 

die auch in die Entlassung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Landes münden würden. Keine ver-
antwortlichen Politiker können dies ernsthaft wollen. 
Das stelle ich einmal so in den Raum. 

(Beifall beim SSW) 

Deshalb bleibt uns eigentlich nichts anderes übrig, als 
dem Nachtragshaushalt 2002 zuzustimmen. Der SSW 
stimmt dem Nachtragshaushalt also zu, um schlicht 
und ergreifend Schlimmeres zu verhindern. 

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN - Wolfgang Kubicki 
[FDP]: Stellen Sie sich so etwas mal in der 
Privatwirtschaft vor!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich begrüße die nächste Besuchergruppe auf der Tri-
büne, die von der integrierten Gesamtschule Neu-
münster kommt. - Herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Mir liegen noch einige Wortmeldungen zu Kurzbei-
trägen nach § 56 Abs. 4 vor. Zunächst hat der Abge-
ordnete Stritzl das Wort. 

(Thomas Stritzl [CDU]: Ich verzichte!) 

- Das hat sich also erledigt. - Dann hat jetzt der Herr 
Abgeordnete Neugebauer das Wort. 

Günter Neugebauer [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bin 
darauf aufmerksam gemacht worden, dass ich am 
Ende meiner Ausführungen von der Gemeindege-
bietsreform gesprochen habe. Das hat natürlich zu 
Recht - oder auch zu Unrecht - bei einigen zu Erwar-
tungen und bei anderen zu Irritationen geführt. Ich 
darf Sie beruhigen: Es war ein Versprecher. Ich mein-
te die Gemeindefinanzreform, die dazu beitragen soll, 
die Einnahmen der Kommunen zu verstetigen und die 
Haushalte wieder planbar zu machen. Ich bitte, diesen 
Versprecher zu entschuldigen. 

(Beifall bei SPD und vereinzelt bei der 
CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Jetzt hat der Herr Abgeordnete Wiegard das Wort. 

Rainer Wiegard [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich will 
nur zwei Dinge klarstellen. 

Erstens. Frau Kollegin Heinold, im Namen meiner 
Fraktion habe ich dem einvernehmlichen Beschluss 
im Ausschuss natürlich widersprochen. 

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das haben Sie leider verpennt!) 
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- Das haben Sie sicherlich verpasst. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schauen Sie mal ins Protokoll! - 
Wolfgang Kubicki [FDP]: Das liegt noch gar 
nicht vor!) 

- Ich habe der einvernehmlichen Feststellung des 
Beschlusses eindeutig widersprochen. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Laut Protokoll haben Sie die Fi-
nanzen des Haushalts für die nächsten fünf 
Jahre verabschiedet!) 

Zweitens. Kollege Neugebauer, es geht um Ihre Auf-
forderung, die Forderung nach neuen Steuern zu un-
terstützen. Nachdem Sie in den deutschen Ländern 
inzwischen ein einsamer Rufer im Wald geworden 
sind, können wir uns vielleicht darauf verständigen, 
das zu vollziehen, was wir im September des vergan-
genen Jahres übrigens gemeinsam beschlossen haben. 
Es geht darum, dass dieses Parlament darüber disku-
tiert, was im Namen Schleswig-Holsteins - das kann 
auch etwas mit gravierenden Auswirkungen sein - in 
die Bundesgesetzgebung eingebracht wird. Deshalb 
bitte ich darum, dass die Landesregierung - wenn sie 
daran festhält - hier vorträgt, was sie überhaupt will. 

Aus der „Bild“-Zeitung und anderen gelben Blättern 
erfahren wir, was die Landesregierung will. Wir wür-
den das hier gern miteinander diskutieren. Wir möch-
ten wissen, wie Ihre Vermögensteuer und Ihre Erhö-
hung der Erbschaftsteuer aussehen. Welches Loch in 
der Größe von einer Milliarde soll damit gestopft 
werden? Wem wollen Sie damit in welcher Größen-
ordnung ans Leder? Das würden wir hier gern mit 
Ihnen diskutieren, damit wir auch die Chance erhal-
ten, mit den Menschen in Schleswig-Holstein darüber 
zu reden. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht auf dem Ni-
veau der „Bild“-Zeitung!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Ich schließe 
die Beratung und lasse über den Gesetzentwurf der 
Landesregierung in der vom Ausschuss empfohlenen 
Fassung abstimmen. Diejenigen, die dem Gesetzent-
wurf zustimmen wollen, bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Dieser 
Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW 
gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU und 
FDP beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 26 auf: 

Ablehnung des „Steuervergünstigungsabbaugeset-
zes“ 

Antrag der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/2311 (neu) 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Stritzl. 

Thomas Stritzl [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Steuererhöhungen sind Gift für Arbeitsplätze. 
Wenn ich richtig informiert bin, hat am 20. November 
2002 ein Gesetzentwurf, welches den vermeintlich 
sympathisch anmutenden Begriff „Steuervergünsti-
gungsabbaugesetz“ trägt, das Bundeskabinett unter 
Bundeskanzler Schröder passiert. Es ist auf den ersten 
Blick sympathisch, da jeder irgendwie fordert, dass 
Subventionen durchforstet und abgebaut werden. Die 
Wissenschaft schätzt, dass die Subventionen im Bun-
deshaushalt insgesamt ungefähr 85 Milliarden € be-
tragen. 

Andererseits - das ist, wenn man genauer hinsieht, 
Herr Kollege Neugebauer, das Unsympathische an 
diesem Gesetzentwurf und seiner Begrifflichkeit - 
kommt vor dem Hintergrund der aktuellen Gesetzes-
systematik im Steuerrecht bei diesem Gesetz nichts 
anderes als eine vermehrte Belastung für die Famili-
en, die Landwirte und den Mittelstand heraus. Das ist 
der entscheidende Vorwurf, Herr Kollege. Unter dem 
Titel „Steuervergünstigungsabbaugesetz“ tun Sie 
nichts anderes, als die Menschen und die Wirtschaft 
in unserem Land unverhohlen mehr zu belasten. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Herr Kollege Neugebauer, Sie haben vorhin meine 
Zwischenfrage nicht zugelassen und der Opposition 
vorgeworfen, sie habe nichts zu den Einbrüchen bei 
der Körperschaftsteuer zu sagen, es sei unerträglich, 
dass sie auf die Höhe der Biersteuer herabgesunken 
sei. Herr Kollege Neugebauer, Sie haben vergessen, 
zu erwähnen, wer diese Unternehmensteuerrechts-
reform durchgeführt hat. Stimmen Sie mir zu, dass 
das Ihre Kollegen von der rot-grünen Koalition in 
Berlin unter der Führung von Kanzler Schröder ge-
wesen sind? 

Kann es zufällig auch sein, Herr Kollege Neugebauer, 
dass selbst diese Landesregierung und der Finanzmi-
nister Möller die Bundesregierung darauf aufmerk-
sam gemacht haben, dass, wenn diese Systematik so 
in Gang gesetzt würde, wie sie von Herrn Schröder 
gewollt sei, erheblichste Einbrüche bei der Körper-
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schaftsteuer zu gegenwärtigen wären, weil die Unter-
nehmen dann die Schätze heben würden, die sie ha-
ben? Das stimmt auch. Wunderbar! Richten Sie Ihre 
Vorwürfe bezüglich der Steuereinbrüche also bitte 
nicht an die Opposition, sondern an Ihre eigenen Kol-
legen in Berlin. Das ist der entscheidende Punkt. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Sie gehen den falschen Weg, wenn Sie jetzt die Wirt-
schaft belasten und nicht den Mut haben, das zu kor-
rigieren. Zur Landwirtschaft wird der Kollege Ehlers 
gleich noch etwas sagen. 

Sie haben vorhin bemerkt, wir hätten nichts zu den 
Verlustabzügen gesagt. Sie wollen jetzt eine Rege-
lung einführen, nach der nur noch die Hälfte der Ver-
lusthöhe vortragsfähig ist. Herr Kollege, meinen Sie 
das eigentlich ernst? Ich führe Ihnen nur ein Beispiel 
vor Augen: Jemand macht im Jahr eins 200.000 € 
Miese und im Jahr zwei 100.000 € Gewinn. Wenn Sie 
es richtig betrachten, hat er eigentlich keinen Pfennig 
verdient. Trotzdem muss er von dem nicht verdienten 
Geld 50 % versteuern. Das ist die Systematik, die Sie 
jetzt neu auflegen. Das kann Wirtschaft nicht beför-
dern. Das wird Wirtschaft verhindern. Das ist doch 
das Problem, das wir haben. 

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf des Ab-
geordneten Günter Neugebauer [SPD]) 

Herr Kollege, wir sind es ja gewohnt, dass Sie dem 
Rat der Opposition nicht folgen. Aber wir würden uns 
freuen, wenn Regierung und die die Regierung tra-
genden Koalitionsparteien, Rot-Grün, sich zumindest 
dem Rat der Wissenschaft näherten. Ich will Ihnen 
kurz vorlesen: „Kieler Institut sieht für 2003 nur noch 
1 % Wachstum“, „Kritik an Berliner Plänen“, „Ar-
beitslosigkeit wird steigen“. Gemeint sind die Fi-
nanzvorhaben, die Sie in Berlin auf den Weg bringen. 

Professor Schneider, der Arbeitsrechtsexperte für den 
Bereich der Betrachtung  der Schwarzarbeit in Europa 
von der Universität Linz sagt: Wer diesem Steuerver-
günstigungsabbaugesetz und den Finanz- und Wirt-
schaftsplänen der Bundesregierung so, wie sie vorlie-
gen, seine Zustimmung erteilt, wird sehen, dass der 
Zug in die Schwarzmarktsituation weiter zunehmen 
wird. 

Wir haben bereits heute eine Situation, dass in diesem 
Bereich 350 Milliarden DM Umsatz pro Jahr gemacht 
werden. Das entspricht 10 Millionen Arbeitsplätzen, 
wenn wir das umrechnen. Nun weiß ich auch, dass 
man das nicht eins zu eins umsetzen darf. Man darf 
diesen Trend aber doch nicht noch verstärken, indem 
man noch mehr Steuerlast, noch mehr Abgabenlast 
auf die Menschen in diesem Land legt. 

(Beifall bei der CDU) 

Deswegen sagen wir Ihnen: Wenn Sie diesen Weg 
weiter gehen in einer Situation, in der die Menschen 
wieder Mut für die Zukunft haben müssen, in der sie 
Phantasie entwickeln müssen, um Arbeit zu schaffen, 
um etwas zu unternehmen, wenn Sie diesen Men-
schen die Luft und die Lust nehmen, in Zukunft noch 
etwas zu unternehmen, dann werden die Folgen grau-
sam sein. Wenn wir nicht neue Arbeitsplätze schaf-
fen, wird sich die Situation so zuspitzen, wie sich das 
abzeichnet. Die Leute gehen davon aus, dass wir im 
Winter viereinhalb Millionen Arbeitslose und einen 
Wegfall der Arbeitsplätze haben. Wir haben in die-
sem Jahr 24.000 Insolvenzen gehabt. Die Institute 
sagen, wenn das so weitergeht - unter anderem Pro-
fessor Hankel von der Universität in Frankfurt -, wer-
den wir im nächsten Jahr 60.000 Insolvenzen haben. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist auch so!) 

Das sind weniger Arbeitsplätze. Das ist weniger Steu-
eraufkommen. Das sind weniger Sozialabgaben. Das 
sind aber auch für übermorgen die wegfallenden 
Ausbildungsplätze, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. Auch darum müssen wir uns kümmern. 

(Beifall bei CDU und FDP - Glocke der Prä-
sidentin) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss. 

Thomas Stritzl [CDU]: 

Selbstverständlich, Frau Präsidentin. - Deswegen 
meine herzliche Bitte zum Schluss, nicht noch mehr 
Lasten auf die Schultern derjenigen, die bereit sind, 
zu leisten, die bereit sind, Arbeit zu schaffen, sondern 
vertrauen Sie den Menschen, trauen Sie ihnen zu, 
dass man diese Dinge gemeinsam leistet, indem man 
sich gemeinsam mehr einbringt! Dann muss sich 
dieses Einbringen aber auch lohnen, dann muss sich 
dieses Einbringen für den Einzelnen rechnen. Sonst 
passiert es nicht. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Wenn das nicht passiert, werden hinterher alle die 
Rechnung bezahlen. Deswegen meine herzliche Bitte: 
Im Bundesrat dem so genannten Steuervergünsti-
gungsabbaugesetz nicht zustimmen 

(Günter Neugebauer [SPD]: Ihr Beitrag zum 
Subventionsabbau!) 

und keine weiteren Steuererhöhungen wie zum Bei-
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spiel Wiedereinführung der Erbschaftsteuer oder 
Vermögensteuer! 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich erteile der Frau Abgeordneten Gröpel das Wort. 

(Günter Neugebauer [SPD]: Und kein Wort 
zum Subventionsabbau!) 

Renate Gröpel [SPD]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Herr Stritzl, wir sollten zum Text Ihres Antrags 
zurückkommen. Da steht weder etwas von der Wie-
dereinführung der Vermögensteuer noch der Erb-
schaftsteuer. Es geht um das Steuervergünstigungs-
abbaugesetz, das 17 Änderungen enthält. Ich will 
mich auf zwei konzentrieren, die Sie zum Teil in Ihrer 
Begründung aufgeführt haben. 

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Beim Lesen des Antrags habe ich mich schon gewun-
dert. Die Landesregierung soll aufgefordert werden, 
im Bundesrat jeglichen gesetzlichen Maßnahmen zur 
Erhöhung der Steuer- und Abgabenlast entgegenzu-
wirken 

(Frauke Tengler [CDU]: Ja, genau! - Wolf-
gang Kubicki [FDP]: Sehr gut!) 

und deshalb auch dem Steuervergünstigungsabbauge-
setz die Zustimmung zu verweigern. 

Lassen Sie mich einen Bestandteil des Gesetzes he-
rausgreifen, der auch in der vorherigen Debatte schon 
eine Rolle gespielt hat, und das ist die Reform der 
Körperschaftsteuer. Wir alle wissen, dass sie zu 
einer Bagatellsteuer verkommen ist und deshalb eine 
Änderung zwingend erforderlich ist. Herr Wiegard 
hat gesagt, Herr Stritzl, Sie haben gesagt, dass wir in 
der Bundesregierung verantwortlich sind. Das ist 
richtig. Wir wollen das jetzt korrigieren. Die CDU 
und die CSU, allen voran Herr Stoiber, haben in den 
letzten Monaten lautstark eine Änderung gefordert. 
Was ist denn nun? Ihre jetzige Ablehnung zu dem 
Gesetz jedenfalls ist vollkommen unverständlich. Sie 
müssen sagen, was Sie eigentlich wollen. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW - Thomas Stritzl [CDU]: Wo 
korrigieren Sie denn?) 

Also geht es doch nur um Taktik, aber nicht um seriö-
ses Handeln, nach dem Motto: „Nur anklagen und 

warnen, aber keine konkreten Rezepte nennen und 
politische Mitverantwortung verweigern.“ 

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[FDP]) 

Was ist Ihre Alternative? Mehr Schulden? Weniger 
Investitionen? Höhere Mehrwertsteuer? 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Höheres Wirt-
schaftswachstum!) 

Dazu gibt es von Ihnen keine Antwort. 

Ich darf, auch wenn Sie es nicht gern hören mögen, 
daran erinnern: Die Steuer- und Abgabenlast ist in der 
Zeit der CDU-geführten Bundesregierung immens 
gestiegen. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das ist originell, 
Frau Kollegin!) 

Bei den Sozialversicherungsabgaben waren es fast 
9 % von 33,3 % auf 42,1 %. Seit 1998 - auch wenn 
Sie es nicht hören mögen, auch Sie nicht - sind die 
Beiträge unter der SPD-geführten Bundesregierung 
zum erstenmal wieder gesenkt worden. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Auch die Steuern- und Abgabenquote bei Familien ist 
seitdem gesunken, genauso wie die Steuer- und 
Staatsquote. 

(Zuruf der Abgeordneten Frauke Tengler 
[CDU]) 

Das ist so, ob Sie das wahrhaben wollen oder nicht. 
Das können Sie in den Statistiken nachlesen. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das sind draußen 
alles Freudendemonstrationen! - Zurufe von 
CDU und FDP) 

In jeder Zeitung wird das anhand von Schaubildern 
veröffentlicht. Sie müssen einmal genau hingucken. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Mit den jetzigen steuerlichen Gesetzesänderungen 
stellen wir uns den Problemen des Landes und han-
deln und laufen vor der Verantwortung nicht weg. 

Es besteht gar kein Zweifel: Der weltweite ökonomi-
sche Abschwung hat Deutschland böse erwischt. 

(Zuruf der Abgeordneten Roswitha Strauß 
[CDU]) 

Dies erfordert von uns in den finanziellen Konse-
quenzen drastische Anpassungen der laufenden und 
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künftigen Haushalte. Wir müssen dafür Sorge tragen, 
dass der Staat seine Handlungsfähigkeit behält. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Dann tun Sie es 
doch mal!) 

Dazu gehört auch Steuerehrlichkeit und Steuergerech-
tigkeit. Das Steuervergünstigungsabbaugesetz hat 
dies zum Ziel, 

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[FDP]) 

- Herr Kubicki, lieber Wolfgang. 

(Zurufe: Oh!) 

Zum Inhalt gehören der Abbau von Steuervergünsti-
gungen und die Streichung von Subventionen. Die 
Opposition ruft doch ständig nach Steuervereinfa-
chung und Abbau von Subventionen. Wo sind denn 
Ihre Vorschläge dazu? 

(Roswitha Strauß [CDU]: Wo sind Ihre Vor-
stellungen? - Wolfgang Kubicki [FDP]: Tari-
fe senken!) 

Wenn es konkret wird, verweigern Sie das. Aber mit 
diesem Gesetz geschieht das. 

Ich gehe auf den Mehrwertsteuersatz ein. So soll im 
Steuervergünstigungsabbaugesetz unter anderem die 
Ermäßigung bei der Umsatzsteuer auf drei Ausnah-
men beschränkt werden. Damit wird dem Regelsteu-
ersatz wieder Geltung verschafft und die gleichmäßi-
ge Besteuerung der Umsätze durchgesetzt. Das dient 
der Steuervereinfachung und der Sicherung der Steu-
erbasis. 

Im Übrigen, der Umsatzsteuersatz von 16 % stellt im 
Vergleich zu anderen Staaten der Europäischen Union 
einen eindeutigen Standortvorteil für Deutschland 
dar. 

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lediglich Luxemburg hat einen niedrigeren Satz von 
15 %. Spanien liegt ebenfalls bei 16 %. Alle anderen 
Staaten haben einen teilweise wesentlich höheren 
Umsatzsteuersatz. Daher stellt die Streichung von 
Ausnahmen eine verkraftbare Belastung dar. Jeden-
falls vertreten wir diese Auffassung. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Mein Gott, Sie 
können bei jeder Steuer, die wir haben, wo-
anders eine höhere finden!) 

Liebe Kollegen, seit dem 1. Januar 1999 - - 

(Glocke der Präsidentin) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich bitte um etwas mehr Ruhe im Plenum. - Frau 
Gröpel hat das Wort. 

Renate Gröpel [SPD]: 

Ich versuche, in der letzten halben Minute den Rest 
meiner Rede vorzutragen. - Seit dem 1. Januar 1999 
sind einschließlich des laufenden Jahres 2002 allen 
Steuerzahlern bereits 58 Milliarden € durch die Steu-
erreform der Bundesregierung zurückgegeben wor-
den. In den nächsten Jahren kommen noch einmal 
110 Milliarden € hinzu. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sehr gut!) 

Diese Kraftanstrengung lässt sich angesichts negati-
ver weltwirtschaftlicher Konjunkturauswirkungen auf 
unsere Steuereinnahmen nur schultern, wenn neben 
einem umfassenden Sparprogramm Steuervergünsti-
gungen und Subventionen gestrichen werden. Dies 
kommt allen Steuerzahlern gleichmäßig und gerecht 
zugute. Gleichzeitig verhindern wir damit, dass die 
Verschuldung des Staates wieder rapide zunimmt, 
wie das im Bund unter der CDU-geführten Bundesre-
gierung kontinuierlich vor 1999 der Fall war. Diese 
Schulden wären eine zusätzliche Hypothek für unsere 
Kinder, die diese Zeche dann mit mehr Steuern in der 
Zukunft bezahlen müssten. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Deshalb ver-
schulden wir uns jetzt mehr!) 

Wir unterstützen die Bundesregierung auf dem einge-
schlagenen Weg einer gerechten Verteilung der Las-
ten und der Sicherung des Handlungsspielraums des 
Staates und wir begrüßen vor allem die damit verbun-
dene Entlastung der Länder und Gemeinden, damit 
wir unsere wichtigen Aufgaben wahrnehmen können. 
Den CDU-Antrag lehnen wir daher ab. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kubicki. 

Wolfgang Kubicki [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Irgendwie, Kollege Neugebauer, muss die Wirklich-
keit bei mir nicht richtig angekommen sein, weil sie 
ja bei euch richtig angekommen ist. Liebe Renate, die 
vielen Demonstrationen, die stattfinden - das habe ich 
bisher falsch verstanden -, sind Freudendemonstratio-
nen der Menschen dieses Landes, weil sie sich dar-
über freuen, dass sie, seit diese rot-grüne Regierung 
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in Berlin und in Schleswig-Holstein regiert, netto 
immer mehr in der Tasche haben. 

(Renate Gröpel [SPD]: Ja, haben sie!) 

Jetzt verstehe ich auch, warum Franz Müntefering 
gesagt hat, sie könnten vielleicht ein bisschen mehr 
sparen und dem Staat das wieder zurückgeben, was er 
ihnen mehr gegeben hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP) 

Das macht natürlich einen tieferen Sinn. Bei der Ge-
rechtigkeitsdebatte, die innerhalb der SPD geführt 
wird, bin ich gespannt, wie das ausgeht, ob der un-
gerechte Machtmensch Schröder sich mit seiner Vor-
stellung durchsetzt, die Vermögensteuer nicht wieder 
einzusetzen, oder die von Gerechtigkeitsempfindun-
gen geradezu übermannte oder überfraute Heide Si-
monis und andere Beteiligte sich durchsetzen, um die 
Vermögensteuer wieder einzuführen. Schauen wir uns 
das doch einmal an. Da Schleswig-Holstein ja immer 
Vorreiter der Entwicklung auf sehr hohem Niveau 
war, bedauerlicherweise immer zulasten der Landes-
finanzen, bin ich ganz gespannt, ob sich diese Vorrei-
terfunktion bei den vollmundigen Erklärungen unse-
rer Frau Ministerpräsidentin umsetzen wird. Sehen 
wir uns an, was im Bundesrat passiert. Dann werden 
wir die Sozialdemokraten dieses Landes fragen, wie 
mächtig sie gewesen sind bei dem Ansatz, die Ge-
rechtigkeit herzustellen. Dann müssen sie erklären, 
dass sie der Ungerechtigkeit auch irgendwie etwas 
Positives abgewinnen oder ihren Kanzler in die Wüs-
te schicken müssen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland - je-
denfalls behauptet das diese Landesregierung, denn 
sonst hätte sie ja die Nettokreditaufnahme nicht so ins 
Exorbitante fahren dürfen - steht am Rande einer 
Rezession. Die strukturelle Krise auf dem Arbeits-
markt verschärft sich. Deshalb muss Herr Hartz jetzt 
null zu null umgesetzt werden. Es ist faszinierend, 
Kollege Lothar Hay, dass jetzt 630-DM-Arbeits-
verhältnisse zu 800-€-kostenlos-Arbeitsverhältnissen 
werden. Das haben die Sozialdemokraten früher im-
mer als Ausbluten des Arbeitsmarktes und als sozial 
ungerecht bezeichnet, nun soll es das Highlight zur 
Belebung des Arbeitsmarktes werden. Das hätte man 
sich alles ersparen können, die strukturellen Verwer-
fungen bei Unternehmen, bei Arbeitsverwaltungen, 
bei Sozialversicherungsträgen, wenn man das gar 
nicht erst gemacht hätte, statt das jetzt wieder umzu-
drehen. 

Nein, die strukturelle Krise am Arbeitsmarkt ver-
schärft sich von Tag zu Tag, die sozialen Sicherungs-
systeme sind pleite, wir erleben gerade, dass die Kas-
sen - bedauerlicherweise wollen sie der Bundesregie-

rung da auch nicht in der Wahrheit folgen - ihre Bei-
träge erhöhen, statt sie zu senken. Sie sollten doch 
gesenkt werden, stattdessen werden sie aber drama-
tisch erhöht. 

Die Bundesregierung steht vor dem Scherbenhaufen 
ihrer Politik. Die spannende Frage ist: Wie kommt 
man da wieder heraus? Die FDP hat vor der Bundes-
tagswahl ein Steuerkonzept vorgelegt, Frau Heinold, 
da haben die Grünen geschrieen wie auch einige So-
zialdemokraten - es war ja Wahlkampf -, das sei eine 
Sauerei, weil die FDP die Tarifsenkungen - - 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Einen Moment bitte. - Ich darf bitten, das Filmen hier 
einzustellen. - Sie haben das Wort, Herr Kollege Ku-
bicki. 

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das Wort „Sauerei“ muss gerügt 
werden, das darf ich auch nie sagen!) 

Wolfgang Kubicki [FDP]: 

Jetzt sind wir beide quitt. 

Da ist erklärt worden, die FDP wolle die Tarifsen-
kung damit finanzieren, dass sie Steuervergünstigun-
gen wie beispielsweise Nachtarbeitszuschläge und so 
weiter abbauen wolle, das sei ja eine verkappte Steu-
ererhöhung. Nun wollen Sie mit dem Begriff Steuer-
vergünstigungsabbaugesetz Subventionen streichen, 
in Wahrheit ist es aber nichts als eine Steuererhö-
hung, 

(Beifall bei FDP und CDU) 

und zwar deshalb, weil Sie bisher schon Menschen 
und Betriebe, die in bestimmten Bereichen niedrige 
Steuern zahlen mussten, zu höheren Steuerzahlungen 
bewegen wollen. Es ist eine Steuererhöhung. Jeder 
Mensch weiß - es ist schade, dass der Wirtschaftsmi-
nister nicht da ist -, dass in einer Situation wie der 
jetzigen Steuererhöhungen totales Gift für das Ankur-
beln der Konjunktur, für das Ankurbeln des Kon-
sums, für das Ankurbeln von Investitionen ist, weil 
die Menschen das Gefühl haben, und zwar zu Recht, 
dass ihnen weniger in ihrer Tasche verbleibt oder für 
betriebliche Investitionen, als sie hätten, wenn Sie 
solche Maßnahmen nicht ins Werk setzten. Das ge-
naue Gegenteil muss doch eigentlich gegenwärtig 
passieren. 

(Zuruf von der SPD) 

- Herr Kollege Benker, Ihr Problem, das Problem von 
Sozialdemokraten und Grünen, besteht in Folgendem: 
Sie glauben, dass Sie den Menschen und den Unter-
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nehmen vorschreiben und erklären können, unter 
welchen Bedingungen Sie wirtschaften. Sie sagen, 
wir geben folgenden Rahmen und jetzt kannst du 
wirtschaften. Sie wundern sich heute, dass viele Men-
schen und Unternehmen sagen: Das wollen wir unter 
diesen Bedingungen nicht. - Das hat fatale Konse-
quenzen für die Beschäftigungssituation auf dem 
jeweiligen Markt. 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Sie können die Menschen veranlassen, anreizen, et-
was zu tun, zu investieren, ihr Leben, ihr Wissen 
einzubringen, Sie können sie aber nicht per Gesetz 
verpflichten. Sich jetzt hinzustellen und zu sagen, es 
sei gemein, dass die Unternehmen unter den Bedin-
gungen, die Sie ihnen anbieten, nicht produzierten, es 
sei gemein, dass Leute nicht bereit seien, mehr zu 
arbeiten als vorher, mag zwar für Sie gelten, ist sozia-
listische Gedankenwelt, aber es ist nicht zu ändern. 

(Zurufe von der SPD) 

Machen Sie doch so weiter, Herr Kollege Baasch, Sie 
werden erleben, dass die Ziele, die Sie sich vorge-
nommen haben, Verbesserungen auf dem Arbeits-
markt, nicht erreicht werden, selbst wenn Sie alle bei 
der Bundesanstalt für Arbeit beschäftigen. Dann ha-
ben Sie keine Unternehmen mehr, die dafür etwas 
bezahlen werden, haben auch niemanden mehr, der 
Steuern zahlt, und dann werden Sie sehen, dass Sie 
die Krise verschärfen, statt ihr entgegenzuwirken. 

(Beifall bei der FDP) 

Machen Sie so weiter und ich sage, die „Freudende-
monstrationen“ vor dem Landeshaus werden zuneh-
men, und die Sozialdemokraten, die mittlerweile in 
einem Stimmungshoch sind - wie ich festgestellt ha-
be -, werden genauso von der Bildfläche der politi-
schen Agenda verschwinden wie die Grünen. Dann 
wird sich das Klima in Deutschland ändern. 

(Beifall bei der FDP - Lachen bei SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich erteile der Frau Abgeordneten Heinold das Wort. 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Kubicki, wer aus welchen Gründen wann von der 
Bildfläche verschwindet - ich weiß nicht, ob wir diese 
Diskussion hier heute führen sollten. Ich bin dazu 
bereit. 

(Heiterkeit bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das 

machen wir nach Niedersachsen und Hes-
sen!) 

Nun aber zu dem vorgelegten Antrag. Erstens ist es 
gar kein Antrag der FDP. Da muss man die FDP auch 
einmal in Schutz nehmen. 

(Heiterkeit bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Sie hat gar nicht antragsmäßig gefordert, das Ganze 
abzulehnen, sondern es war die CDU. Der CDU fiel 
auf - wahrscheinlich haben die Landwirte angerufen -, 
dass es um gartenbauliche Erzeugnisse und um land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe geht, die nun in 
Teilbereichen mehr Mehrwertsteuer bezahlen sollen. 
Da hat die CDU schnell einen Antrag geschrieben. Da 
haben Sie aber festgestellt: Eigentlich lohnt sich der 
Protest global-pauschal, Sie lehnen mal alles ab. Ihre 
Argumentation hier zeigt ja auch, dass Sie sich nicht 
differenziert damit beschäftigen, wo es denn sinnvoll 
ist, Subventionen abzuschaffen, wo es denn sinnvoll 
ist, Sonderregelungen bei Steuerbefreiungen abzu-
schaffen. 

Ich erinnere nur einmal an Folgendes, Herr Kubicki. 
Sie sagten, jede Abschaffung von Sondertatbeständen 
sei eine Steuererhöhung. Richtig. Aber was haben Sie 
denn im Wahlkampf gemacht, als Sie für Sonntags- 
und Nachtarbeit keine Steuerbefreiung mehr wollten? 
Das war auch eine Steuererhöhung, weil Sie genau 
wie wir wissen - - 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir haben 
gleichzeitig die Tarife gesenkt! Sie können 
nicht immer nur die eine Seite nehmen!) 

- Wir haben die Tarife gesenkt, Sie haben die Tarife 
ständig erhöht, Sie senken immer nur auf dem Papier. 
Wir haben die Tarife gesenkt, Herr Kubicki! 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die FDP hat die Tarife erhöht, die SPD fordert immer 
nur eine Senkung. Deshalb gibt es auch viele kluge 
Leute in der FDP und in der CDU, die immer wieder 
sagen, das Steuersystem muss transparenter und ge-
rechter werden, 

(Zuruf von der CDU: Sehr gut!) 

das Steuersystem muss einfacher werden und deshalb 
müssen Sondertatbestände abgeschafft werden. Fe-
derführend ist Herr Senator Uldall in Hamburg. Wenn 
Sie diese Forderungen von CDU und FDP ernst neh-
men, 

(Martin Kayenburg [CDU]: Sie haben Herrn 
Uldall gründlich missverstanden!) 
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dann erwarte ich hier und heute, dass Sie auch einmal 
sagen, welche von den Forderungen Sie sich vorstel-
len können. 

(Martin Kayenburg [CDU]: 15, 25, 35, so 
können wir das machen!) 

Sie können das ja verbinden mit einer Forderung, 
weiter die Einkommensteuer zu senken, aber dann 
machen Sie doch einen Antrag, der dies auflistet und 
der nicht suggeriert, dass man einfach alles nicht 
machen könne, weil das schlicht und ergreifend nicht 
gehe. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Den haben Sie 
doch abgelehnt!) 

16,8 Milliarden bis 2006 soll dieses Gesetz erbringen. 
Das kommt den Ländern zugute, das kommt den 
Kommunen zugute und Sie sind es doch, die den 
Kommunen erzählen, sie bräuchten mehr Stabilität 
bei den Steuereinnahmen. Wo soll es denn herkom-
men, wenn wir nichts ändern? 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen noch eines zur Mehrwertsteuer. Wir 
sind uns einig, dass für Lebensmittel auch weiterhin 
der reduzierte Steuersatz gelten soll. Es gibt auch kein 
Antasten beim Tierfutter oder bei den Blindenhunden. 
Aber warum kommen Sie hierher und sagen etwas zu 
Schnittblumen oder anderen Blumen? Warum sollen 
meine Blumen geringer besteuert werden als die 
Blumenvase, in der sie stehen? Warum soll das Ka-
minholz weniger besteuert werden als der Kamin oder 
die Bettfedern weniger als mein Bett? Das wäre dann 
eine ehrliche Argumentation, in die wir eintreten 
könnten. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Deshalb nehme ich Ihren Antrag nicht ganz ernst. Wir 
werden ihn ablehnen, 

(Peter Jensen-Nissen [CDU]: Sie haben kei-
ne Ahnung! Es ist unglaublich, was Sie hier 
für einen Unsinn reden!) 

denn die Änderungen im Steuergesetz gehören zu 
notwendigen Änderungen innerhalb unseres Konzep-
tes. - Regen Sie sich doch nicht so auf! Kommen Sie 
doch ans Redepult, halten einen Dreiminutenbeitrag 
und erklären Sie mir, was der CDU-Wirtschafts-
senator Uldall meinte, als er für die CDU sagte, dass 
Steuerbefreiungstatbestände abgeschafft werden soll-
ten. 

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Peter Jen-
sen-Nissen [CDU]: Das ist unglaublich!) 

- Das hat er für die CDU gesagt. Kommen Sie nach 
vorn und nennen Sie Beispiele! Dann können wir 
weiter miteinander diskutieren. 

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Harms das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ginge es wirklich um die Abschaffung von 
Steuerschlupflöchern, so ließe sich sagen, dass man 
diese schon vor vielen Jahren hätte schließen können. 
Man hätte dies in den Jahren tun müssen, in denen 
wir es uns noch leisten konnten. Was wir jetzt aller-
dings vorliegen haben, hat ja nur am Rande etwas mit 
den so genannten Steuervergünstigungen zu tun. Es 
geht hier und jetzt um die Frage, wie der Staat zu 
Mehreinnahmen kommt und wie sich diese Einnah-
men möglicherweise auf die Konjunktur auswirken. 

Bei den meisten der vorliegenden Änderungswünsche 
von Rot-Grün zu den Steuergesetzen kann man ein-
deutig sagen, dass sie sich negativ auf die Konjunktur 
in Deutschland auswirken werden. Das ist so sicher 
wie das Amen in der Kirche. Können wir uns diesen 
weiteren Einbruch der Konjunktur leisten? Oder geht 
es uns möglicherweise schon so schlecht, dass wir 
dies nicht mehr durchführen dürfen? 

Betrachten wir die „populärste“ Maßnahme, die 
durchgeführt werden soll: Die Eigenheimförderung 
soll umgestellt werden. Es soll in einem Bereich mas-
siv gespart werden, der schon im Vorwege am härtes-
ten von der Rezession getroffen ist. Jeden Monat 
hören wir erneut von statistischen Zahlen, die uns 
deutlich machen, wie viele Arbeitsplätze in der Bau-
wirtschaft abgebaut werden mussten und wie viele 
Baufirmen Pleite gegangen sind. Es begann mit dem 
Ausbleiben von öffentlichen Aufträgen aufgrund der 
miserablen Haushaltslagen bei Bund, Ländern und 
Kommunen. Und jetzt soll über die Neugestaltung der 
Eigenheimzulage Geld in den privaten Haushalten 
abgeschöpft werden, um die staatlichen Kassen zu 
füllen. Die privaten Investitionen werden also in die-
sem Bereich ebenfalls sinken. Damit wird der Bau-
wirtschaft der Gnadenstoß versetzt. 

Im Übrigen kann man deutlich feststellen, dass das 
Instrument Eigenheimförderung so, wie es jetzt ge-
nutzt wird, wirkt. Allein die Ankündigung des Kanz-
lers, die Eigenheimförderung einzuschränken, hat zu 
einem wahren Run auf Bauanträge geführt. Man sieht 
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also, es wirkt. Und was so gut wirkt, sollte man 
verbessern und nicht aushöhlen. 

Das Beispiel Eigenheimförderung macht deutlich, 
dass die Steuern und Abgaben, die sich direkt auf die 
Konjunktur auswirken, in einer Phase wie jetzt nicht 
erhöht werden dürfen - 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU) 

auch wenn ich weiß, dass manch eine Maßnahme 
überfällig wäre. Wir müssen uns aber im konkreten 
Fall selbst beschränken, um so der Wirtschaft wieder 
auf die Beine zu helfen. 

In der Kritik können wir also dem CDU-Antrag 
durchaus folgen. Allerdings muss ich auch sagen, 
dass die CDU leider schweigt, wenn es um Alterna-
tiven geht. Rot-Grün hat immerhin den Mut gehabt, 
Maßnahmen vorzuschlagen und diese auch umzuset-
zen. Im vorliegenden Antrag der CDU findet sich 
aber kein Wort, wie es denn anstelle der vorgeschla-
genen Steuererhöhungen laufen soll. 

Als Erstes fallen einem natürlich andere Steuern ein, 
die Mehrwertsteuer oder auch die Ökosteuer. Aber 
auch diese Steuern sind konjunkturabhängig. In Be-
zug auf das Land fallen einem dann noch die Vermö-
gensteuer und die Erbschaftsteuer ein. Ihre Auswir-
kungen auf die Konjunktur sind von wesentlich ge-
ringerem Maße als die der anderen Steuern und helfen 
vor allem uns Ländern. Der Bund steht aber immer 
noch mit leeren Händen da. 

Welche Alternative haben die öffentlichen Haushalte 
- und hier vor allem auch der Bund - sonst noch? - 
Einerseits Sparen. Aber wir haben auch schon unsere 
Erfahrungen gemacht, dass man irgendwann am Ende 
der Fahnenstange angekommen ist. Wir werden uns ja 
in der nächsten Woche über unseren Haushalt unter-
halten und da werden wir das noch einmal vor Augen 
geführt bekommen. Andererseits die Aufnahme von 
weiteren Krediten. Grundsätzlich soll man sich in der 
Wirtschaft antizyklisch verhalten. Geht es der Wirt-
schaft gut, soll man die Konjunktur bremsen, geht es 
der Wirtschaft schlecht, soll der Staat eingreifen und 
staatliche Investitionen tätigen, um der Wirtschaft 
über die flaue Phase hinwegzuhelfen. Genau das ist 
auch jetzt vonnöten. 

Wir dürfen nicht mehr nur auf die Erfüllung der 
Maastricht-Kriterien schielen, sondern müssen uns 
auch an den Erfordernissen der Wirtschaft orientie-
ren. Die Maastricht-Kriterien sind politisch festgeleg-
te Zahlen. Investitionen sind die wirtschaftliche Not-
wendigkeit. Will ich privaten Konsum und private 
Investitionen nicht einschränken, bleibt nur der Weg, 
die konjunkturrelevanten Steuern nicht zu erhöhen 

und gleichzeitig - so bitter es ist - Kredite aufzuneh-
men, die man für staatliche Investitionen nutzt. Das 
muss dann auch gesagt werden und sich in den An-
trägen, die man stellt, niederschlagen. 

(Beifall beim SSW) 

Wer die Forderung nach weniger Steuern erhebt, 
muss auch sagen, wie es dann gehen soll. Hierzu 
findet sich im CDU-Antrag leider überhaupt nichts. 
Daher werden wir uns bei der Abstimmung der 
Stimme enthalten. 

(Beifall beim SSW sowie der Abgeordneten 
Lothar Hay [SPD] und Günter Neugebauer 
[SPD]) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Wir liegen noch zwei Wortmeldungen für Kurzbei-
träge nach § 56 Abs. 4 vor. Zunächst Herr Abgeord-
neter Ehlers. 

Claus Ehlers [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Sehr geehrten Damen und 
Herren! Zuerst recht herzlichen Dank an Sie, Frau 
Ministerin Franzen. Sie haben einen Brief an Peter 
Harry Carstensen und Dietrich Austermann geschrie-
ben, den wir als Hilfesuchung bewerten. 

(Zurufe von der SPD) 

Dies ist in der Politik auch in Ordnung. Wenn wir 
gemeinsame Probleme für unser Land zu lösen haben, 
sollten wir diese auch gemeinsam anpacken. Hier 
haben Sie Maßstäbe gesetzt. Noch einmal herzlichen 
Dank! 

(Beifall bei der CDU) 

Das Steuervergünstigungsabbaugesetz mit der Anhe-
bung der Mehrwertsteuersätze bringt am Markt 
Nachteile für Landwirte, Baumschulerzeugnisse, aber 
insbesondere auch Gartenbauerzeugnisse. Es bringt 
Vorteile für Steuerberater. Da werden sicherlich neue 
Stellen am Arbeitsmarkt geschaffen. Es wird dazu 
führen, dass im öffentlichen Dienst, in der Steuerver-
waltung mehr Planstellen geschaffen werden müssen, 
um die Arbeit überhaupt zu bewältigen. Und es bringt 
mehr Bürokratie für die Betriebe von Landwirten, 
Baumschülern und Gartenbauern. 

(Beifall des Abgeordneten Peter Jensen-
Nissen [CDU] - Günter Neugebauer [SPD]: 
Unfug!) 

Der Landesverband der Baumschüler geht davon aus, 
dass 40 % der Betriebe vor dem Aus stehen, weil sie 
einfach die Mehrkosten, den Mehraufwand, der durch 
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die Steuer erhoben wird, am Markt nicht werden 
durchsetzen können. 

(Beifall bei der CDU) 

Insofern wird hier bei den Verbrauchern abkassiert 
und die Erzeuger bezahlen die Zeche des Steuerver-
günstigungsabbaugesetzes. In Schleswig-Holstein 
werden 2.400 Arbeitsplätze in Gefahr gebracht und 
neue Arbeitsplätze in der Bürokratie mit bürokrati-
schem Aufwand geschaffen, die wir mit Steuern zu 
bezahlen haben. 

Das alles stärkt nicht den Agrarstandort Schleswig-
Holstein, sondern es schwächt den Agrarstandort 
Schleswig-Holstein, wenn so verfahren wird. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag nach 
§ 56 Abs. 4 hat Herr Abgeordneter Stritzl. 

Thomas Stritzl [CDU]: 

Frau Kollegin Heinold hat hier die Frage gestellt: 
Was sind denn die Vorschläge der Union? 

(Günter Neugebauer [SPD]: Ja, darauf war-
ten wir seit Jahren! - Martin Kayenburg 
[CDU]: Sie müssen mal zuhören!) 

- Herr Kollege, wenn Sie sich einmal die steuersys-
tematischen Vorschläge der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, auch noch des ehemaligen Kabinetts Kohl 
angucken, werden Sie sehen, dass in der Steuersys-
tematik erhebliche Vorschläge der Union vorliegen. 
Die muss man zur Kenntnis nehmen. 

Frau Kollegin, das Problem Ihrer Vorschläge ist, dass 
Sie das in der Situation eines hochkomplexen Ein-
kommensteuerrechts machen. 

(Günter Neugebauer [SPD]: Nennen Sie 
doch mal ein Beispiel! - Weitere Zurufe von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Herr Kollege, bleiben Sie doch einmal ganz ruhig. 
Sie wissen, wie ich weiß, wie auch der Finanzminister 
weiß, dass das Einkommensteuerrecht darunter 
leidet, dass es versucht, Einzelfallgerechtigkeit herzu-
stellen. Wenn 90 % der Weltliteratur zum Steuerrecht 
deutsch sind, kann uns das zwar „freuen“, aber es 
zeigt die hohe Komplexität dieses Systems und das 
Scheitern des Anspruchs, Einzelfallgerechtigkeit 
herzustellen. 

(Zurufe von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Mit dem, was Sie jetzt machen, Herr Kollege, indem 
Sie diese komplexe Systematik nicht aufarbeiten, 
sondern einfach nur Vergünstigungstatbestände, der 
auf der anderen Seite Belastungstatbestände gegenü-
berstehen, streichen, schaffen Sie eine zusätzliche 
Belastung. Das ist das Problem. Sie denken die Sys-
tematik von Ent- und Belastung nicht zu Ende, son-
dern wollen nur, wie auch Herr Schröder und Herr 
Müntefering ehrlich gesagt haben, mehr Geld. Dann 
sagen Sie das aber auch den Menschen und tun Sie 
nicht so, als wollten Sie ihnen etwas Gutes tun! 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU - Monika 
Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ein 
Beispiel! Nur eins! - Weitere Zurufe von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Entschuldigen Sie mal: Es war Ministerpräsident 
Lafontaine, der in seiner Verantwortung als Minister-
präsident des Saarlandes damals verhindert hat, dass 
die Petersberger Beschlüsse umgesetzt werden. Sie 
haben damals die Regierung Kohl im Bundesrat blo-
ckiert. Deswegen konnten die neuen Tarife nicht in 
Kraft gesetzt werden. Es war Ihre Verantwortung, 
nicht unsere! 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Das ist doch der Punkt. Jetzt sind Sie an der Regie-
rung und bekommen nichts gebacken, außer den 
Menschen immer tiefer in die Tasche zu greifen. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Dass Sie dann auch noch versuchen, uns dafür haftbar 
zu machen, gehört vielleicht zum politischen Ge-
schäft; aber ich rufe Sie auf: Hören Sie auf die Wis-
senschaft, hören Sie auf den Rat der Sachverständi-
gen! Alle sagen, wenn Sie auf Ihrem Kurs bleiben, 
werden Sie mehr Arbeitslosigkeit, weniger Wirt-
schaftskraft und damit im Ergebnis auch weniger 
Steuerkraft erzeugen. Das ist die große Sorge. 

(Vereinzelt Beifall bei CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Herr Abgeordneter Stritzl, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Matthiessen? 

Thomas Stritzl [CDU]: 

Ja. 

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Herr Kollege Stritzl, wären Sie 
bereit, mit Ihrer Fraktion einen Vorschlag zu 
unterbreiten, den wir als Bundesratsinitiative 
aufgreifen könnten? Wir wären da an Ihrer 
Seite. 
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- Wunderbar, Herr Matthiessen! Ich habe mir nicht 
vorstellen können, dass Sie unserem Antrag so grund-
sätzlich zustimmen. Ich bedanke mich, dass Sie bei 
der Abstimmung nachher unserem Antrag Ihre Stim-
me geben werden. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Denn das ist der einzige Weg, Herr Kollege Matthies-
sen; das will ich zum Schluss sagen: Wenn wir mehr 
Arbeitsplätze wollen, wenn wir wollen, dass es in 
Deutschland wieder aufwärts geht, dann müssen auch 
die Steuergesetze, dann muss die ganze Finanzsyste-
matik so aufgebaut werden, dass wieder mehr Leute 
ermuntert werden mitzumachen. Aufwärts geht es 
nur, wenn die Leute einsteigen. Sie schaffen mit Ihrer 
Politik Aussteiger und dafür zahlen nachher alle die 
Rechnung. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Mir liegen noch weitere Wortmeldungen zu Kurzbei-
trägen vor. Aber ich rufe jetzt zunächst Herrn Minis-
ter Möller auf. 

Claus Möller, Minister für Finanzen und Energie: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Fraktionen haben mich gebeten, mich wegen eines 
anderen wichtigen Tagesordnungspunktes kurz zu 
halten. Aber nach den langen Fensterreden von Herrn 
Stritzl wird es auch bei mir wahrscheinlich etwas 
länger dauern. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben in diesem Jahr 
ein Haushaltsdefizit von 3,7 %. Das ist happig. Ich 
meine, das darf sich nicht wiederholen. Wenn heute 
das Institut für Weltwirtschaft warnt, es könne sich 
wiederholen, haben wir alle, auf der Ebene des Bun-
des, der Länder und der Gemeinden, die Verantwor-
tung, dagegen anzuarbeiten und Maßnahmen zu er-
greifen. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Und um die 
Wirtschaft zu stärken! Das ist die Vorausset-
zung!) 

- Da haben Sie völlig Recht. - Dabei geht es nicht nur 
die Abgaben- und Steuerpolitik. Wir müssen bessere 
Bedingungen für mehr Wirtschaftswachstum und 
mehr Beschäftigung schaffen. Sie meinen, man hätte 
dies und jenes schon getan. Dass jetzt im Vermitt-
lungsausschuss versucht wird, die ersten Teile von 
Hartz 1 und 2 auf den Weg zu bringen, einschließlich 
Entbürokratisierung und vielleicht auch des Zuge-

ständnisses von einigen Fehlern der Vergangenheit, 
ist ein richtiger Schritt. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Hören Sie doch 
mal mit Hartz auf!) 

Es ist in Ordnung, dass man sich zusammenrauft. Ich 
würde mir wünschen, dass Sie in anderen Bereichen 
wie Gesundheitspolitik und Steuerpolitik nicht ganz 
plump eine Blockadepolitik mit Blick auf das Datum 
2. Februar machen. Das halten Sie doch überhaupt 
nicht durch, das wissen Sie auch! 

(Beifall bei der SPD - Wolfgang Kubicki 
[FDP]: Sie haben mit dem 2. Februar Prob-
leme, nicht wir!) 

Wenn wir die Kriterien von Maastricht nicht wieder 
überschreiten wollen, dann müssen wir einerseits alle 
Maßnahmen ergreifen, um das Wirtschaftswachs-
tum zu fördern. Aber wir haben auf der anderen Seite 
natürlich auch eine Verantwortung im Ausgabebe-
reich und im Einnahmebereich in den öffentlichen 
Haushalten. Zum Ausgabebereich sage ich ganz deut-
lich: Schauen Sie sich alle Haushalte an, dann sehen 
Sie, dass wir im konsumtiven Bereich in der nächsten 
Woche und in den nächsten Haushalten noch unange-
nehme Sparbeschlüsse treffen werden müssen. Dann 
wird sich zeigen, ob bei Ihnen nur viel versprochen 
wird und über globale Minderausgaben wieder her-
eingeholt werden soll. 

Ich sage ausdrücklich: Die Sparbemühungen aller 
öffentlichen Haushalte müssen auf der konsumtiven 
Ausgabeseite ausgereizt werden. Aber wir müssen zu 
einer Stetigkeit der Steuereinnahmen von Bund, Län-
dern und Gemeinden kommen. Solche Schwankun-
gen, wie wir sie in den jetzigen Steuerschätzungen 
gehabt haben, vertragen keine Volkswirtschaft und 
kein öffentlicher Haushalt. Es muss zu einer Versteti-
gung kommen. 

Da sind wir bei einigen Punkten. Bei Einsparungen 
im konsumtiven Bereich geht es um das Thema Sub-
ventionsabbau. Das betrifft sowohl Zuwendungen als 
auch steuerlichen Subventionsabbau. Das ist das 
Thema des Steuervergünstigungsabbaugesetzes. 

Nun ist doch noch kein Gesetz aus dem Gesetzge-
bungsverfahren so herausgekommen, wie es hinein-
gegangen ist. Das ist wohl richtig. Sie haben uns nach 
unserer Position gefragt. Es sind ja ein paar Dinge, 
die der Landtag beschlossen hat, zum Beispiel Ton-
nagesteuer, bereits verändert worden. Aber wenn Sie 
meinen, wir hätten überhaupt keine Probleme im 
steuerlichen Bereich, dann ist das Augenwischerei. 
Vorhin ist gesagt worden, die Abgabenlast und die 
Steuerlast seinen in der Kohl-Ära dramatisch gestie-
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gen. Einige Gründe dafür liegen auch in der deut-
schen Einheit; das will ich gar nicht leugnen. 

(Klaus Schlie [CDU]: Ach! Neue Erkennt-
nis!) 

Aber ein Thema hat diese Bundesregierung geschaf-
fen: Wir haben in diesem Jahr mit unter 21 % wohl 
die niedrigste Steuerlastquote der letzten 30 Jahre. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Unser Problem ist doch vielmehr die hohe Abgaben-
last. Darüber müssen wir reden. Ich meine sehr wohl, 
dass wir vielleicht auch über Subventionsabbau im 
steuerlichen Bereich - ich komme noch zur Körper-
schaftsteuer - Spielräume gewinnen können, um die 
Abgabenlast senken. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Das ist viel wichtiger. Die Steuerlastquote Deutsch-
lands ist eine der niedrigsten in den OECD-Staaten. 
Das ist nicht das Problem. Das Problem sind die Ab-
gaben. 

Jetzt komme ich konkret zum Gesetz. Sie fragen, was 
geändert werden muss. Schleswig-Holstein hat ein 
paar Vorschläge in das Gesetzgebungsverfahren ein-
gebracht. Der Bundesrat wird sich damit befassen. 
Dabei handelt es sich unter anderem um Vorschläge 
zur Körperschaftsteuer. Wir sind sehr wohl dafür, 
hinsichtlich der Begrenzung des Verlustabzuges et-
was zu unternehmen. Die zeitliche Begrenzung ist 
schon gestrichen. Wir haben eine deutliche Mit-
telstandskomponente beantragt, dass jedenfalls in der 
Größenordnung von 500.000 € in jedem Fall, ohne 
Berücksichtigung der Hälftigkeit, von kleinen und 
mittleren Unternehmen abgeschrieben werden kann. 

Ich sage Ihnen, die Sie hier Nein schreien und sich 
verweigern: Ich habe sehr viel Zustimmung von 
CDU-Finanzministern bekommen, die nur gesagt 
haben: Aber, Herr Möller, bitte erst nach dem 
2. Februar. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Dann nennen Sie 
doch Ross und Reiter! Sie erfinden hier Ar-
gumente! Unglaublich!) 

Ich frage mich, ob die CDU zu dem steht, was sie im 
Wahlkampf zur Körperschaftsteuerfrage gesagt hat. 
Ich will das nicht wiederholen. Sie hat zum Beispiel 
von der Biersteuer gesprochen. Hier besteht doch 
Handlungsbedarf. Die Landesregierung gehört zu 
denen, die sehr frühzeitig gesagt haben, dass nachge-
bessert werden muss. Jetzt gibt es die Möglichkeit, 
also wirken Sie doch mit! 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und vereinzelt beim SSW) 

Warum ist denn nicht das richtig, was Sie selbst im 
Wahlkampf gesagt haben, nämlich dass wir vielleicht 
wieder über eine Teilbesteuerung bei Veräuße-
rungsgewinnen nachdenken müssen? 

(Vereinzelt Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Was wollen Sie denn sonst machen? Sie wollen zum 
Beispiel bei den Abschreibungen nichts machen. 
Dann lassen Sie uns doch gemeinsam darüber reden, 
ob nicht wieder eine Teilbesteuerung bei den Veräu-
ßerungsgewinnen erforderlich ist! 

(Glocke der Präsidentin) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Herr Minister, darf ich Sie auf die Redezeit aufmerk-
sam machen? 

Claus Möller, Minister für Finanzen und Energie: 

Ja. - Damit bin ich bei drei anderen Punkten, die wir 
zum Thema Norderfriedrichskoog eingebracht haben. 
Da sind wir uns ja einig, dass die Großkonzerne bei 
der Körperschaftsteuerreform mit der linearen Sen-
kung und mit den Gestaltungsmöglichkeiten gut 
weggekommen sind. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Was heißt „Ges-
taltungsmöglichkeiten“?) 

- Ja, zum Beispiel, was Verluste und so weiter angeht. 

Dass diese Großkonzerne jetzt ihre Industriebeteili-
gungen aufteilen in Personengesellschaften - GmbH 
& Co KG - und alle nach Norderfriedrichskoog ge-
hen, erzeugt Handlungsbedarf. Wir werden hierzu 
konkrete Vorschläge machen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD - Zuruf des Ab-
geordneten Martin Kayenburg [CDU]) 

Wir werden einmal sehen, ob Sie dazu stehen, ob Sie 
auch der Auffassung sind, dass die Großkonzerne zu 
gut weggekommen sind, oder ob Ihr Bekenntnis zum 
Mittelstand nur Lippenbekenntnis ist. 

(Zurufe - Glocke der Präsidentin) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Herr Minister, bitte kommen Sie zum Schluss. 

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kayenburg 
[CDU]) 
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Claus Möller, Minister für Finanzen und Energie: 

- Die sind nicht in Norderfriedrichskoog. Das hat 
überhaupt nichts mit der Politik der Großkonzerne zu 
tun. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Die sind auch in 
Lockstedt! Das nenne ich nun Scheinheilig-
keit!) 

Ein letztes kurzes Wort! Ja, meine Damen und Her-
ren, die Landesregierung Schleswig-Holstein unter-
stützt eine Bundesratsinitiative, die federführend von 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen vorbereitet 
wird, zur Reaktivierung der Vermögensteuer. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das 
ist doch nicht Ihr Ernst!) 

Wir unterstützen das. Ich sage aber ausdrücklich: zur 
privaten Vermögensteuer, nicht zur betrieblichen 
Vermögensteuer. Schleswig-Holstein wird auch fe-
derführend für andere Länder einen Gesetzentwurf 
erarbeiten, der die Erbschaftsteuer so ausgestaltet, 
dass sie verfassungskonform ist. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Es gibt deutliche Hinweise des Verfassungsgerichts, 
dass die Erbschaftsteuer in dieser Form verfassungs-
widrig ist. Und ausgerechnet Sie, Herr Kubicki, der 
hier immer mit der Verfassung unter dem Arm he-
rumläuft, sollten doch dann unser Verbündeter sein 
und die Erbschaftsteuer jedenfalls verfassungskon-
form absichern. 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von CDU und 
FDP) 

Wenn wir zum Beispiel über diese beiden Steuern 
Private, gut Verdienende, Vermögende etwas stärker 
belasten, dann würde ich mich freuen, wenn das Auf-
kommen so hoch ist, dass wir vielleicht auch die An-
hebung der Grunderwerbsteuer zum Teil zurückneh-
men können. Das wäre steuerpolitisch vernünftig. 
Sagen Sie nicht einfach Nein. Das ist Opportunismus. 
Nach dem 2. Februar werden Sie alle mit uns im De-
tail über dieses Gesetz reden müssen. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Martin Kayenburg [CDU]: Sie, 
nicht wir!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Nach § 58 Abs. 2 der Geschäftsordnung erteile ich 
zunächst dem Herrn Abgeordneten Hentschel das 
Wort. 

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Mir geht es darum, dass wir einmal die Logik 
analysieren, mit der hier argumentiert wird. Sie haben 
immer gesagt: Wir wollen Steuersenkungen und wir 
wollen gleichzeitig Subventionsabbau, weil Subven-
tionsabbau ja dazu führt, dass man Steuersenkungen 
machen kann. Wenn Sie aber Subventionsabbau ma-
chen, dann müssen Sie einmal fragen: Was passiert 
denn, wenn ich Subventionen abbaue, was passiert, 
wenn ich Steuervergünstigungen abbaue? 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Subventionen 
sind etwas anderes!) 

Das, was dann passiert, ist ganz einfach: Der Staat 
gibt entweder weniger aus oder der Staat behält mehr 
in der Tasche. Wenn Sie jetzt aber kommen, da ein 
Gesetz gemacht wird, nach dem Subventionen in 
Milliardenhöhe abgebaut werden, und sagen, das 
seien Steuererhöhungen, dann beißt sich Ihre Logik 
selbst in den Hintern. 

(Beifall des Abgeordneten Günter Neuge-
bauer [SPD]) 

Deswegen ist das völlig konsistent, was von unserer 
Seite gefordert wird. 

Sie sagen immer, Sie sind für Subventionsabbau, Sie 
sind für den Abbau von Steuervergünstigungen. 
Wenn jetzt aber Steuervergünstigungen abgebaut 
werden, wenn Subventionen abgebaut werden, dann 
sagen Sie als Erste: Nein, das wollen wir nicht. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Weil Sie die Steu-
ern nicht gleichzeitig senken!) 

Eben hat Herr Stritzl gesagt: Doch, wir wollen es; wir 
sind dazu bereit. Dann kann ich nur sagen: Sagen Sie 
bitte, welche Steuervergünstigungen Sie abbauen 
wollen. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Alle!) 

- Ja, alles abbauen! Aber dann können Sie doch nicht 
den Antrag stellen, dass Sie grundsätzlich gegen den 
Abbau von Steuervergünstigungen sind. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Aber wir wollen 
die Steuern gleichzeitig senken! Das im Ge-
gensatz zu Ihnen! Das macht den Unter-
schied aus!) 

- Wenn Sie Steuern senken, Herr Kubicki, dann be-
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deutet das in der Logik, dass Sie mehr einnehmen, 
oder? 

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[FDP]) 

Wenn Sie Steuervergünstigungen abbauen, dann müs-
sen Sie wissen, dass Steuervergünstigungen darin 
bestehen, dass man den Bürgern sagt, er brauche auf 
einen bestimmten Anteil keine Steuer zu bezahlen. 
Wenn Sie diese Steuervergünstigung abbauen, dann 
ist die Konsequenz daraus, dass der Staat mehr Geld 
in der Tasche hat. Wenn Sie diese simple Arithmetik 
nicht verstehen, dann kann ich begreifen, warum Sie 
solch einen seltsamen Antrag gestellt haben. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Hentschel, 
das tut wirklich weh!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Auch angesichts der Zeit erlaube ich mir den Hinweis 
darauf, dass Fachgespräche auch außerhalb des Ple-
nums geführt werden können. 

(Beifall) 

Ich erteile jetzt nach § 58 Abs. 2 der Geschäftsord-
nung dem Herrn Abgeordneten Harms das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Mir ist es ganz wichtig, noch einmal deutlich 
zu machen, wo der Unterschied hier in der Debatte 
liegt, dass es nämlich auf der einen Seite Parteien 
gibt, die Vorschläge machen, und dass es auf der 
anderen Seite Parteien gibt, die eben keine Vorschlä-
ge machen. Das ist eigentlich das Bittere an der De-
batte. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Welche denn?) 

Wir haben als SSW ganz deutlich gesagt - aber das 
haben auch andere gesagt -, die Körperschaftsteuer-
ermäßigung muss rückgängig gemacht werden. Wir 
haben das gesagt, weil wir der Meinung sind, diese 
Ermäßigung ist unsozial. Ein normaler Arbeiter zahlt 
mehr Steuern als Daimler-Benz. Das kann nicht rich-
tig sein. Das kann nicht richtig funktionieren. 

(Beifall bei SSW und SPD - Zurufe von 
CDU und FDP) 

Liebe Kollegen von der rechten Seite, aber es gibt 
noch ein anderes Argument: Diese Steuerermäßigung 
wurde eingeführt, weil man gesagt hatte, das schaffe 
mehr Arbeitsplätze. Das ist mitnichten passiert. Wenn 
Sie die Unterlagen lesen, wie sich die Lohnsteuer, wie 

sich die Einkommensteuer entwickelt hat, dann sehen 
Sie, dass die nämlich nach unten gegangen sind - trotz 
dieser steuerlichen Maßnahme. 

Also kann man daraus schließen, dass die Ermäßi-
gung der Körperschaftsteuer eben nichts gebracht 
hat. Ebenso gut können wir diese dann erhöhen und 
gute Sachen für unser Land tun. 

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kayenburg 
[CDU]) 

Das Zweite ist die Vermögensteuer! Sie muss wieder 
eingeführt werden, damit wir eine Chance haben, 
unsere Haushalte auch zu sanieren. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: So ein Quatsch!) 

Und das trifft nicht die Ärmsten in unserer Republik 
und insofern ist es auch okay, wenn sie sich daran 
beteiligen, dass wir unser Bildungssystem verbessern 
können, das die Grundlage unseres Wirtschaftssys-
tems ist. 

Der letzte Punkt ist: Kredite müssen aufgenommen 
werden. Wir müssen Kredite erhöht aufnehmen, um 
Investitionen tätigen zu können. 

Das sind drei Punkte, zu denen wir als SSW stehen. 
Wir sagen, okay, das sind unpopuläre Maßnahmen, 
aber sie müssen durchgeführt werden, damit es uns 
langfristig wieder besser geht. 

(Roswitha Strauß [CDU]: Wann denn?) 

Ich finde, von einer großen Volkspartei und von einer 
Spaßpartei können wir dies auch verlangen. 

(Beifall bei SSW und SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Herr Abgeordneter Jensen-Nissen, Sie halten Ihre 
Wortmeldung jetzt doch aufrecht? - Gut. Dann haben 
Sie nach § 58 Abs. 2 der Geschäftsordnung das Wort. 

Peter Jensen-Nissen [CDU]: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Auch Fachgespräche sind ja 
mitunter erhellend. Frau Heinold, wenn Sie sich hier 
hinstellen und sagen, Ihre Schnittblumen sollten in 
Zukunft auch 16 % Mehrwertsteuer kosten, dann 
müssen Sie in der Argumentation einmal aufpassen. 
Wenn Ihr Parteifreund Trittin im Fernsehen sagt, wir 
müssten aus ökologischen und ökonomischen Grün-
den durchsetzen, dass auf Pflanzenschutz- und Dün-
gemittel auch in Zukunft 16 % Mehrwertsteuer er-
hoben werden, dann ist das absoluter Populismus. 
Dieser Mann weiß höchstwahrscheinlich überhaupt 
nicht, was die Bundesregierung alles schon längst 
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beschlossen hat. Wir haben schon seit 20 Jahren 
16 % Mehrwertsteuer auf Düngemittel, auf Pflanzen-
schutzmittel und auf all diese anderen Dinge. Insofern 
ist das schierer Populismus. Weil Sie den Bauern 
nichts Gutes wollen, machen Sie das. 

Wenn Sie dann auf der anderen Seite sagen, Sie woll-
ten Steuern abbauen, dann frage ich Sie: Was machen 
Sie denn? - Sie erhöhen doch, indem Sie 
9 % Mehrwertsteuer auf Schnittblumen setzen. Was 
ist das denn anderes? Darum können Sie doch so 
lange herumreden, wie Sie wollen! 

Darüber hinaus war die Pauschalierung ein unbüro-
kratisches Instrument. Sie reden doch von Entbüro-
kratisierung. Sie wissen doch genau, dass Sie jetzt in 
Schleswig-Holstein 24.0000, 25.000 Steuererklärun-
gen zur Umsatzsteuer monatlich mehr bekommen, die 
Sie abarbeiten müssen. Welche Politik ist das denn 
überhaupt, den Leuten zu verkaufen, man wolle Steu-
ern abbauen, vergünstigen und man wolle Entbüro-
kratisierung, aber genau das Gegenteil zu tun! 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Herr Möller, den Fachleuten in Ihrem Haus müssen 
die Haare zu Berge stehen. Durch den Beschluss der 
Bundesregierung, die Pauschalierung von 9 % auf 
7 % abzusenken, werden alle Landwirte und alle 
landwirtschaftlichen Betriebe in die Regelbesteuerung 
kommen. Deshalb werden sie mehr Bürokratie haben. 
Aber in landwirtschaftlichen Betrieben werden Net-
togewinne versteuert. Also fallen in Zukunft die 16 % 
oder die 9 %, die wir früher als Pauschalierung auf 
den Gewinn gelegt haben, weg. Sie werden also in 
den nächsten zwei Jahren aus dem Bereich Landwirt-
schaft weniger Steuern bekommen. Auch das werden 
Sie damit erreichen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Fach-
leute haben Ihnen dezidiert dargelegt, dass diese Din-
ge kontraproduktiv zu Ihrer Politik wirken. Ich weiß 
nicht, woher Sie die Chuzpe nehmen zu sagen, Sie 
wollten entbürokratisieren und Steuervergünstigun-
gen abbauen. Nein, im Bereich der Landwirtschaft 
haben Sie genau das Gegenteil gemacht. 

Wenn Sie auch in Berlin die Gesetzeslage ernst ge-
nommen hätten, dann hätten Sie wissen müssen, dass 
die Vorsteuerpauschale in der Landwirtschaft heute 
bei 10,3 % hätte liegen müssen. Sie senken sie be-
wusst ab, weil Sie der Landwirtschaft bestimmte Din-
ge vorenthalten wollen. Das ist Ihre Politik. Der Bun-
deskanzler hat sie angekündigt. Das ist zutiefst gegen 
die Verfassung in unserem Lande. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Zu einem letzten Wortbeitrag nach § 58 Abs. 2 erteile 
ich Herrn Abgeordneten Kubicki das Wort. 

Wolfgang Kubicki [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Das einzig Beruhigende an unserer Debatte ist die 
Feststellung, dass die Beschlusslage an den wirt-
schaftlichen Gesetzmäßigkeiten nichts auszurichten 
vermag. Sie sind einfach so, wie sie sind. Auch wenn 
man beschließen sollte, die Sonne solle nicht mehr 
aufgehen oder sie solle 24 Stunden am Tag scheinen, 
wird das am Lauf der Geschichte nichts ändern. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Das tut sie!) 

Das ist natürlich gemein und es ist auch gegen das 
Gemeinwohl gerichtet, Frau Heinold, weil nur Sie das 
Gemeinwohl beschreiben. Aber das, was uns von 
Ihnen unterscheidet, ist ein gewisses Mindestmaß an 
Konsistenz in der Politik, die übrigens auch zur 
Glaubwürdigkeit beiträgt. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Auf Ihre Konsistenz warten wir 
schon lange!) 

- Herr Kollege Hentschel, was uns von Ihnen unter-
scheidet, ist die Tatsache, dass wir beide Seiten der 
Medaille im Auge haben, nicht nur eine. Die Union 
und wir wollten - zwar mit unterschiedlichen Ansät-
zen - die Tarifsätze bei der Steuer senken und, um die 
Tarifsenkung zu finanzieren, die Ausnahmetatbestän-
de weitestgehend streichen. Sie kommen jetzt und 
sagen, Sie wollten die Ausnahmetatbestände strei-
chen, damit der Staat mehr Einnahmen hat. Das woll-
ten wir gerade nicht. Wir wollten, dass die Bürgerin-
nen und Bürger mehr Geld in der Tasche haben und 
das Steuerrecht transparenter wird und damit gerech-
ter und auch einfacher. 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Wie weit wir gekommen sind, Herr Finanzminister, 
das müsste Ihnen eigentlich den Schweiß in den Na-
cken treiben. „Deutschlands Topbonität wackelt“ 
schreibt die „Financial Times Deutschland“ heute. 
Der Finanzpolitik der Bundesregierung droht ein 
neuer Rückschlag. Die drei führenden internationalen 
Ratingagenturen erwägen, Deutschland die höchste 
Bonitätseinstufung zu entziehen. 

Sie können sagen: Das interessiert uns einen Dreck. 
Ich kann Ihnen sagen, was bereits jetzt passiert. Im 
Markt für Kreditderivate, wo sich Investoren gegen 
sinkende Ratings absichern können, ist eine Versiche-
rung gegen eine Herabstufung Deutschlands in den 
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letzten Wochen bereits deutlich teurer geworden. 
Eine Absicherung für Deutschland kostet nun mehr 
als für Frankreich oder Spanien. Das bedeutet auch, 
dass es finanzielle Auswirkungen auf deutsche Inves-
toren hat, dass es finanzielle Auswirkungen auf ihre 
Möglichkeiten hat, sich am Kapitalmarkt zu refinan-
zieren. Es hat Auswirkungen auf die Schulden, die 
Schleswig-Holstein aufgenommen hat. Sie werden 
erleben: Das wird teurer werden. 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Also muss die Politik darauf ausgerichtet sein, die 
Ratings nicht nach unten fahren zu lassen, sondern 
nach oben. Begründung S & P: Sollte die sprunghafte 
Politik fortgesetzt werden, könne das zu einem Prob-
lem für die Einstufung werden, sagt der S & P-
Analyst Moritz Krämer. Deutschland falle bei fiskali-
schen und volkswirtschaftlichen Indikatoren hinter 
vergleichbare Länder zurück. Sprunghafte Politik: 
Das ist genau das, was wir Ihnen vorwerfen müssen. 

Um bei dem beliebten Thema Hartz zu bleiben: Ex-
perten kritisieren Arbeitsmarktreform. Das ist heute 
überall zu lesen. Der wissenschaftliche Beirat beim 
Bundeswirtschaftsministerium, 30 von der Bundesre-
gierung ausgesuchte Experten aus diesem Bereich, 
erklärt: Mehr noch, die finanziellen Risiken für die 
staatlichen Haushalte seien durch das Konzept, das 
jetzt eingesetzt werden soll, nicht kalkulierbar. Das 
sei ein „vernichtendes Urteil“ - so der „Tagesspie-
gel“ - für ein Vorzeigereformprojekt der Bundesregie-
rung. 

Das Schärfste ist heute die Kommentierung im „Han-
delsblatt“: Die Wende. Das muss man Sozialdemo-
kraten ins Stammbuch schreiben. Das Wunder ist 
normalerweise keine Kategorie der Politik. Doch was 
gerade in Deutschlands Sozialdemokratie geschieht, 
sprengt alle Alltagserfahrungen des Berliner Politik-
betriebes. Plötzlich geht all das mit der SPD, was seit 
Jahren als kapitalistisches Teufelszeug gegolten hatte. 
Ein Niedriglohnsektor, bisher vehement bekämpft, 
wird über Nacht auch für Sozialdemokraten zum 
Mittel der Wahl, um niedrig qualifizierten Menschen 
den Weg in die Arbeit zu öffnen. Das haben wir im-
mer gesagt. Sie haben es abgelehnt. 

Ein Arbeitsnehmerschutzgesetz, wie das gegen die 
Scheinselbstständigkeit, wird wie im Vorbeigehen auf 
den Müll deutscher Sozialgeschichte gekippt. Wir 
haben Ihnen gesagt, dass das passieren wird. Trotz-
dem haben Sie darauf beharrt. Warum? Weil nach der 
Definition dieses Gesetzes die Hartzsche Ich-AG 
verboten gehört. Sie korrigieren Fehler Ihrer Politik, 
die Tausende von Existenzen gekostet hat, und stellen 

sich heute hin und sagen, Sie wollen noch mehr von 
diesem Unsinn bereinigen. 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schlie-
ße damit die Beratung. 

Es ist beantragt worden, über den Antrag in der Sache 
abzustimmen. Wer dem Antrag zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Enthaltungen? - Dieser Antrag ist mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP bei Enthaltung des SSW abgelehnt. 

Jetzt bin ich gern bereit, die Tagesordnungspunkte 7 
und 11 noch aufzurufen. Wir kommen zwar weit in 
die Mittagspause hinein, aber ich denke, es besteht 
Einvernehmen. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Jetzt eine Stunde 
Debatte?) 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 und 11 auf: 

Gemeinsame Beratung 

a) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Schleswig-Holsteinischen Abge-
ordnetengesetzes 

Gesetzentwurf der Faktionen von SPD und FDP 
Drucksache 15/2249 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/2255 

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- und 
Rechtsausschusses 
Drucksache 15/2304 

Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Drucksache 15/2319 (neu) 

Änderungsantrag der Fraktionen von FDP und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Abgeordneten des SSW 
Drucksache 15/2336 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Jetzt eine Stunde 
Debatte?) 

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD und 
CDU 
Drucksache 15/2339 

Antrag der Fraktionen von FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN sowie der Abgeordneten des 
SSW 
Drucksache 15/2335 
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Es tut mir Leid, ich muss Ihnen das alles vorlesen. Es 
wäre gut, Herr Abgeordneter Kubicki, wenn wir nicht 
gleichzeitig reden würden. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ich habe gar 
nichts gesagt!) 

- Doch, Sie haben die ganze Zeit geredet. 

b) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Wahlgesetzes für den Landtag 
von Schleswig-Holstein (Landeswahlgesetz - 
LWahlG -) 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP 
Drucksache 15/55 

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- und 
Rechtsausschusses 
Drucksache 15/2323 

Änderungsantrag der Fraktionen von FDP und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abgeord-
neten des SSW 
Drucksache 15/2337 

Antrag der Fraktionen von SPD und CDU 
Drucksache 15/2342 

Ich weise auf Folgendes hin: Die Fraktion der SPD 
hat ihre Beteiligung an dem bisher mit der FDP ge-
meinsam vorgelegten Gesetzentwurf Drucksache 
15/2249 zurückgezogen. Somit handelt es sich bei 
diesem Gesetzentwurf um einen der FDP. Die Frakti-
on der CDU hat ihren Gesetzentwurf Drucksache 
15/2255 zurückgezogen. 

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Kubicki! 

Wolfgang Kubicki [FDP]: 

Frau Präsidentin, wir waren an der Absprache nicht 
beteiligt, dass wir jetzt eine Stunde oder länger über 
diesen Tagesordnungspunkt debattieren. Ich bitte das 
Haus zu entscheiden. Ich selbst bin dagegen, dass wir 
jetzt über eine Stunde in die Debatte darüber eintre-
ten. Das würde bedeuten: Das Haus muss beschlie-
ßen, dass wir die Mittagspause um eine Stunde ver-
kürzen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Zur Geschäftsordnung Frau Abgeordnete Spooren-
donk! 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin, ich möchte gerne den Vorschlag des 
Kollegen Kubicki unterstützen. Ich füge hinzu: Ich 
finde nicht, dass das angemessen ist. Das ist ein 
Punkt, der im Vorwege sehr großes Interesse gefun-
den hat und mit großer Aufmerksamkeit verfolgt 

worden ist. Es ist nicht angemessen, das jetzt so 
durchzuführen. 

(Beifall bei SSW und FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Astrup! 

Holger Astrup [SPD]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Gerade weil ich die Wortmeldung der Kollegin Spoo-
rendonk in der Sache unterstütze und weil es interes-
siert, sollten wir weitermachen. Denn umgekehrt 
vermag ich nicht einzusehen, warum der Rest der 
Tagesordnung weniger wichtig wäre, der zwangsläu-
fig komplett ins Rutschen käme. 

Deshalb plädieren wir dafür, die Hälfte unserer Mit-
tagspause zur Verfügung zu stellen, um den geordne-
ten Ablauf der restlichen Tagesordnung zu gewähr-
leisten. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Dann sollten wir 
um 14 Uhr wieder anfangen!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich lasse darüber abstimmen. Wer dafür ist, dass wir 
jetzt weitermachen, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Dies ist mit 
großer Mehrheit so beschlossen. 

(Lars Harms [SSW]: Was?) 

- Dass wir weitermachen, hat die Mehrheit der Frak-
tionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU gegen die Stimmen von FDP und SSW be-
schlossen. Deswegen hatte ich gefragt: Können wir 
weitermachen? Daraufhin gab es keine Gegenrede. 

Ich erteile jetzt der Berichterstatterin des Innen- und 
Rechtsausschusses das Wort, der Frau Abgeordneten 
Schwalm. 

Monika Schwalm [CDU]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Innen- und Rechtsausschuss hat den Gesetzent-
wurf der FDP zur Änderung des Schleswig-
Holsteinischen Abgeordnetengesetzes beraten. Er 
empfiehlt dem Landtag mit den Stimmen von SPD, 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimme des Vertreters der FDP, diesen Gesetzentwurf 
abzulehnen. 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat auch den  Ge-
setzentwurf der FDP zur Änderung des Wahlgesetzes 
eingehend beraten. Er empfiehlt dem Landtag mit den 
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Stimmen von SPD und CDU gegen die Stimmen von 
FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, den Gesetz-
entwurf abzulehnen. 

(Vizepräsident Thomas Stritzl übernimmt 
den Vorsitz) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Gibt es Wortmeldungen zum Bericht? - Das ist nicht 
der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion 
der FDP erteile ich dem Fraktionsvorsitzenden der 
FDP, Herrn Abgeordneten Wolfgang Kubicki, das 
Wort. 

Wolfgang Kubicki [FDP]: 

Herr Präsident! Ich bedanke mich, dass ich jetzt reden 
darf. 

(Holger Astrup [SPD]: Dazu haben Sie als 
Antragsteller das Recht! So sind wir!) 

- Kollege Astrup, da wir über einen Entschließungs-
antrag reden müssen, der bisher nur vorliegt, jedoch 
nicht weiter vorgestellt wurde, bin ich nicht davon 
ausgegangen. Ich mache das gern. Ich muss darauf 
eingehen, ohne dass die Antragsteller des Entschlie-
ßungsantrags Gelegenheit gehabt haben, diesen dem 
Haus vorzustellen. 

Die Verfassung eines Staates ist die Gesamtheit der 
geschriebenen oder ungeschriebenen Rechtsnormen, 
welche die Grundordnung des Staates festlegen. Die-
ser Bedeutung unserer Verfassung wird unter ande-
rem dadurch Rechnung getragen, dass zu ihrer Ände-
rung eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist. Um 
diese Mehrheit zu erreichen, muss also eine große 
Überzeugungsleistung erbracht werden, weil es um 
die Änderung der Grundordnung unseres Staates geht. 
Das war bisher so. Zumindest waren die Verfas-
sungsväter und -mütter einst davon ausgegangen. In 
Schleswig-Holstein scheint dies bei der CDU und der 
SPD nicht so zu sein. Ich sage in beide Richtungen: 
Anders ist das stillose Verhalten der beiden großen 
Fraktionen dieses Hauses gegenüber den kleineren 
Fraktionen nicht zu erklären. Eine Verfassungsände-
rung durch einen Entschließungsantrag ohne vorheri-
ge Ankündigung auf den Weg zu bringen, dessen 
endgültige Fassung erst seit gestern bekannt ist, ist 
ein einmaliger und - wie ich meine - peinlicher Vor-
gang in der Parlamentsgeschichte. 

(Beifall bei der FDP und der Abgeordneten 
Anke Spoorendonk [SSW]) 

Herr Kayenburg, ich sage ausdrücklich, dass wir als 
Oppositionsfraktionen zu Recht kritisieren, dass wir 
bei wichtigen Gesetzesvorhaben mit Tischvorlagen 

konfrontiert werden. Umso mehr hätte ich erwartet, 
dass sich zumindest die größte Oppositionsfraktion 
dieses Hauses einem solchen Verfahren in der vorlie-
genden Frage nicht angeschlossen hätte. Es unter-
schreitet für mich im Hinblick auf die verfassungs-
mäßige Ordnung und die parlamentarische Arbeit das 
absolute Mindestmaß an Gemeinsamkeit. Von den 
handwerklichen Mängeln der schwarz-roten Ent-
schließung will ich ganz schweigen. Nach dem An-
trag von CDU und SPD soll in die Verfassung aufge-
nommen werden, dass statt bisher 75 Abgeordneten in 
Zukunft 69 Parlamentarier in diesem Hause sitzen 
sollen. Herr Kollege Schlie, wir hatten im Innen- und 
Rechtsausschuss bereits darauf hingewiesen, dass die 
Formulierung „höchstens“ gestrichen werden muss, 
weil sie sinnlos ist. 

(Klaus Schlie [CDU]: In unserem Antrag 
stand das nicht drin!) 

- Ja, aber in dem, den Sie in der Öffentlichkeit verteilt 
haben! Ich sage Ihnen, Sie hätten das genauso über-
nommen, wenn wir Ihnen nicht gesagt hätten, wo die 
handwerklichen Fehler gelegen hätten. 

(Klaus Schlie [CDU]: Wir sind für Ihre 
Ratschläge immer dankbar!) 

CDU und SPD räumen selbst ein, dass nach ihrem 
Entwurf heute 77 Abgeordnete in diesem Haus sitzen 
würden, wenn man das Wahlergebnis von 2000 unter-
stellt. Das sind zwei Abgeordnete mehr, als es aktuell 
von der Verfassung vorgesehen ist. Es sind acht Ab-
geordnete über Ihrem eigenen Soll. 

(Zuruf des Abgeordneten Holger Astrup 
[SPD]) 

- Kollege Astrup, das heißt, wir werden auch künftig 
das Strukturproblem nicht lösen, dass wir die Soll-
stärken nur in Ausnahmefällen erreichen, weil wir 
nicht davon ausgehen, dass sich auf absehbare Zeit 
die Anzahl der Fraktionen in diesem Haus ändern 
wird. Wir werden die Sollzahl der Verfassung bei 
künftigen Wahlen immer wieder überschreiten und 
dadurch in der Öffentlichkeit immer wieder das glei-
che Argumentationsproblem bekommen, das momen-
tan dazu führt, dass wir uns überhaupt mit der Frage 
beschäftigen müssen, warum wir die Wahlkreise 
verändern müssen. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Es wäre ehrlich gewesen, Sie hätten in den Antrag 
„hoffentlich 69 Abgeordnete“ geschrieben. Das hätte 
auch in der Verfassung einen wesentlich besseren 
Ausdruck gefunden. Das wird nach außen hin auch so 
verstanden werden. Von den weiteren handwerkli-
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chen Mängeln bezüglich der Änderung des Wahlge-
setzes ist ganz zu schweigen. Sie fordern die Ände-
rung von § 1 Abs. 1 mit der Maßgabe, dass nur noch 
40 Abgeordnete in den Wahlkreisen durch Mehr-
heitswahl gewählt werden sollen. In Absatz 1 ist auch 
die Anzahl von 75 zu wählenden Abgeordneten fest-
geschrieben. Sie müssten reinschreiben, dass es 69 
sein sollen. Wenn Sie außerdem schon die zu ändern-
de Norm nennen, hätten Sie auch § 16 nennen müs-
sen. Dort steht, dass das Land weiterhin 45 Wahlkrei-
se hat, was ja auch nicht so sein soll. So viel zur Qua-
lität des Antrags. 

(Holger Astrup [SPD]: Das ist kein Gesetz-
entwurf!) 

Sie sagen uns, dass Sie die Verfassung ändern wollen. 
Sie sind aber nicht in der Lage gewesen, die konkre-
ten Änderungsvorschläge bis heute vorzulegen, damit 
wir über einen konkreten Vorschlag hätten abstimmen 
können. 

(Beifall bei der FDP und der Abgeordneten 
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] - Zuruf des Abgeordneten Heinz Mau-
rus [CDU]) 

- Herr Kollege Maurus, nennen Sie mir doch eine 
Ihrer Schwesterfraktionen in anderen Ländern oder 
im Bund, die jemals auf die Idee gekommen wäre, per 
Entschließungsantrag zu einer Verfassungsänderung 
aufzufordern. Denen war die Verfassung immer so 
viel wert, dass sie mit konkreten Vorschlägen an den 
Markt der Meinung herangetreten sind und nicht mit 
Entschließungsanträgen. 

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten 
Lars Harms [SSW]) 

Ich erkenne zumindest an, dass Sie lernfähig sind. Die 
Regelung soll ja zur Landtagswahl 2005 nicht erst in 
Kraft treten, wie ursprünglich geschrieben, sondern 
angewandt werden. Das ist immerhin etwas. Trotz-
dem möchte ich der SPD meine Anerkennung aus-
sprechen, denn sie hat die CDU in dieser Frage klas-
sisch über den Tisch gezogen und vorgeführt. Wie 
mir durch einige Abgeordnete der SPD bestätigt wur-
de, hat sie selbst nicht damit gerechnet, dass sich die 
CDU - wohl von der Panik vor neuen Mehrheiten 
getrieben - in die Arme der SPD flüchten würde. 

(Heinz Maurus [CDU]: Einen Versuch war 
es wert!) 

Bis Mittwoch letzter Woche gab es zum Wahlgesetz 
eine klare Position der Christdemokraten, die nicht 
der Position der SPD entsprach. Insbesondere der 
Kollege Kayenburg kündigte noch in den „Lübecker 

Nachrichten“ vom 8. Oktober 2002 eine eigene Initia-
tive für die heutige Sitzung an. Ich zitiere: 

„Deshalb müsse das Parlament schon 2005 
verkleinert werden. 75 Sitze und 38 Wahl-
kreise, das sei praktikabel. Die CDU werde 
spätestens im Dezember hierzu im Landtag 
einen Antrag vorlegen.“ 

Weiter heißt es: 

„Wir sind bereit, diesen Weg mitzugehen, 
auch wenn es Opfer kostet. Wir können nicht 
Verantwortung dafür übernehmen, dass wei-
ter verschleppt wird.“ 

Herr Kayenburg, liebe CDU, es liegt heute ein Ge-
setzentwurf zur Abstimmung vor, der genau diesen - 
von Ihnen geäußerten - Vorstellungen entspricht. 

(Beifall bei der FDP sowie der Abgeordneten 
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Lars Harms [SSW]) 

Wenn Sie nicht zustimmen, werden Sie genau die 
Verantwortung zu übernehmen haben, die Sie angeb-
lich nicht übernehmen können. Sie verschleppen dann 
nämlich das weitere Verfahren. Entscheiden Sie sich! 

Noch 1994 haben wir mit der CDU gemeinsam einen 
Antrag zur Änderung des Wahlgesetzes eingebracht, 
der bei 75 Abgeordneten nur 37 Wahlkreise vorsah. 
Der Antrag fand damals keine Mehrheit. Im Mai 2000 
haben wir dann einen erneuten Vorstoß mit 37 Wahl-
kreisen gemacht. Als die CDU dann 38 Wahlkreise 
wollte, sind wir auf sie zugegangen und haben unse-
ren Gesetzentwurf entsprechend geändert. Die Grü-
nen haben ebenfalls - trotz der Forderung aus ihrem 
Landtagswahlprogramm nach 35 Wahlkreisen - früh-
zeitig Zustimmung zu diesem Modell geäußert. Der 
CDU war durch die Stellungnahmen und Ausarbei-
tungen des Landeswahlleiters lange bekannt, dass die 
Lösung des strukturellen Problems von Überhang- 
und Ausgleichsmandaten nur durch eine Angleichung 
der Anzahl der Wahlkreise an die Listenabgeordneten 
zu erreichen ist. Auf der Basis von 38 Wahlkreisen 
wären bei den vergangenen Wahlen nie Überhang- 
und Ausgleichsmandate entstanden. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Das ist definitiv 
falsch!) 

- Bei 38 Wahlkreisen wären bei den vergangenen 
Wahlen nie Überhang- und Ausgleichsmandate ent-
standen. 

(Holger Astrup [SPD]: Nein!) 

Das Einzige, was sich seit Dienstag, spät abends, 
geändert hat, war die Tatsache, dass die Grünen die 
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Freigabe der Abstimmung in der Koalition erreicht 
haben. Statt nun aber die Gelegenheit beim Schopfe 
zu ergreifen, versagt die CDU und verzichtet trotz 
parlamentarischer Mehrheit auf die Durchsetzung 
ihrer politischen Vorstellungen. Dieses Verhalten ist 
beispiellos und ich hoffe, es bleibt in der Zukunft 
auch ohne Nachahmer. Herr Kollege Kayenburg, in 
den „Lübecker Nachrichten“ von heute steht: „Sauter 
teilt aus.“ Das ist immerhin der Kreisvorsitzende 
eines nicht unbedeutenden Kreisverbandes, dem der 
Kollege Geißler auch angehört. Mit den jüngsten 
Plänen zur Verkleinerung des Kieler Landtags ging 
Sauter ebenfalls scharf ins Gericht, so heißt es dort. 
Die Verabredung von SPD und CDU, die Mandate in 
künftigen Landtagen nicht mehr zu gleichen Teilen 
direkt und über Listen zu besetzen, widerspreche 
gültigen Parteibeschlüssen. Das werden Sie Ihrer 
Basis erklären müssen! 

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Lachen bei der CDU - Klaus 
Schlie [CDU]: Sie haben mit Ihrer Basis 
mehr Probleme! Sie leiden unter Wahrneh-
mungsstörungen! Das ist Möllemanie! - Un-
ruhe) 

- Herr Kollege Schlie, die Qualität Ihrer Zwischenrufe 
war auch schon einmal besser. 

(Klaus Schlie [CDU]: Nein!) 

- Gut, wenn Sie darauf bestehen, dass sie nie besser 
war, dann ist das in Ordnung. 

(Klaus Schlie [CDU]: Qualitätsverlust und 
Selbstüberschätzung: Das ist Möllemanie! - 
Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Ich darf um ein wenig Ruhe bitten. 

Wolfgang Kubicki [FDP]: 

An der Sachlage hat sich nichts geändert. Die CDU 
hat nie erklärt - das hören wir ja vielleicht heute -, 
was sich außer der Tatsache, dass sie für die Vorstel-
lungen, die sie jetzt nicht umsetzen will, eine parla-
mentarische Mehrheit gehabt hätte, für sie geändert 
hat. 

Herr Schlie, am Mittwoch haben Sie im Innen- und 
Rechtsausschuss auf meine Frage, was sich geändert 
habe, erklärt, dass 69 Abgeordnete weniger als 75 
sind; das ist zutreffend. Das galt aber auch schon am 
vorletzten Mittwoch. Insofern war es keine neue Er-
kenntnis. 

(Beifall bei der FDP) 

Welch ein Maß an Beliebigkeit Ihrer Politik! Das gilt 
im Übrigen auch für die Frage der Diätenstrukturre-
form. Es liegt bereits ein Gesetzentwurf vor. Diesen 
haben SPD, CDU und FDP unterschrieben. BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN haben ihn damals aus grund-
sätzlichen Erwägungen nicht unterschrieben. Erklären 
Sie uns doch einmal, was Sie - außer dem Punkt, dass 
Sie die sofort umsetzbaren Teile bereits ab dem 
1. Juni 2003 in Kraft setzen wollen - an diesem Ge-
setzentwurf verändern wollen. Haben Sie weitrei-
chende neue Erkenntnisse? Herr Kollege Schlie, das 
führt - das steht nicht in dem Gesetzentwurf - dazu, 
dass einige der Diäten prozentual um 40 % angeho-
ben werden. 

(Klaus Schlie [CDU]: Warten Sie einmal 
ab!) 

Was ist an Neuem hinzugetreten? Wir hatten uns 
bereits auf eine Gesetzesvorlage verständigt, die Sie 
nun in Kraft setzen wollen. Daran hätte Sie auch sonst 
niemand gehindert. 

Meine Zeit geht zu Ende. 

(Lachen und Beifall bei SPD, CDU und 
SSW) 

- Ich wusste, welche Freude ich in der Vorweih-
nachtszeit mit einer solchen Bemerkung bei Ihnen 
auslösen kann. - Ich bleibe dabei: Sie haben die Mög-
lichkeit der Veränderung des Wahlrechts für das Lin-
sengericht einer vorgezogenen Diätenerhöhung ver-
kauft. Das werden Sie vor sich und den Bürgerinnen 
und Bürgern unseres Landes verantworten müssen. 

(Klaus Schlie [CDU]: Keine Sorge!) 

Im Übrigen: Für 3,50 € gibt es heute bei Herrn Zipner 
ein Linsengericht. 

(Beifall bei FDP und SSW) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Ich erteile jetzt dem Herrn Fraktionsvorsitzenden 
Lothar Hay für die Fraktion der SPD das Wort. 

Lothar Hay [SPD]: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Lieber Wolfgang Kubicki, wir haben beim FC 
Landtag mal gemeinsam Fußball gespielt. Dort haben 
wir gelernt, dass man auch verlieren können muss. Im 
Augenblick habe ich nicht den Eindruck, dass Sie 
auch im politischen Bereich verlieren können. 

(Beifall bei SPD und CDU - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Was habe ich denn verloren?) 
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Bei dem Thema, über das wir heute diskutieren, tun 
wir uns aus meiner Sicht mit gegenseitiger Polemik 
keinen Gefallen. Damit wird man bei denjenigen, die 
Schlagzeilen machen - das reicht aber nur bis morgen 
früh -, Freude hervorrufen. Ich bin der Auffassung, 
dass wir das Thema der Sache angemessen in aller 
Ernsthaftigkeit diskutieren sollten. Ich werde versu-
chen, meinen Beitrag entsprechend zu halten. 

Sie haben in Ihrem Beitrag davon gesprochen, dass 
eine Verfassungsänderung nur durch eine Zweidrit-
telmehrheit möglich ist. Schauen Sie bitte in die Ge-
schichte des Landes Schleswig-Holsteins und zählen 
Sie, wie oft die verfassungsgemäße Zahl der Abge-
ordneten des Landes seit 1947 geändert worden ist. 
Das ist mehrfach geschehen. 

Ich muss - dabei denke ich unter anderem an die Pres-
seerklärung des Bundes der Steuerzahler - auch deut-
lich machen, was es mit den Überhang- und Aus-
gleichsmandaten auf sich hat. Lieber Kollege Hent-
schel, ich hatte gestern Abend, nachdem wir von einer 
Veranstaltung des Landtagspräsidenten zurückkamen, 
Gelegenheit, Ihren Kurzbeitrag in einem Sender zu 
hören, der normalerweise versucht, uns mit Oldies 
einzulullen. Man kann Überhangmandate gar nicht 
abschaffen. Das würde bedeuten, jemandem, der in 
einem Wahlkreis gewählt wurde, sein Mandat weg-
zunehmen. Das geht nicht. Es gibt keine zwei Sorten 
Abgeordnete, die unterschiedliche Rechte haben. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich kurz eini-
ges zu der Begründung unseres Vorschlages sagen: 
Mathematisch gesehen gibt es immer die Möglich-
keit - ob es 37 oder 38 oder auch, wie bei unserem 
Vorschlag, 40 Wahlkreise sind -, dass es durch Ü-
berhang- und Ausgleichsmandate zu einer Abwei-
chung von der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten 
kommt. Das entscheiden die Wählerinnen und Wähler 
dieses Landes beim Wahlgang. 

(Holger Astrup [SPD]: Sehr richtig!) 

Das haben wir zu respektieren. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

In Schleswig-Holstein hat die Persönlichkeitswahl, 
die sich mit den Grundsätzen der Verhältniswahl 
verbindet, seit Beginn der demokratischen Geschichte 
des Landes eine besondere Stellung. Die Persönlich-
keitswahl gewährleistet den Bürgerinnen und Bürgern 
des Landes die echte Wahl eines Abgeordneten aus 
ihrem Wahlkreis. Eine Persönlichkeitswahl sichert 
somit einen besonderen persönlichen Bezug des ge-
wählten Abgeordneten zu seiner Region und den dort 
wohnenden Bürgerinnen und Bürgern. 

Ich will nun kurz erklären, wie oft die Verfassung 
geändert worden ist: Der Schleswig-Holsteinische 
Landtag hatte in der 1. Wahlperiode, die am 8. Mai 
1947 begann, 70 Abgeordnete. Während der 2. bis 5. 
Wahlperiode - von 1950 bis 1967 - hatte er 69 Abge-
ordnete. In diesem Zeitraum sank die Zahl der Wahl-
kreise in Schleswig-Holstein von anfänglich 46 auf 
42. Von der 6. bis zur 9. Wahlperiode - von 1967 bis 
1983 - gehörten dem Landtag 73 Abgeordnete aus 44 
Wahlkreisen an. In der 11. und 12. Wahlperiode wa-
ren es 74 Abgeordnete aus 44 Wahlkreisen. Seit der 
13. Wahlperiode - also seit 1992 - gehören dem Land-
tag 75 Abgeordnete aus 45 Wahlkreisen an. Daraus 
kann man erkennen, dass die Verfassung mehrfach 
geändert worden ist. 

Lassen Sie mich nun etwas zum Verhältniswahlrecht 
sagen: Anfangs betrug das Verhältnis eins zu eins. 
Danach pendelte es sich auf 1,5 zu eins ein. Das ist 
der Grundsatz - man muss versuchen, das auch ver-
fassungsgeschichtlich zu begreifen - des Vorranges 
der Persönlichkeitswahl. Diesen wollen die An-
tragsteller CDU und SPD auch bei den beabsichtigten 
Verfassungsänderungen in der Zukunft zum Tragen 
kommen lassen. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Das Verhältnis wird in Zukunft - 40 Wahlkreise zu 29 
Listenplätzen - nicht mehr 1,5 zu eins, sondern 1,38 
zu eins betragen. Eigentlich müssten die kleineren 
Fraktionen des Landtages - die Interessen sind unter-
schiedlich und wir sollten nicht so tun, als gebe es 
eine identische Interessenlage - froh sein. 

Folgendes habe ich neulich dem Landesvorstands-
sprecher der Grünen gesagt: Wenn man nur die nack-
te Interessenlage berücksichtigt, würden die Grünen 
einen Wahlkreis mit 74 Listenplätzen vorschlagen. 
Demgegenüber würde die SPD 74 Wahlkreise mit je 
einem Listenplatz vorschlagen. Hier wird deutlich, 
wie sehr die Interessen zwischen den kleineren und 
den großen Fraktionen auseinander liegen. 

(Beifall bei SPD - Wolfgang Kubicki [FDP]: 
Das ändert so oder so nichts bei uns!) 

Lassen Sie mich noch kurz auf den Vorschlag, der auf 
dem Tisch des Hauses liegt, eingehen. Diesen werden 
wir in den nächsten Wochen und Monaten in den 
zuständigen Gremien zu diskutieren haben. Es wer-
den 40 Wahlkreise und 29 Listenplätze vorgeschla-
gen. Da in Schleswig-Holstein im Regelfall nur die 
größeren Fraktionen die Chance haben, einen Wahl-
kreis direkt zu gewinnen, würde es, da es fünf Wahl-
kreise weniger wären, uns, also die großen Fraktio-
nen, betreffen. Demgegenüber wird es nur ein Listen-
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platz weniger sein. Insofern verstehe ich die Aufre-
gung der kleineren Fraktionen nicht. 

Wenn Sie das Ergebnis aus 2000 umrechnen, werden 
Sie feststellen, dass in erster Linie die größeren Frak-
tionen weniger Abgeordnete hier im Landtag haben 
werden. Wir sind dazu bereit. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Ich möchte noch einen weiteren Punkt kurz anspre-
chen. Ich glaube, wir haben in der Vergangenheit sehr 
gut daran getan, an diesem Prinzip festzuhalten: Die 
Wahlkreise haben die kommunalen Gebietsstrukturen 
bisher in irgendeiner Form widergespiegelt. Das 
heißt, dass es in einer Gebietskörperschaft - also in 
einem Kreis oder kreisfreien Stadt - bis zu vier Wahl-
kreise - das galt für die größeren Städte der Landes - 
gab. Dabei gab es mit Flensburg und Neumünster 
zwei Ausnahmen. In diesen Städten gab es einen 
kleinen städtischen und einen größeren ländlichen 
Anteil. 

Dieses Prinzip wollen wir auch in Zukunft beibehal-
ten. Es hat auch etwas mit der Interessenvertretung 
der Bürgerinnen und Bürger zu tun, wenn es in Zu-
kunft 40 Wahlkreise und 29 Listenplätze gibt, durch 
die in erster Linie die derzeitigen kommunalen Struk-
turen widergespiegelt werden. Diese Erfahrung haben 
wir gemacht. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Ich komme zu meiner letzten Bemerkung zu diesem 
Komplex: Wir haben die Absicht, dass schon bei der 
Landtagswahl 2005 nach der von uns beabsichtigten 
Verfassungsänderung gewählt wird. Ich gehe davon 
aus, dass wir auch in den einzelnen Gremien des 
Landtages noch intensiv über den von uns einzubrin-
genden Antrag „Verfassungsänderung“ sachlich de-
battieren werden. 

Lassen Sie mich in der Zeit, die mir für meine Rede 
noch zur Verfügung steht, noch ganz kurz auf das 
Thema Diäten eingehen. Ich darf daran erinnern: Es 
gibt ein Diätenurteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 21. Juli 2000. Wir waren uns bisher in diesem 
hohen Haus einig, dass wir dieses Urteil auch aus 
Verantwortung, aus Respekt gegenüber der Dritten 
Gewalt des Staates umzusetzen haben. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir haben einen 
Gesetzentwurf!) 

Darüber werden wir in Zukunft weiter diskutieren 
müssen. 

 Herr Kollege Kubicki, es geht nicht um das Verab-
schieden eines Gesetzentwurfs, sondern um eine Ent-
schließung, die vier Bestandteile hat, die für SPD und 

CDU den Weg zu einer Verkleinerung des Landta-
ges aufzeigen, zu einer Umsetzung des Berichts der 
unabhängigen Diätenkommission und weitere Be-
standteile enthält, die durch den Bericht des Land-
tagspräsidenten Bestandteil der Debatte in diesem 
Haus waren. Ich gehe davon aus, dass es uns möglich 
sein muss, auch die kleineren Fraktionen des hohen 
Hauses in den nächsten Wochen und Monaten in 
diesen Prozess einzubeziehen aus den von mir an-
fangs genannten Gründen. Es geht um das Gesamter-
scheinungsbild der parlamentarischen Demokratie. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was ist mit dem 
Gesetzentwurf?) 

Dieses Angebot mache ich Ihnen ausdrücklich als 
Vertreter der SPD-Landtagsfraktion. Ich hoffe, dass 
es trotz unterschiedlicher Auffassung, was die Zu-
sammensetzung des Landtages hinsichtlich der Wahl-
kreise und der Listenmandate betrifft, gelingt - wie in 
der Vergangenheit fast schon einmal, was das Thema 
Umsetzung der Vorschläge der Benda-Kommission 
anbetrifft -, auf eine Linie zu kommen. Dann hätten 
wir einen guten Schritt nach vorn getan und machten 
es 2005 vielleicht für Bevölkerungsschichten attrak-
tiv, sich für den Landtag zu bewerben, die bisher 
aufgrund der Einkommensstruktur nicht kandidieren 
wollten. Das wäre auch ein wesentlicher Beitrag, das 
Parlament zukünftig mit anderen Berufsschichten zu 
durchmischen. Damit wäre das Parlament insgesamt 
stärker. Daran müssen wir alle ein Interesse haben. 

(Anhaltender Beifall bei SPD und CDU) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort erteile ich jetzt dem Oppositionsführer im 
Schleswig-Holsteinischen Landtag, dem Fraktions-
vorsitzenden der CDU-Fraktion, Herrn Abgeordneten 
Martin Kayenburg. 

Martin Kayenburg [CDU]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der 
Kollege Hay hat darauf hingewiesen, dass am 21. Juli 
vorletzten Jahres das Bundesverfassungsgericht eine 
Vielzahl von parlamentarischen Funktionszulagen für 
unzulässig erklärt hat. Das Urteil ist zwar zum Thü-
ringer Abgeordnetengesetz ergangen, aber wir alle 
waren uns klar darüber, dass das auch Auswirkungen 
auf uns haben müsste. Deswegen haben wir uns ent-
schieden, eine unabhängige Diätenkommission ein-
zusetzen, einerseits, um dem Spruch des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts gerecht zu werden, ande-
rerseits, um dem Vorwurf der Selbstbedienung zu 
entgehen. 
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Genau vor einem Jahr, im Dezember 2001, hat Pro-
fessor Benda das Ergebnis unterbreitet. Das Ergebnis 
der Diätenkommission wurde - daran will ich Sie gern 
erinnern - von fast allen gesellschaftlich relevanten 
Gruppen und in der Öffentlichkeit positiv beurteilt. 
Zitat: 

„Was die Diätenkommission dem Landtag an 
Vorschlägen präsentiert hat, ist aller Achtung 
wert.“ 

(Dr. Heiner Garg [FDP]:Wieso wurde es 
nicht umgesetzt?) 

„Hat der Landtag die Kraft dazu, die Vor-
schläge umzusetzen, dann könnte in Kiel ein 
Stück deutscher Parlamentsgeschichte ge-
schrieben werden.“ 

(Beifall bei CDU und SPD) 

So kommentierte der von uns allen geschätzte 
Schleswig-Holsteinische Zeitungsverlag die Vor-
schläge der Kommission. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Warum sind sie 
nicht umgesetzt, Herr Kayenburg?) 

Weiter: 

„Zur Diätenreform gehört endlich auch die 
Reform des Landeswahlgesetzes.“ 

Die - ebenso geschätzte - „Lübecker Nachrichten“ 
stellten folgenden Zusammenhang her: 

„Die entscheidende Frage ist aber, zeitgleich 
mit einer Diätenreform auch das Parlament 
zu verkleinern.“ 

Recht hat sie. Genau das werden CDU und SPD ge-
meinsam bewirken. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Jeder, der in diesem Haus daran mitwirken will, ist 
dazu herzlich eingeladen. 

(Klaus Schlie [CDU]: So ist das!) 

Eine interfraktionelle Arbeitsgruppe hatte dann unter 
Leitung des Landtagspräsidenten versucht, entschei-
dungsreife Vorschläge zu erarbeiten. Dieser Bericht 
ist vom Landtagspräsidenten im Mai dieses Jahres 
vorgestellt worden, hat dann allerdings die positive 
Grundeinstellung zur Neuregelung der Diäten in der 
Bevölkerung ein Stück weit belastet, weil Einzelfra-
gen entschieden werden sollten und nicht alle Vor-
schläge als Paketlösung auf den Tisch gekommen 
sind, obwohl der Landtagspräsident zugesagt hatte, 
dass im nächsten Frühjahr die entsprechende Ergän-

zung käme. Die zeitliche Vorgabe halten wir nun mit 
unserem gemeinsamen Entschließungsantrag ein. 

Wir freuen uns aber, Herr Kollege Kubicki, dass auch 
SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zumin-
dest im Grundsatz auf unsere Linie einschwenken und 
zeitgerechte Lösungen anstreben. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir haben einen 
Gesetzentwurf eingebracht!) 

Etwas abstrus allerdings ist das, was Sie in den „Lü-
becker Nachrichten“ und auch gestern in Ihrer Pres-
sekonferenz vertreten haben, nämlich dass unser Vor-
schlag „einer 40-prozentigen Diätenerhöhung zum 
1. Juli 2003 gleichkomme“.  Herr Kollege, das war 
eine bewusste Irreführung. Wahrscheinlich wollten 
Sie nur davon ablenken, dass Sie selbst an der Diä-
tenerhöhung von 5,7 % zu Beginn dieses Jahres fest-
halten wollen. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Stimmt auch 
nicht!) 

Wenn Sie allerdings Ihre Forderungen einmal ein 
bisschen mit dem in Einklang brächten, was Ihre 
Partei beschlossen hat, hätten wir eine Basis für sach-
liche Beratungen. Aufgeregtheiten helfen uns nicht 
weiter. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Unser Antrag ist klar formuliert. Auf der Grundlage 
der Empfehlungen der unabhängigen Sachverständi-
genkommission wollen wir im Rahmen der geltenden 
Gesetze und unserer Gesetzgebungskompetenz die 
Vorschläge insgesamt umsetzen. Wir werden und 
wollen keine Rosinenpickerei veranstalten. Zu allen 
Vorschlägen der Kommission werden wir auch zu 
gegebenenfalls erforderlichen Abweichungen nach-
vollziehbare Erklärungen geben und ein transparentes 
Entscheidungsprofil vorlegen. 

Wir wissen natürlich, dass es bezüglich der Neurege-
lungen der Altersversorgung, der Krankenversiche-
rung und auch der Pflegeversicherung noch Bera-
tungs- und Klärungsbedarf gibt. Bei der Altersversor-
gung zum Beispiel wird es nicht gelingen, den Kom-
missionsvorschlag bei der derzeitigen Rechtslage eins 
zu eins umzusetzen, weil diese Fakten vonseiten der 
Kommission nicht beachtet wurden und zum Teil die 
bisherigen Lebensläufe der Abgeordneten nicht be-
rücksichtigt worden sind. 

Bei der Krankenversicherung hingegen sind wir über-
zeugt, dass wir zum 1. Juni eine entsprechende Um-
setzungslösung vorlegen können. Teillösungen sollen, 
soweit das eben geht, vermieden werden, weil wir der 
Überzeugung sind, dass nur eine ehrliche Umsetzung 
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der Empfehlung der Diätenkommission die vom Bun-
desverfassungsgericht geforderte Transparenz bringt. 

Wir wollen deswegen die Abgeordnetenentschädi-
gung neu regeln, Funktionszulagen einschränken und 
nachwirkende Leistungen beschneiden. Die Abgeord-
netenentschädigung neu zu regeln, wird sich an zwei 
Leitlinien orientieren, an der Transparenz einerseits 
und am Prinzip der Gleichbehandlung von Abgeord-
neten andererseits. Als Bezugsgröße soll, wie von der 
Diätenkommission vorgeschlagen, R 2 gelten. Da 
fühle ich mich mit Frau Heinold völlig einig, wenn 
sie sagt: 

„Wir wollen den Bürgerinnen und Bürgern 
auch erklären, warum wir eine Erhöhung der 
Diäten brauchen. Diese Erhöhung ist unstrit-
tig. Wir brauchen sie. Wir wollen aber“ 

- da bin ich völlig bei Ihnen - 

„ein Paket schnüren, das wir der Bevölke-
rung dann auch mit gutem Gewissen erklären 
können.“ 

Recht haben Sie, Frau Heinold. 

(Beifall bei CDU, SPD und der Abgeordne-
ten Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] - Klaus Schlie [CDU]: Bravo!) 

Genau diese Paketlösung wollen wir. 

Die Funktionszulagen sollen zukünftig nur noch die 
Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident, die 
Fraktionsvorsitzenden und eine Vertreterin oder ein 
Vertreter des SSW und - wir meinen - auch die par-
lamentarischen Geschäftsführerinnen und parlamenta-
rischen Geschäftsführer einer Fraktion erhalten. Da-
mit haben wir die vom Bundesverfassungsgericht 
geforderte Transparenz in unserem Vorschlag umge-
setzt. 

Wir wollen alle Leistungen überprüfen, die Abgeord-
nete nach der Mandatsausübung als Übergangsgeld 
oder in Form einer Altersentschädigung erhalten. 
Dabei werden auch die Regelungen über Zuschüsse 
zum Beispiel zu notwendigen Kosten in Pflege-, Ge-
burts- und Todesfällen in diese Überlegungen einbe-
zogen werden müssen. 

Nun haben die kleineren Fraktionen den Zeitpunkt 
kritisiert, zu dem wir diese Gesamtrestrukturierung 
vornehmen wollen. Da kann ich nur sagen: „Wir sind 
doch, verdammt noch mal, verpflichtet, die verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben umzusetzen, so schnell es 
geht. Oder wollen Sie denn weiter in dem Zustand 
leben, von dem alle Beteiligten sagen, er sei verfas-
sungswidrig?“ 

(Thorsten Geißler [CDU]: Das ist richtig!) 

„Ich will das nicht, weder um den Preis des 
Populismus noch um dem Preis des weiteren 
Beibehaltens dieser Struktur.“ 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Das stammt übrigens nicht von mir, sondern, bevor 
Sie klatschen, meine Kolleginnen und Kollegen, das 
war ein wörtliches Zitat des Kollegen Kubicki. 

(Beifall bei CDU und SPD - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Weshalb haben wir einen ge-
meinsamen Gesetzentwurf eingebracht? Gibt 
es den nicht mehr?) 

- Recht haben Sie, Herr Kubicki, aber warum sind Sie 
denn so ängstlich? Arbeiten Sie doch mit, lassen Sie 
uns gemeinsam ein überzeugendes und schlüssiges 
Konzept vorlegen, und zwar als Paketlösung, nicht 
nur Verkleinerung des Landtages, sondern auch 
Diätenstrukturreform und Verzicht auf die Diäten-
erhöhung jetzt! Lassen Sie uns das gemeinsam auf 
den Weg bringen, damit das 2003 in Kraft treten 
kann. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Wir wollen - ich will es abkürzen - natürlich auch die 
Parlamentsreform umsetzen. Das heißt, wir wollen 
eine effiziente Verkleinerung des Landtages. Deshalb 
ist es wichtig, die Wahlkreise nicht erst 2010, son-
dern bereits für 2005 neu zu schneiden, um so die 
Abgeordnetenzahl deutlich zu verringern. Konkret 
fordern wir 40 Wahlkreise und wir werden nicht mehr 
die 75, sondern grundsätzlich 69 Abgeordnete in der 
Verfassung vorsehen. Natürlich haben wir bisher die 
Festschreibung der Größe des Landtages auf das Ver-
fassungsziel von 75 als den richtigen Schritt bezeich-
net. Ich hatte erklärt, dass dieses Ziel ziemlich ver-
lässlich nur erreichbar sei, wenn die Zahl der Land-
tagswahlkreise auf 38 gesenkt würde. Zwischenzeit-
lich liegen uns aber nach der Berechnung des Lan-
deswahlleiters die verschiedenen Modelle vor und es 
hat sich gezeigt, dass die Wahlkreisanzahl mit einer 
Begrenzung auf 40 und die Begrenzung der Zahl der 
Abgeordneten auf 69 der richtige Weg sind, um dau-
erhaft einen kleineren Landtag sicherzustellen. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Anders als Sie es dargestellt haben, Herr Kollege 
Kubicki, hätte das Modell 75 mit 38/37 beispielswei-
se bei der 2000er-Wahl dazu geführt, dass wir zwei 
Überhang- und zwei Ausgleichsmandate gehabt hät-
ten, nämlich 79 Abgeordnete. Wenn wir das gleiche 
Modell für 1996 anwendeten, dann allerdings kämen 
wir exakt auf die Zahl 75. Nur, wenn wir unser Mo-
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dell jetzt für 96 anwenden, sind wir bei 69. Das be-
deutet in der Tat eine deutliche Verkleinerung dieses 
Landtages. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Wenn Sie das Einsparpotenzial einmal hochrechnen, 
so bringt das allein eine Einsparung in einer Legisla-
turperiode von etwa 5 Millionen €. 

Ich will aber gern zugestehen - ich komme zum 
Schluss, Herr Präsident -, dass wir erst am Anfang 
des Weges stehen und dass wir angesichts der Ziel-
vorgaben, die wir gemacht haben, überzeugt sind, 
dass wir ihn erfolgreich beschreiten werden. Aus 
diesem Grund bitten wir Sie, unserem Antrag zuzu-
stimmen. Ich fordere Sie auf, zur Sachlichkeit zu-
rückzukehren und mit uns gemeinsam diesen Weg zu 
beschreiten. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN erteile ich jetzt der Frau Abgeordneten Monika 
Heinold. 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Kay-
enburg, ich finde mich in meinen Zitaten von gestern 
wieder, aber darin mögen wir uns unterscheiden. 

Die Grünen haben bei der ersten Lesung des Abge-
ordnetengesetzes deutlich gesagt, wie sie sich den 
Umgang mit dieser, aber auch mit zukünftigen Diä-
tenerhöhungen vorstellen. Wir haben uns schon in der 
ersten Lesung zu einer grundsätzlichen Diätenreform 
positioniert und wir haben deutlich gemacht, warum 
wir zeitgleich zum In-Kraft-Treten einer Diätenre-
form eine Wahlkreisreform umsetzen wollen. Heute 
legen wir für diese drei Punkte Anträge vor. 

Erstens wollen wir eine jährliche Erhöhung der Diä-
ten in Höhe der Tarifsteigerungen im öffentlichen 
Dienst. Dazu - 2,2 % - legen wir heute einen Antrag 
gemeinsam mit FDP und SSW vor, der auch eine 
Gehaltssteigerung für Wahlkreismitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter in gleicher prozentualer Höhe ent-
hält. Ich freue mich, dass CDU und FDP jetzt auch 
die Wahlkreismitarbeiterinnen und -mitarbeiter mit in 
ihrem Antrag haben. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Damit ziehen wir unseren Antrag 15/2319 (neu) zu-
rück. 

Zweitens wollen wir eine grundsätzliche Diätenre-
form, welche sich sehr eng an den Vorschlägen der 
Benda-Kommission orientiert und welche so weit wie 
möglich eine eigenständige Altersversorgung der 
Abgeordneten enthält. Auch dazu bringen wir heute 
mit dem SSW und der FDP eine gemeinsame Resolu-
tion ein. 

Drittens wollen wir eine Reduzierung der Wahlkreise 
von jetzt 45 auf 38, damit wir in Zukunft im Landtag 
in der Regel nicht mehr als die in der Verfassung 
vorgesehen 75 Abgeordneten haben. Dazu bringen 
wir heute gemeinsam mit FDP und SSW einen Ge-
setzentwurf ein, der heute in der zweiten Lesung be-
schlossen werden kann. 

Ich gehe allerdings davon aus - das haben die beiden 
Redner vor mir deutlich gemacht -, dass wir uns mit 
unseren Anträgen nicht durchsetzen werden und dass 
damit die Position von SPD und CDU eine Mehrheit 
findet. Was passiert, wenn diese Resolution heute 
angenommen wird? Es passiert gar nichts. Eine 
Wahlkreisreform kann per Resolution nicht beschlos-
sen werden. Wir haben noch nicht einmal eine erste 
Lesung. Das heißt, im Januar beginnt die Diskussion 
von vorne. 

Die Änderung der Verfassung kann auch nicht mit 
einer Resolution beschlossen werden. Auch hier gibt 
es noch nicht einmal eine erste Beratung. 

Hier ist es guter demokratischer Brauch, bei einer 
Verfassungsänderung auch die Dinge mit zu bera-
ten, die bei Verfassungsänderungen vorher schon 
diskutiert worden sind. Ich erinnere an den Eingaben-
ausschuss, der zum Petitionsausschuss werden möch-
te, ich erinnere aber auch an den Wunsch von Sinti 
und Roma, die als anerkannte Minderheit in der Ver-
fassung verankert werden wollen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das Abgeordnetengesetz ändern wir heute auch nicht 
grundlegend. Auch eine Diätenreform ist weder mit 
unserer noch mit Ihrer Resolution beschlossene Sa-
che. 

Meine Fraktion findet es falsch, die große Diätenre-
form schon ab Sommer 2003 in Kraft treten zu lassen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Wir wollen sie zwar im nächsten Jahr beschließen, 
aber erst für die neu gewählten Abgeordneten 2005 
gelten lassen, zeitgleich mit der Wahlkreisreform. 
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Das war immer das Signal, das wir aussenden woll-
ten. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Die Resolution von SPD und CDU schafft also keine 
Probleme vom Tisch, sondern sie verschiebt alles in 
das nächste Jahr. Nach der Debatte in diesem Jahr zu 
Diäten und Wahlkreisen tun wir uns damit alle ge-
meinsam keinen Gefallen, im Gegenteil, sollte es im 
nächsten Jahr keine Einigung für eine Diätenreform 
geben, wird der Landtagspräsident nach dem Muster 
dieses Jahres im Herbst eine Diätenerhöhung von 
zirka 8 % vorschlagen müssen. 

(Holger Astrup [SPD]: Unsinn, bis zum 
31. Mai!) 

- Wann auch immer, auf jeden Fall wird er auf eine 
Zahl von 8 % kommen. Wer, frage ich Sie, will diese 
Diskussion führen? Wollen Sie den Fehler des letzten 
Jahres wiederholen, indem wir erst in der Hoffnung 
auf eine Einigung eine Nullrunde beschließen, für die 
es dann einen Vorschlag gibt, sie wieder rückgängig 
zu machen? Wer heute einer Nullrunde zustimmt, 
muss dies auch gelten lassen, wenn es 2003 zu keiner 
Diätenreform kommt. Nullrunden nachzuholen funk-
tioniert nicht. Diese Erfahrung haben wir alle gemein-
sam gemacht. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben mit unserer Diskussion in diesem Jahr 
dazu beigetragen, dass kein Bürger, keine Bürgerin 
mehr verstehen kann, was hier im Parlament eigent-
lich abläuft. Da stimmt die CDU ihrem eigenen Vor-
schlag zur Reduzierung der Wahlkreise genau in dem 
Moment nicht mehr zu, wo sich hierfür eine Mehrheit 
findet. Da argumentiert der Landesvorsitzende der 
FDP in Bad Bramstedt, Herr Koppelin, folgenderma-
ßen: Er müsse mit der SPD gemeinsame Sache bei 
den Diäten machen, weil sonst die Sozialdemokraten 
nicht für eine Verkleinerung des Landtages seien. 
Habe ich da einen zweiten Antrag verpasst? 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja, offensicht-
lich!) 

Anschließend steht die FDP im Finanzausschuss mit 
ihrem Antrag auf plus 5,7 % plötzlich allein, der ur-
sprüngliche Partner ist ohne Ankündigung abhanden 
gekommen. 

(Holger Astrup [SPD]: Wie im richtigen Le-
ben!) 

Die Grünen wurden bei der ersten Lesung des Abge-
ordnetengesetzes von CDU und SPD scharf dafür 
kritisiert - ich will die Worte nicht wiederholen, Herr 

Plüschau -, dass sie die Diäten nicht um 5,7 % im 
nächsten Jahr anheben wollen, um dann heute von 
CDU und SPD mit einer Nullrunde unterboten zu 
werden. 

(Holger Astrup [SPD]: Zum Ausgleich erhö-
hen Sie die Funktionszulagen, Frau Kolle-
gin!) 

Da diskutiert der Landtag ein halbes Jahr über Diäten-
reform, Diätenerhöhung und Wahlkreisreform, um 
anschließend eine unverbindliche Resolution ohne 
konkrete Auswirkung zu beschließen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW) 

Verabschieden wir heute die Resolution von SPD und 
CDU, verschieben wir alle Probleme ins nächste Jahr. 
Ich frage Sie: Wem kann daran gelegen sein? 

(Martin Kayenburg [CDU]: Wir verschieben 
Lösungen!) 

Dass wir dann zum zweiten Mal eine Nullrunde ein-
gelegt haben, wird nach der Diskussion der letzten 
Wochen niemand in der Bevölkerung mitbekommen 
oder gar honorieren. Deshalb werbe ich dafür - ich 
werbe bei jedem einzelnen Abgeordneten und bei 
jeder einzelnen Abgeordneten -: Stimmen Sie unseren 
Anträgen zu! Sie können heute real Dinge beschlie-
ßen. 

Ich bitte das Präsidium, die Abstimmung so durchzu-
führen, dass wir zum einen über das Gesetz zur 
Wahlkreisreform abstimmen, zum anderen über die 
beiden vorliegenden Anträge zu den Abgeordneten-
gesetzen abstimmen und zum Dritten über die beiden 
vorliegenden Resolutionen alternativ abstimmen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort für den SSW im Schleswig-Holsteinischen 
Landtag hat jetzt die Sprecherin, Frau Abgeordnete 
Anke Spoorendonk. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wer das Privileg hat, sein Gehalt mit sich selbst ver-
handeln zu müssen, hat es gut. Das wird uns jeden-
falls immer wieder gern vorgehalten. Die Medienbe-
richterstattungen der vergangenen Wochen und die 
vielen persönlichen Reaktionen haben uns aber allen 
verdeutlicht: Es kann auch ein Albtraum sein, als 
Abgeordnete die eigenen Bezüge auszuhandeln. 
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Niemand wird ernsthaft behaupten können, dass der 
Schleswig-Holsteinische Landtag dieses Recht bisher 
missbraucht hat. Wir leben nicht in einer Bananenre-
publik, in der sich Parlamentarier am Mandat persön-
lich bereichert haben. Im Gegenteil, der Schleswig-
Holsteinische Landtag liegt im Vergleich der Bundes-
länder am unteren Ende, wenn es um die Höhe der 
Entschädigung geht. 

(Jutta Schümann [SPD]: Das will aber nie-
mand hören!) 

Die Diäten der Abgeordneten übersteigen nicht den 
Verdienst eines Studienrats. Eine solche Bezahlung 
ist sicherlich nicht zu viel verlangt, wenn man die 
Arbeitsbedingungen und die Arbeitszeiten eines 
durchschnittlichen Abgeordneten kennt. 

Ein zentraler Bestandteil dieses verantwortungsvollen 
Umgangs mit den Diäten ist es bislang gewesen, dass 
wir die Anpassung der Bezüge fraktionsübergreifend 
und in großer Einigkeit beschlossen haben. Sicherlich 
hat der Abgeordnete, der als selbstständiger Anwalt 
tätig war, andere Gehaltsvorstellungen als die Abge-
ordnete, die vorher Sozialhilfe bezog. Die unter-
schiedlichen Vorstellungen mündeten aber bis heute 
immer in einen Kompromiss, der von einer breiten 
Mehrheit getragen wurde. 

Das haben SPD und CDU in den letzten Wochen mit 
einer umwerfenden Gründlichkeit geändert. Immerhin 
liegt schon ein parlamentarisches Verfahren vor, mit 
Anträgen und einer ersten Lesung. Aber das soll nun 
alles wieder Makulatur sein. 

(Holger Astrup [SPD]: Wovon reden Sie, 
Frau Kollegin?) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich begreife 
schlicht und ergreifend nicht, wieso dieses offene 
Verfahren mit einmal aufgegeben worden ist. Ich 
begreife es einfach nicht. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Der Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und SSW stellt den Versuch dar, die Geschichte der 
ausgewogenen, einvernehmlichen Diätenreformen 
doch noch fortzuschreiben. 

Mittlerweile haben alle Fraktionen immerhin erkannt: 
Eine Erhöhung der Diäten um 5,7 % ist vielleicht 
ökonomisch angemessen, wenn man die allgemeine 
Preis- und Lohnentwicklung von 2001 und 2002 be-
trachtet; politisch vermittelbar ist eine solche Erhö-
hung in der aktuellen Situation aber nicht. Ich erinne-
re noch einmal an die Debatte, die wir im Rahmen der 

ersten Lesung und zum Diätenbericht des Landtags-
präsidenten geführt haben. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Parlamente in Bund und Ländern werden ihre 
Haushalte für 2003 nur dadurch über die Runden 
retten können, dass sie sich auf eine Störung des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts berufen. In die-
ser Lage kann man niemandem erzählen, dass der 
Landtag jetzt die Entwicklung der letzten Jahre auf 
einen Schlag nachholen möchte. 

Wir brauchen also einen Kompromiss. Drei von fünf 
Parteien in diesem Hause haben sich darauf geeinigt, 
dass dieser eine Erhöhung um 2,2 % zum 
1. Januar 2003 sein sollte. Damit würde nur die Ent-
wicklung für 2002 nachgeholt. Der Verzicht auf die 
Anpassung der Diäten für 2001 soll unser Solidarbei-
trag in der aktuellen Situation sein. 

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abgeordneten Dr. Heiner Garg 
[FDP]) 

Die großen Fraktionen wollen jetzt sogar gar keine 
Erhöhung mehr zum 1. Januar, allerdings soll es da-
nach umso mehr geben. SPD und CDU wollen quasi 
Weihnachten für Abgeordnete auf den 1. Juni 2003 
verlegen. 

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubi-
cki [FDP] - Klaus Schlie [CDU]: Das ist un-
redlich! Das ist unter Ihrem sonstigen Ni-
veau, Frau Kollegin! - Zurufe von SPD und 
CDU) 

Das wäre jedenfalls die Folge, wenn die für 2005 
geplante große Diätenreform schon 2003, aber dafür 
nur in Teilen, umgesetzt wird. Wir meinen, dass die 
Frage einer grundlegenden Reform der Abgeordne-
tenentschädigung und die Frage der aktuellen Anpas-
sung der Diäten nicht miteinander vermischt werden 
dürfen. Bei der Diätenreform geht es um eine lang-
fristige, strukturelle Verbesserung der Abgeordneten-
entlohnung. Es geht um die Abschaffung der Privile-
gien bei der Altersversorgung, um Streichung der 
Privilegien durch Funktionszulagen und so weiter. 
Wir hatten uns mit gutem Grund in diesem Haus dar-
auf geeinigt, diese Reform im Jahr 2005 durchzufüh-
ren. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Dadurch würden die Vor- und Nachteile gleichzeitig 
nach der nächsten Landtagswahl in Kraft treten und 
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dadurch würde auch der 15. Landtag nicht in Versu-
chung geraten, im eigenen Interesse zu entscheiden. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Von dieser einvernehmlich - ich wiederhole: einver-
nehmlich - vereinbarten Vorgehensweise wird jetzt 
abgewichen. Die großen Fraktionen nehmen in Kauf, 
dass die große Diätenreform, die ja wirklich eine 
vernünftige Sache ist, 

(Martin Kayenburg [CDU]: Ach nee! Und 
warum reden Sie die dann schlecht?) 

völlig in Misskredit gerät. - Lieber Kollege Kayen-
burg, ich habe gesagt: Der springende Punkt ist, dass 
die Diätenreform mit der neuen Wahlperiode in Kraft 
treten soll. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Sie wissen ganz genau, warum ich das sage; ich brau-
che das nicht zu wiederholen. 

Ich sage noch einmal - ich wollte eigentlich nicht 
weiter polemisieren -: Ich finde, dass die beiden gro-
ßen Fraktionen mit ihrem gemeinsamen Vorschlag 
auf dem erarbeiteten Neubeginn in Sachen Diätenre-
form herumtrampeln. Das Gleiche gilt leider auch für 
den zweiten Punkt der heutigen Debatte, die Neuein-
teilung der Wahlkreise. Eigentlich sollten Diäten 
genauso wenig mit Wahlkreisen zu tun haben wie 
Mönche mit Freudenhäusern. 

(Beifall beim SSW - Heiterkeit und Zurufe) 

Aber wir wissen ja, dass beide Themen trotzdem 
miteinander verkoppelt worden sind, sowohl in der 
bisherigen Debatte als auch im gemeinsamen Antrag 
von SPD und CDU. Ich finde, es ist ein Armutszeug-
nis, das uns da jetzt vorliegt. Denn dadurch entsteht 
der Verdacht, dass es den beiden großen Fraktionen 
doch nur um die Wahrung eigener Interessen geht. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN - Holger Astrup [SPD]: 
Ach was!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dabei gibt es reich-
lich objektive Gründe dafür, die Zahl der Wahlkreise 
deutlich zu reduzieren. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir alle wollen verhindern, dass die Regelgröße von 
75 Landtagsabgeordneten nicht nach jeder Wahl 
durch Überhang- und Ausgleichsmandate erheblich 
überschritten wird. Die einzig wirksame Methode zur 

Begrenzung der Zahl der Mandate ist aber, dass man 
die heutige Zahl von 45 Wahlkreisen erheblich redu-
ziert. 

(Holger Astrup [SPD]: Ja, das machen wir 
gerade!) 

Das Innenministerium hat uns in einer Modellrech-
nung im Innen- und Rechtsausschuss aufgezeigt, dass 
die optimale Lösung die Reduktion auf höchstens 
38 Wahlkreise ist. Nur so lässt sich zuverlässig si-
cherstellen, dass der Landtag den Referenzwert von 
75 Abgeordneten nicht wesentlich überschreitet. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es mag sein, dass 
man dies alles auch anders berechnen und hinterfra-
gen kann. Aber ich stelle noch einmal die zentrale 
Frage: Wieso konnte das nicht im Innen- und 
Rechtsausschuss geschehen, wo seit zwei Jahren ein 
FDP-Gesetzentwurf schmort? 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN - Martin Kayenburg 
[CDU]: Den haben Sie bisher abgelehnt! Das 
finde ich nun scheinheilig, Frau Kollegin!) 

- Lieber Kollege Kayenburg, wir haben nichts abge-
lehnt; das bitte ich zur Kenntnis zu nehmen. 

(Widerspruch bei der CDU) 

Ich möchte einen anderen Punkt ansprechen, der 
wirklich enttäuschend ist. Der SSW mahnt seit Jahren 
und Jahrzehnten in diesem Haus ein anderes Parla-
mentsverständnis an. Wir mahnen an, dass die Frakti-
onen besser und mehr zusammenarbeiten, um die 
großen Probleme des Landes zu lösen. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Genau das ma-
chen wir!) 

- Lieber Kollege Kayenburg, da fassen Sie sich bitte 
an Ihre eigene Nase; denn bis heute haben SPD und 
CDU sich kaum darauf verständigen können, ob ein 
Schimmel weiß ist, ohne dass es zu Grabenkämpfen 
kam. 

(Beifall bei SSW und FDP) 

Umso tragischer ist es, dass es offensichtlich nicht 
schwer gefallen ist, in der Wahlkreisfrage eine Eini-
gung zu erzielen. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Ich bin enttäuscht darüber, dass das nur in dieser Fra-
ge, nicht aber in anderen Fragen möglich war. Da-
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durch beschädigt man das Ansehen des Parlaments 
und entwürdigt die Landesverfassung. 

(Vereinzelter Beifall bei SSW und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN - Holger Astrup 
[SPD]: Das ist schlichter Unsinn!) 

Der Kollege Hay hat vorhin deutlich gemacht, wie oft 
die Wahlkreiseinteilung und die Anzahl der Abgeord-
neten geändert wurde. Ich möchte aber nur eine Be-
merkung machen: Erst seit 1990 steht das in der Lan-
desverfassung. 

(Holger Astrup [SPD]: Ja und?) 

Wir werden uns mit diesem Problem weiterhin be-
schäftigen. Ich kündige schon jetzt an, dass der SSW 
weitere Anträge zur Änderung der Landesverfassung 
einbringen wird. Wir haben gesagt, wir wollen, dass 
Sinti und Roma in die Landesverfassung aufgenom-
men werden. Dazu stehen wir und entsprechende 
Anträge werden wir weiterhin einbringen. Dann wer-
den wir sehen, wo wir dafür Unterstützung bekom-
men. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN - Martin Kayenburg 
[CDU]: Wie war das mit den Mönchen und 
dem Freudenhaus?) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort zu einem Kurzbeitrag erteile ich jetzt dem 
Herrn Abgeordneten Wolfgang Kubicki. 

Wolfgang Kubicki [FDP]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte gern den Appell des Kollegen Hay aufgreifen, 
was die Frage der Sachlichkeit angeht. Wir können 
natürlich auch so weitermachen und sagen, es ist uns 
egal, wir hauen hier einfach schnell unsere polemi-
schen Sachen raus, die Bevölkerung wird das schon 
schlucken. 

(Lachen des Abgeordneten Klaus Schlie 
[CDU]) 

Ich will einmal auf folgende Punkte hinweisen. Zu-
nächst einmal, Kollege Hay, gehört zur Sachlichkeit 
und Redlichkeit, dass man, wenn man einen solch 
nachdenkenswerten Beitrag leistet, darauf hinweist, 
dass die Verfassung in der Frage der Abgeordneten-
zahl bisher nicht geändert worden ist. Es gab lediglich 
eine Änderung des Wahlgesetzes. Wir beschäftigen 
uns das erste Mal mit der Frage der Verfassungsände-
rung. 

Die spannende Frage ist, ob man mit dem Vorschlag 
von 69 Abgeordneten, den Sie unterbreiten und über 

den man nachdenken kann - ich warte noch auf eine 
sachliche Begründung, warum es 69 sein sollen -, das 
Strukturproblem ändert, ob man erreicht, Überhang- 
und Ausgleichsmandate zu verhindern. 

(Zuruf des Abgeordneten Klaus-Peter Puls 
[SPD]) 

- Ja, Herr Puls, aber die Frage ist doch umgekehrt, ob 
wir nicht eigentlich von Verfassung wegen gezwun-
gen sind, das Wahlrecht so auszugestalten, dass die 
Sollzahl optimal erreicht werden kann. Es ist wirklich 
eine spannende Frage, ob der Gesetzgeber nicht ver-
pflichtet ist, dafür Sorge zu tragen, dass durch die 
Wahlrechtsausgestaltung die Verfassungsnorm erfüllt 
wird. Sonst könnten Sie 50 Wahlkreise bilden und 
69 Abgeordnete in die Verfassung schreiben, in dem 
Wissen, dass Sie dann immer über 80 Abgeordnete 
haben. Das kann es nicht sein. Dieser spannenden 
Frage muss man noch nachgehen. 

(Holger Astrup [SPD]: Das ist Unsinn!) 

- Auf jeden Fall ist es dem Gesetzgeber verboten, sich 
von den Verfassungsgrundsätzen zu entfernen; das ist 
sicher. 

Das Zweite, was ich sagen will: Ich weiß nicht, woher 
Sie Ihre Zahlen haben; vielleicht können Sie mir das 
noch einmal erklären. 

(Holger Astrup [SPD]: Wir rechnen selbst!) 

- Selbst rechnen ist in Ordnung. Ich vertraue aber 
momentan auf das, was uns der Innenminister mitge-
teilt hat. 

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Holger Astrup [SPD]: Der hat 
grob gerechnet, wir haben fein gerechnet! 
Das ist doch in Ordnung!) 

- Dann stellen wir fest, dass die Regierung offensicht-
lich immer schlechter rechnet als die Fraktionen. Das 
gilt auch bezüglich der Haushaltslagen. Dann können 
wir den Finanzminister auch gleich davonjagen. Ent-
weder wir verlassen uns auf das, was uns amtlicher-
seits erklärt wird - - - 

(Holger Astrup [SPD]: Ja! Kann man ja!) 

- Ich will das nur sagen, damit das nicht so stehen 
bleibt. 

Der Innenminister hat uns mit Umdruck 15/2508 
Folgendes mitgeteilt - das ist vielleicht auch für die 
Öffentlichkeit ganz wichtig -: 

„Bezüglich der Wahrscheinlichkeit“ 

(Martin Kayenburg [CDU]: „Wahrschein-
lichkeit“!) 
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„einer Vergrößerung des Landtages über die 
Regelzahl von 75 Abgeordneten hinaus lässt 
sich sagen, dass es bei einer ausgewogenen 
Einteilung Schleswig-Holsteins in 37 oder 38 
Wahlkreise zu den Landtagswahlen 1992 
und 2000 bei ansonsten unverändertem 
Wahlrecht mit großer Wahrscheinlichkeit 
keine Überhangmandate gegeben hätte und 
damit die Sollzahl erreicht worden wäre.“ 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist von dem Kollegen Hay zunächst anders dar-
gestellt worden. 

Eine letzte Bitte: Wenn ich den Resolutionsentwurf 
von SPD und CDU richtig verstehe, dann ziehen 
CDU und SPD ihre Unterschrift unter den gemeinsa-
men Antrag zur Veränderung der Diätenstruktur zu-
rück. Denn alles das, Herr Kollege Kayenburg, was 
Sie hier gesagt haben in Bezug auf das, was Sie noch 
machen wollen, haben Sie, ebenso wie wir, bereits zu 
dem gemeinsam bereits eingebrachten Antrag erklärt. 

(Holger Astrup [SPD]: Ja und?) 

- Nichts „ja und“, Kollege Astrup! Das muss man 
einmal sagen. Sie tun momentan so, als müssten Sie 
das alles noch auf den Weg bringen. Hat sich die 
gemeinsame Kommission, die wir hatten, keine Ge-
danken gemacht? Ist all das, was wir hier erörtert 
haben, von uns nicht bedacht worden? Was Sie ge-
macht haben, bedeutet die Aufkündigung der Ge-
meinsamkeit in dieser Frage - schütteln Sie nicht den 
Kopf! -, weil Sie die anderen Beteiligten nicht einbe-
ziehen, sondern mit Überlegungen vor den Kopf sto-
ßen, von denen wir noch gar nicht wissen, wohin sie 
führen sollen. Das können Sie haben, Herr Kayen-
burg; das haben Sie dokumentiert und das werden Sie 
erleben. 

Ein letzter Satz zu diesem Punkt! Ich werde Ihnen 
sagen, warum Sie die Diätenstrukturreform nicht zum 
1. Juni 2003 umsetzen werden: Rechnen Sie einmal 
aus, was das den Landtag ab 1. Juni 2003 mehr kosten 
wird, wenn wir nicht gleichzeitig die Reduzierung der 
Abgeordnetenzahl erreichen. Dann erklären Sie der 
schleswig-holsteinischen Bevölkerung, dass Sie mit 
einem Betrag von mehreren Millionen den Landes-
haushalt in dieser Frage zusätzlich belasten wollen, 
während Sie gleichzeitig bei Initiativen sparen. Ich 
sage Ihnen: Das werden Sie nicht hinbekommen! 

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat der Kollege 
Klaus Schlie. 

Klaus Schlie [CDU]: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich denke, Herr Kollege Kubicki, wir sollten 
erst einmal gemeinsam die parlamentarische Aus-
gangslage klären. Das haben wir neulich auch im 
Innen- und Rechtsausschuss versucht. Hier haben 
jetzt zwei Fraktionen, nämlich CDU und SPD, be-
stimmte Grundsätze in einem Resolutionsantrag auf 
den Tisch gelegt, nach denen wir anschließend ein 
parlamentarisches Verfahren beginnen wollen, letzt-
endlich sowohl in Bezug auf die Verfassungsände-
rung als auch in Bezug auf das Wahlgesetz und das 
Abgeordnetengesetz. Das ist ein sauberes parlamen-
tarisches Verfahren, das in allen seinen Bestandteilen 
durchgezogen wird. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Punkt zwei. Ich finde es richtig, dass wir uns in dieser 
Frage nicht gegenseitig mit Populismus überbieten. 
Ich finde es deswegen auch nicht in Ordnung, Herr 
Kollege Kubicki - das sage ich mit einer gewissen 
Betroffenheit, weil ich es Ihnen immer abgenommen 
habe, wenn Sie hier gesagt haben, wir müssten die 
Interessen der Abgeordneten mit Deutlichkeit, Klar-
heit und Ernsthaftigkeit vertreten -, wenn Sie in Ihrer 
Presseerklärung schreiben, „dass die CDU-
Landtagsfraktion entgegen der Beschlusslage ihrer 
Partei die Wahlrechtsreform verhindert hat, um den 
Preis einer bis zu 40-prozentigen Diätenerhöhung“. 

(Holger Astrup [SPD]: Unlauter!) 

Das ist unanständig und Sie wissen das. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Sie selber haben gesagt - ich will das gar nicht alles 
vortragen -: Wir brauchen die Diätenstrukturreform, 
wir müssen die Zulagen, die vom Bundesverfas-
sungsgericht als nicht rechtmäßig bezeichnet werden, 
zurücknehmen; wir wollen auch den anderen Vor-
schlägen der Benda-Kommission folgen. Sie gehen 
doch in Ihrem Resolutionsentwurf, der heute vorliegt, 
selber ein Stück über den gemeinsamen Antrag von 
SPD, CDU und FDP hinaus. Wir wollen alle mitein-
ander die Dinge noch einmal gründlich prüfen und so 
viel wie möglich davon umsetzen, damit die Transpa-
renz und die Glaubwürdigkeit des Hauses insgesamt 
gewahrt bleiben. Machen Sie parlamentarisch auf 
diesem Wege mit und hören Sie auf, draußen Kla-
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mauk zu machen! Das schadet dem, was Sie selber 
eingefordert haben. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Zur Reduzierung der Zahl der Abgeordneten, Herr 
Kollege Kubicki. Mir liegt sehr daran, dass Sie mir an 
dieser Stelle zuhören. Wissen Sie, was die Menschen 
draußen interessiert? Sie interessiert, wie wir am 
wirksamsten und am nachhaltigsten die Zahl der Ab-
geordneten in diesem Landtag reduzieren. Mit dem 
Vorschlag, den CDU und SPD in die parlamentari-
schen Abläufe hineingeben, ist das nach unserer Auf-
fassung gewährleistet. 

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das hätte heute fertig sein kön-
nen!) 

Denn das, was der Innenminister bisher als Modell-
rechnung vorgelegt hat, verehrte Kollegin Heinold, 
basiert auf der Grundlage von 75 Abgeordneten und 
der unterschiedlichen Wahlkreismodelle. Er schreibt 
bei dem Modell, das Sie präferieren: 

„Bezüglich der Wahrscheinlichkeit einer 
Vergrößerung des Landtages über die Regel-
zahl von 75 Abgeordneten hinaus lässt sich 
sagen: Mit großer Wahrscheinlichkeit wird 
es keine Überhangmandate geben.“ 

Ich glaube, Herr Kollege Kubicki, das ist nicht das 
eigentliche Problem. Ich meine, Sie haben dabei eine 
andere Sache im Kopf. Deswegen zitiere ich ab-
schließend aus der 39. Sitzung des Schleswig-
Holsteinischen Landtages vom 24. September 1997. 
Wenn inzwischen nicht mehr stimmt, was ich jetzt 
zitiere, dann sagen Sie es. Damals haben Sie gesagt: 

„Die Zurückhaltung der Liberalen in der 
Frage einer Parlamentsverkleinerung kommt 
aus der konkreten Erfahrung der täglichen 
parlamentarischen Arbeit. Eine weitere Ver-
ringerung der Zahl der Abgeordneten hätte 
gerade für die kleinen Fraktionen im hohen 
Haus dramatische Auswirkungen; denn, Kol-
legin Spoorendonk - sie weiß aus eigener 
leidvoller Erfahrung, wovon wir reden -, die 
F.D.P. mit ihren vier Abgeordneten und na-
türlich auch die Grünen mit sechs Abgeord-
neten sind am Rande der Arbeitsfähigkeit. 
Wenn zukünftig die Fraktionsgrenze auf drei 
Mitglieder absinkt, ist an eine geregelte par-
lamentarische Arbeit nicht mehr zu denken.“ 

Das ist das Problem, um das es eigentlich geht. Sie 
haben Angst davor, dass die Zahl Ihrer Abgeordneten 
verringert wird. Wir müssen ein System für das ganze 
Haus finden, Herr Kollege, und den Menschen drau-

ßen im Lande sagen: Wir wollen die Zahl der Abge-
ordneten in diesem Hause nachhaltig senken. Wir 
wollen eine Diätenstrukturregelung. Wir verzichten 
deswegen jetzt auf eine Anpassung. Sie sind alle 
herzlich eingeladen, bei den anschließenden Beratun-
gen mitzumachen. Wir freuen uns darauf. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort zu einem Kurzbeitrag erteile ich jetzt der 
Frau Abgeordneten Irene Fröhlich. 

Irene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich habe mich nochmals zu Wort gemeldet, 
weil mich genau die Frage der Interessenlagen in die-
ser ganzen Auseinandersetzung beschäftigt. Selbst-
verständlich haben sowohl die kleinen als auch die 
großen Parteien hier bestimmte Interessen. Sie unter-
scheiden sich voneinander. Deswegen hat BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN schon bei der ersten Koalitions-
verhandlung diese Frage zu thematisieren versucht. 
Es ist aber nicht gelungen. Wir haben das auf der 
Basis von 35 Wahlkreisen zu thematisieren versucht. 

Schon in der 13. Legislaturperiode stand dieses The-
ma zur Debatte. Schon damals hat sich der Innen- und 
Rechtsausschuss intensiv damit beschäftigt und ver-
schiedene Arbeitsaufträge an das Innenministerium 
gegeben. Damals wurden die 35 Wahlkreise durchge-
rechnet, und zwar bis zur Sitzverteilung hin, nicht nur 
auf die Wahlkreise bezogen. Das Ergebnis darf ich 
Ihnen kurz in Erinnerung rufen. Bei den verschiede-
nen Berechnungen der Ergebnisse der Landtagswahl 
1992 und der Kommunalwahl 1994 ergeben sich 
sowohl nach d’Hondt als auch nach Hare/Niemeyer 
keine zusätzlichen Sitze. Die Zahl der Sitze von 75 
würde in keinem Fall überschritten. 

Das war für uns der Ausgangspunkt und auch die 
Geschäftsgrundlage. Aus meiner Sicht ist die Ge-
schäftsgrundlage - nur so können Parteien eine gewis-
se Rechtssicherheit haben, wenn sie sich auf den Weg 
in den Landtag begeben - 75 Sitze. Das sagt die Ver-
fassung. Damit ist eine gewisse Sicherheit für kleine 
Fraktionen gebildet, auch nur halbwegs angemessene 
Arbeitsmöglichkeiten zu haben. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Ich erinnere daran, dass wir uns schon bei neun regu-
lären Ausschüssen verdoppeln und verdreifachen 
müssen, um die ganze Geschichte halbwegs sachge-
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recht und angemessen abzuarbeiten. Daneben gibt es 
noch die Arbeitskreise. 

(Holger Astrup [SPD]: Sie wollen lieber kei-
ne Verkleinerung?) 

Sie müssen vieles bedenken. Ich finde es wirklich 
hart an der Grenze des Erträglichen, was hier ge-
schieht, nachdem wir im Koalitionsausschuss ein 
Stückchen weitergekommen waren und klar war, dass 
man sich aufgrund der politischen Gegebenheiten 
bewegen musste. Denn in der Bevölkerung besteht 
keineswegs eine positive Grundeinstellung zu Diäten, 
Herr Kayenburg. Der Prüfauftrag des Koalitionsver-
trages brachte auch die Sozialdemokraten dahin, dass 
sie sagten: Wir müssen uns entscheiden. Es gab in 
diesem Moment die Möglichkeit, es zu packen. Wir 
hätten auf der Vorarbeit des Innenministeriums beru-
hend im Landtag einen Beschluss fassen können. Er 
hätte die Probleme bei Einhaltung der Verfassung 
lösen können. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Holger Astrup [SPD]: Ihre Probleme, nicht 
unsere!) 

Das Problem ist nicht ein zu großer Landtag. Das 
Problem ist ein aufgeblähter Landtag. Diese Probleme 
hätte es gelöst. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Das waren die Probleme, die wir alle zusammen hat-
ten. 

(Holger Astrup [SPD]: Sachlich falsch!) 

Was sich jetzt ankündigt, ist, dass nur die beiden 
großen Fraktionen ihre Probleme zulasten der kleinen 
lösen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP - Holger Astrup [SPD]: Sachlich 
falsch, Frau Kollegin! Tut mir Leid!) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort zu einem Kurzbeitrag erteile ich jetzt Herrn 
Abgeordneten Dr. Ekkehard Klug. 

Dr. Ekkehard Klug [FDP]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Frak-
tionen von CDU und SPD wollen das Inkrafttreten 
der Diätenstrukturreform zum 1. Juni 2003. Das ist 
hier berichtet worden. Die finanziellen Konsequenzen 
für das Land Schleswig-Holstein werden die Öffent-
lichkeit sicherlich interessieren. Ich muss dazu sagen: 
Das ist alles im letzten Jahr in Vorlagen der Land-

tagsverwaltung für die Arbeitsgruppe Diätenreform 
schon einmal durchgerechnet worden. In einem Ver-
merk vom 13. März 2002 ist nachzulesen, dass sich 
die Mehrkosten jährlich annähernd auf 3 Milli-
onen DM belaufen, also auf 1,5 Millionen €. Das sind 
jährliche Mehrkosten bei der Umsetzung der Empfeh-
lungen der Benda-Kommission. 

Jetzt frage ich Sie. Sie versprechen den Bürgern, dass 
als Ausgleich eine Verkleinerung des Landtages 
kommt. Jeder von Ihnen weiß, dass der 69er-
Vorschlag, den Sie mit dem Entschließungsantrag 
vorgebracht haben, eine Wette auf die Zukunft ist. 
Keiner weiß, wie das Ergebnis der nächsten Land-
tagswahl sein wird. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Unseriös ist das!) 

Dass durch Überhang- und Ausgleichsmandate bei 
der nächsten Landtagswahl sehr wohl eine erhebliche 
Vergrößerung des Parlaments zustande kommen 
kann, wissen Sie sehr genau. Deshalb ist das, was 
Herr Kayenburg vorhin als Einsparung durch seinen 
Vorschlag gegengerechnet hat, eine reine Luftbu-
chung. Es ist zumindest eine Wette auf die Zukunft. 
Sie spielen Roulette bei der Angabe, die Sie gemacht 
haben. 

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms 
[SSW]) 

Klar ist, dass die Umsetzung der Empfehlungen der 
Benda-Kommission jährliche Mehrkosten von rund 
anderthalb Millionen € bedeutet, und das schon ab 
1. Juni 2003. Die angeblich potenziell erreichbaren 
Einsparungen durch die Verkleinerung des Landta-
ges - die vielleicht gar nicht zustande kommen -, gibt 
es allenfalls ab 2005. Das erklären Sie, meine Damen 
und Herren von CDU und SPD, dann bitte in den 
nächsten Monaten den Bürgern des Landes, all denen, 
die von Entscheidungen dieses Hohen Hauses betrof-
fen sein werden: dass der Landtag, dass das Landes-
parlament für die Bezüge seiner Mitglieder pro Jahr 
anderthalb Millionen € mehr aufgrund Ihrer Entschei-
dung wird aufwenden müssen. Wir werden uns das 
anschauen. 

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort zu einem Kurzbeitrag erteile ich jetzt der 
Frau Abgeordneten Anke Spoorendonk. 
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Anke Spoorendonk [SSW]: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will gern zur 
Sachlichkeit zurückkehren. 

(Holger Astrup [SPD]: Das wird auch Zeit!) 

Ich denke, das tue ich sowieso meistens. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Holger Astrup [SPD]: Meis-
tens!) 

Natürlich ist es ganz legitim zu sagen: Große Fraktio-
nen haben andere Interessenlagen als kleine Fraktio-
nen. Das ist so und es ist legitim. Das wissen wir alle. 
Das ist auch nicht das, worum es in Wirklichkeit geht. 

Der SSW hat sich nicht erst bei der Änderung des 
Abgeordnetengesetzes, sondern schon vorher dazu 
geäußert, dass eine Verkleinerung des Landtages 
angemessen ist. In der ersten Lesung habe ich gesagt: 
Diätenanpassung und Verkleinerung des Landtages 
haben nichts miteinander zu tun. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist aber 
falsch!) 

Ich habe das auch mit Rücksicht auf die SPD gesagt, 
die sich zu diesem Zeitpunkt noch in einem Selbstfin-
dungsprozess befand. Das kann man im Protokoll 
nachlesen. Das steht schon einmal fest. 

Darum will ich noch einmal deutlich machen: Nach 
dieser Debatte habe ich weiterhin einige Fragen, auf 
die ich keine Antwort bekommen habe. Ich habe die 
Frage: Was war an dem offenen Verfahren, das wir 
hatten - Ausschussberatung, Diätenarbeitsgruppe und 
so weiter -, so schlecht, dass es jetzt aufgegeben wer-
den musste? 

Ich frage auch: Warum musste heimlich verhandelt 
werden? Ich frage auch nochmals: Wieso meint man, 
die Verkleinerung des Landtages über eine Verfas-
sungsänderung machen zu müssen? Gleichwohl 
wissen alle, dass es andere Anträge zu einer Verfas-
sungsänderung gibt. Was passiert für uns alle, wenn 
wir eine Änderung der Landesverfassung hinsichtlich 
der Abgeordnetenzahl hinbekommen, die anderen 
Sachen aber wieder einmal nicht? 

Ich sage nochmals: Ich bin gespannt, ob die CDU 
jetzt endlich unserem Antrag und auch dem Antrag 
von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, nämlich 
bezüglich der Aufnahme von Sinti und Roma in die 
Landesverfassung, zustimmen wird. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Klaus Schlie [CDU]: Wir reden 
doch auch nicht über die Abschaffung des 

Zwei-Stimmen-Wahlrechts! Das könnten wir 
auch noch machen!) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat der Oppositions-
führer. 

Martin Kayenburg [CDU]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
glaube, es ist sehr deutlich geworden, dass die kleine-
ren Parteien andere Interessen haben als möglicher-
weise die großen. Frau Fröhlich hat das hier in dan-
kenswerter Weise offen gesagt. Aber es muss auch 
möglich sein, dass Parteien miteinander reden, ohne 
gleich alle anderen einzubinden. Hier ist ein Vor-
schlag gemacht worden, der überhaupt keinen Ab-
schluss in irgendeiner Richtung bedeutet. Vielmehr 
ist er ein Angebot an uns alle, zu diskutieren und 
Lösungen zu finden, die das Thema Parlamentsre-
form und Diätenstrukturreform zum Inhalt haben. 
Das wollen wir gemeinsam lösen. 

Insofern, Frau Spoorendonk, halte ich nichts davon, 
diesen Komplex aufzubohren. Hier geht es darum, 
dass wir das, was wir mit dem Auftrag an die Diäten-
strukturreform, die Benda-Kommission, auf den 
Weg gebracht haben, umsetzen. Es kann doch wohl 
nicht sein, dass wir hier sagen: Wir wollen das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts umsetzen, dass wir 
eine kompetente Kommission daran setzen, Ergebnis-
se erarbeiten lassen und hinterher sagen: April, April, 
nichts gewesen. 

(Anke Spoorendonk [SSW]: Das wollen wir 
doch auch nicht! Das will keiner!) 

Auch hier haben wir eine Verantwortung. 

Jetzt ist ein Vorschlag auf den Weg gebracht, Herr 
Kollege Kubicki. Sie sind alle herzlich eingeladen 
mitzumachen. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Wir haben niemandem gesagt, er solle außen vor sein, 
ganz im Gegenteil. Selbst wenn solche Zahlen in den 
Raum gestellt werden, die definitiv falsche Eindrücke 
erwecken, Herr Dr. Klug, hindert uns das nicht daran, 
Ihnen zu sagen: Wir wollen mit Ihnen gemeinsam 
diesen Weg gehen. Nur müssen Sie dann auch so fair 
und ehrlich sein, zu sagen: Bei den 1,5 Millionen €, 
die Sie genannt haben, haben Sie überhaupt nicht 
gegengerechnet, was in die Steuerkasse zurückfließt. 
Denn beispielsweise fließen auch wieder Beiträge in 
die Krankenversicherung oder in die Rentenversiche-
rung hinein. Ich frage Sie: Was fließt in die Steuer-
kasse hinein? Es ist ein völlig schiefes Bild, das Sie 
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mit falschen Beispielen in der Öffentlichkeit zeich-
nen. 

(Beifall bei CDU und SPD - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Der Landtag finanziert sich sel-
ber!) 

Ich denke, so fair sollten wir miteinander umgehen. 

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Das sollten Sie 
dem Arbeitgeberverband sagen!) 

- Entschuldigen Sie, das wird bei allen Tarifverhand-
lungen so gemacht. Fragen Sie die Ministerpräsiden-
tin, was sie bei den Tarifverhandlungen für den öf-
fentlichen Dienst zurzeit tut, fragen Sie, was da ge-
gengerechnet wird. 

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Habe ich Sie 
richtig verstanden: Frau Simonis will Gehäl-
ter erhöhen, damit das Land mehr Steuern 
bekommt?) 

- Natürlich sind in den Belastungsberechnungen die 
Steuern enthalten. Aber das darf nicht dazu führen, 
Herr Klug, dass Sie mit falschen Beispielen eine 
Stimmung erzeugen, die Gemeinsamkeiten belastet. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Ich bitte uns alle, ein Stück weit auf den Teppich 
zurückzukommen und alle Anträge gemeinsam zu 
behandeln. Wir werden dann sicherlich einen sachge-
rechten Weg finden. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort zu einem Kurzbeitrag erteile ich jetzt Herrn 
Kollegen Jürgen Weber. 

Jürgen Weber [SPD]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
kann meine Fraktion beruhigen: Zum Thema Diäten 
wollte ich nichts sagen. 

(Lachen bei der CDU) 

Ich wollte zwei Punkte unterstreichen, die unser Frak-
tionsvorsitzender Lothar Hay vorhin angesprochen 
hat. Sie sind meines Erachtens in der Debatte nicht 
ernsthaft aufgegriffen worden. 

Bei der Verringerung der Zahl der Abgeordneten 
wollen wir nicht von der Systematik der Zusammen-
setzung des Parlaments abrücken. Wir wollen ledig-
lich die Anzahl der Parlamentarier verkleinern. Ver-
schiedene Interessen hin und her: Natürlich haben die 
großen Fraktionen andere Interessen als die kleinen. 
Das ist aber nicht unser Thema. Die kleinen Parteien 

wollen eine Systemveränderung bei der Zusammen-
setzung des Parlaments. 

(Beifall bei SPD und CDU - Karl-Martin 
Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Revolution!) 

Sie wollen eine völlig andere Gewichtung der Zu-
sammensetzung. Die Zahl derjenigen Abgeordneten, 
die über die Listen gewählt werden, soll gegenüber 
denjenigen, die direkt gewählt werden, deutlich und 
nachhaltig verändert werden. Das ist etwas völlig 
anderes. 

Wir gehen einen kleinen Schritt in diese Richtung, 
nicht diesen großen Schritt. Es geht also weniger um 
die Interessen. Vielmehr muss man deutlich sagen, 
wer an den bisherigen Verfassungsprinzipien festhält 
und wer sie ein wenig verändern will. 

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die, die die Verfassung nicht 
ändern, stellen Sie infrage? - Karl-Martin 
Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was steht in der Verfassung? - Lachen des 
Abgeordneten Wolfgang Kubicki [FDP]) 

- Wir haben bisher immer über die Verkleinerung des 
Landtages geredet, nicht über die Frage der Errei-
chung von Referenzwerten. Das ist in der Tat etwas 
völlig anderes. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Herr Weber, wer will die Ver-
fassung ändern?) 

Wir wollen eine lineare Veränderung, keine systema-
tische. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Jetzt konzediere ich, dass es große Aufgeregtheiten 
gibt, wenn neue Vorschläge relativ kurzfristig auf den 
Tisch kommen. Wir haben der Öffentlichkeit in den 
letzten Wochen und Monaten - hier beziehe ich alle 
Fraktionen ein - ein bisschen Wells Fargo geliefert, 
ein bisschen Wildwest. Wir haben geglaubt, wenn wir 
ein vernünftiges Ziel erreichen wollen, wechseln wir 
möglichst häufig die Pferde. Wir haben durch verän-
derte Antragslagen die Pferde relativ häufig gewech-
selt. Das muss man so sagen. Nur stellen einige jetzt 
fest, dass bei Ihnen in der Kutsche niemand mehr 
sitzt. 

(Heiterkeit und Beifall bei SPD und CDU) 

Das Problem können wir im Laufe der weiteren Bera-
tung ändern, indem wir vielleicht zu einer Situation 
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kommen, in der wieder alle gemeinsam in der Kut-
sche fahren. Dazu fordere ich Sie auf. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Zu einem weiteren Kurzbeitrag erteile ich Herrn Ab-
geordneten Dr. Wadephul das Wort. 

Dr. Johann Wadephul [CDU]: 

Ich ziehe meinen Wortbeitrag zurück. 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Lars Harms zu einem 
Kurzbeitrag das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
kann ab und zu erbarmungslos sein. Das, was Herr 
Weber zu unserer Verfassung gesagt hat, hat mich 
dazu gebracht, mich zu melden. Was ist eigentlich der 
Ursprungsgedanke gewesen, als wir gesagt haben, das 
Parlament muss verkleinert werden? Wir haben ge-
sagt, dass unsere Verfassung 75 Abgeordnete vor-
schreibt. Deswegen muss es verkleinert werden. Es 
ging nicht darum, die Diäten passend zu machen. 

(Renate Gröpel [SPD]: Nein!) 

Es ging darum, dass wir ein verfassungsmäßiges Ziel 
hatten. Dies umzusetzen, ist unsere Aufgabe und 
unser Selbstverständnis. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Liebe Leute, das sollte auch unser Selbstverständnis 
sein. Wir sollten in der Diskussion nicht irgendwo 
abweichen und sagen, wir fangen an, die Verfassung 
zu ändern. Die ist ein sehr hohes Gut. An dieses hohe 
Gut haben wir uns auch ein bisschen zu halten. Wir 
würden ohne Schwierigkeiten der Bestimmung unse-
rer Verfassung folgen können, wenn wir die Frage der 
38 Wahlkreise umsetzen. Das sollte eigentlich das 
Ziel sein. 

Wir sind bezüglich der Diätenreform nicht uneinig. 
Die können wir sofort umsetzen. Der Antrag liegt vor. 
Wir können das für 2005 so umsetzen, wie wir es 
einmal beschlossen haben und worüber wir einmal 
einig waren. Davon wird jetzt abgewichen. Der Zwi-
schenschritt dazu ist eine moderate Erhöhung der 
Diäten um 2,2 %. Das ist genau der Stand. Liebe 
Kollegen von der SPD und von der CDU, Sie wollen 
für Ihre eigenen Interessen sogar die Verfassung än-
dern. 

(Holger Astrup [SPD]: Ganz anders als der 
SSW!) 

Die ist für uns ein zu hohes Gut, um sie den eigenen 
Interessen unterzuordnen. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

(Unruhe) 

Ich bitte um Aufmerksamkeit. Wir haben nicht über 
das Bild von den Kutschern und den Pferden abzu-
stimmen, allerdings über die vorliegenden Anträge. 
Wir haben eine Abstimmung über eine verbundene 
Debatte der Tagesordnungspunkte 7 und 11. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Erst die Gesetze abstimmen!) 

- Herr Kollege, genau darauf wollte ich hinweisen. 
Unter Tagesordnungspunkt 7 wurde die Drucksa-
che 15/2319 zurückgenommen. Für den Gesetzent-
wurf Drucksache 15/2249 gilt das vorhin von der 
Frau Vizepräsidentin Verlesene. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktionen von FDP, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW, Drucksa-
che 15/2336. Wer diesem Antrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um sein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der 
Änderungsantrag der Fraktionen von FDP, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des 
SSW, Drucksache 15/2336, gegen die Stimmen von 
FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten des SSW mit den Stimmen von CDU und 
SPD abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktionen von SPD und CDU, Drucksa-
che 15/2339. Wer diesem Antrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um sein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Bei Stimment-
haltung der Abgeordneten der FDP und der Kollegin 
Hinrichsen vom SSW hat dieser Antrag mit den 
Stimmen von SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und den restlichen Abgeordneten des SSW eine 
Mehrheit gefunden. 

Ich komme zur Schlussabstimmung und lasse über 
den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP, Drucksa-
che 15/2249, in der soeben geänderten Fassung 
abstimmen. Wer zustimmen will, den bitte ich um 
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sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Stimmenthaltungen? 

(Unruhe) 

- Ich hatte vorhin darauf hingewiesen, dass es einen 
ursprünglichen Gesetzentwurf in der Fassung von 
SPD und FDP gibt. Die SPD hatte erklärt, dass sie 
diesen Antrag nicht mehr mitträgt. Damit wurde die 
FDP zum alleinigen Antragsteller. Wir haben zu-
nächst über den Änderungsantrag der Fraktionen von 
FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW abge-
stimmt. Dieser wurde vom Haus mit der Mehrheit 
von SPD und CDU abgelehnt. Es gibt einen weiteren 
Änderungsantrag von der SPD und der CDU, der bei 
einer Enthaltung der Stimmen des SSW und der 
Stimmen der FDP vom Haus angenommen ist. Nun 
muss die Schlussabstimmung über diesen Antrag in 
geänderter Form erfolgen. Das ist so. Darüber haben 
wir gerade abgestimmt. Dies hat ergeben, dass der 
Ursprungsantrag, der ursprünglich von SPD und FDP 
gestellt wurde, nun allein von der FDP gestellt wird. 
Er ist mit den Änderungen von SPD und CDU verse-
hen und wird nun mit den Stimmen von SPD und 
CDU gegen die Stimmen von FDP, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW 
angenommen. 

(Beifall bei SPD, CDU und des Abgeordne-
ten Lars Harms [SSW]) 

Von der Kollegin Heinold wurde beantragt, dass der 
Antrag der Fraktionen von FDP, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW, Drucksa-
che 15/2335, alternativ gegen die Entschließung der 
Fraktionen von SPD und CDU abzustimmen ist. Des-
halb ziehe ich die Abstimmung über den Änderungs-
antrag von FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Abgeordneten des SSW, Drucksache 15/2337, 
vor. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktionen von FDP, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten 
des SSW, Drucksache 15/2337, seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um sein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist dieser 
Antrag gegen die Stimmen von FDP, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und SSW mit den Stimmen CDU 
und SPD abgelehnt. Zur Erklärung, hier ging es um 
den Punkt: streiche 45, setze 38. 

Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf Drucksa-
che 15/55 abstimmen. Der Ausschuss empfiehlt die 
Ablehnung. Wer dieser Empfehlung folgen will, den 
bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Stimmenthaltungen? - Der Ausschussempfehlung, 
den Gesetzentwurf Drucksache 15/55 abzulehnen, 
wird mit den Stimmen von CDU und SPD gegen die 

Stimmen von FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW gefolgt. 

Von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wur-
de die alternative Abstimmung zwischen dem Antrag 
von FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Ab-
geordneten des SSW, Drucksache 15/2335, und dem 
Antrag der Fraktionen von SPD und CDU, Drucksa-
che 15/2342, beantragt. Über diese beiden Anträge 
werden wir jetzt alternativ abstimmen. 

Ich bitte diejenigen, die dem Antrag der Fraktionen 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW, 
Drucksache 15/2335, zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Ich stelle fest, dass der Antrag der 
Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und SSW die Zustimmung der Abgeordneten der 
Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und SSW gefunden hat. 

Ich frage, wer dem Antrag der Fraktionen von SPD 
und CDU, Drucksache 15/2342, seine Zustimmung 
geben will. - Ich stelle fest, dass der Antrag der Frak-
tionen von SPD und CDU, Drucksache 15/2342, die 
Zustimmung der Mitglieder der Fraktionen von SPD 
und CDU gefunden hat. 

Abschließend stelle ich fest, dass in dieser alternati-
ven Abstimmung der Antrag der Fraktionen von SPD 
und CDU die Mehrheit des Hauses gefunden hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit ha-
ben wir die Abstimmungen abgeschlossen. Ich darf 
darauf hinweisen, dass jetzt die wohlverdiente 
Mittagspause ansteht. Gleichzeitig gebe ich bekannt, 
dass im Anschluss in der Lobby ein verdienter 
Abgeordneter feierlich geehrt wird. Ich weiß nicht, ob 
er es schon weiß. Auf jeden Fall sollten es alle 
Abgeordneten des hohen Hauses wissen. Sie sind 
aufgefordert - unabhängig davon, ob Sie meinen, dass 
Sie vielleicht selbst geehrt werden -, sich an dieser 
Ehrung zu beteiligen. Ich kann Ihnen versichern, dass 
derjenige, um den es geht, es verdient hat. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine intensive 
Mittagspause. Um 15 Uhr sehen wir uns wieder. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung: 14:22 bis 15:02 Uhr) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. 
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Wir treten wieder in die Tagesordnung ein. Ich hoffe, 
alle hatten eine gute Mittagspause. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Alle, die da sind, 
ja! - Zuruf des Abgeordneten Konrad Nabel 
[SPD]) 

- War ich nicht zu verstehen? - Ich sagte: Ich eröffne 
die Sitzung wieder. Wir hatten vorhin gesagt, dass wir 
die Sitzung nach einer intensiven Mittagspause um 
15 Uhr fortsetzen. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wollen wir die 
Beschlussfähigkeit feststellen?) 

- Mir liegt bisher kein entsprechender Antrag vor. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Dann könnten 
wir wenigstens nach Hause! - Zuruf von der 
CDU: Wir sollten beschließen! Wir haben 
die Mehrheit!) 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 24 auf: 

Lage am Ausbildungsmarkt 

Antrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 15/2299 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. 

Seitens des Präsidiums erlaube ich mir einen Hinweis. 
Mit dem Antrag wird die Erstattung eines Berichts in 
dieser Tagung beantragt. Herr Wirtschaftsminister 
Professor Dr. Rohwer, möchte die Regierung zu-
nächst einen Bericht geben? 

(Minister Dr. Bernd Rohwer: Gern!) 

- Dann eröffne ich die Aussprache, beginnend mit 
dem Bericht der Landesregierung. Ich erteile dem 
Wirtschaftsminister, Herrn Professor Dr. Rohwer, das 
Wort. 

Dr. Bernd Rohwer, Minister für Wirtschaft, Techno-
logie und Verkehr: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
Gleichgewicht auf dem Ausbildungsmarkt ist nicht 
völlig gestört. Es gibt gewisse Veränderungen, die 
uns allerdings Sorgen bereiten müssen. Ich werde 
dazu etwas sagen. 

Die Lage bei den Ausbildungsstellen ist im Jahr 
2002 schwieriger geworden. Wir müssen das unter 
dem Vorbehalt sagen, dass die verlässliche Ab-
schlussstatistik mit den Zahlen des Berufsbildungsin-
stitutes erst Anfang 2003 vorliegt. Wir haben jetzt 
erst die Zahlen des Landesarbeitsamtes einerseits und 
die Zahlen der Industrie- und Handelskammern und 
der Handwerkskammern andererseits. Sie ergeben 

noch kein schlüssiges Gesamtbild, aber zeigen natür-
lich Tendenzen auf, mit denen wir uns sehr ernsthaft 
beschäftigen müssen. 

Nimmt man die Statistik der vom Landesarbeitsamt 
erfassten Bewerber und der Stellen, so standen zum 
Ende des Ausbildungsjahres 2002 und jetzt zu Beginn 
des Ausbildungsjahres 2002/03 18.082 Bewerbern 
18.473 Ausbildungsstellen gegenüber. Nach dieser 
Bilanz haben wir eine leichten Überschuss an Ausbil-
dungsstellen, also eine positive Relation von 1,02, 
übrigens gegenüber einer negativen Relation im Bun-
desgebiet, nämlich 0,9. 

Allerdings waren nach dieser Statistik Ende Septem-
ber - das ist der einschlägige Stand, weil das Ausbil-
dungsjahr zum 1. Oktober beginnt - 499 Bewerber 
noch nicht vermittelt, 455 Stellen noch unbesetzt. Sie 
sehen eine leichte Lücke, die allerdings auch darauf 
beruhen kann - Sie kennen das Problem -, dass sich 
einige mehrfach bewerben; hier ergibt sich mögli-
cherweise noch eine Bereinigung. 

In Westdeutschland, anders als in Schleswig-
Holstein, haben wir einen deutlichen Überschuss der 
unbesetzten Stellen gegenüber den Bewerbern. Man 
kann dies auch anders interpretieren. Man kann dies 
so interpretieren, dass in Schleswig-Holstein die Ü-
bereinstimmung von Angebot und Nachfrage zurzeit 
noch - muss ich sagen - relativ gut ist, während in 
anderen Bundesländern die Abweichung zwischen 
Angebot und Nachfrage stärker auseinander geht und 
die Relation von 1 - das ist sozusagen der Idealwert - 
entsprechend größer ist. 

Dabei ist sowohl die Zahl der Bewerber als auch die 
Zahl der angebotenen Stellen rückläufig. Das muss 
uns allerdings zu denken geben, und zwar in zweierlei 
Hinsicht. Die Zahl der Bewerber - wieder nach der 
Landesarbeitsamtsstatistik - ist um 1.300 rückläufig, 
die Zahl der Stellen um 1.100. Ich muss Ihnen hier 
nicht sagen, warum die Zahl der Ausbildungsstellen 
rückläufig ist. Angesichts der Konjunkturschwäche 
gerade im Handwerk, in der Bauwirtschaft, die über-
proportional zur Ausbildung beitragen, kann es über-
haupt nicht verwundern, dass - auch angesichts der 
finanziellen Probleme, die viele Betriebe haben - auch 
bei der Ausbildung etwas zurückgefahren wird. Die 
Ausbildungsverträge in Schleswig-Holstein bei den 
Industrie- und Handelskammern und bei den Hand-
werkskammern sind, wie Sie wissen, um 3,6 % rück-
läufig. Im Bundestrend sind sie sogar um 7 % rück-
läufig, was uns nicht trösten kann. Sie sind aber e-
ben - darauf verweist die Wirtschaft selbst -  wegen 
dieser Probleme rückläufig. Ich sage an dieser Stelle 
deutlich: Nach allem, was ich von den Unternehmen 
höre, ist die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe in 
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Schleswig-Holstein unverändert hoch. In einigen 
Fällen gibt es die Schwierigkeit, nicht ausbilden zu 
können. Aber die Ausbildungsbereitschaft bei den 
Betrieben - ich rede jetzt nicht von den Jugendlichen - 
ist hoch. Ich möchte mich an dieser Stelle herzlich bei 
den Betrieben bedanken, weil sie trotz dieser Proble-
me immer noch so viele Ausbildungsplätze bereitstel-
len. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Insgesamt nenne ich die Situation, die Ausbildungs-
bilanz 2002 zwar nicht so positiv wie in den Vorjah-
ren, aber angesichts der konjunkturellen Situation 
gerade noch zufrieden stellend. Aber der Entwick-
lungstrend macht mir Sorgen. Es besteht die Gefahr, 
zumal die konjunkturelle Schwäche noch andauert 
und wir nicht wissen, wann der Aufschwung kommt, 
dass 2003 die Zahl der Bewerber in Schleswig-
Holstein erstmals größer ist als die Zahl der angebo-
tenen Stellen. Das müssen wir verhindern. Das ist die 
Aufgabe des Bündnisses für Ausbildung. Ich komme 
darauf zurück. 

Es besteht aber auch die Gefahr, dass es für Betriebe 
zugleich - das ist unser doppeltes Problem - schwieri-
ger wird, genügend passende Bewerber zu finden. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Richtig!) 

Das ist das Thema Ausbildungsqualität. Das ist das 
Thema Flexibilität, Motivation der Jugendlichen, 
bereit zu sein, in Nichtmodeberufe zu gehen. Das ist 
auch eine Frage der Mobilität der Jugendlichen, der 
Beweglichkeit der Jugendlichen. Da tragen wir alle 
ein Stück Verantwortung, die wir in allen Zusam-
menhängen wahrnehmen müssen. 

Die strukturellen Probleme nehmen zu. Wer den über-
laufenen Beruf des Mediengestalters für Trend- und 
Digitalmedien erlernen will, wäre mit der anspruchs-
vollen Ausbildung zum Drucker nicht schlecht be-
dient, es klingt nur nicht so doll. Wir haben teilweise 
Marketingprobleme. Wir haben riesigen Bedarf im 
Druckersektor. Der Druckersektor ist hoch interessant 
für die Jugendlichen, die es einmal machen, aber sie 
bewerben sich dort weniger, sie gehen lieber in die 
Mediengestaltung hinein. Ob das die richtige Zu-
kunftsentscheidung ist, ist ja in Teilbereichen unsi-
cher. 

Wir haben viele unbesetzte Stellen - das muss ich 
Ihnen nicht sagen - in der Gastronomie, in der Ernäh-
rungswirtschaft, bei den freien Berufen, bei den 
Rechtsanwälten, bei den Notargehilfen und so weiter. 
Das heißt, hier müssen wir wirklich alle dazu beitra-
gen, dass wir die Jugendlichen informieren. Wir sind 
auf einem guten Weg, wir haben im Bündnis für Aus-

bildung zusätzliche Maßnahmen besprochen, dass wir 
in den Schulen schon frühzeitig darüber informieren, 
wie die Entwicklung ist, welche neuen Möglichkeiten 
es gibt. Wir haben übrigens auch - an dieser Stelle sei 
das erwähnt - in der Kieler Runde vereinbart, dass wir 
jetzt wieder eine aktuelle Rundfrage in der Wirtschaft 
Schleswig-Holsteins machen, wo der Qualifizie-
rungsbedarf 2003/2004 liegt. Sie wissen, wir haben 
das einmal für 2001 gemacht. Das gibt ebenfalls viele 
Ansatzpunkte für eine erste Information über 
Berufsbildungsmöglichkeiten in den Schulen. 

Ich muss jetzt auf die Zeit schauen. Ich kann nicht 
alles vortragen. Ich wollte Ihnen vor allem diese Zah-
len und diese Einschätzungen genannt haben. Ich 
möchte im Übrigen ganz kurz darauf verweisen, dass 
wir im neuen Bündnis für Ausbildung viele zusätz-
liche Maßnahmen vereinbart haben, die gerade diese 
strukturellen Probleme beseitigen sollen. Wir haben 
auch noch einmal einen Vorstoß auf Bundesebene 
gemacht, um endlich beim Thema Abschlüsse für 
lernschwächere Jugendliche weiterzukommen. Es 
gibt hier Bewegung, selbst bei den Gewerkschaften, 
sodass ich jetzt etwas optimistischer geworden bin, 
dass wir unterhalb der normalen Abschlüsse für we-
niger begabte Jugendliche auch Modulausbildungs-
zertifikate bekommen können. Nach ersten Gesprä-
chen auf Bundesebene habe ich den Eindruck, dass 
dort etwas passieren wird. 

Last not least, ich sagte es schon, die Ausbildungsfä-
higkeit der Jugendlichen muss unser Kernthema sein. 
Wir müssen dafür sorgen, dass in den Schulen, ange-
fangen bei der Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft 
und Schulen, was dabei ein ganz wichtiges Thema ist, 
zielgerichteter auf die Ausbildungsqualitäten hingear-
beitet wird, die in den Betrieben gebraucht werden. 

(Beifall bei SPD, CDU und FDP) 

Das sind die Basisqualifikationen. Ich bin auch hier 
eher optimistisch. Wir haben einen Wettbewerb 
„Schule und Wirtschaft“ gestartet. Wir haben 
50 Bewerbungen bekommen von Schulen mit hervor-
ragenden Angeboten. Ich habe mich selbst gewundert, 
was in dieser Hinsicht in einigen Schulen schon pas-
siert. Wir haben gute Preisträger gefunden. Ich glau-
be, diese ausgezeichneten Schulen, an die wir jetzt die 
Preise vergeben, sollten auch Vorbild für andere 
Schulen sein. Das wäre eigentlich das Wichtigste, 
dass heute von dieser Landtagssitzung das Signal 
ausgeht, dass wir nicht nur über Zahlen miteinander 
reden, sondern dass wir sagen, alle müssen ihren Bei-
trag zur Verbesserung der Ausbildungssituation leis-
ten. Das fängt in den Elternhäusern an, das setzt sich 
in den Schulen fort, setzt sich in der Zusammenarbeit 
zwischen Schule und Wirtschaft fort und es setzt sich 
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natürlich dann auch in den Arbeitsämtern, in unseren 
Referaten, die das Bündnis gestalten, in den Industrie- 
und Handelkammern und bei allen Partnern fort. Las-
sen Sie uns in diesem Sinne gemeinsam appellieren, 
dass diese Probleme, die sich für 2003 andeuten, nicht 
zu echten Problemen werden, sondern dass wir versu-
chen, auch 2003 wieder eine insgesamt zumindest 
zufrieden stellende Bilanz des Bündnisses zu ziehen. 

(Beifall bei SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Lassen Sie mich, bevor ich jetzt die Aussprache er-
öffne, einen Geschäftsordnungshinweis geben. Nach 
§ 56 Abs. 6 unserer Geschäftsordnung heißt es: „Ü-
berschreitet die Landesregierung die von ihr ange-
meldete Redezeit, so verlängert sich die Redezeit 
jeder Fraktion um die Dauer der Überschreitung.“ 
Wir haben jetzt eine Überschreitung von viereinhalb 
Minuten gehabt. Das kann ich nur als Hinweis geben. 
Das ist nicht als Aufforderung zu verstehen. 

Für die antragstellende Fraktion spricht jetzt zunächst 
der Herr Abgeordnete Dr. Heiner Garg. Die FDP hat, 
wie im Ältestenrat vereinbart, zehn Minuten ange-
meldet. 

Herr Abgeordneter Dr. Garg, Sie haben das Wort. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Gestatten Sie mir, nachdem die Mittagspause doch 
recht kurz war, eine persönliche Bemerkung, auch 
eine persönliche Bemerkung in Richtung des Kolle-
gen Schlie. Sie haben in der vorangegangenen Debat-
te, in der Diätendebatte, gesagt, das wichtigste Prob-
lem für die Bevölkerung sei, wie es dieser Landtag 
schafft, nachhaltig kleiner zu werden. 

(Klaus Schlie [CDU]: Das Wichtigste in der 
Debatte!) 

- Herr Kollege Schlie, hören Sie einfach zu. Ich bin 
der Auffassung, dass das Land und die Bevölkerung 
draußen noch wichtigere Probleme haben, und eines 
davon wollen wir heute Mittag hier diskutieren, näm-
lich die Lage am Ausbildungsmarkt. 

(Beifall bei der FDP - Klaus Schlie [CDU]: 
Kein Widerspruch!) 

Lassen Sie mich einen zweiten Satz, der dann die 
Überleitung zur Frage der Höhe der Diäten sein soll, 
sagen, Herr Schlie. 

(Klaus Schlie [CDU]: Ich höre zu!) 

Ich denke, ordentlich arbeitende Abgeordnete haben 
die Diät verdient, wo immer sie denn landen soll, und 
ordentlich arbeitende Abgeordnete sind vor allem 
dazu da, Entscheidungen zu treffen und zu diesen 
Entscheidungen zu stehen. Deswegen wollen wir 
heute den Versuch unternehmen, auch mal wieder 
eine gemeinsame Klammer zu finden, denn in diesem 
Punkt, hoffe ich jedenfalls, dass die Gemeinsamkeiten 
größer sind als die Differenzen. 

(Klaus Schlie [CDU]: Auch da haben Sie 
Recht!) 

Herr Professor Rohwer, ich danke Ihnen ausdrücklich 
für Ihren Bericht. Der Kernsatz lautet nämlich, dass 
wir nächstes Jahr möglicherweise das Problem be-
kommen, dass die Nachfrage nach Auszubildenden 
geringer ist als das Angebot, das heißt, wir haben 
möglicherweise mehr Auszubildende, die eine Aus-
bildungsstelle nachfragen, als Ausbildungsplätze. 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, es ist nichts 
schlimmer, als wenn man jungen Menschen den Start 
ins Berufsleben verwehrt, es ist nichts schlimmer, als 
wenn man ihnen am Anfang ihres Berufslebens das 
Gefühl vermittelt, dass sie eigentlich nicht gebraucht 
werden. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Deshalb halte ich es für richtig und deswegen ist es 
mir auch so wichtig, dass wir heute darüber sprechen 
und nicht nächstes Jahr und uns beschweren, wenn 
möglicherweise die Situation schon eingetreten ist. 
Ich weiß, dass die Politik, lieber Wolfgang Kubicki - 
das ist vor allem ein Leitsatz von dir immer gewe-
sen -, weder Arbeits- noch Ausbildungsplätze schafft, 
aber die Politik kann eine ganze Menge leisten. Wir 
können nämlich, wenn wir uns darauf konzentrieren, 
wozu wir da sind, das Signal an die ausbildungsberei-
ten Betriebe senden, dass wir willens sind, Entschei-
dungen zu fällen, und zwar klare und verlässliche 
politische Entscheidungen. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, nichts ist in mei-
nen Augen derzeit schlimmer als der Zustand, den wir 
gegenwärtig in Berlin immer wieder vorgeführt be-
kommen. Was gestern debattiert wurde, heute verab-
schiedet wurde, morgen in Kraft treten soll, soll ü-
bermorgen möglicherweise schon gar nicht mehr 
gültig sein. Das hindert viele Betriebe, die mögli-
cherweise ausbildungsbereit sind, tatsächlich auszu-
bilden. Das ist nämlich abschreckend. Wir müssen 
wieder zurückkehren, bei allen Unterschieden, die es 
im Inhalt gibt, aber wir müssen wieder darauf zu-
rückkehren, dass wir ganz klar eine Linie vorgeben. 
Wir können uns über die Inhalte streiten, aber lassen 
Sie uns damit aufhören, heute so, morgen so und 
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übermorgen wieder andersherum und das dann wieder 
zurückzunehmen. Das macht auf die Dauer kein 
Mittelständler mit, das macht auf die Dauer auch kein 
Handwerksbetrieb mit und die Leidtragenden sind 
dann in der Tat diejenigen, die Ausbildungsplätze 
suchen. 

Der Präsident des Landesarbeitsamtes Nord hat ge-
sagt, er verstehe die Betriebe gar nicht, denn Ausbil-
dung sei ja schließlich Investition in die Zukunft. Da 
hat er Recht. Nur müssen wir dann alles daransetzen, 
die Investitionsneigung der Betriebe auch wieder zu 
erhöhen. 

(Beifall bei der FDP) 

Es gibt ein paar Kernprobleme, die immer wieder 
genannt werden, wenn man Betriebe fragt, warum sie 
nicht ausbilden oder warum sie keine zusätzlichen 
Arbeitskräfte einstellen. Ein Problem sind die hohen 
Lohnnebenkosten. Ich sage ausdrücklich in unsere 
eigene Richtung, Wolfgang, auch an unsere Partei: 
Mir geht die isoliert geführte Debatte um reine Steu-
ersenkungen allmählich auf den Wecker, 

(Beifall der Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Anke Spoorendonk [SSW]) 

und zwar aus folgendem Grund: Ich bin zutiefst da-
von überzeugt, dass wir die Frage der Lohnnebenkos-
ten, die Frage, wie wir unsere Sozialversicherungs-
systeme reformieren, wie wir die Lohnnebenkosten 
deutlich, und zwar nicht um 2 % - Herr Hentschel, da 
unterscheiden wir uns möglicherweise -, senken, nicht 
entkoppeln dürfen. Natürlich brauchen wir niedrigere 
Steuersätze, wir brauchen ein einfacheres Steuersys-
tem, aber wir brauchen zuallererst deutlich niedrigere 
Lohnnebenkosten. 

(Beifall der Abgeordneten Bernd Schröder 
[SPD], Martin Kayenburg [CDU] und Karl-
Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]) 

Da machen mir dann Sätze wie die vom Generalsek-
retär der SPD, Herrn Scholz, einfach Angst, wenn er 
sagt: Wir brauchen die nächsten zehn Jahre nicht 
mehr über die Rentenreform zu debattieren. - Das 
hilft uns an dieser Stelle nicht weiter und das wird 
auch den Auszubildenden nicht weiterhelfen. Wir 
brauchen auch keine neuen Kommissionen, weder auf 
Bundesebene noch auf Landesebene. 

Herr Hentschel, bei aller Unterschiedlichkeit und bei 
allen Differenzen, die - glaube ich - auch sein müs-
sen, damit man unterschiedliche Modelle hat, zwi-
schen denen man wählen kann, muss man in dieser 
Frage auch einmal die Gemeinsamkeiten betonen. 

Gemeinsamkeiten gibt es. Das zeigt das Bündnis für 
Ausbildung, das es in Schleswig-Holstein immerhin 
geschafft hat, dass wir bis zu diesem Jahr die Situati-
on, die uns im nächsten Jahr möglicherweise droht, 
gar nicht bekommen werden. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ist Weihnachten, 
oder was?) 

- Ja, bald ist auch Weihnachten. - Nein, die Frage, wie 
wir junge Menschen im kommenden Jahr davor be-
wahren, dass sie bei der Suche nach einem Ausbil-
dungsplatz bitterlich enttäuscht werden, ist mir un-
heimlich ernst, lieber Wolfgang Kubicki. Das hat in 
meinen Augen wenig mit Weihnachten zu tun. 

Wenn wir uns angucken, dass wir im Jahr 2008 be-
reits vor dem Problem stehen werden, dass wir zu 
wenig Auszubildende haben werden, kann ich Ihnen 
heute nur sagen: Das nützt denjenigen, die morgen 
und übermorgen einen Ausbildungsplatz suchen, 
wenig. Denn wir wissen alle, dass wir die nicht ir-
gendwie bis ins Jahr 2008 parken können, sondern 
dass wir heute und morgen die entsprechenden politi-
schen Antworten dafür geben müssen. 

Herr Professor Rohwer, Sie haben es angesprochen, 
Sie haben gesagt, die Ausbildungsbereitschaft der 
Betriebe sei in diesem Land nach wie vor relativ 
hoch. Deswegen appelliere ich an uns alle, dass wir 
diese nach wie vor hohe Ausbildungsbereitschaft 
tatsächlich nutzen, dass wir die Angebote, die es aus 
der Wirtschaft und einzelnen Projekten auch von 
Schulen in Schleswig-Holstein gibt, nutzen, dass wir 
die engere Verzahnung zwischen Schule, Wirtschaft, 
den auszubildenden Betrieben wahrnehmen und un-
terstützen und hier und heute 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Resolution!) 

- nein, eben keine Resolution - wirklich das Signal 
aussenden, dass wir uns am eigenen Schopf packen 
und die eine oder andere Entscheidung, die wir tref-
fen, tatsächlich zum Wohle derjenigen treffen wollen, 
die einen Ausbildungsplatz suchen, und denen eine 
echte Zukunftschance in unserem Schleswig-Holstein 
bieten. 

(Beifall bei FDP, SPD, CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Für die Fraktion der SPD erteile ich Herrn Abgeord-
neten Helmut Jacobs das Wort. 
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Helmut Jacobs [SPD]: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Das duale System der beruflichen Bildung in 
der Bundesrepublik Deutschland ist inzwischen 
105 Jahre alt. Dass es sich bewährt hat, zeigt die Tat-
sache, dass uns viele Länder um dieses System benei-
den und dabei sind, es sogar zu übernehmen. Gleich-
zeitig aber steckt das duale System zurzeit in einer 
Schieflage, weil einerseits die Zahl der Ausbildungs-
plätze zurückgeht und andererseits die Zahl der Voll-
zeitklassen an den berufsbildenden Schulen wächst. 
1992 gab es in Schleswig-Holstein rund 400 berufs-
vorbereitende Vollzeitklassen; diese Zahl ist im 
Jahr 1998 auf 470 angestiegen und liegt jetzt bei über 
500. 

Hier wird deutlich, dass sich die Finanzierungslasten 
der dualen Ausbildung zulasten des Landes ver-
schieben. Wir sollten dringend anstreben, wieder die 
ursprünglichen Finanzierungsanteile der an der dua-
len Berufsausbildung Beteiligten zu erreichen. Ich 
habe geglaubt, dass es auch eine Intention des Antra-
ges der FDP war, einmal darüber nachzudenken, wie 
dies geregelt werden kann. 

Während über 60 % aller Schulabgänger in das duale 
System hineinstreben, sind nur noch weniger als 25 % 
aller Betriebe bereit auszubilden. In den letzten zehn 
Jahren ist jeder fünfte Ausbildungsplatz weggefallen 
und bei den Großbetrieben sogar jeder dritte. 

Im Vergleich zu anderen Bundesländern steht 
Schleswig-Holstein allerdings noch sehr gut da, weil 
hier die Wirtschaftsstruktur überwiegend mittelstän-
disch geprägt ist und das Handwerk durch eine hohe 
Ausbildungsquote eine positive Ausnahme darstellt. 

(Beifall des Abgeordneten Bernd Schröder 
[SPD]) 

Wir hatten in den letzten Jahren stets erfolgreiche 
Ausbildungsbündnisse - davon hat der Minister auch 
gesprochen -, die aber auch unter großen Kraftan-
strengungen und mit Klinkenputzaktionen auf allen 
Ebenen tätig sein mussten und Ausbildungsplätze 
mobil gemacht haben. Wir müssen auch zugeben, 
dass es in den letzten Jahren immer eine Art Zitter-
partie gewesen ist. 

Ich behaupte, dass die Ausbildungsbereitschaft 
hauptsächlich wegen der schlechten Konjunkturlage 
zurückgeht. Aus der Sicht der Handwerksmeister gibt 
es auch andere konkrete Gründe. Sie nennen oft man-
gelnde Disziplin und zu wenig Durchhaltevermögen 
der Auszubildenden, mangelndes Engagement bei den 
Auszubildenden, gestiegenes Kostenbewusstsein der 
Kunden, die sich beschweren, und so weiter. 

Als weitere Ausbildungshemmnisse werden hohe 
Ausbildungskosten, eine angeblich schlechte Vorbil-
dung der Hauptschüler und die mangelnde Mobilität 
der jungen Menschen genannt. 

Es wird immer wieder der vermehrte Berufsschulun-
terricht angeführt, der angeblich die Anwesenheit 
der Auszubildenden im Betrieb erheblich verringert 
habe. Auf einem immer enger werdenden Ausbil-
dungsplatzmarkt sind die Hauptleidtragenden zualler-
erst diejenigen Jugendlichen, die aufgrund fehlender 
Schulabschlüsse, gesundheitlicher Beeinträchtigun-
gen oder sozialer Probleme mit der Konkurrenz nicht 
mehr mithalten können. 

Wenn die Ausbildungsplätze knapp werden, müssen 
vorhandene gepflegt werden. Das heißt, es müssen 
Maßnahmen erfolgen, die dazu beitragen, die Abbre-
cherquoten zu senken und Mehrfachzusagen zu ver-
hindern. Einiges geschieht bereits durch die Verbes-
serung auf dem Gebiet der Berufsfindung und durch 
Maßnahmen, die wir im Landtag zur Stärkung der 
Hauptschule beschlossen haben. 

(Jürgen Weber [SPD]: Sehr richtig!) 

Wir brauchen mehr Ausbildungsverbundsysteme 

(Beifall der Abgeordneten Bernd Schröder 
[SPD] und Friedrich-Carl Wodarz [SPD]) 

und die jungen Menschen müssen überzeugt werden, 
mobiler und flexibler zu sein, um vorhandene Ausbil-
dungsplätze zu besetzen. 

Ich erwarte aber auch, dass die Ausbildungsbetriebe 
auf die Hauptschule zugehen und konkret sagen, was 
sie von ihr erwarten. 

(Beifall bei SPD und SSW) 

Nur im Zusammenwirken von Haupt- und Berufs-
schule, von Ausbildern und Politik lässt sich die 
schlechte Ausbildungsplatzsituation bewältigen. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SSW sowie der Abgeordneten Sylvia 
Eisenberg [CDU], Manfred Ritzek [CDU] 
und Joachim Behm [FDP]) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort für die Fraktion der CDU erteile ich jetzt 
Herrn Abgeordneten Torsten Geerdts. 

Torsten Geerdts [CDU]: 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 
Situation auf dem Ausbildungsmarkt muss uns allen 
Anlass zur Sorge geben. Aber es ist aus meiner Sicht 
nicht die Zeit, einseitige Schuldzuweisungen zu for-
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mulieren; damit ist nämlich keinem einzigen Ausbil-
dungsplatzsuchenden wirklich geholfen. 

Es geht um die Überwindung der ersten Schwelle: 
nach dem Ende der Schulzeit im ersten Arbeitsmarkt 
dauerhaft eine sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung zu finden. Für die derzeitige Situation auf dem 
Ausbildungsmarkt gibt es mehrere Gründe. Die Be-
reitschaft der Arbeitgeber, insbesondere des Mittel-
standes und des Handwerks, Ausbildungsplätze zur 
Verfügung zu stellen, ist nach wie vor groß. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU) 

Aus diesem Grunde möchte ich namens der CDU-
Fraktion, genau wie der Minister es getan hat, all den 
Betrieben danken, die nach wie vor unter schwierigen 
Bedingungen Ausbildungsplätze zur Verfügung stel-
len. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei SPD 
und FDP) 

Verändert haben sich die Rahmenbedingungen, unter 
denen die Wirtschaft Arbeits- und Ausbildungsplätze 
anbietet. Die konjunkturelle Flaute schlägt selbst-
verständlich auch auf das Angebot an Ausbildungs-
plätzen durch und die Politik des Bundes ist insge-
samt zu sehr mittelstandsfeindlich. Deshalb dürfen 
wir uns nicht wundern, dass in diesem Bereich weni-
ger Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt werden. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU) 

Erschwerend kommt hinzu, dass immer mehr Arbeit-
geber über Mängel bei den Schulabgängern in den 
Kernfächern, aber auch in den Sozialkompetenzen 
klagen. Die Arbeitgeber müssen zum Teil nicht nur 
die beruflichen Fertigkeiten, sondern auch immer 
größere Anteile der Allgemeinbildung vermitteln. Ein 
Großteil der Lehrlinge scheitert übrigens nicht im 
praktischen, sondern im theoretischen Ausbildungs-
teil. 

In der Frage der schulischen Qualifikation liegt seit 
Jahren ein Grundproblem bei der Besetzung von 
Ausbildungsplätzen. Ein Teil der Schulabgänger ist 
nach Darstellung aus der Unternehmerschaft einfach 
nicht ausbildungsfähig. Auch das ist ein Alarmsignal 
für die Politik. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich möchte auf eine Umfrage der Industrie- und Han-
delskammer aus dem letzten Sommer verweisen. 
Darin wurden die Betriebe gefragt, wo sie die größten 
Mängel sehen. Punkt eins, der immer wieder genannt 
wurde: Die allgemein bildenden Schulen müssen 
noch besser auf den Einstieg in das Berufsleben vor-
bereiten. Weiter heißt es: Die Betriebe beklagen die 

mangelnde Ausbildungseignung der Schulabgänger. 
Das Positive ist: Der Realschulabschluss wird von 
den Unternehmern am meisten geschätzt; Bewerber 
mit Abitur haben gute Chancen. Das bedeutet, die 
Problemgruppe sind die Hauptschulabgänger. 

In vielen Berufen sind die Anforderungen an die 
Bewerberinnen und Bewerber gestiegen. Die wirt-
schaftlichen Vorkenntnisse der Bewerber werden 
überwiegend nur mit befriedigend oder ausreichend 
eingeschätzt. 

Dann gibt es ein differenziertes Bild bei den sozialen 
Kompetenzen. Die Bereitschaft, neues Wissen zu 
erlernen, und die Teamfähigkeit der Schulabgänger 
werden positiv hervorgehoben. Der negative Punkt: 
Die Selbstständigkeit, die Leistungsbereitschaft und 
die Konfliktfähigkeit weisen deutliche Defizite auf. 
Das sind auch Nachteile für diejenigen, die Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung stellen. 

Der Appell des Präsidenten des Landesarbeitsamtes 
Nord, Rolf Seutemann, verstärkt auszubilden, da die 
Fachkräfte von morgen die Existenz bestehender 
Betriebe sichern, ist richtig; aber das wissen die Be-
triebe und das wussten sie auch vor der Presseerklä-
rung des Präsidenten. Sie stellen aus diesem Grunde 
immer wieder Ausbildungsplätze zur Verfügung, das 
Handwerk und der Mittelstand im Übrigen oft über 
den eigenen Bedarf hinaus mit doppelter und dreifa-
cher Kraftanstrengung. 

(Beifall bei der CDU) 

Das Problem würde sich noch mehr verschärfen, 
wenn nicht ein immer größerer Teil der Schulabgän-
ger auf weiterführende Schulen ausweichen würde. 
Auch das sollten wir diskutieren. Im abgelaufenen 
Ausbildungsjahr suchten 18.100 Schulabgänger eine 
Lehrstelle, 1.300 Jugendliche weniger als noch ein 
Jahr zuvor. Trotzdem wird es jetzt insgesamt eng. 

Im Vergleich zum Vorjahr ist die Zahl der angebote-
nen Ausbildungsstellen in Schleswig-Holstein um 
über 15 % zurückgegangen. Das ist die Zahl, über die 
wir jetzt debattieren. Das Problem wird sein, dass 
diese Zahl wahrscheinlich noch weiter anwachsen 
wird. 

Noch ernster - auch darauf will ich eingehen - ist die 
Lage der jungen Menschen, die nach der Lehrzeit auf 
eine weitere Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt 
hoffen. Die Arbeitslosigkeit der unter 25-Jährigen in 
Schleswig-Holstein ist deutlich angestiegen. 15.100 
junge Menschen unter 25 sind in Schleswig-Holstein 
arbeitslos; das ist ein Anstieg von 1.300 Personen 
oder 9,5 %. Sie erleben bereits mit Beginn ihrer Be-
rufstätigkeit Arbeitslosigkeit, zwar nur in einer Grö-
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ßenordnung von im Schnitt drei bis vier Monaten, 
aber sie nehmen dadurch zur Kenntnis, dass wir zur-
zeit nicht in der Lage sind, nach einer erfolgreichen 
Berufsausbildung eine weitere Beschäftigung am 
Arbeitsmarkt für sie bereitzuhalten. 

Seit 1998 gab es in Schleswig-Holstein nicht so viele 
junge Menschen ohne Arbeit. Bei den 20- bis 24-
Jährigen - auch diese Zahl sollte man nennen - ist die 
Arbeitslosigkeit sogar um 14,3 % gestiegen und damit 
5,5 % höher als die Gesamtarbeitslosenquote in 
Schleswig-Holstein. Das heißt, wir steuern hier auf 
ein neues soziales Problem zu. 

Daher bin ich der FDP dankbar, dass wir diesen An-
trag heute debattieren können, dass wir den Bericht 
bekommen haben. Mein Vorschlag ist, dass wir die-
ses Thema gemeinsam weiterbearbeiten, übrigens 
nicht nur im Wirtschaftsausschuss, sondern auch im 
Bereich des Sozialausschusses und des Bildungsaus-
schusses, und am Ende zu gemeinsamen Positionie-
rungen des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
kommen. Ich glaube, es macht überhaupt keinen Sinn, 
dass wir beispielsweise im Bereich der Ausbildungs-
politik ständig zwischen Sozialpolitikern und Ar-
beitsmarktpolitikern unterscheiden. Wir brauchen 
eine gemeinsame Arbeitsmarktpolitik, die gebündelt 
werden muss. 

(Beifall bei CDU und FDP sowie vereinzelt 
bei SPD und SSW) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Wort für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
erteile ich jetzt dem Fraktionsvorsitzenden, Herrn 
Abgeordneten Karl-Martin Hentschel. 

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich glau-
be, die Krise der Berufsausbildung ist größer, als uns 
bewusst ist. Es gibt überhaupt keinen Zweifel, dass in 
Schleswig-Holstein viele kleine Betriebe ungeheuer 
engagiert sind und sich Mühe gegeben haben und 
dass auch die Handwerkskammern sich in den letzten 
Jahren eingesetzt haben, um Ausbildungsplätze zu 
schaffen; sonst wäre es schon lange wesentlich 
schlimmer. Es liegt natürlich auch an der Struktur von 
Schleswig-Holstein, dass wir relativ viele kleine mit-
telständische Unternehmen haben, in denen noch 
ausgebildet wird. Aber warum wird in diesem Bereich 
ausgebildet? Weil man die Auszubildenden in der 
Arbeit einsetzen kann. Dahingegen steigt die Indust-
rie, die in der Vergangenheit qualifizierte Ausbil-
dungszentren geschaffen hat, die im Grunde in vielen 

Bereichen, zum Beispiel im Metallbereich, kleine 
Ingenieure ausgebildet hat, aus, weil es zu teuer ge-
worden ist. 

(Unruhe) 

- Alle ausgequatscht? 

Ich glaube, dass die Krise der Berufsausbildung 
erstens darin besteht, dass die Industrie aussteigt, weil 
sie ihr zu teuer geworden ist und sie sie sich im Rah-
men der Globalisierung nicht mehr leisten kann. Der 
zweite Grund ist, dass in großem Umfang falsch aus-
gebildet wird; denn immerhin 50 % aller Ausgebilde-
ten arbeiten hinterher in einem anderen Beruf als 
dem, den sie gelernt haben. 

Drittens. Wir produzieren zunehmend Kreisläufe an 
den Berufsschulen. Bereits die Hälfte aller Berufs-
schullehrer in den Fachgymnasien, so wurde mir neu-
lich gesagt, arbeitet im Vollzeitberufsschulunterricht. 

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Nicht nur in den 
Gymnasien! Auch in den Berufsfachschulen 
und so weiter!) 

Der vierte Punkt - damit komme ich auf das, was Sie 
sagen -: Der Anteil der staatlichen Ausbildung wird 
immer größer gegenüber der beruflichen Ausbildung 
in den Betrieben; das heißt, es gibt eine ständige 
schleichende Verschiebung in diesem Bereich. Wenn 
man sich die Zahlen der Ausbildungsgänge, die staat-
lich finanziert werden, und der Ausbildungsgänge, die 
noch im dualen System sind, anschaut, kann man 
diese ständige Verschiebung feststellen. Nur deswe-
gen haben wir überhaupt noch genügend duale Aus-
bildungsplätze. 

Die Frage ist: Was folgt für uns daraus? Viele andere 
Staaten haben uns immer um unser duales Ausbil-
dungssystem beneidet. Ich habe das Gefühl, das wird 
bald nicht mehr der Fall sein. Fast alle Industriestaa-
ten haben mittlerweile ein staatliches Berufsausbil-
dungssystem aufgebaut. In den USA gibt es die Aus-
bildung am College zum Beispiel von Kranken-
schwestern und KFZ-Mechanikern. Was bei uns Aus-
bildungsberufe sind, sind dort dreijährige Kurzstu-
diengänge. 

Wenn in der Zeitung steht, dass in Japan 80 % aller 
Jugendlichen ein Studium absolvieren, dann kann 
man das natürlich nicht mit unserem Studium verglei-
chen, aber es sind staatliche Berufsausbildungsgänge, 
die von Staat und Großindustrie gemeinsam finanziert 
werden. Diese Entwicklungen laufen dort. Um quali-
fizierte Berufsausbildungssysteme zur Verfügung zu 
stellen, ist das in diesen Ländern notwendig gewor-
den. Sie haben nämlich kein duales System. 
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Die Frage ist, ob unser bisheriges duales System in 
dieser Form überleben kann, wie es umgebaut werden 
kann und wie wir gerade auch in Kooperation mit der 
Industrie auch in Zukunft qualifizierte Ausbildungs-
gänge sicherstellen können. Ich glaube, dass sich die 
Debatte über die Krise und die Reform des betriebli-
chen Ausbildungssystems erst ganz am Anfang befin-
det; wir beginnen gerade damit. Ich denke, mit die-
sem Thema werden wir uns in den nächsten Jahren 
beschäftigen müssen. 

Zuletzt möchte ich noch sagen: In Schleswig-Holstein 
ist eine Reihe von spannenden Initiativen angepackt 
worden. Ich kenne Hauptschulen, die direkt mit der 
Wirtschaft zusammenarbeiten wollen. Zu nennen ist 
auch das Bündnis für Ausbildung, das durch ein sehr 
großes Engagement vor Ort immer wieder für Aus-
bildungsplätze gesorgt hat. Ich möchte auch die Ini-
tiativen nennen, durch die Migrantenkinder eine Be-
rufsausbildung erhalten sollen, und durch die Migran-
tenbetriebe - insbesondere türkische Betriebe - dazu 
veranlasst werden sollen, eine Berufsausbildung an-
zubieten. Diese waren recht erfolgreich. Auch das 
sind Bereiche, in denen Schleswig-Holstein wichtige 
Initiativen ergriffen hat. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben auch ein besonderes Betreuungssystem für 
die Jugendlichen eingerichtet, die von der Sonder-
schule oder aus dem Berufsbildungsjahr kommen und 
in die Ausbildung gehen, weil bei ihnen die Gefahr 
besonderes groß ist, dass sie ihre Ausbildung abbre-
chen. Es ist wichtig, dass eine Betreuung gewährleis-
tet wird, sodass die Jugendlichen angesprochen wer-
den und ihnen über die Klippen hinweggeholfen wird. 
Diese sind nämlich prädestiniert dafür abzubrechen. 

In diesen Bereichen wird viel getan. Ich glaube aber, 
dass wir um die grundsätzliche Diskussion darüber, 
wie es mit dem dualen Ausbildungssystem weiterge-
hen soll, nicht herumkommen. Ich denke, dass wir 
uns in den nächsten Jahren noch intensiv damit be-
schäftigen werden. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei SPD und CDU) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Für den SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag 
erteile ich jetzt der Sprecherin, der Frau Abgeordne-
ten Anke Spoorendonk, das Wort. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
unterstützen die Berufsbildungspolitik der Landesre-

gierung, die darauf setzt, im Konsens mit der Wirt-
schaft, den Kammern, den Verbänden, den Gewerk-
schaften und der Arbeitsverwaltung - im so genannten 
Bündnis für Ausbildung - allen ausbildungswilligen 
und ausbildungsfähigen Jugendlichen einen Arbeits-
platz anzubieten. 

Aus unserer Sicht ist das Bündnis für Ausbildung 
erfolgreich. Fast in jedem Jahr ist es gelungen, genü-
gend Ausbildungsplätze für junge Menschen zu fin-
den. Wir wissen auch, dass Weiterbildung und le-
benslanges Lernen die Schlüssel für die Arbeitswelt 
von morgen sind. Am Anfang dieses lebenslangen 
Lernens steht nach dem Schulabgang oft eine berufli-
che Ausbildung. Ich glaube, dass wir in Schleswig-
Holstein mit der Leistung in diesem Bereich auf ei-
nem guten Weg sind. 

(Beifall des Abgeordneten Jürgen Weber 
[SPD]) 

Mit dem Konzept der Regionalen Berufsbildungs-
zentren bekommen die einzelnen Regionen in Zu-
kunft einen Hebel in die Hand, mit dem sie in enger 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft die grundlegende 
Berufsausbildung mit der Weiterbildung verzahnen 
können. Angebot und Nachfrage werden so vor Ort 
besser in Übereinstimmung gebracht. Natürlich muss 
dieses Konzept im Detail noch auf die vorhandenen 
regional unterschiedlichen Strukturen angepasst wer-
den. Ich denke beispielsweise daran, dass die Flä-
chenkreise andere Probleme und Herausforderungen 
in der Berufsausbildung haben als die kreisfreien 
Städte. Im Prinzip steht der SSW zum Konzept der 
regionalen Berufsbildungszentren. 

Leider ist - das wissen wir auch - auf dem Arbeits-
markt aber nicht alles Gold, was glänzt. Auch wenn 
es Schleswig-Holstein in diesem Jahr wieder ge-
schafft hat, fast alle Ausbildungssuchenden zu ver-
mitteln, so müssen wir konstatieren, dass sowohl die 
Gesamtnachfrage nach Ausbildungsstellen als auch 
die gemeldeten Ausbildungsstellen im vierten Jahr in 
Folge zurückgingen. Nach Angabe der Bundesanstalt 
für Arbeit - Landesarbeitsamt Nord - in der Oktober-
ausgabe der Presseinformation ging die Zahl der den 
Arbeitsämtern gemeldeten betrieblichen Lehrstellen 
um fast 1.100 auf 17.600 zurück. 

Das Arbeitsamt erklärt, dass die rückläufigen Bewer-
berzahlen trotz leicht gestiegener Schulabgängerzah-
len unter anderem damit zu erklären sind, dass es eine 
zunehmende Neigung gibt, weiterführende Schulen 
zu besuchen. Wenn dies so zutrifft, dann ist es natür-
lich nicht unbedingt negativ zu sehen. Allerdings gibt 
es im steigenden Maße das Problem, dass es viele 
offene Ausbildungsstellen gibt, die nicht besetzt wer-
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den. Insbesondere das Handwerk klagt darüber, dass 
man nicht genügend geeignete Auszubildende bezie-
hungsweise Berufsanfängerinnen und -anfänger be-
kommt. 

Die Klage über die schlechten schulischen Kenntnisse 
der Auszubildenden im Handwerksbereich kennen 
wir seit Jahren. Gerade auch bei der Diskussion über 
die Stärkung der Hauptschule haben diese Klagen 
eine wichtige Rolle gespielt. Auch wenn der SSW der 
Auffassung ist, dass die Hauptschulen ganz abge-
schafft werden sollten, sind wir der Meinung, dass die 
vom Bildungsministerium eingeleiteten Maßnahmen 
zur Stärkung der Hauptschule und damit zur Verbes-
serung der Qualität der Hauptschülerinnen und 
-schüler Schritte in die richtige Richtung sind. 

Natürlich ist es dabei von besonderer Bedeutung, dass 
es zu einer stärkeren Zusammenarbeit zwischen den 
Schulen und den Ausbildungsbetrieben kommt. Die 
Schülerinnen und Schüler sollten schon im Unterricht 
gezielt mit den Gegebenheiten des Erwerbslebens 
konfrontiert werden. Aber auch hier fangen wir nicht 
bei Null an. Es gibt vor Ort bereits viele erfolgreiche 
Kooperationen zwischen Schule und Wirtschaft. Es 
ist sicherlich richtig, dass man diese Modelle flächen-
deckend ausbauen sollte. 

Trotz einiger Probleme sind wir in Schleswig-
Holstein mit unserem Bündnis für Ausbildung auf 
dem richtigen Weg. Dennoch bleibt abzuwarten, wie 
sich die aktuelle Wirtschaftskrise - insbesondere auch 
im Baubereich - im nächsten Jahr auf das Angebot an 
Ausbildungsstellen auswirken wird. Auf diese Prob-
lemstellung sollte sich das Bündnis in naher Zukunft 
konzentrieren, damit auch in 2003 alle jungen Men-
schen, die es wollen, eine Ausbildungsstelle erhalten. 

Ich denke, es wird sinnvoll sein, dass sich die Aus-
schüsse, die sich mit diesem Thema zu befassen ha-
ben, auf diese Frage konzentrieren. 

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der 
SPD) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Es wurde beantragt, den Antrag der Fraktion der FDP 
betreffend Lage am Ausbildungsmarkt, Drucksache 
15/2299, zur abschließenden Beratung an den Wirt-
schafts-, den Sozial- und den Bildungsausschuss zu 
überweisen, wobei die Federführung beim Sozialaus-
schuss liegen soll. Diejenigen, die dies so beschließen 
wollen, bitte ich um das Handzeichen. - Gegenpro-
be! - Stimmenthaltungen? - Damit ist der Antrag „La-
ge am Ausbildungsmarkt“ an den Wirtschafts-, den 

Sozial- und den Bildungsausschuss unter Federfüh-
rung des Sozialausschusses überwiesen worden. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 10. 

(Wortmeldung der Abgeordneten Monika 
Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Bevor ich den Tagesordnungspunkt aufrufe, hat sich 
Frau Heinold zur Geschäftsordnung gemeldet. Frau 
Heinold, bitte. 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Präsident, nach meiner Information haben sich 
die Fraktionen darauf verständigt, jetzt Tagesord-
nungspunkt 13 - Änderung des Landeswassergeset-
zes - zu behandeln und danach Tagesordnungspunkt 
10, weil erst dann die Sozialministerin wieder anwe-
send ist. Sie hatte sich ursprünglich darauf eingerich-
tet, heute Morgen an der Reihe zu sein. Deshalb bitte 
ich darum, jetzt Tagesordnungspunkt 13 zu behan-
deln. 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Das Präsidium wäre dankbar, solche Übereinkünfte 
zu erfahren. 

(Zuruf von der CDU: Herr Astrup hatte das 
übernommen!) 

- Er hat den Vorteil, dass er zurzeit nicht anwesend 
ist. - Insofern bin ich besonders dankbar für den Ge-
schäftsordnungsantrag. 

Kann das Präsidium jetzt also davon ausgehen, dass 
zunächst nicht Tagesordnungspunkt 10, sondern Ta-
gesordnungspunkt 13 aufgerufen wird? - Das ist der 
Fall. 

Unter Zurückstellung des Tagesordnungspunktes 10 
rufe ich jetzt Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Landeswassergesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 15/2286 

Klaus Müller, Minister für Umwelt, Natur und Fors-
ten: 

Sehr verehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und 
Herren! Ein guter ökologischer, chemischer und 
mengenmäßiger Zustand der Gewässer bis zum Jah-
re 2015: Das ist das Ziel der europäischen Wasser-
rahmenrichtlinie. Dazu soll der Gewässerschutz 
neue Wege gehen. Gewässer, ihre Auen und Einzugs-
bereiche werden als Einheit betrachtet und bewirt-
schaftet. Zu diesen so genannten Flussgebietseinhei-
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ten sollen zusammen mit den Menschen vor Ort 
Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne 
aufgestellt werden, um die Flüsse, aber auch unsere 
Seen, Küstengewässer und das Grundwasser besser 
zu schützen und zu entwickeln. Einiges von dem, was 
die Wasserrahmenrichtlinie fordert, ist in Schleswig-
Holstein bereits erreicht. Das gilt insbesondere für die 
Abwasserbeseitigung. Engagierte Investitionen in 
die Klärtechnik haben den chemischen Zustand der 
Gewässer in unserem Land seit den 80er-Jahren er-
heblich verbessert. Hier liegt Schleswig-Holstein 
auch im Vergleich zu anderen Bundesländern vorn. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Abgeordneten Renate Gröpel [SPD]) 

Nicht so gut ist es um den ökologischen Zustand der 
Gewässer bestellt. Bei dem Gewässerausbau vergan-
gener Jahrzehnte wurden die Gewässer den Nutzungs-
interessen der Menschen untergeordnet. Entwässe-
rung, landwirtschaftliche Flächen, Begradigung und 
Uferbefestigung standen im Vordergrund. So verloren 
viele Gewässer in Schleswig-Holstein ihren natürli-
chen Charakter. Es fehlen abwechslungsreiche Ufer, 
Laichgründe und Auenwälder. Auch hier fehlt es den 
Gewässern an Raum, ihren natürlichen Verlauf wie-
der einzunehmen. 

Die Wasserrahmenrichtlinie gibt uns als europäisches 
Recht jetzt auf, dies zu ändern. Diese Neupositionie-
rung der Wasserwirtschaft bedarf einer gesetzlichen 
Regelung. Brüssel gibt uns hierfür bis Ende 2003 
Zeit. Der Bund hat seine Hausaufgaben gemacht. 
Schon im Juni dieses Jahres sind Begriffe und Ziel-
vorgaben in einer Novelle des Bundeswasserhaus-
haltsgesetzes an die Begrifflichkeiten und Vorgaben 
angepasst worden. Diese Novelle definiert Flussge-
bietseinheiten und führt Maßnahmenprogramme und 
Bewirtschaftungspläne als Planungsinstrumente ein. 
Es handelt sich beim Wasserhaushaltsgesetz um ein 
Rahmenrecht. Deshalb müssen die Länder die Aus-
gestaltung übernehmen. Darum müssen wir auch 
unser Landeswassergesetz anpacken. Ich freue mich, 
Ihnen dazu heute den Entwurf eines modernisierten 
Wasserrechts vorlegen zu können. Sie sind damit der 
erste Landtag in der Bundesrepublik, der die Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie berät. 

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Juchhu!) 

- Um das klarzustellen: Es geht nicht um alkoholische 
Getränke, sondern um Wasser! Das zügige Arbeiten 
des Umweltministeriums zeigt, dass wir dem Gewäs-
serschutz nach wie vor höchste Priorität zumessen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD und SSW) 

Der vorliegende Entwurf enthält in erster Linie Rege-
lungen zur wasserwirtschaftlichen Planung. Als 
Ziel der Planung wird die Erreichung eines guten 
Gewässerzustandes bis 2015 bestimmt. 

Instrumente der Planung sind die Bewirtschaftungs-
pläne und Maßnahmenprogramme. Planungsräume 
werden die Flussgebietseinheiten Eider, Schlei, Trave 
und Elbe sein. Zuständig für die wasserwirtschaftli-
che Planung ist nach wie vor das Umweltministerium. 
Der Entwurf setzt zur Erreichung der Umweltziele in 
besonderem Maße auf die Beteiligung der Öffentlich-
keit. Die Betroffenen sollen mitbestimmen, wie die 
Gewässer unter Berücksichtigung der lokalen Gege-
benheiten am besten zu schützen und zu entwickeln 
sind. Das schafft nicht nur Transparenz, sondern auch 
die Akzeptanz der behördlichen Entscheidungen. 
Dazu sollen vor Ort in den so genannten Bearbei-
tungsgebieten Arbeitsgruppen eingerichtet werden. 
Dort soll die wasserwirtschaftliche Planung von den 
Betroffenen - unter Federführung der Wasser- und 
Bodenverbände - vorbereitet werden. Ich bin dankbar 
dafür, dass wir flächendeckend die Zusage der Was-
ser- und Bodenverbände haben, dies zu übernehmen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

Für die Beteiligung der Öffentlichkeit werden wir 
auch unkonventionelle Wege gehen und dazu natür-
lich auch Geld in die Hand nehmen müssen. Neben 
der wasserwirtschaftlichen Planung ändert sich zu-
dem der Umfang der Pflichten zur Gewässerunterhal-
tung. Er wird den europa- und bundesrechtlichen 
Vorgaben angepasst. Ziel ist, die angestrebte Renatu-
rierung der Gewässer voranzubringen. Transparenz 
schafft Akzeptanz. Nach diesem Grundsatz erfolgte 
auch die Verbandsanhörung zu dem Entwurf. Der 
Gesetzentwurf sollte nicht nur abgenickt werden, 
sondern von den Betroffenen diskutiert werden. Den 
beteiligten Verbänden wurde dazu von den Vertretern 
meines Hauses angeboten, Fragen auch im persönli-
chen Gespräch zu erörtern. Das ist von vielen ange-
nommen worden. Das Gesprächsangebot stieß auf 
Resonanz. Der Gesetzentwurf wurde klarer und bes-
ser. 

Bei der Verbandsanhörung ging es natürlich auch 
um strittige Sachthemen. Umstritten war insbesondere 
die Bestimmung der Gewässerunterhaltung. Die Na-
turschutzverbände fordern eine weitergehende Öko-
logisierung. Die Wasser- und Bodenverbände und der 
Bauernverband machten sich hingegen für Ausnah-
meregelungen stark. Ich glaube, der Gesetzentwurf 
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hat zwischen den beiden Positionen einen guten Mit-
telweg gefunden. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

Ausgewogen und moderat setzt er die europarechtli-
chen Anforderungen eins zu eins um. Das ist genau so 
bereits im Wasserhaushaltsgesetz geschehen und es 
ist so, wie es im Bundesrat zuvor mit beachtlicher 
Einmütigkeit beschlossen wurde. In der Vergangen-
heit hat die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in 
diesem Haus einen breiten Konsens von SPD, CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW genossen. 
Ich hoffe, das wird uns weiter gelingen. Ich freue 
mich auf die Beratungen im Ausschuss. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Abgeordneten Friedrich-Carl Wo-
darz [SPD], Peter Eichstädt [SPD] und Lars 
Harms [SSW]) 

Vizepräsident Thomas Stritzl: 

Ich eröffne die Grundsatzberatung und erteile für die 
Fraktion der CDU Frau Abgeordneter Ursula Sassen 
das Wort. 

Ursula Sassen [CDU]: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Die Novellierung des Landeswasserge-
setzes ist durch die Umsetzung der europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie in nationales Recht erfor-
derlich, um für alle Gewässer einen guten Zustand zu 
erreichen. Wir haben es gehört. So weit, so gut. Doch 
das Verfahren ist schon etwas sonderbar. Da gibt es 
ein Landesartikelgesetz zur Umsetzung von insge-
samt fünf europarechtlichen Vorschriften, die sechs 
landesgesetzliche Änderungen - inklusive der des 
Landeswassergesetzes - nach sich ziehen. 

(Präsident Heinz-Werner Arens übernimmt 
den Vorsitz) 

Mit welcher Begründung wurde die Wasserrahmen-
richtlinie aus dem Landesartikelgesetz herausgelas-
sen? Zeitdruck kann es ja wohl nicht gewesen sein, 
denn das Landesartikelgesetz ruht seit Mitte des Jah-
res im Umweltausschuss. Nicht einmal ein Anhö-
rungstermin wurde bisher festgesetzt. Wieso muss 
also das Landeswassergesetz zweimal - und dann 
noch zeitgleich - geändert werden? Da werden eifrig 
unter anderem die §§ 10, 35 und 111 parallel verän-
dert, was nicht gerade zur Lesbarkeit und Übersicht 
beiträgt. Damit jedoch nicht genug: Zu § 52 schlägt 
das Landesartikelgesetz noch eine Änderung vor, mit 
der man sich besser gar nicht erst beschäftigen sollte, 

denn die Änderung des Landeswassergesetzes sieht 
die Streichung des gesamten Paragraphen vor. 

Der Amtsschimmel ist offensichtlich vor dem Schlit-
ten des Weihnachtsmannes in Sachen Bescherung 
unterwegs, sonst hätte er laut wiehern müssen. 

(Beifall des Abgeordneten Thorsten Geißler 
[CDU]) 

Mit Kabinettsbeschluss vom 26. Februar wurde den 
Wasser- und Bodenverbänden vorrangig die Feder-
führung in den 34 Arbeitsgruppen überlassen. Die 
CDU hat sich für diese Vorgehensweise eingesetzt, da 
Wasser- und Bodenverbände über ein unverzichtbares 
Know-how vor Ort verfügen. 

(Beifall bei der CDU und des Abgeordneten 
Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Gleichwohl möchte ich an dieser Stelle darauf hin-
weisen, dass es nicht in unserem Sinne ist, wenn es zu 
einer Aushebelung der Zuständigkeit der Kreise und 
kreisfreien Städte und einer damit einhergehenden 
Stärkung der staatlichen Umweltämter kommt. 

(Beifall bei der CDU - Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Entweder 
oder!) 

Gerade im Hinblick auf eine bevorstehende Funktio-
nalreform ist eine Beteiligung der Kreise als Koordi-
nierungs- und Bündelungsstelle der Arbeitsebene 
sinnvoll. Die CDU fordert die Landesregierung daher 
auf, mit der Novellierung des Landeswassergesetzes 
Voraussetzungen zu schaffen, die die Einbindung der 
Kreise und kreisfreien Städte in angemessener Form 
vorsehen. 

Eine konsequente Funktionalreform ist noch Zu-
kunftsmusik, daher kann auch die vom Landkreistag 
prognostizierte Ersparnis von 10 Millionen € bei Auf-
lösung der staatlichen Umweltämter und der Über-
tragung der Aufgaben auf die Kreise und kreisfreien 
Städte derzeit leider noch nicht greifen. Dennoch 
könnten schon jetzt im Zusammenhang mit der Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie bei einer Teil-
übertragung der Aufgaben auf die Kreise und kreis-
freien Städte deutliche Einsparpotenziale erreicht 
werden, die bei Vollzug einer Funktionalreform noch 
steigen könnten. 

Dass der Landkreistag, dessen Aktivitäten jetzt auf 
eine Mitarbeit in den Arbeitsgruppen beschränkt wor-
den ist, seine Leistungen nicht kostenlos einbringen 
will, ist verständlich. Wenn man im Landeshaus-
halt 2003 die Summe der Werkverträge für die Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie sieht - es sind 
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765.000 € eingestellt -, dann könnte man sich die 
Frage stellen, ob die Aufgaben der sieben vorgesehe-
nen Stellen für Spezialistinnen und Spezialisten nicht 
besser bei Bedarf auch über Werkverträge abgegolten 
werden könnten. 

Die zusätzliche achte Stelle für Koordinierungs- und 
Steuerungsaufgaben könnte von den Kreisen und 
kreisfreien Städten in der Wahrnehmung derer Auf-
gaben bei der Umsetzung übernommen werden, um 
somit die Weichen für eine Erfolg versprechende 
Funktionalreform zu stellen. Es liegt wie überall am 
Geld. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ein bisschen mehr Aufmerksamkeit bitte! 

Ursula Sassen [CDU]: 

Auch aus meiner Sicht sind die Chancen der Syner-
gieeffekte noch nicht ausgereizt und die Möglichkei-
ten der Kooperationen noch nicht hinreichend disku-
tiert worden. 

Ich möchte auch noch auf die Uferrandstreifen zu 
sprechen kommen, die in § 38 a geregelt sind. Hier 
geht der vorliegende Gesetzentwurf hinsichtlich der 
Einträge aus diffusen Quellen im Gegensatz zu den 
Punktquellen und hinsichtlich der Regelbreite von 
10 m bei Uferrandstreifen über die 
Wasserrahmenrichtlinie hinaus. 

Da die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie 
allein aus Landesmitteln finanziert werden muss und - 
vorsichtig geschätzt - für 15 Jahre rund 688 Milli-
onen € verausgabt werden sollen, ist es angesichts der 
desolaten Haushaltslage unsere Pflicht, den kosten-
günstigsten Weg zum Ziel zu beschreiten. 

(Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Kommen Sie bitte zum Schluss. 

Ursula Sassen [CDU]: 

Ich komme zum Schluss. - Wir werden beantragen, 
eine Anhörung durchzuführen, und wir werden dafür 
sorgen, dass dieses Gesetz flexibel gehandhabt wird 
und dass es zu einer Umsetzung kommt, mit der alle 
Beteiligten leben können. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Jacobs das Wort. 

Helmut Jacobs [SPD]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Lan-
deswassergesetz ist Anfang 2000 umfangreich geän-
dert worden. Die Novelle ist seinerzeit im Lande 
überwiegend positiv aufgenommen worden. Es sind 
Genehmigungspflichten zurückgeführt, Verwaltungs-
verfahren vereinfacht und auch Teile der Funktional-
reform, die es also schon lange gibt, Frau Sassen, 
eingearbeitet worden. Eine wesentliche Neuerung im 
Gesetz war zum Beispiel die Möglichkeit, die Abwas-
serbeseitigung auch auf die Wasser- und Bodenver-
bände zu übertragen. Das Gesetz hat die kommunale 
Ebene gestärkt und galt als bürger-, kommunal- und 
umweltfreundlich. 

Obwohl sich das Landeswassergesetz bewährt hat und 
es eigentlich nur einen minimalen Änderungsbedarf 
gibt, soll es jetzt geändert werden, weil eben die Was-
serrahmenrichtlinie umgesetzt werden muss. Die 
Wasserrahmenrichtlinie der EU, die vorschreibt, dass 
alle Oberflächengewässer bis 2015 in einem guten 
ökologischen Zustand zu sein haben, war in jüngster 
Zeit mehrfach Thema im Landtag. 

Ein Hauptziel der Richtlinie ist es, einheitliche Kri-
terien für einen guten ökologischen Zustand der Ge-
wässer zu erreichen. Mit ihr werden neue einheitliche 
Instrumente in die europäische Wasserwirtschaft 
eingeführt. 

Insbesondere beinhaltet das eine auf das Flussein-
zugsgebiet bezogene Bewirtschaftung der Gewässer, 
eine ganzheitliche Betrachtung der Küstengewässer, 
Flüsse, Seen und des Grundwassers, neben chemi-
schen auch strukturelle und biologische Güteziele für 
die Gewässer und eine umfangreiche Öffentlichkeits-
beteiligung bei der Planung und Umsetzung der not-
wendigen Maßnahmenprogramme. 

Das bedeutet, dass im Landesrecht das gesamte Pla-
nungsinstrumentarium der Wasserwirtschaft neu 
geordnet werden muss. Außerdem müssen Vorschrif-
ten formuliert werden, die die Beteiligung der Öffent-
lichkeit neu regeln. Hinzu kommt, dass es erforder-
lich wird, einige Voraussetzungen für die Durch-
gängigkeit der Fließgewässer zu schaffen, und dass 
die Bewirtschaftungskonzeption für die Gewässer 
innerstaatlich verbindlich gemacht werden muss. 

Der Bund hat seine Aufgabe bereits Mitte des Jahres 
erfüllt, indem er das Wasserhaushaltsgesetz novelliert 
hat. Diesem Rahmengesetz haben wir jetzt unser 
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Landeswassergesetz bis spätestens Ende 2003 anzu-
passen. 

Erwähnen möchte ich, dass es mit dem neuen Gesetz-
entwurf zu weiteren Verwaltungsvereinfachungen 
kommen wird und dass darin zum Beispiel Erleichte-
rungen bei Genehmigungen für auditierte Betriebs-
standorte enthalten sind. 

(Beifall des Abgeordneten Konrad Nabel 
[SPD]) 

Im Rahmen der Verbandsanhörung ist überwiegend 
zu den §§ 38 und 38 a, die sich mit dem Umfang der 
Unterhaltung der Gewässer und der Uferrandstreifen 
befassen, Stellung genommen worden. Die Natur-
schutzverbände fordern eine stärkere Berücksichti-
gung der Belange des Naturschutzes, während die 
Verbände der Grundstückseigentümer bessere Be-
standstandsschutz- und Entschädigungsregelungen 
berücksichtigt haben wollten. 

Wenn alle Wünsche und Forderungen der Verbände 
in dem Gesetzentwurf eingeflossen wären, hätte dies 
zu einer riesigen Aufblähung geführt. 

In dem uns vorliegenden Entwurf sind allerdings sehr 
viele Änderungsvorschläge berücksichtigt worden. 
Das begrüße ich sehr. 

(Beifall der Abgeordneten Konrad Nabel 
[SPD] und Helmut Plüschau [SPD]) 

Über die Kritikpunkte, die Frau Sassen in Bezug auf 
angebliche Widersprüche zum Artikelgesetz ange-
sprochen hat, sollten wir uns im Fachausschuss noch 
einmal unterhalten. Das ist aus meiner Sicht so si-
cherlich nicht korrekt, wie Sie das hier wiedergege-
ben haben, Frau Sassen. 

(Zurufe von der CDU) 

Dazu werden Sie dann auch noch eine entsprechende 
Nachhilfestunde erhalten. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile jetzt Herrn Abgeordneten Hildebrand das 
Wort. 

Günther Hildebrand [FDP]: 

Herr Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Vor 
ziemlich genau zwei Jahren beschloss das Europäi-
sche Parlament die zumindest Umweltpolitikern be-
kannte Wasserrahmenrichtlinie zur Verbesserung 
der Wasserqualität in den Mitgliedstaaten - ein ehr-
geiziges Vorhaben mit einem zeitlich sehr limitierten 

Rahmen, insbesondere vor dem Hintergrund, dass 
eine große Anzahl der Gewässer auch in Schleswig-
Holstein die von der EU vorgegebenen Wasserquali-
täten bisher nicht erreichen. 

Die Wasserrahmenrichtlinie erfordert aber nicht nur 
organisatorische Maßnahmen, sondern auch die not-
wendige Anpassung des Landeswassergesetzes, die 
nun von der Landesregierung mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf erreicht werden soll. 

Allerdings kann uns der vorgelegte Gesetzentwurf 
nicht völlig zufrieden stellen. Auch beim Gesetzent-
wurf der Landesregierung - ähnlich wie wir das ges-
tern schon einmal beim Naturschutzgesetz hatten - ist 
eine Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe verwandt 
worden, die unseres Erachtens in einem Gesetz nichts 
zu suchen haben. So soll zum Beispiel gemäß des 
neuen § 2 Abs. 3 die nachhaltige Entwicklung von 
Wasser auch durch ökonomische Maßnahmen geför-
dert werden. 

Der Begriff der Nachhaltigkeit wird in der politi-
schen Diskussion häufig benutzt und scheint inhalt-
lich voll erfasst zu sein. Juristisch ist es aber ein un-
bestimmter Rechtsbegriff, der für die Juristen in unse-
rem Land ein hervorragender Anlass zum Streiten ist. 

Wir haben aber auch inhaltliche Schwierigkeiten mit 
einzelnen Regelungen. Die Übertragung der Indi-
rekteinleitergenehmigung und -überwachung auf 
kommunale Stellen nach § 33 Abs. 3 stößt bei uns auf 
Bedenken. Nicht, dass wir im Prinzip etwas gegen die 
Übertragung auf die kommunale Seite hätten. Im 
Gegenteil, wir begrüßen die sinnvolle Kommunalisie-
rung von Aufgaben ausdrücklich. Allerdings müssen 
wir dann vom Land auch die entsprechenden Be-
gleitmaßnahmen für die Kommunen erhalten. 

Für die erwähnte Indirekteinleitergenehmigung und 
die nachfolgende Überwachung nicht bauartgeprüfter 
Anlagen ist ein wesentlich weitergehender spezieller 
Sach- und Fachverstand erforderlich als für die Ü-
berwachung serienmäßig hergestellter Anlagen. Die-
ser Sachverstand wird von den Gemeinden bisher 
nicht vorgehalten. Für diese Aufgaben reicht auch die 
Fortbildung der vorhandenen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Regel nicht aus, sondern es ist Per-
sonal mit einer speziellen Ausbildung nötig, bei-
spielsweise Ingenieure für Siedlungswasserwirtschaft, 
Chemiker oder Biologen. 

Insofern ist das Land nach dem Konnexitätsprinzip 
in der Verantwortung, finanziell unterstützend tätig 
zu werden, damit dieses Personal vorgehalten werden 
kann. 
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Vor dem Hintergrund der aktuellen Finanzsituation ist 
das ein fast aussichtsloses Vorhaben. 

Wir müssen daher im Ausschuss prüfen, ob wir es 
zumindest im Moment nicht bei der aktuellen Rege-
lung belassen. Hilfsweise wäre die Einführung eines 
Antragstatbestandes denkbar. Die Abwasserbeseiti-
gungsträger, die sich in der Lage sehen, den gesam-
ten Bereich der Genehmigung und Überprüfung der 
Indirekteinleiter wahrzunehmen, könnten die Aufga-
ben auf Antrag übertragen bekommen. 

Das müssen wir dann wiederum im Ausschuss mit 
den kommunalen Landesverbänden besprechen. 

Weiter steht der § 51 in der Kritik. Im Bereich der 
Gewässerunterhaltung werden künftig nur noch 
diejenigen Maßnahmen bezuschusst, die nicht nach 
dem Wasserverbandsgesetz beitragsfähig sind. Im 
Umkehrschluss bedeutet das, dass künftig nur noch 
die Bereiche, die unter die Wasserrahmenrichtlinie 
der EU fallen, gefördert werden. Darüber müssen wir 
ebenfalls im Ausschuss noch reden. 

(Beifall bei der FDP) 

Handlungsbedarf besteht unserer Meinung nach auch 
noch in einem anderen Bereich. Nach § 21 des Was-
serhaushaltsgesetzes des Bundes ist es möglich, 
dass die Wasserbehörden von einer Verpflichtung zur 
Selbstüberwachung ganz oder teilweise befreit wer-
den, wenn bei kleinen Anlagen eine Beeinträchtigung 
des Gewässers nicht zu erwarten ist. Wir denken, dass 
eine entsprechende Regelung auch im Landeswasser-
gesetz Sinn machen würde. 

Auch diesen Punkt sollten wir mit den Landesverbän-
den im Ausschuss noch einmal ausführlich bespre-
chen. Der Vorschlag, zu dem Gesetzentwurf eine 
Anhörung durchzuführen, ist sicherlich sehr vernünf-
tig. 

Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion hat im 
Spätsommer einen Gesetzentwurf zum Landeswas-
sergesetz bezüglich des Deichneubaus und der 
Deichunterhaltung eingebracht, der an das nieder-
sächsische Deichgesetz anknüpft. Da nun die Landes-
regierung das Landeswassergesetz ändern will, wer-
den wir auch diese Problematik wieder ansprechen. 
Wir sollten uns nämlich schon bei Niedrigwasser um 
die Deiche in der Elbmarsch kümmern und nicht erst 
dann, wenn wir von einer Flutwelle überrollt werden. 
Es gibt also genügend Dinge, die im Ausschuss noch 
geklärt werden müssen. Packen wir es an! 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Matthiessen das 
Wort. 

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Präsident! Meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Hildebrand, es sind sicherlich einige 
Anregungen in Ihrer Rede enthalten gewesen, die wir 
auch tatsächlich konstruktiv mitdiskutieren werden. 

Mit dem neuen Landeswassergesetz wird in Schles-
wig-Holstein mit der Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie begonnen. Damit werden die Weichen für 
das bedeutendste Umweltprojekt in unserem Lande 
gestellt. Das Ergebnis wird sein: Schleswig-Holstein 
wird schöner. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Lars 
Harms [SSW]) 

Die von der Landesregierung vorgeschlagene Novelle 
ist aus meiner Sicht und aus Sicht unserer Fraktion 
ein sehr gelungener Entwurf. Ich habe bisher noch 
kein Haar in der Suppe finden können, Herr Minister. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das bezieht sich sowohl auf die inhaltlichen Rege-
lungen als auch gerade auf den organisatorischen Teil 
zur Umsetzung. 

Wir wissen alle, dass strukturelle Maßnahmen ins-
besondere bei den Kommunalverbänden auf Kritik 
gestoßen sind. Ich teile in dieser Frage die Position 
der Landesregierung. 

Würde die Durchführung kommunal organisiert wer-
den, dann müssten auf jeden Fall größere Gremien 
neu geschaffen werden, um dies zu koordinieren. 
Fließgewässersysteme halten sich aber nicht an die 
Grenzen kommunaler Körperschaften. Wir haben es 
nicht nur mit einer überkommunalen Aufgabenstel-
lung zu tun, sondern es müssen auch länderübergrei-
fende und sogar internationale Koordinierungsmaß-
nahmen getroffen werden. 

Daneben sind auch anspruchsvolle, fachliche Aufga-
ben zu bewältigen. 

Wer sich einmal mit der Frage - Herr Hildebrand hat 
das schon erwähnt - auseinander gesetzt hat, wie 
Kommunen mit der Indirekteinleiterverordnung klar-
kommen sollen, der wird wie ich zu dem Ergebnis 
kommen, dass der Schuh Wasserrahmenrichtlinie für 
die Kommunen zu groß ist. 
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Ich sehe Herrn Hildebrand im Moment nicht, aber ich 
wollte doch noch einmal kurz auf das eingehen, was 
er gesagt hat, dass nämlich wegen der Indirekteinlei-
tungsverordnung Personal einzustellen ist. Das zu 
tun, wäre ein falscher Weg, weil diese Anträge doch 
relativ selten für Sonderanlagen gestellt werden, die 
dann im Einzelfall zu genehmigen sind. Dafür müssen 
sich die Kommunen höchstwahrscheinlich ingeni-
eurmäßigen Sachverstand von außen einkaufen. 

Die zentrale Rolle, die den Wasser- und Bodenver-
bänden zukommt, müsste eigentlich den anhaltenden 
Applaus der Kollegin Todsen-Reese und der CDU-
Fraktion erhalten, nachdem sie sich gestern in der 
Naturschutzdebatte so vehement für die Bedeutung 
des Eigentums eingesetzt haben. 

Die Wasser- und Bodenverbände unterhalten die gro-
ße Masse der Gewässer in unserem Land, nämlich 
20.000 km Fließgewässer und zirka 70.000 Hektar. 
Sie sind die Eigentümer und die richtigen Adressaten, 
weil sie in der Wasserwirtschaft zu Hause sind. Das 
lobt die CDU nun doch wieder nicht. „Ent oder we-
der“ Frau Sassen! 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Lars 
Harms [SSW]) 

Sie fordern Regelungen in diesem Gesetz im voraus-
eilenden Gehorsam gegenüber einer noch zu treffen-
den Funktional- oder gar Gebietsreform. Ich denke, 
wir sollten uns erst einmal an das Ist halten. Also 
erwartungsgemäß bleibt der Jubel bei der Opposition 
aus. 

Wir lernen daraus, dass sich die Opposition wieder 
einmal sehr opportunistisch verhält und eine konsi-
stente Linie in der Umweltpolitik bei Ihnen nicht 
erkennbar ist. 

Summarisch gewertet: Wir Grünen sagen, dass das 
Landeswassergesetz gut ist, die Organisation ist eben-
falls gut. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Lars 
Harms [SSW]) 

Das eigentliche Konfliktpotenzial liegt in der Umset-
zung der Bestimmungen des Gesetzes. Wie so oft 
steckt der Teufel auch hier im Detail. Ich nenne hier 
nur einmal den neuen § 38 a, Uferrandstreifen oder 
Flächenherausnahme aus der Bewirtschaftung, was-
serwirtschaftliche Rückbaumaßnahmen und derglei-
chen. 

Dieses und Weiteres umzusetzen, ist nicht einfach 
und führt naturgemäß zu Auseinandersetzungen. Da-

her sind die getroffenen Maßnahmen unter Einbezie-
hung der Akteure und Betroffenen vor Ort sehr zu 
begrüßen. Die bisherige und künftige Beteiligung, 
also eine sowohl breite als auch tiefgehende demokra-
tische Teilhabe ist wesentlicher Bestandteil für die 
erfolgreiche Umsetzung dieses gigantischen Vorha-
bens. Demokratische Teilhabe ist für uns Grünen ein 
wichtiges Grundprinzip in unserer politischen und 
gesellschaftlichen Kultur. 

In diesem Sinne halte ich die Einrichtung von Beirä-
ten unter Einbeziehung aller relevanten Gruppen für 
vorbildlich, 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Lars 
Harms [SSW]) 

wie es vom federführenden Umweltministerium für 
die Flussgebietseinheit Eider, die Flussgebietseinheit 
Schlei/Trave und das Teileinzugsgebiet Elbe vorge-
sehen ist. Diese Beiräte betreuen die Arbeit in neun 
beziehungsweise zwölf oder 13 Arbeitsgruppen je-
weils unter Federführung der Wasser- und Bodenver-
bände. 

Demokratische Partizipation ist das und das zeigt, 
dass Demokratie eben doch viel mehr ist, als nur alle 
vier Jahre sein Kreuz zu machen. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, vor uns 
liegt ein spannender Weg von vielen Jahren und heute 
wird der erste Schritt zur Schaffung der gesetzlichen 
Grundlage für ein schöneres Schleswig-Holstein ge-
macht. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall 
der Abgeordneten Monika Heinold [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Lars Harms das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Der vorliegende Entwurf zur Änderung des Lan-
deswassergesetzes soll der Umsetzung der Wasser-
rahmenrichtlinie dienen. Erstmals überhaupt werden 
durch die Wasserrahmenrichtlinie überregionale 
Ziele und Maßnahmen festgelegt, um die Qualität des 
Wassers zu verbessern und die mit den Wasserläufen 
verbundenen natürlichen Grundlagen zu schützen. 
Dabei wird erstmals über den Tellerrand hinaus ge-
dacht. Der Naturschutz und der Wasserschutz machen 
nicht an kommunalen Grenzen Halt, sondern orientie-
ren sich erstmals an Gebietseinheiten. 
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Das Prinzip der Gewässerbewirtschaftung in Flussge-
bietseinheiten wird im vorliegenden Gesetzentwurf 
festgelegt. Was sich so lapidar anhört, ist etwas völlig 
Neues. Zum einen bezieht sich das Ganze nicht nur 
rein auf die Wasserflächen, sondern eben auch auf die 
mit ihnen verbundenen Landflächen, und zum ande-
ren wird hier erstmals versucht, die Wasser- und Bo-
denverbände nicht nur umfassend zu beteiligen, son-
dern diese wichtige Aufgabe wird vollständig auf die 
Wasser- und Bodenverbände übertragen. Das heißt, 
einerseits brechen in Bezug auf die Vorgehensweise 
beim Schutz unserer Gewässer neue Zeiten an, aber 
andererseits haben die hier schon vorhandenen Was-
ser- und Bodenverbände die Möglichkeit, ihre Erfah-
rungen konkret mit einzubringen.  

Wichtig ist dabei, dass es sich nicht nur um reines 
Verwaltungshandeln dreht oder man im Prinzip ein-
fach mit den derzeitigen Instrumentarien so weiter-
macht wie bisher. Man will vielmehr zu neuen Vor-
gehensweisen kommen. In Bewirtschaftungsplänen 
sollen genaue Ziele festgelegt werden. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Es ist ein bisschen zu laut im Haus; das gilt insbeson-
dere für die dahinten. 

Lars Harms [SSW]: 

Was in anderen Planungsbereichen schon längst 
Standard ist, wird so auch in der Gewässerbewirt-
schaftung mit eingebracht. 

Darauf aufbauend werden konkrete Maßnahmenpro-
gramme erstellt, die dann auch umgesetzt werden 
sollen. So ist eine genaue Effizienzkontrolle mög-
lich, die wir bisher nur sektoral durchführen konnten. 

In allen Kommunen werden für die jeweiligen Ge-
wässer Messungen durchgeführt und die entsprechen-
den Ziele formuliert und dann Maßnahmen beschlos-
sen und umgesetzt. Es wird so manches Mal vor Ort 
Stirnrunzeln auslösen, aber mit Sicherheit innerhalb 
von kurzer Zeit mehr als nur akzeptiert werden. 

(Silke Hinrichsen [SSW]: Sehr gut!) 

Betrachtet man nun die Ziele in § 2 b, so wird man 
möglicherweise sagen, dass dies alles wichtige Ziele 
sind, aber die Formulierungen wenig konkret sind. Da 
wird zum Beispiel ein guter ökologischer Zustand 
für die oberirdischen Gewässer gefordert und man 
bezieht sich dabei auf das Wasserhaushaltsgesetz. 
Was bedeutet dies eigentlich? - Es ist zuallererst nicht 
eine juristische, sondern eine ökologische Frage. 

Wir werden in nächster Zeit eine Bestandsaufnahme 
der Gewässerflächen bekommen, der sich dann die 
Ableitung von konkreten Zielen in einzelnen Regio-
nen anschließen wird. Da es sich bei den Gewässern, 
vor allen Dingen bei den Fließgewässern, um kom-
plexe Systeme handelt, werden die Ziele und Maß-
nahmen sehr vielschichtig sein. Auch die Rahmenbe-
dingungen und die Einflussmöglichkeiten werden 
sehr unterschiedlich sein. Ist eine Region stark von 
der Landwirtschaft geprägt, wird dies auch entspre-
chende Belastungen im Wasserhaushalt nach sich 
ziehen. Sind Firmen oder Kraftwerke im unmittelba-
ren Einflussbereich, werden die Einwirkungen wieder 
andere sein. Die Zielformulierung wird also vor Ort 
oft sehr unterschiedlich sein. Deswegen lässt sich für 
ein gesamtes Bundesland natürlich keine haargenaue 
Formulierung finden, was nun als guter ökologischer 
Standard zu definieren ist. Das macht man vor Ort. 

Die Summe aller Ziele und Maßnahmen ist sicherlich 
bewertbar und auswertbar. Wir haben bis zum Jahr 
2015 Zeit, unsere gesteckten Ziele zu erreichen. Das  
heißt, dass in den nächsten Jahren eine Vielzahl von 
Maßnahmen im Land durchgeführt werden und die 
Wirkung dieser Maßnahmen untersucht wird. In die-
ser Zeit hat das Land Schleswig-Holstein eine wichti-
ge Aufgabe zu erfüllen. Es muss die Ziele und Maß-
nahmen ständig landesweit evaluieren. Wir werden 
im Jahr 2015 sehen, was sich im Land wirklich getan 
hat. Ich bin mir sicher, dass wir schon auf dem Weg 
dahin viele Erfolge für den Gewässerschutz vermel-
den können. 

Hinter dem Gesetzentwurf steckt also mehr, als man 
im ersten Moment denkt. Darüber hinaus kann man 
sagen, dass in einigen Fällen auch die Entscheidungs-
strukturen etwas gestrafft wurden, was dem Gesetz 
ebenfalls nicht schadet. Alles in allem kann man also 
sagen, dass die Gesetzesänderungen notwendig und 
sinnvoll sind und wir froh sind, wenn dieses Gesetz 
so schnell wie möglich umgesetzt wird. 

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schlie-
ße die Beratung. Wir sind uns alle sicherlich einig, 
dass wir diesen Gesetzentwurf dem Umweltausschuss 
zur Beratung überweisen wollen. Wer so verfahren 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das ist ein-
stimmig. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf: 
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Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Gleichstellung behinderter Menschen des Landes 
Schleswig-Holstein und zur Änderung anderer 
Rechtsvorschriften 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 15/2073 

Bericht und Beschlussempfehlung des Sozialaus-
schusses 
Drucksache 15/2307 

Antrag der Fraktionen von CDU und FDP 
Drucksache 15/2344 

Zunächst erteile ich dem Berichterstatter des Sozial-
ausschusses, Herrn Abgeordneten Beran, das Wort. 

Andreas Beran [SPD]: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Sozialausschuss hat den ihm durch Ple-
narbeschluss vom 13. September 2002 überwiesenen 
Entwurf eines Gesetzes zur Gleichstellung behinder-
ter Menschen des Landes Schleswig-Holstein und zur 
Änderung anderer Rechtsvorschriften in drei Sitzun-
gen, zuletzt am 11. Dezember 2002, beraten. Er emp-
fiehlt dem Landtag mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Ent-
haltung der Fraktionen von CDU und FDP, den Ge-
setzentwurf unverändert anzunehmen. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Gibt es Wort-
meldungen zu dem Bericht? - Das ist offensichtlich 
nicht der Fall. Dann eröffne ich die Einzelberatung 
und erteile Herrn Abgeordneten Dr. Garg das Wort. 

(Zurufe) 

- Sie haben sich geeinigt? - Dann Herr Abgeordneter 
Geerdts bitte sehr. 

Torsten Geerdts [CDU]: 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Der 
Aufruf kam ein bisschen überraschend. Das Jahr 2003 
ist das Europäische Jahr der Menschen mit Behinde-
rungen. Daher ist es richtig, dass wir in diesen Tagen 
die zweite Lesung des Gesetzes zur Gleichstellung 
behinderter Menschen durchführen werden. Es war 
während der Ausschussberatung unsere gemeinsame 
Zielsetzung, dieses Gesetz so zu beraten, dass es zum 
1. Januar 2003 in Kraft treten kann. 

Trotzdem haben wir uns im Sozialausschuss in insge-
samt drei Sitzungen intensiv mit diesem Gesetz be-
fasst. Wir sind uns in der Zielsetzung über die Frakti-
onsgrenzen hinweg einig. Lediglich ein trennender 

Punkt besteht. Seit vielen Jahren ist Beschlusslage der 
CDU-Landtagsfraktion, weitestgehend auf hauptamt-
liche Beauftragte zu verzichten. Daher gehört es zur 
Ehrlichkeit, dies auch bei der Beratung dieses Gleich-
stellungsgesetzes nicht zu verkleistern, denn bereits 
in einer Woche werden wir bei den Haushaltsbera-
tungen einen Verzicht auf hauptamtliche Beauftrag-
tenstellen beantragen. Allein in dieser Frage besteht 
der Unterschied zwischen den beiden vorgelegten 
Gesetzentwürfen. Wir haben diesen Weg gewählt, um 
deutlich zu machen, dass auch wir ein Gesetz zur 
Gleichstellung behinderter Menschen für dringend 
geboten halten. 

Diese Zusage haben wir als CDU-Landtagsfraktion 
bereits während der landesweiten Debatte über die 
Aufnahme der Belange behinderter Menschen in die 
Landesverfassung gegeben. Die CDU hat immer 
gesagt, dass sie dem konkreten politischen Handeln 
für Menschen mit Behinderungen den Vorrang vor 
die Aufnahme eines weiteren Staatsziels in die Ver-
fassung geben wird. Diese Auffassung vertreten wir 
unverändert. Wir haben unseren Kurs gehalten und 
werden heute unsere Zustimmung zu einem Landes-
gleichstellungsgesetz geben können. 

Wir wollen eine umfassende Gleichstellung behinder-
ter Menschen. Dies gilt für alle Lebensbereiche. Mit 
diesem Gesetz soll erreicht werden, dass die Voraus-
setzungen für Menschen mit Behinderung geschaffen 
werden, so selbstständig und eigenverantwortlich wie 
nur irgend möglich ihr Leben gestalten zu können. 
Diesen Weg der Integration verfolgen wir von den 
Kindertagesstätten über die Schulen, die Lehrzeit, das 
Arbeitsleben bis hin zum menschenwürdigen Leben 
im Alter. Nicht nur in der letzten Frage gibt es noch 
riesige Defizite in unserer Gesellschaft. 

Dieses Landesgleichstellungsgesetz wird nach unserer 
festen Überzeugung einen Beitrag zur Bewusstseins-
änderung leisten. 

Wir waren uns im Ausschuss alle einig, dass dieser 
Gesetzentwurf in der zeitlichen Zielsetzung der Errei-
chung der Barrierefreiheit noch Defizite hat. Hier 
sehen die Mitglieder des Sozialausschusses - das 
haben wir in der letzten Ausschusssitzung gemeinsam 
festgestellt - Nachbesserungsbedarf. Allerdings wis-
sen wir, dass wir bei allen Beschlüssen, die wir auf 
Landesebene herbeiführen, das Konnexitätsprinzip 
im Auge behalten müssen. Von daher werden wir im 
Ausschuss weiterhin gemeinsam auch mit den kom-
munalen Landesverbänden nach einer Lösung in die-
ser Frage suchen. Integrationspolitik - auch das muss 
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herausgestellt werden - wird es nicht zum Nulltarif 
geben. 

(Beifall bei CDU und FDP sowie der Abge-
ordneten Wolfgang Baasch [SPD] und Silke 
Hinrichsen [SSW]) 

Irgendwann müssen wir springen und Haushaltsmittel 
zur Verfügung stellen, ohne die kommunale Ebene 
zusätzlich zu belasten. 

Es ist aber richtig, dass wir dieses Gesetz zum 
1. Januar und damit zum Beginn des Europäischen 
Jahres der Menschen mit Behinderung in Kraft set-
zen. Politik ist in dieser Frage ein verlässlicher Part-
ner der Behindertenverbände im Land Schleswig-
Holstein. Dieses Gesetz wird zu einem größeren Mit-
einander von Menschen mit und ohne Handicap füh-
ren. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile jetzt Herrn Abgeordneten Baasch das 
Wort. 

Wolfgang Baasch [SPD]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Selbstbestimmung statt Bevormundung ist das zentra-
le Thema des Landesgleichstellungsgesetzes. Liest 
man in den Stellungnahmen zu dem Gesetzentwurf, 
so liest man beispielsweise in der Stellungnahme des 
Don Bosko Hauses für das behinderte Kind e.V. in 
Mölln: 

„Auch der Gesetzentwurf für Schleswig-
Holstein gibt mit dem Fokus auf die Barrie-
refreiheit den rechtlichen Rahmen vor, um 
behinderten Menschen ein Mehr an Gleich-
stellung zu ermöglichen. Das bewerten wir 
positiv.“ 

Der Landesverband für Lebenshilfe schrieb: 

„Der Landesverband der Lebenshilfe begrüßt 
ausdrücklich das Vorhaben der Landesregie-
rung Schleswig-Holstein, ein Gesetz zur 
Gleichstellung behinderter Menschen in un-
serem Bundesland vorzulegen.“ 

Diese Auszüge aus Stellungnahmen von Verbänden 
behinderter Menschen machen deutlich: Ein Landes-
gleichstellungsgesetz in Schleswig-Holstein ist ge-
wollt und wird seine Wirkung auch in einer Verände-
rung des Denkens in der Behindertenpolitik in 
Schleswig-Holstein erzielen. 

Grundtenor des vorliegenden Landesgesetzes ist, die 
Situation von Menschen mit Behinderung in Schles-
wig-Holstein dadurch zu verbessern, dass eben nicht 
allein gegebenenfalls weiter bestehende oder unver-
meidbare Nachteile ausgeglichen werden, sondern 
dass Menschen mit einer Behinderung einen An-
spruch darauf haben, das eigene Leben so weit wie 
möglich normal, das heißt individuell zu gestalten, zu 
gestalten frei von Ausgrenzung und frei von Diskri-
minierung. 

Gleichstellung und Barrierefreiheit sind die zentralen 
Ziele des vorliegenden Gesetzentwurfes zur Gleich-
stellung behinderter Menschen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein Schwerpunkt ist die Barrierefreiheit in den Berei-
chen Bau und Verkehr. Neubauten sowie große Um- 
und Erweiterungsbauten von öffentlichen Verkehrs-
anlagen und öffentlichen Gebäuden müssen in Zu-
kunft so gestaltet werden, dass sie von behinderten 
und älteren Menschen sowie von Personen mit Mobi-
litätsbeeinträchtigungen selbstständig genutzt werden 
können. 

In der Beratung des Gesetzentwurfes im Sozialaus-
schuss haben wir viel über die verbindliche Einfüh-
rung von zeitlichen Festlegungen zur Umsetzung 
auch im Bereich von Altbauten diskutiert. Ich glaube, 
es kommt nicht nur darauf an, hier eindeutige Ziele zu 
formulieren, sondern auch darauf, mit allen Betroffe-
nen, vor allem mit den Kommunen, mit Gemeinden 
und Städten, zu sprechen und Ziele für den Umbau 
von allen bestehenden öffentlichen Gebäuden, Schu-
len, Rathäusern, aber auch öffentlichen Plätzen und 
Verkehrsanlagen zu vereinbaren. Die Bereitschaft 
zum behindertengerechten Umbau aller öffentlichen 
Gebäude wie auch von öffentlichem Straßenraum, 
Verkehrsanlagen, wird sicherlich überall vorhanden 
sein. Es kommt aber auch darauf an, mit Überzeu-
gungskraft dafür einzutreten, dieses auch zeitnah 
umzusetzen, dass Schritt für Schritt die behinderten-
gerechte Gestaltung, die Barrierefreiheit durchgesetzt 
wird. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Eine weitere außerordentlich zu begrüßende Rege-
lung im Landesgleichstellungsgesetz ist die Einfüh-
rung des Verbandsklagerechts. Hiermit können 
künftig Verstöße gegen Gleichstellung in Fällen von 
allgemeiner Bedeutung durch die Verbände behinder-
ter Menschen aufgegriffen werden. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 
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Dies stärkt die Rechte der Menschen mit Behinderun-
gen und ihrer Interessenvertretungen. Natürlich, und 
das ist im Gegensatz zum Kollegen Geerdts beson-
ders hervorzuheben, ist für uns der Abschnitt, der sich 
mit den Aufgaben des Landesbeauftragten für Men-
schen mit Behinderungen beschäftigt, von besonderer 
Bedeutung. Wir begrüßen es, dass das Amt des Lan-
desbeauftragten gesetzlich verankert ist. Dies führt 
zu einer Stärkung des Landesbeauftragten, und natür-
lich finden wir es richtig, den Aufgabenbereich des 
Landesbeauftragten auch festzulegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Hierzu gehört erstens, die gleichberechtigte Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen am öffentlichen 
Leben in unserer Gesellschaft aktiv zu fördern, zwei-
tens darauf hinzuwirken, dass es die Verpflichtung 
des Landes ist, für gleichwertige Lebensbedingun-
gen für Menschen mit und ohne Behinderungen zu 
sorgen, und drittens die Landesregierung in 
Grundsatzangelegenheiten von Menschen mit Behin-
derungen zu beraten. Auf seine Arbeit und seine Ak-
tivitäten wollen wir nicht verzichten. Der Beauftragte 
hat unsere volle Unterstützung. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Das Jahr 2003 ist zum Europäischen Jahr der Men-
schen mit Behinderungen erklärt worden. In diesem 
Jahr sind wir alle aufgefordert, die gesellschaftliche, 
politische und rechtliche Integration und Teilhabe 
behinderter Menschen auf nationaler wie auch auf 
europäischer Ebene zu stärken. Mit dem Landes-
gleichstellungsgesetz in Schleswig-Holstein wird für 
das Jahr 2003 ein wichtiger Schritt zugunsten der 
Menschen mit Behinderungen eingeläutet, ein Schritt, 
der den Anspruch auf größtmögliche Normalität für 
Menschen mit Behinderungen aufgreift und in Zu-
kunft noch stärker zur Beachtung auffordert. Selbst-
bestimmung statt Bevormundung ist die Richtschnur 
dieser Integrationspolitik. Die SPD-Fraktion unter-
stütz nachhaltig diese Politik. Wir werden den Ge-
setzentwurf der Landesregierung so, wie im Sozial-
ausschuss beschlossen, auch im Landtag mittragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Erlauben Sie mir einen Hinweis zum Geschäftsgang. 
Nach diesem Tagesordnungspunkt werde ich zu-
nächst die Tagesordnungspunkte ohne Aussprache 
aufrufen, bevor wir dann prüfen, was wir heute noch 
abwickeln können. 

Jetzt hat Herr Abgeordneter Dr. Garg das Wort. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Wenn ich so in Ihre Gesichter schaue, insbesondere in 
das vom Kollegen Baasch und von der Kollegin Birk, 
dann weiß ich, was Sie wirklich wollten. Eigentlich 
wollten Sie dem FDP-Änderungsantrag zustimmen. 
Nun ist das nicht passiert, aber sie hätten ihm gerne 
zugestimmt, lieber Wolfgang Baasch, denn wer es mit 
der Barrierefreiheit ernst meint, der muss mittelfristig 
dafür Sorge tragen, dass diese letztlich in allen Ge-
bäuden, die in öffentlicher Trägerschaft stehen, 
auch hergestellt wird. Dies gilt insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass mit der Herstellung von Neubauten, 
so wie sie im Gleichstellungsgesetz ausschließlich 
geregelt sind, in den nächsten fünf bis zehn Jahren 
kaum zu rechnen ist. 

Die FDP-Landtagsfraktion hat mit ihrem Antrag vor-
geschlagen, dass nach einer Übergangsfrist von 
15 Jahren ab In-Kraft-Treten des Gesetzes eine solche 
Barrierefreiheit auch in den bereits bestehenden Ge-
bäuden herzustellen ist. Durch diese Übergangsfrist 
sollen die Träger in Erfüllung des selbst gesetzten 
Anspruchs Vorbild bei der Herstellung von Barriere-
freiheit im öffentlichen Raum sein und Planungssi-
cherheit erhalten. 

Nun kam die Frage nach der Konnexität. Da kann ich 
nur sagen, die Gleichstellung behinderter Menschen, 
lieber Wolfgang Baasch, darf kein Lippenbekenntnis 
bleiben. 

(Beifall bei der FDP) 

Wer es mit der Barrierefreiheit wirklich ernst meint, 
der darf gesetzliche Anforderungen nicht so ein-
schränken, dass das Ziel der Gleichstellung in diesem 
Punkt faktisch leer läuft. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben uns im Sozialausschuss sehr kontrovers 
über diesen Punkt unterhalten. Ich bin an einer Stelle, 
liebe Kollegin Birk, anderer Meinung als Sie. Sie 
haben gesagt, das Konnexitätsprinzip führt uns beina-
he dazu, dass wir auf Landesebene überhaupt nichts 
mehr regeln können, weil alles entsprechend Kosten 
auslöst. Ich bin der Auffassung, es ist richtig, dass wir 
das Konnexitätsprinzip haben, denn wir werden je-
weils prüfen und selbst prüfen müssen, was uns das 
eigentlich wert ist, was wir in Gesetzesform gießen 
wollen. 

Die FDP-Fraktion hat ganz klar gesagt, Barrierefrei-
heit zu schaffen, auch in bestehenden alten Gebäuden, 
ist uns etwas wert und deswegen soll es etwas kosten, 
und deswegen wollten wir die Erweiterungen. Eigent-
lich wollen Sie das ja auch. Sie wollen genau dassel-
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be. Dass uns Konnexität daran hindern soll, dies zu 
beschließen, ist ja nicht der wirkliche Grund. Der 
wirkliche Grund ist der ständige Verweis auf die 
Haushaltslage. Das hat der Kollege Eichstädt ge-
macht. Und da sage ich noch einmal: 15 Jahre plus 
fünf Jahre wäre genug Zeit gewesen, zu einer ent-
sprechenden Barrierefreiheit auch bei bestehenden 
Gebäuden zu kommen. Herr Eichstädt, sie haben 
dann immer wieder eingewandt, die Kommunen 
könnten das von heute auf morgen machen, rein theo-
retisch, und dann könnten wir bereits morgen auf den 
Kosten sitzen bleiben, und da kein Geld da ist, kön-
nen wir das auch nicht verwirklichen. Herr Eichstädt, 
da hätte ich dann aber eine Initiative von Ihnen erwar-
tet, wie man das möglicherweise regeln kann, dass 
nicht von heute auf morgen die Kosten anfallen. Ich 
halte es für gefährlich, das Signal auszusenden, dass 
wir uns die Barrierefreiheit nichts kosten lassen wol-
len. Das finde ich schade bei allem Verbindenden, bei 
allen Gemeinsamkeiten, die wir in der Zielsetzung 
haben. 

Meine Damen und Herren, die im Gesetzentwurf 
formulierten Inhalte sind auch gar nicht neu, und das 
ist, wie ich finde, das Ärgerliche an der Sache. Bereits 
das jetzt geltende Baurecht deckt die Anforderung an 
die Barrierefreiheit bereits ab. Die neuen Regelungen 
sind daher lediglich eine Augenwischerei. Herr Kol-
lege Eichstädt, seit 1975 gilt § 3 Abs. 1 der Landes-
bauordnung, und da ist beim Bau auf die besonderen 
Belange von Menschen mit Behinderungen durch 
barrierefreies Bauen besondere Rücksicht zu nehmen. 
Wir müssen uns fragen: Was haben wir in den letzten 
25 Jahren gemacht? Wir müssen uns fragen, was in 
den letzten 25 Jahren passiert ist. Warum haben wir in 
den letzten 25 Jahren nicht darauf geachtet, dass das, 
was in Gesetzesform gegossen wurde, auch tatsäch-
lich erfüllt wurde? 

Lassen Sie mich einen Punkt, obwohl wir uns dem 
Änderungsantrag der Union angeschlossen haben, 
hervorheben. Wir halten den Landesbeauftragten für 
Menschen mit Behinderungen für unverzichtbar. Der 
Unionsantrag verzichtet lediglich darauf, ihn gesetz-
lich festschreiben zu wollen. 

(Wolfgang Baasch [SPD]: Nein, er hat ge-
sagt, er will ihn streichen!) 

- Moment, Herr Kollege Baasch, hören Sie doch zu 
Ende zu. Die FDP-Fraktion wird einem entsprechen-
den Haushaltsantrag der Union nicht zustimmen. Wir 
sind aber in der Frage, ob der Landesbeauftragte für 
Menschen mit Behinderungen weiterhin bei der Mi-
nisterpräsidentin oder in Zukunft möglicherweise 
beim Parlament angesiedelt ist, in unserer Fraktion 
mit der Meinungsbildung noch nicht zu Ende, und 

deshalb sind wir froh, dass dieser Bereich im Unions-
entwurf ausgeklammert bleibt. Wir werden nicht für 
eine Abschaffung des Beauftragten für Menschen mit 
Behinderungen stimmen. Das kann ich Ihnen jetzt 
schon versichern. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile der Frau Abgeordneten Birk das Wort. 

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Eigentlich sollte dieses Thema ein paar mehr auf-
merksame Zuhörerinnen und Zuhörer verdienen. Ich 
wende mich also an die Anwesenden. 

Nach Verabschiedung des Bundesgleichstellungsge-
setzes verabschieden wir heute im Landtag ein ent-
sprechendes Landesgesetz, mit dem wir die Landes- 
und die Kommunalebene sowie auch die Wirtschaft 
verpflichten, Menschen mit Behinderung die gleiche 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermögli-
chen. Dafür hat sich meine Partei seit ihrer Gründung 
immer wieder stark gemacht. Gleichstellung bedeutet 
mehr, als nicht mehr behindert zu werden. In diesem 
Sinne bezieht sich die Barrierefreiheit nicht nur auf 
Gebäude, sondern auch auf die Verständigung über 
Gebärdensprache, offizielle Schreiben in Braille-
Schrift für Blinde und Ähnliches mehr. 

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Sie kennen unsere Haltung in Bezug auf die Stellung 
der Beauftragten. Wir hätten gern ein gemeinsames 
Büro, um da ein bisschen Effizienz in der Sachbear-
beitung zu ermöglichen. Wir wenden uns aber selbst-
verständlich gegen den indirekten Vorstoß der CDU, 
die Einrichtung des Landesbeauftragten für Men-
schen mit Behinderung zu streichen oder zu erschüt-
tern, wie es mit dem Änderungsantrag zum Gesetz 
geschieht. Gerade wenn es um die Umsetzung des 
Landesgleichstellungsgesetzes geht, brauchen wir den 
kritischen Blick des Landesbeauftragten. Wir stellen 
hiermit unsere Überlegungen, wie die „Aufhängung“ 
dieser kleinen Behörde sein könnte, zurück hinter das 
große Anliegen, dass wir einen starken Landesbeauf-
tragten wollen. 

Vor uns liegt ein Jahr, das besonders den Menschen 
mit Behinderung gewidmet ist. Alle Abgeordneten 
und die Landesregierung sind gefordert, sich hieran 
aktiv zu beteiligen. Wir stellen unser neu verabschie-
detes Gesetz in diesem Jahr ausdrücklich noch einmal 
zur öffentlichen Debatte. Ich sage das gerade im Hin-
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blick auf die Äußerung von Herrn Garg. Denn wir 
wissen, dass gerade im Bereich der alltäglichen Dis-
kriminierung viele Dinge im Detail liegen. Gleichstel-
lung ist ein Prozess. Deshalb haben auch Gesetze zur 
Unterstützung dieses Weges den Fortschritt im gesell-
schaftlichen Leben einerseits festzuschreiben, aber 
ihn andererseits auch voranzutreiben. Es wird deshalb 
hoffentlich nicht das letzte Mal sein, dass sich Abge-
ordnete aller Parteien, wie jetzt hier geschehen, für 
die rechtliche und faktische Gleichstellung für Men-
schen mit Behinderung engagieren. 

Ich bin froh darüber, dass wir im Sozialausschuss 
verabredet haben, dass wir uns dieses Gesetz nach 
einem Jahr noch einmal kritisch vornehmen und im 
Lichte der Auseinandersetzung mit den Organisatio-
nen von Menschen mit Behinderung angucken und 
prüfen, ob wir zu dem Problem, das gerade Herr Garg 
angesprochen hat, und anderen Fragen, wie zum Bei-
spiel Barrierefreiheit im öffentlich rechtlichen Rund-
funk oder Verquickung des Anliegens des Gender-
Mainstreaming mit Barrierefreiheit, zu besseren Lö-
sungen kommen. 

Wir hatten aber übereinstimmend den Willen, gerade 
angesichts der Tatsache, dass ein Bundesgesetz gilt, 
auch auf Landesebene Entsprechendes zu schaffen, 
und haben deshalb Detailüberlegungen erst einmal 
zurückgestellt und hier mit einem Landesgleichstel-
lungsgesetz eine Basis geschaffen. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Meine Damen und Herren, ich bitte um etwas mehr 
Aufmerksamkeit. 

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Es mag ja sein, dass manches, was wir gesetzlich 
nicht so gut regeln können, auf dem Verordnungswe-
ge vorangebracht werden kann. Diese Dinge müssen 
wir im Detail besprechen. 

Um hier keine Missverständnisse zum Thema Kon-
nexität aufkommen zu lassen: Die Landesbauord-
nung ist in der letzten Legislaturperiode deutlich 
verbessert worden und dazu gehört auch das Thema 
der Barrierefreiheit. Das Thema Konnexität im Zu-
sammenhang mit Barrierefreiheit so einzuführen, 
wie wir es in der Expertise des Wissenschaftlichen 
Dienstes gefunden haben, bedarf aus unserer Sicht 
noch einmal der kritischen Überprüfung - nicht, weil 
wir das Thema der Konnexität generell infrage stel-
len, sondern weil wir glauben, dass der Anspruch, 
hier zu handeln, aufgrund der Landesbauordnung, 
aber auch aufgrund des grundgesetzlichen Gebotes 

eigentlich schon früher bei den Kommunen und beim 
Land vorhanden war. Das heißt, zumindest Landes- 
und Kommunalbehörden hätten schon immer aufge-
fordert sein sollen, hier etwas zu tun. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD und FDP) 

Deshalb ist unser Versuch, aus einer Präzisierung und 
einer zeitlichen Selbstbindung hier etwas mehr Drive 
reinzubringen, richtig. Wenn nun unser Wissenschaft-
licher Dienst sagt, allein der Versuch, das zu präzisie-
ren, löse ungewöhnliche Konnexitätsansprüche sei-
tens der Kommunen aus, möchte ich das an dieser 
Stelle erst einmal infrage stellen. 

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das heißt nicht, dass ich das Konnexitätsprinzip gene-
rell infrage stelle, sondern dass ich die Anwendung 
dieses Prinzips in diesem Fall infrage stelle. 

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Es war aber in der Kürze der Zeit nicht endgültig zu 
klären, wer Recht hat und wie man das ganze Thema 
juristisch so fasst, dass wir dem Anliegen der Men-
schen mit Behinderung Rechnung tragen. Denn es ist 
uns ja nicht damit gedient, wenn wir jetzt einen Sturm 
der Entrüstung seitens der Kommunen haben und die 
nun allein aus Trotz vielleicht nichts tun. Das wäre 
wirklich der falsche Weg. 

(Glocke des Präsidenten) 

- Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. - Ich ap-
pelliere an alle: Lassen wir das Gesetz jetzt in Kraft 
treten und lassen Sie uns in einem Jahr noch einmal 
draufgucken. Bis dahin werden wir die strittigen Fra-
gen hoffentlich geklärt haben. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile der Frau Abgeordneten Hinrichsen das 
Wort. 

Silke Hinrichsen [SSW]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Menschen 
mit Behinderung leben heute nicht in der Mitte unse-
rer Gesellschaft. Sie sind noch in vielerlei Hinsicht 
ausgeschlossen. Um mitmachen zu können, müssen 
sie aber erst in die Lage versetzt werden, überall dort 
zu sein, wo Menschen ohne Behinderung hinkom-
men. Dafür müssen noch viele Hindernisse abgebaut 
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werden. Eben dies will - wie meine Kollegen vorher 
schon gesagt haben - das Landesgleichstellungsgesetz 
erreichen. 

Wenn es nach dem neuen Gesetz geht, sollen alle 
öffentlichen Gebäude - ich denke dabei auch an die-
ses Haus - zukünftig so eingerichtet werden, dass es 
dort keine Barrieren für Menschen mit Behinderung 
mehr gibt. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nur bei Neubau!) 

- Wir sind ja gerade dabei, diesen Altbau umzubauen. 
Es wäre schön gewesen, wenn wir da einige Dinge 
hätten anders regeln können. Man muss auch bei sich 
selber gucken, wenn man das anderen auferlegt. 

Leider wurde während der Ausschussberatung unsere 
Freude an dem neuen Gesetz dadurch geschmälert, 
dass in diesem Zusammenhang die Konnexität ent-
deckt wurde. Barrieren stehen nun einmal in Städten 
und Gemeinden - ebenso wie in landeseigenen Ge-
bäuden - und in vielen Fällen steht die kommunale 
Ebene in der Verantwortung, sie zu beseitigen oder zu 
vermeiden. 

Wir haben aber das Konnexitätsprinzip in der Lan-
desverfassung. Danach muss das Land die Kommu-
nen finanziell entschädigen, wenn es ihnen neue Auf-
gaben auferlegt. Das barrierefreie Bauen oder der 
Umbau zur Barrierefreiheit kosten erheblich. Ange-
sichts der heutigen Finanzlage - das müssen wir er-
kennen - kann das Land die Barrierefreiheit nicht in 
dem Maße einfordern, wie wir es wünschen. Trotz-
dem ist das Landesgleichstellungsgesetz ein erster 
Schritt in die richtige Richtung, denn das Land kann 
zwar aus finanziellen Gründen den Abbau von Barrie-
ren nicht verbindlich vorschreiben, aber das entlässt 
die Kreise, Städte und Gemeinden nicht aus der Ver-
antwortung für die Menschen mit Behinderung. Mit 
der Barrierefreiheit geht es um die Umsetzung von 
Beschlüssen der Vereinten Nationen, die auch den 
Kommunen in Schleswig-Holstein eine Verpflichtung 
sein sollten. 

(Unruhe) 

Darüber hinaus ist die Barrierefreiheit mehr als der 
Abbau baulicher Hindernisse in öffentlichen Gebäu-
den und im öffentlichen Raum. Barrieren sind zum 
Beispiel ebenso die unsichtbaren Hürden, vor denen 
Gehörlose stehen. In diesem Sinne beinhaltet das 
Gleichstellungsgesetz nach unserer Ansicht eine klei-
ne Revolution. Denn mit diesem Gesetz wird endlich 
die Gebärdensprache als eigenständige Sprache aner-
kannt. Bei diesem Punkt wie in anderen Punkten 
könnte die praktische Umsetzung sicherlich konse-

quenter sein, aber auch hier gilt: Das neue Gesetz ist 
ein deutlicher Fortschritt. 

(Unruhe) 

Häufig ist es so, dass nicht behinderte Menschen die 
Barrieren und die Benachteiligungen erst gar nicht 
sehen. Deshalb benötigen Menschen mit Behinderung 
die Unterstützung von Personen, welche die Welt mit 
ihren Augen sehen. Der wichtigste Mensch in 
Schleswig-Holstein ist in dem Zusammenhang der 
Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderung. 
Er leistet für die Betroffenen eine enorme Arbeit, die 
wir gar nicht hoch genug einschätzen können. 

Der Landesbeauftragte ist auch Gegenstand des neuen 
Gesetzes. Wir werden seine Stellung unterstützen. 
Das heißt, wir werden den Antrag von CDU und FDP 
insofern ablehnen, da sie ja die Stelle streichen wol-
len. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nein, Silke, wir 
wollen die Stelle nicht streichen!) 

- „Im Gesetzentwurf“ habe ich gesagt. Sie müssen 
genau zuhören. Deswegen stimmen wir dem Gesetz-
entwurf so nicht zu. 

Seine Stellung wird nämlich abgesichert, sodass er 
weiterhin weisungsunabhängig bleibt. 

Ein Wermutstropfen bleibt, dass es - wieder aufgrund 
des Konnexitätsprinzips - nicht möglich ist, die Ein-
richtung von kommunalen Behindertenbeauftragten 
vorzuschreiben. Auch hier bleibt vorerst lediglich die 
Hoffnung, dass die Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitiker nicht nur Dienst nach Vorschrift 
machen. Sie sollten von sich aus - viele tun es auch - 
die Initiative ergreifen, um die behinderten Menschen 
in ihrer Umgebung ein Stück weit in die Gesellschaft 
hereinzuholen. 

Das Gleichstellungsgesetz hat viele positive Seiten 
und manche problematische Aspekte. Insgesamt sto-
ßen die guten Absichten häufig an die harten, un-
überwindbaren Barrieren der finanziellen Realität. 
Insofern sind die Mängel dieses Gesetzes nicht zuerst 
Ausdruck eines fehlenden Willens, sondern Ausdruck 
fehlender Mittel. 

Der SSW begrüßt ausdrücklich die Absicht, den Men-
schen mit Behinderung in Schleswig-Holstein das 
Führen eines selbstbestimmten Lebens und eine 
gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen. In unserer 
Gesellschaft muss der Vordereingang für die Men-
schen mit Behinderungen noch geöffnet werden. All-
zu häufig werden sie nur über die Rampe am Liefe-
ranteneingang hereingelassen. Das können wir in den 
kommenden Jahren hoffentlich ändern. 
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Besonders erfreulich finde ich, dass wir uns im Aus-
schuss einvernehmlich darauf geeinigt haben - das hat 
die Kollegin Birk ja schon ausgeführt -, uns spätes-
tens in einem Jahr noch einmal zusammenzusetzen, 
um weiter an der Gleichstellung der Menschen mit 
Behinderung zu arbeiten. 

(Beifall beim SSW) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile das Wort Frau Ministerin Moser. 

Heide Moser, Ministerin für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Mit dem Landesgleichstellungsgesetz für Men-
schen mit Behinderung sollen für ebendiese Gleich-
stellung und Barrierefreiheit im öffentlichen Raum 
erreicht werden, Benachteiligungen abgebaut werden 
und damit der Weg zu Selbstständigkeit, Autonomie 
sowie echter Teilhabe für behinderte Menschen geeb-
net werden. Darüber, meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, besteht Einigkeit, heute 
wie bei der ersten Lesung und in allen Ausschussbe-
ratungen. 

Lassen Sie mich eine kleine Anmerkung machen, 
Herr Dr. Garg: Wenn Sie ohnehin als Mitantragsteller 
einen Änderungsantrag unterstützen, hätte ich erwar-
tet, dass das Thema Barrierefreiheit und Selbstver-
pflichtung auftaucht. Das wäre nur konsequent gewe-
sen, wenn man seine gesamte Redezeit auf diesen 
Punkt verwendet. 

(Beifall Wolfgang Baasch [SPD]) 

Zur gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilhabe 
gehört es, keine Sonderlösungen für behinderte Men-
schen zu schaffen. Menschen mit einem Handikap 
wollen - so hat es eben auch die Kollegin Hinrichsen 
gesagt - ebenso wie nicht behinderte Menschen ein 
Gebäude durch den Haupteingang betreten. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Dies gilt sowohl in buchstäblichem als auch in über-
tragenem Sinne. 

Mit dem Landesgleichstellungsgesetz ziehen wir mit 
den Regelungen des Bundes gleich. Dies scheint uns 
sehr wichtig zu sein, weil es für Menschen mit einer 
Behinderung wirklich von Bedeutung ist, bei allen 
Behörden und in allen Teilen der öffentlichen Ver-
waltung Bedingungen vorzufinden, die für sie Gleich-
stellung bedeuten. 

(Vereinzelter Beifall bei SPD und SSW) 

Das Selbstverständnis von Menschen mit Behinde-
rung - auch darüber waren wir uns einig - hat sich in 
der Vergangenheit deutlich geändert. Sie wollen nicht 
länger nur Objekte sozialer Leistungen sein, sondern 
ihr Leben selbst bestimmen und sehr selbstverständ-
lich am Leben in der Gesellschaft teilnehmen. 

Mit diesem Gesetz, meine Damen und Herren, kom-
men wir dem Ziel ein gutes Stück näher. Dass wir 
aber überhaupt ein Gesetz brauchen, um dieses Ziel 
zu erreichen, zeigt, dass wir als Menschen ohne ein 
Handikap, das uns behindert, offenbar nur mit gesetz-
licher Nachhilfe umdenken können. Deshalb müssen 
wir diesen Weg ganz bewusst mit beschreiten und uns 
klar darüber sein, dass dieses Gesetz nicht der End-
punkt einer Entwicklung ist, sondern ein Zwischen-
schritt, und deshalb sicherlich keinen Ewigkeitswert 
für sich beansprucht. 

Meine Damen und Herren, das Jahr 2003 ist von der 
Europäischen Union zum Jahr der Menschen mit 
Behinderung bestimmt worden. Ich glaube, wenn der 
Landtag heute dieses Gesetz beschließt, sodass es am 
1. Januar 2003 in Kraft treten kann, dann ist das ein 
sehr gutes Signal für den Start in ein solches Jahr. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW sowie vereinzelt bei der 
CDU) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 
schließe ich die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Etwas unkonventio-
nell haben die Oppositionsparteien - CDU und FDP - 
einen alternativen Gesetzentwurf vorgelegt, der fak-
tisch nichts anderes bedeutet als die Abstimmung 
über einen Änderungsantrag und die anschließende 
Einarbeitung. Das setzt aber voraus, dass wir jetzt, da 
wir zwei Fassungen vorliegen haben, alternativ ab-
stimmen. - Ich sehe keinen Widerspruch. Dann wer-
den wir so verfahren. 

Wer dem Gesetzentwurf in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung die Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Wer dem Gesetzent-
wurf in der von CDU und FDP empfohlenen Fassung 
die Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Damit stelle ich fest: Der Gesetzent-
wurf in der vom Ausschuss empfohlenen Fassung hat 
mit den Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW die Mehrheit gefunden; der Ge-
setzentwurf in der Fassung von CDU und FDP fand 
mit deren Stimmen keine Mehrheit. 
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Dann rufe ich jetzt die Tagesordnungspunkte ohne 
Aussprache auf. 

Wir kommen zunächst zu Tagesordnungspunkt 20, 
den wir gestern schon im Geschäftsgang hier ange-
sprochen haben: 

Bekämpfung des Frauen- und Mädchenhandels 

Antrag der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/2285 (neu) - 2. Fassung - 

Dazu liegt Ihnen als Antragsfassung die Drucksache 
15/2285 (neu) in zweiter Fassung vor, und zwar der 
Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP und SSW. Eine Aussprache ist nicht 
vorgesehen, also lasse ich über den Antrag Drucksa-
che 15/2285 (neu), zweite Fassung, abstimmen. Wer 
diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 35: 

Neue Wege in der Drogenpolitik - Projekt: 
„Schleswig-Holsteins Schulen sind rauchfreie Zo-
nen“ 

Antrag der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/1398 

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses 
Drucksache 15/2281 

Das Wort erteile ich dem Berichterstatter des Bil-
dungsausschusses, Herrn Abgeordneten Dr. von 
Hielmcrone. 

Dr. Ulf von Hielmcrone [SPD]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit den 
Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP bei Enthaltung der CDU empfiehlt der Bil-
dungsausschuss dem Landtag, den Antrag in der Fas-
sung anzunehmen, der Ihnen als Beschlussempfeh-
lung vorliegt. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Gibt es Wortmeldungen zum Bericht? - Das ist nicht 
der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Dann lasse ich über den Antrag in der vom Ausschuss 
empfohlenen und hier eben vorgetragenen Fassung 
abstimmen. Wer zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Dann haben wir diesen Antrag mit den Stim-
men von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW 
und FDP gegen die Stimmen der CDU beschlossen. 

Dann rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 36: 

Stand der Nutzung und Entwicklung des Landes-
kulturzentrums Salzau 

Bericht der Landesregierung 
Drucksache 15/2100 

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses 
Drucksache 15/2282 

Ich erteile das Wort erneut dem Berichterstatter des 
Bildungsausschusses, Herrn Abgeordneten Dr. von 
Hielmcrone. 

Dr. Ulf von Hielmcrone [SPD]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Ein-
vernehmen mit dem Finanzausschuss empfiehlt der 
Bildungsausschuss dem Plenum des Landtages ein-
stimmig, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Gibt es Wortmeldungen zum Bericht? - Das ist offen-
kundig nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vor-
gesehen. 

Der Ausschuss empfiehlt also, den Bericht der Lan-
desregierung zur Kenntnis zu nehmen. Wer entspre-
chend verfahren will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Ein-
stimmig zur Kenntnis genommen. 

Tagesordnungspunkt 37: 

Einführung verbindlicher Stundentafeln 

Antrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 15/2069 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/2183 

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses 
Drucksache 15/2283 

Das Wort hat erneut der Berichterstatter des Bil-
dungsausschusses, Herr Abgeordneter Dr. von 
Hielmcrone. 

Dr. Ulf von Hielmcrone [SPD]: 

Mit den Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen gegen die Stimmen von CDU und FDP empfiehlt 
der Bildungsausschuss dem Landtag, die Anträge auf 
den Drucksachen 15/2069 und 15/2183 abzulehnen. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Wortmeldungen zum Bericht gibt es nicht. Eine Aus-
sprache ist nicht vorgesehen. 
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Der Ausschuss empfiehlt also, die Anträge auf den 
Drucksachen 15/2069 und 15/2183 abzulehnen. Wer 
dieser Beschlussempfehlung folgen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimment-
haltungen? - Dann sind die beiden Anträge mit den 
Stimmen von CDU und FDP gegen die Stimmen von 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW abge-
lehnt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 38 auf: 

Leistungssteigerung und Leistungsvergleiche an 
den Schulen 

Antrag der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/2138 

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses 
Drucksache 15/2284 

Ich erteile dem Berichterstatter des Bildungsaus-
schusses, Herrn Abgeordneten Dr. von Hielmcrone, 
das Wort. 

Dr. Ulf von Hielmcrone [SPD]: 

Mit den Stimmen von SPD und FDP gegen die Stim-
men der CDU empfiehlt der Bildungsausschuss dem 
Plenum des Landtages, den Antrag Drucksache 
15/2138 abzulehnen. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Wortmeldungen zum Bericht liegen nicht vor. Eine 
Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 
Diejenigen, die entsprechend verfahren wollen, bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimm-
enthaltungen? Der Antrag ist mit den Stimmen von 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW 
gegen die Stimmen von CDU abgelehnt. 

Ich rufe Tagesordnungpunkt 41 auf: 

Entwicklungszusammenarbeit und interkulturelle 
Verständigung 

Bericht der Landesregierung 
Drucksache 15/1802 

Bericht und Beschlussempfehlung des Umweltaus-
schusses 
Drucksache 15/2296 

Ich erteile dem Berichterstatter für den Umweltaus-
schuss, Herrn Abgeordneten Jacobs, das Wort. 

Helmut Jacobs [SPD]: 

Herr Präsident! Im Einvernehmen mit dem beteiligten 
Bildungsausschuss empfiehlt der Umweltausschuss, 

den Bericht der Landesregierung zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Wortmeldungen zum Bericht liegen nicht vor. Eine 
Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wer Kenntnis nehmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Damit ist die Beschlussempfehlung einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 42 auf: 

Umweltbildung in Schleswig-Holstein 

Antwort der Landesregierung auf die Große Anfrage 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/472 

Bericht und Beschlussempfehlung der Umweltaus-
schusses 
Drucksache 15/2297 

Ich erteile erneut dem Berichterstatter des Umwelt-
ausschusses, Herrn Abgeordneten Jacobs, das Wort. 

Helmut Jacobs [SPD]: 

Herr Präsident! Der Umweltausschuss hat sich in fünf 
Sitzungen - innerhalb dieser wurde auch eine Anhö-
rung durchgeführt - mit der Antwort der Landesregie-
rung beschäftigt und empfiehlt einstimmig die Kennt-
nisnahme. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Dem werden wir sicherlich Respekt zollen. - Es lie-
gen keine Wortmeldungen vor. Eine Aussprache ist 
nicht vorgesehen. Wer vom Bericht der Landesregie-
rung Kenntnis nehmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Damit wurde die Beschlussempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 43 auf: 

Bericht zur Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen 

Antrag der Abgeordneten des SSW 
Drucksache 15/2123 

Bericht und Beschlussempfehlung des Sozialaus-
schusses 
Drucksache 15/2301 

Ich erteile dem Berichterstatter des Sozialausschus-
ses, Herrn Abgeordneten Beran, das Wort. 
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Andreas Beran [SPD]: 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Der 
Landtag hat den Antrag der Abgeordneten des SSW, 
Drucksache 15/2123, durch Plenarbeschluss vom 13. 
September 2002 federführend an den Sozialausschuss 
und zur Mitberatung an den Innen- und Rechtsaus-
schuss überwiesen. 

Der federführende Sozialausschuss hat in seiner Sit-
zung am 28. November 2002 beraten und unterbreitet 
in Übereinstimmung mit dem Beratungsergebnis des 
Innen- und Rechtsausschusses dem Landtag folgende 
Beschlussempfehlung: 

Erstens. Der Ausschuss empfiehlt einstimmig, Num-
mer eins des Antrages abzulehnen. 

Zweitens. Der Ausschuss empfiehlt einstimmig, 
Nummer zwei des Antrages anzunehmen. 

Drittens. Mit den Stimmen von SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von CDU bei 
Enthaltung der FDP empfiehlt der Ausschuss dem 
Landtag, Nummer drei des Antrages anzunehmen. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Es liegen keine Wortmeldungen zum Bericht vor. 
Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich lasse nun 
über den Antrag in der vom Ausschuss empfohlenen 
und soeben verlesenen Fassung abstimmen. Wer die-
ser Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimm-
enthaltungen? - Der Antrag ist mit den Stimmen von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen von CDU bei Stimmenthaltungen von FDP 
und SSW angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 39 auf: 

Gemeinsame Rahmenplanung nach Artikel 91 a 
GG; hier: Anmeldung des Landes Schleswig-
Holstein zum Teil III des 32. Rahmenplanes der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur“ für den Zeitraum 2003 
bis 2006 (2007) 

Bericht der Landesregierung 
Drucksache 15/2289 

Ich weise darauf hin, dass sich die Fraktionen darauf 
verständigt haben, auch diesen Tagesordnungspunkt 
ohne Aussprache abzuhandeln. 

Ich erteile dem Herrn Minister für Wirtschaft, Tech-
nologie und Verkehr das Wort. - Soll der Bericht 
nicht abgegeben werden? Wir hatten uns darauf geei-
nigt, dass zwar der Bericht abgegeben werden, aber 
keine Aussprache erfolgen soll. 

(Minister Dr. Bernd Rohwer: Ein Bericht ist 
doch nicht erforderlich!) 

Da eine Aussprache nicht vorgesehen ist, kann ich 
Ihnen nur folgenden Vorschlag machen: Wir über-
weisen den Bericht der Landesregierung federführend 
an den Wirtschaftsausschuss und mitberatend an den 
Finanzausschuss. Dort wird dann die ordentliche 
Beratung stattfinden. 

(Holger Astrup [SPD]: Der Herr Minister 
sollte vielleicht doch erklären, worum es 
geht!) 

- Gut. - Herr Minister, ich gebe Ihnen das Wort. 

Dr. Bernd Rohwer, Minister für Wirtschaft, Techno-
logie und Verkehr: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Da wir 
Ihnen nicht zum ersten Mal einen Rahmenplan für die 
Gemeinschaftsaufgabe zur Kenntnis geben, sage ich: 
same procedure as every year. Wir verweisen auf den 
Rahmenplan. Ich bitte Sie, diesen Rahmenplan zur 
Kenntnis zu nehmen, damit er zur Grundlage unserer 
Zukunftsinvestitionen für die nächsten Jahre werden 
kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Wir stimmen nun darüber ab, ob der Bericht dem 
Wirtschaftsausschuss - federführend - und dem Fi-
nanzausschuss - mitberatend - zur abschließenden 
Beratung überwiesen werden soll. 

(Holger Astrup [SPD]: Wir wollen ihn zur 
Kenntnis nehmen!) 

- Die Beschlussempfehlung lautet also, dass der Be-
richt zur Kenntnis genommen werden soll. 

Diejenigen, die Kenntnis nehmen wollen, bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Damit ist die Beschlussempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Lärmentwicklung in Schleswig-Holstein 

Große Anfrage der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/1816 

Antwort der Landesregierung 
Drucksache 15/2222 

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht. 

Zur Beantwortung der Großen Anfrage erteile ich 
dem Minister für Umwelt, Natur und Forsten, Herrn 
Müller, das Wort. 
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Klaus Müller, Minister für Umwelt, Natur und Fors-
ten: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und 
Herren! Mir hat sich der Zusammenhang zwischen 
der Gemeinschaftsaufgabe und dem Lärm bisher noch 
nicht erschlossen. Nichtsdestotrotz ist es ein wichti-
ges Thema. 

Lärm gehört nach wie vor zu den wichtigsten Um-
weltbelastungen überhaupt. Nach Untersuchungen 
des Bundesumweltamtes ist die dominierende 
Lärmquelle - anders als hier im Raum, nämlich im 
Wohnumfeld -, wie in den früheren Jahren auch, der 
Straßenverkehr. 

(Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Herr Minister Müller, erlauben Sie mir eine Unterbre-
chung, bevor viele Abgeordnete den Saal verlassen. 
In Anwesenheit der meisten Abgeordneten möchte 
ich Frau Abgeordnete Happach-Kasan, MdB, in der 
Loge begrüßen und ihr noch einmal für die geleistete 
Arbeit für unser Land Schleswig-Holstein während 
ihrer knapp 10-jährigen Zugehörigkeit zu diesem 
Parlament herzlich danken und ihr für die Zukunft 
alles Gute wünschen. 

(Beifall) 

Herr Minister Müller, Sie haben wieder das Wort. 

Klaus Müller, Minister für Umwelt, Natur und Fors-
ten: 

Aber auch durch Fluglärm sowie durch den Lärm der 
Industrie und des Gewerbes fühlt sich bundesweit 
mehr als jede beziehungsweise jeder Fünfte belästigt. 
Beim Schienenverkehr ist es etwa ein Sechstel der 
Bevölkerung. Geräusche von Nachbarn oder vielen 
Freizeitbeschäftigungen zählen ebenfalls zu relevan-
ten Lärmquellen. 

Wenn man sich diese Bilanz, die in der Antwort zur 
Großen Anfrage zahlenmäßig unterlegt wurde, verge-
genwärtigt, könnte man meinen, dass sich im Lärm-
schutz in den letzten Jahren nicht viel getan hat. 

(Holger Astrup [SPD]: Oh, das täuscht!) 

Richtig ist, dass die gewünschte deutliche Verringe-
rung der Lärmbelastung nicht erreicht werden konnte. 
Es gab aber auch zahlreiche Erfolge. 

Mehr Verkehr, mehr Geräte und Maschinen sowie 
mehr lärmintensive Freizeitbeschäftigungen haben 
diese Erfolge jedoch fast aufgezehrt. Wir müssen 
feststellen, dass weiterhin ein Handlungsbedarf beste-

hen bleibt. Die Landesregierung misst neben dem 
klassischen Dreiklang - Lärmvermeidung, 
Lärmminderung, Lärmschutz - dem vorbeugenden 
Ruheschutz eine zunehmend größere Bedeutung zu. 

Mit der Großen Anfrage zur Lärmentwicklung zeigt 
sich einmal mehr die Komplexität der Aufgabenstel-
lung der Lärmbekämpfung und auch, wie sie in fast 
alle Bereiche hineinwirkt. Dass es in der Wahrneh-
mung der Bevölkerung angesichts der sich rasant 
verändernden Lebensverhältnisse nicht zu einer deut-
lichen Verschlechterung der Belastung gekommen ist, 
möchte ich vor diesem Hintergrund als Erfolg verbu-
chen. Zufrieden stellend ist das Ergebnis aber sicher-
lich nicht. 

Verehrte Damen und Herren, lassen Sie mich nur 
einige Punkte aufgreifen, die mir wichtig erscheinen: 

Erstens. In der Bundesrepublik gibt es kein allgemei-
nes Gesetz zum Schutz vor Lärm. Für die Lösung von 
Lärmproblemen bedeutet dies traditionell, dass eine 
Vielzahl von rechtlichen Regelungen und Vorschrif-
ten verschiedenster Rechtsgebiete beachtet werden 
muss. 

Zweitens. Lärmschutzregelungen sind vielfach Bun-
desrecht. Die Möglichkeiten für die Länder, eigene 
rechtliche Regelungen zu treffen, sind somit erheblich 
eingeschränkt. Der Landesregierung kommt es auch 
in Zukunft darauf an, im Konzert aller Länder auf 
Fachebene - beziehungsweise in den Fachminister-
konferenzen - Handlungsbedarf aufzuzeigen. 

Drittens. Den Spielraum auf Landesebene hat die 
Landesregierung bislang ausreichend genutzt. So 
wurden für die Planung und Errichtung von Freizeit- 
oder Windkraftanlagen gerade auch unter Lärmge-
sichtspunkten Regelungen erlassen. In der Umsetzung 
und Überwachung der Rechtsvorschriften konnten die 
zuständigen Behörden auf Landesebene ebenso wie 
auf kommunaler Ebene ihren Aufgaben noch ausrei-
chend nachkommen. Die Umsetzung und Überwa-
chung bestehender Regelungen wird unter den 
schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
die Hauptaufgabe bleiben. Mit welchen Problemen 
die Behörden zu kämpfen haben, werden die Kolle-
ginnen und Kollegen aus dem Eingabenausschuss 
sicher gut beurteilen können. 

Natürlich möchte ich die Beantwortung der Großen 
Anfrage in diesem Hause auch dazu nutzen, für die 
Aktivitäten zur Lärmbekämpfung in Schleswig-
Holstein und darüber hinaus zu werben. Als vor-
dringliches Projekt ist hier die Novellierung des Flug-
lärmgesetzes aus dem Jahre 1971 zu nennen. Gerade 
angesichts der aktuellen Aufbauaktivitäten in Schles-
wig-Holstein bedarf es der Novelle dieses überholten 
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Gesetzes. Das wird die Landesregierung gegenüber 
dem Bund auch deutlich machen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abgeordneten Holger Astrup [SPD]) 

Zur Lärmsanierung an bestehenden Verkehrswegen: 
Mit dem Sanierungsprogramm für Schienenwege hat 
die Bundesregierung den ersten Schritt getan. Das im 
Koalitionsvertrag vereinbarte Sanierungsprogramm 
an Bundesautobahnen sehe ich als logische und not-
wendige Konsequenz. Die Umsetzung der europäi-
schen Umgebungslärmrichtlinie hat zum Ziel, schäd-
liche Lärmeinwirkungen durch einheitliche Anforde-
rungen an Lärmkarten zu vermeiden, ihnen vorzu-
beugen und sie zu verringern. Schließlich nenne ich 
die Prüfung einer landesrechtlichen Regelung. Immer 
wieder erreichen das Umweltministerium Forderun-
gen der Kommunen nach landesrechtlichen Regelun-
gen, die insbesondere unterhalb der Gefährdungs-
schwelle Möglichkeiten schaffen, Lärmbelästigun-
gen - gerade auch im Freizeitbereich oder durch ver-
haltensbedingten Lärm zu schutzwürdigen Zeiten - 
entgegenzuwirken. 

Auch Ermächtigungen, um auf Gemeindeebene 
durch kommunale Satzungen - zum Beispiel für Kur-
gebiete - Sonderregelungen erlassen zu können, 
werden von den Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
tern angeführt. Hierzu bedürfte es eines Landesgeset-
zes, wie es auch in zahlreichen anderen Bundeslän-
dern existiert. Ob sich die Mehrheit in diesem Hause 
dazu entschließt, möchte ich Ihrer Diskussion im 
Umweltausschuss überlassen. Für die Landesregie-
rung bleibt die Lärmbekämpfung auch in Zukunft ein 
wichtiges Handlungsfeld zum Erhalt gesunder Le-
bensgrundlagen und der Lebensqualität in Schleswig-
Holstein. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD und SSW) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich danke dem Herrn Minister für seinen Bericht und 
eröffne die Aussprache. Frau Abgeordnete Scheicht 
hat das Wort. 

Jutta Scheicht [CDU]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Während 
sich der schleswig-holsteinische Umweltminister 
Klaus Müller ausgiebig mit dem Umweltranking 
beschäftigte, als gäbe es zurzeit bei uns im Lande und 
für die Bevölkerung nichts Wichtigeres, haben wir 
uns nun das zweite Mal dem Thema Lärm gewidmet. 
Ich danke allen beteiligten Mitarbeitern des Ministe-
riums für die sehr aufwändige Arbeit zur Beantwor-

tung der Großen Anfrage. Leider ist es in fünf Minu-
ten nicht möglich, auf jeden Aspekt des Lärms einzu-
gehen. Ich glaube, dass wir uns alle - nicht nur der 
Kollege Poppendiecker und die Kollegen des Einga-
benausschusses - noch öfter mit dieser Großen Anfra-
ge beschäftigen werden. 

Ich gehe nun auf die aktuelle Situation ein, denn es 
wird noch öfter Reaktionen auf das geben, was der-
zeit im Lande passiert. Herr Minister Müller, Sie sind 
da. Ich dachte, Sie wären heute auch nicht da, denn 
ich habe Sie vermisst, als ein großes Raunen durch 
die Kommunen ging. Gleich nach meiner Presseerklä-
rung zur Großen Anfrage habe ich - - 

(Zuruf der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Frau Fröhlich, bitte seien Sie ruhig, es ist eine 
Lärmanfrage! 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Ich habe über 100 Anrufe und Briefe von Bürgern aus 
ganz Schleswig-Holstein erhalten. Sogar während 
dieser Sitzung musste ich hinaus, weil die Leute an-
riefen. Fragen Sie den Pförtner! Sie haben mir ihr 
Problem geschildert und sich dafür bedankt, dass die 
CDU in Schleswig-Holstein das Umweltproblem 
Nummer eins endlich aufgreift. Herr Minister, seit 
1993, als die letzte Große Anfrage zum Lärm gestellt 
wurde, hat sich vieles geändert, jedoch wenig verbes-
sert. Für 12 Millionen Bundesbürger ist Lärm nach 
Angaben des Bundesumweltamtes immer noch das 
größte Umweltproblem. Ich habe dies an der ersten 
Stelle Ihres Umweltrankings vermisst. Wir halten das 
Thema Lärm auch deshalb für besonders wichtig, da 
laut Hochrechnung zirka 3 % alles Herzinfarkte durch 
Verkehrslärm hervorgerufen werden können. Die Er-
krankungen von Herz-Kreislauf-Beschwerden neh-
men zu und die Lärmschwerhörigkeit gehört mit den 
beruflich bedingten Hautkrankheiten zu den häufigs-
ten Berufskrankheiten in Deutschland. 

Vor dem Hintergrund, dass Lärm als eines der gravie-
rendsten Umweltprobleme für den Menschen erachtet 
wird, müssen wir leider feststellen: Hier hat die rot-
grüne Regierung in Schleswig-Holstein einmal mehr 
gezeigt, dass ihr auch in der Umweltpolitik der Weit-
blick und das Verständnis für Mehrwert fehlt. Ich 
glaube, es fehlt auch an Transparenz und auch an 
Informationen dem Bürger gegenüber. So haben zum 
Beispiel Ämter und Firmen in Schleswig-Holstein 
durch die Tageszeitung erfahren müssen, was auf sie 
und ihren Betrieb in Zukunft zukommt. 

Wo waren Sie denn, Herr Umweltminister, als vor 
wenigen Wochen - nach der Veröffentlichung der 
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neuen Geräte- und Maschinenschutzlärmverordnung 
der EU - ein Aufschrei durch alle Kommunen ging 
und kommunale wie private Unternehmen die Umset-
zung der Verordnung für planerisch und technisch 
nicht durchführbar hielten? 

(Günter Neugebauer [SPD]: Das muss ein 
leiser Aufschrei gewesen sein!) 

- In Lübeck war dies zu lesen! Durch diese neue Ver-
ordnung werden andere Verordnungen aufgehoben. 
Ich nenne zum Beispiel die 8. Verordnung zur 
Durchführung des Bundesimmissionsschutzgeset-
zes. Dies betrifft die Rasenmäherverordnung. Das ist 
noch nicht so schlimm, aber auch die Baumaschinen-
verordnung ist aufgehoben. Alle Betriebe - von der 
Bauwirtschaft bis zur Entsorgungswirtschaft - stehen 
durch die dann verschärfte zeitliche Einschränkung - 
von 9 bis 13 Uhr und von 15 bis 17 Uhr - vor erhebli-
chen Schwierigkeiten. Die Betriebe dürfen also nur 
noch sechs Stunden am Tag arbeiten. Herr Minister, 
vielleicht haben Sie ja die „Lübecker Nachrichten“ 
gelesen. Außerdem mangelt es an Prüfstellen, die die 
definierte Lärmmessung für Geräte vornehmen kön-
nen. Ich glaube, ich habe Sie bereits darauf angespro-
chen. In Deutschland gibt es lediglich neun Stellen. 
Wenn Sie das Umweltamt danach fragen, dann erfah-
ren Sie, dass Sie herumgehen können, um zu fragen, 
wer dies in Deutschland durchführen kann. Diese 
Antwort kriegen Sie vor Ort - auf jeden Fall in Lü-
beck. 

(Beifall bei der CDU) 

Wenn wir nachfragen, wo es in Deutschland so etwas 
gibt, dann wird uns ein Ort genannt. Wo dieser Ort 
genau liegt, wissen wir nicht, aber er liegt in den neu-
en Bundesländern. Das ist die Antwort. Hier können 
Sie Ihr Gerät vorführen. Dort wird Ihnen bestätigt, 
dass Sie mit Ihrem Gerät weiter arbeiten können. Ich 
möchte sehen, was das in Zukunft gibt. Die finanziel-
len Auswirkungen sind für alle Betroffenen immens 
hoch. Liebe Kollegen, ich möchte, dass Sie zuhören, 
denn dies betrifft uns in Zukunft alle. Im Haushalt ist 
davon nichts zu lesen. Allein im Bereich Straßenrei-
nigung und Abfallentsorgung rechnet man zum Bei-
spiel in Berlin - aus Schleswig-Holstein hat man dazu 
noch nichts gehört - im ersten Jahr mit einem Kosten-
anstieg um 27 Millionen € und 12 Millionen € in den 
Folgejahren. 

(Glocke des Präsidenten) 

Es bleibt zu befürchten, dass sich diese Verordnung, 
die gut gedacht war, zum Nachteil der Bürger aus-
wirkt. Bei mir leuchtet die rote Lampe. Das Thema 
Lärm kann eigentlich nicht in fünf Minuten abgehan-
delt werden. Ich beantrage die Überweisung an den 

Umweltausschuss und freue mich auf eine lebhafte, 
aber ruhige und sachliche Diskussion. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Jacobs das Wort. 

Helmut Jacobs [SPD]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Erneut hat 
die CDU-Fraktion eine Große Anfrage zum Thema 
Lärm gestartet. Uns allen ist sicherlich die Problema-
tik bekannt, denn Lärm stört die Menschen am meis-
ten. Dass die Regelungsmöglichkeiten des Landes 
allerdings sehr begrenzt sind, weil Zuständigkeiten 
auf allen Ebenen bestehen, das wissen Sie, Frau 
Scheicht und alle Kollegen von der CDU, natürlich 
auch. Ich habe daher ein Problem, die Notwendigkeit 
jeder einzelnen der von der Landesregierung zu be-
antwortenden 42 Fragen anzuerkennen. 

Mit der Beantwortung ist ein hoher Arbeitsaufwand 
verbunden. Es entstanden nicht unerhebliche Kosten. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Was soll der 
Quatsch?) 

Bevor ich einige wichtige Themenbereiche des um-
fangreichen Papiers anspreche, möchte ich mich bei 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Umwelt-
ministeriums für diese Fleißarbeit bedanken. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]: 
Schon wieder drei Minuten weg!) 

Durch die Beantwortung der Fragen erfahren wir 
beispielsweise, dass in komplizierten Einzelfällen die 
Lärmmessstelle des Staatlichen Umweltamtes in 
Kiel Amtshilfe leistet oder dass in Fragen des Stra-
ßenverkehrslärms die Bundesanstalt für Straßenwesen 
eng mit den Landesbehörden zusammenwirkt. 

In Bezug auf den zu Recht als besonders belastend 
empfundenen Fluglärm müssen wir leider zur Kennt-
nis nehmen, dass das Bundesgesetz immer noch nicht 
an die neuesten Forschungserkenntnisse angepasst 
worden ist. Ich könnte mir vorstellen, dass die Lan-
desregierung auf diesem Problemfeld intensiver tätig 
sein könnte. 

(Beifall des Abgeordneten Werner Kalinka 
[CDU]) 

Endlich ist es in der Frage der Vorbehaltsregelung 
bei Straßenbaumaßnahmen aus den Jahren 1978 bis 
1990 zu einer Grundsatzentscheidung gekommen. 
Der Bund hat im Herbst 2000 die sich dann auch 
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tatsächlich ergebenden Ansprüche anerkannt. Hier-
durch haben sich die Handlungsmöglichkeiten erwei-
tert, bei bestimmten Fernstraßenbaumaßnahmen 
Lärmschutzmaßnahmen zu realisieren. Dass es der 
Landesregierung gelungen ist, in dieser schwierigen 
Frage eine Lösung herbeizuführen, finde ich hervor-
ragend. Ich danke den Verantwortlichen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Leider müssen wir auch zur Kenntnis nehmen, dass 
der Änderungsantrag der Landesregierung im Bun-
desrat zur TA Lärm wie auch ein Antrag zur Geräte- 
und Maschinenlärmschutzverordnung keine Mehrheit 
fand. Unsere Landesregierung ist in wichtigen Gre-
mien regelmäßig präsent und kann dort Einfluss neh-
men. 

So geht aus der Antwort auf die Große Anfrage her-
vor, dass sich Schleswig-Holstein im Bund-Länder-
Ausschuss Luftfahrt mit Erfolg für eine Verschärfung 
der Landeplatzlärmschutzverordnung eingesetzt hat. 
Der Verminderung der durch Bahnlärm verursachten 
Immissionen sind durch das auch in anderen Berei-
chen zu beachtende Bestandsschutzprinzip enge 
Grenzen gesetzt. 

Unklar bleibt für mich in der vorliegenden Antwort 
auf die Große Anfrage der CDU-Fraktion, ob im 
Lärmsanierungsprogramm der Bahn deshalb keine 
Schienenwege aus Schleswig-Holstein aufgenommen 
worden sind, weil dieses entweder von der Landesre-
gierung nicht beantragt wurde oder weil einfach die 
Aufnahme abgelehnt worden ist. 

Was die besonders komplizierte Situation im Bereich 
des Flughafens Fuhlsbüttel angeht, so verdient der 
Einsatz des Ministeriums für Wirtschaft, Technologie 
und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein im 
Rahmen der Norderstedter Gespräche unsere Unter-
stützung und Anerkennung. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW und des Abgeordneten Joa-
chim Behm [FDP]) 

Ein Lärmthema sind die Windkrafträder. Der beson-
ders in Schleswig-Holstein mit den Windkraftanla-
gen einhergehende Immissionsbelästigung ist mit 
dem Runderlass über Grundsätze zur Planung von 
Windenergieanlagen verantwortungsbewusst entge-
gengetreten worden. Wenn ich auf Diskotheken, O-
penairveranstaltungen, LKWs und so weiter nicht 
näher eingehe, 

(Martin Kayenburg [CDU]: Diskotheken 
kennen Sie nur von außen!) 

dann sagt das nichts über deren Beeinträchtigungs-
grad für unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger aus. 
Ich kann in meinem Beitrag viele Dinge nur streifen 
oder muss sie völlig weglassen. 

Das Thema Lärm wird uns nicht zuletzt aufgrund der 
laufenden Veröffentlichung neuerer Forschungser-
gebnisse immer wieder beschäftigen. Gesetz- und 
Verordnungsgeber werden trotz der allgemeinen Ten-
denz zur Entbürokratisierung bei unserem Thema 
tätig werden müssen, zumal es manche Bereiche gibt, 
für die noch keine Regelungen existieren. 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich habe in der Presseerklärung von Frau Scheicht 
lesen können - ich komme zum Schluss -, dass sie 
meinte, die bauchige Windelschnecke oder der Wach-
telkönig stünden mehr im Mittelpunkt des Interesses 
unserer Bevölkerung. Ich vermisse in dieser Großen 
Anfrage auch eine Frage nach der Krähenpopulation 
in Wohngebieten. Das macht auch Lärm. Das be-
schäftigt unsere Bevölkerung auch stets. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile der Frau Abgeordneten Kolb das Wort. Ich 
sage nur ein Stichwort: Jungfernrede. - Bitte kommen 
Sie nach vorn. 

(Beifall) 

Veronika Kolb [FDP]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Beim 
Thema Lärmentwicklung geht es nicht um die persön-
liche Bewertung moderner Musikrichtungen. Es geht 
um eine der Zivilisationsbelastungen, also um eine 
der Nebenwirkungen, die mit dem gewünschten Wirt-
schaftswachstum, mit Arbeitsplätzen und der Expan-
sion von Infrastrukturmaßnahmen einhergehen. 

(Beifall der Abgeordneten Herlich Marie 
Todsen-Reese [CDU]) 

Kiel-Holtenau ist dabei das beste Beispiel. Die dorti-
ge Bürgerinitiative richtet sich nicht gegen eine bes-
sere Fluganbindung der Landeshauptstadt Kiel und 
seines Hinterlandes an sich. Sie richtet sich gegen die 
durch eine höhere Flugfrequenz entstehende zusätzli-
che Lärmbelästigung. 

(Beifall bei FDP und CDU und vereinzelt 
beim SSW) 

Das ist also ein ernstes Thema, das jedes Mal Beach-
tung finden muss, wenn durch Ausbau- oder Umbau-
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maßnahmen von Straßen oder Ansiedlungen von 
Gewerbegebieten zusätzliche erhebliche Lärmim-
missionen für Anwohner entstehen können. Dabei ist 
es unsere Aufgabe als Parlamentarier, für Regelungen 
zu sorgen, die einen vernünftigen Ausgleich zwischen 
der wichtigen Bereitstellung notwendiger Infrastruk-
turmaßnahmen für eine wirtschaftliche Expansion mit 
mehr Arbeitsplätzen und einem weitestgehenden 
Schutz von Bürgerinnen und Bürgern vor gesundheit-
lichen Nachteilen durch eine höhere Beschallung 
schaffen. 

Meine Damen und Herren, seit der letzten Großen 
Anfrage zum Thema Lärmentwicklung sind fast zehn 
Jahre vergangen. Es war also an der Zeit, eine solche 
Anfrage zu stellen. In diesem Sinne geht der Dank 
meiner Fraktion an die CDU-Fraktion, die sich dieser 
Problematik angenommen hat. 

(Beifall bei FDP und CDU - Zuruf des Ab-
geordneten Wolfgang Kubicki [FDP]) 

So liegt uns heute ein umfangreiches Werk vor, das 
uns als Voraussetzung für weiteres Handeln dienen 
sollte. - Herr Kubicki! 

(Heiterkeit bei der CDU - Holger Astrup 
[SPD]: Er ist Spezialist für Lärm!) 

In der Antwort der Landesregierung wurde ihre Auf-
fassung deutlich, dass gesetzgeberischer Handlungs-
bedarf besteht. Viele Erkenntnisse zur schädlichen 
Lärmemission haben sich in den letzten Jahren erge-
ben und noch keinen Eingang in gesetzliche Regel-
werke gefunden. 

Diese Auffassung ist durchaus vertretbar, wenn man 
sich die in der Antwort aufgeführten Feststellungen 
einmal näher betrachtet. Da ist das Problem der 
Lärmvorsorge und der Lärmsanierung. Die Lärm-
vorsorge bezieht sich auf die einzuhaltenden Emissi-
onswerte bei neu zu bauenden Straßen, während sich 
die Lärmsanierung auf Lärmschutzmaßnahmen bei 
bereits bestehenden Straßen bezieht. 

Bei neu zu errichtenden Straßen, also der Lärmvor-
sorge, liegt der zulässige Dezibelwert pro Lärm-
schutzmaßnahme bei Krankenhäusern, Schulen, Kur- 
und Altenheimen am Tag bei 57. Wenn die Straße 
aber schon existiert, liegt der zulässige Wert vor einer 
Sanierung wegen Lärmemissionen bei 70 Dezibel. 
Das leuchtet so nicht ein. Zulässige Höchstwerte dür-
fen sich nicht nach dem Alter der Straße richten, son-
dern müssen sich nach der gesundheitsschädlichen 
Wirkung von Lärm auf Menschen richten. 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Insofern verwundert es schon, dass unterschiedliche 
Werte bei Lärmvorsorge und -sanierung gelten. 

Eine weitere bedenkliche Feststellung in der Antwort 
bezieht sich auf den Zustand vieler Schulen in 
Schleswig-Holstein. Auf Seite 9 wird vorgetragen, 
dass viele Klassenräume lange Nachhallzeiten und 
ungünstige Raumstrukturen aufweisen, die die selbst 
verursachte Lautstärke der Schülerinnen und Schüler 
noch erhöhen. Hierdurch kann der Lärmpegel letzt-
lich so hoch sein, dass die Dauerbelastung in jenem 
Lärmbereich liegt, der für industrielle Arbeitsplätze 
verboten ist. 

Leider bleibt die Antwort der Landesregierung bei 
dieser Feststellung stehen und nennt keine eigenen 
Vorschläge für die Lösung dieses Problems. 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Außerdem hätten wir sehr gern gewusst, bei welchen 
Schulen diese Lärmbelastung konkret festgestellt 
wurde.  

Noch eines: Wenn die Landesregierung selbst fest-
stellt, dass unsere Lehrerinnen und Lehrer teilweise 
höheren Lärmbelastungen ausgesetzt sind als Indust-
riearbeiter, dann sollten auch einige Mitglieder dieser 
Landesregierung einmal nachdenken, bevor sie hinter 
vorgehaltener Hand die vielen Frühpensionierungen 
im Lehrkörper beklagen und eine gewisse Bequem-
lichkeit unterstellen. 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Ich komme zum Schluss. Im Bereich Fluglärm fand 
ich noch eine Zahl erwähnenswert. Die Zahl der 
Starts und Landungen ist in Schleswig-Holstein von 
knapp 180.000 in 1991 auf knapp 115.000 in 2000 
zurückgegangen. Die Lage ist hier also entspannter, 
als es vielfach veröffentlicht wird. 

Wir werden die weitere Würdigung der Antwort auch 
im Hinblick auf die Kommunalisierung von Aufga-
ben, insbesondere die der zu schließenden staatlichen 
Umweltämter, im Ausschuss weiter zu beraten haben. 

(Beifall) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

In aller Zurückhaltung kann ich wohl feststellen: Eine 
gelungene erste Rede, mit Sicherheit eine der jüngfer-
lichsten überhaupt. So schnell ist selten jemand zuvor 
zu Wort gekommen. Herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall) 

Jetzt sind wir wieder in der Routine. Herr Abgeordne-
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ter Matthiessen bekommt als Nächster das Wort und 
wir bemühen uns, ein wenig zu straffen. 

(Zurufe: Nein, nein! Wohl eher nicht!) 

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

„Musik wird oft als Lärm empfunden, derweil sie mit 
Geräusch verbunden.“ Dieses wunderbare Wort von 
Wilhelm Busch zeigt ein zentrales Problem des 
Lärmschutzes auf. Die physikalisch gleiche Ge-
räuschentwicklung wird emotional und kognitiv als 
Empfindung in ihrer Störwirkung im Kopf gesteuert. 
Bestes Beispiel: überlaute Techno-Musik in der Dis-
kothek, von der die jungen Leute gar nicht genug 
bekommen können. Anderes Beispiel: das Surren des 
Lüfters unseres Computers. Wenn wir lange Land-
tagsreden schreiben und er dann ausgeht, dann wissen 
wir, was wir gehört haben, obwohl es nur ein sehr 
kleines Geräusch ist. 

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Die kognitive Korrektur im Kopf ist also schon ein 
gewaltiges Problem, wenn wir uns über Ge-
räuschemissionen unterhalten. 

Lärmbelastung in unserer Industrie- und Wohlstands-
gesellschaft - sei es durch Freizeit-, Verkehrs- oder 
Fluglärm - gehört zu den Umweltproblemen erster 
Güte. Als subjektive Störung ist es sicherlich das 
Problem Nr. 1. 

Dabei nimmt der Verkehr mit 90 % eine Spitzenposi-
tion unter den Lärmemissionen ein. Die Lärmbelästi-
gung gerade im Straßenverkehr hat in den letzten 
Jahren stark zugenommen. Bundesweit stiegen die 
Zulassungen im Kfz-Bereich von 35 Millionen in 
1991 auf 50,2 Millionen in 2001. Das ist eine Steige-
rung von über 40 %. 

Der Verkehr ist also nicht nur aus Gründen der Kos-
ten, des Klimaschutzes, des Platzbedarfes und des 
Ressourcenverbrauches, sondern eben gerade auch 
aus Gründen des Lärmschutzes ein Hauptproblem, 
das noch weit von einer Lösung entfernt ist. Wir Grü-
nen setzen uns aus all diesen Gründen seit langem für 
eine Verkehrswende ein. 

Dabei scheinen so einfache Maßnahmen wie eine 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf 130 km/h auf Auto-
bahnen, also die verbindliche Vorschrift zur Einhal-
tung der Richtgeschwindigkeit, nicht durchsetzbar, 
obwohl damit keine öffentlichen Kosten verbunden 
wären und volkswirtschaftliche Kosten gespart wür-

den sowie nicht zuletzt auch Gesundheitskosten be-
züglich des Themas Lärm. 

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Wolfgang 
Kubicki [FDP]: Weißt du, wie laut ein ICE 
ist?) 

- Ein Auto, das 130 km/h statt 180 km/h fährt, Herr 
Kubicki, ist deutlich leiser. Ich erkläre dir das nachher 
gern. 

Durchsetzbar wäre eine Verkehrswende nur, wenn 
diese objektiven Probleme endlich von allen Parteien 
erkannt oder nicht mehr länger verheimlicht würden, 
sondern gemeinsam gelöst würden. Wir Grünen er-
greifen oft genug die Initiative und ernten dafür re-
gelmäßig populistischen Gegenwind. Das ist eine sehr 
schwierige Situation. Ich nenne nur die Ökosteuer als 
weiteres Beispiel; ihre gewünschte Lenkungswirkung 
ist ja längst objektiv nachgewiesen. 

Bei der Erfassung von Lärmbelästigungen im Stra-
ßenverkehr sind die alle fünf Jahre stattfindenden 
Verkehrszählungen sehr hilfreich. 

Welche Maßnahmen wurden getroffen? - Durch neue 
Erkenntnisse und technischen Fortschritt ist es im 
Straßenbau möglich, mit Flüsterasphalt zu arbeiten, 
um die Geräusche immerhin um 5 dB(A) absenken zu 
können; dazu kommen die im Bericht erwähnten 
Lärmschutzwände und -wälle und so weiter. 

Hier ist also anzumerken, dass die Landesregierung 
und auch die Bundesregierung viele sehr sinnvolle 
Maßnahmen ergriffen haben. Insgesamt muss man 
wohl sagen, dass wir von einer wirklich radikalen 
Wende in der Verkehrspolitik, die die eigentliche 
Emissionsquelle reduzieren könnte, weit entfernt 
sind. 

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU-Fraktion, lassen Sie mich zum Schluss noch auf 
Ihre Fragen 33 und 34 bezüglich Windenergie einge-
hen. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich bitte um etwas mehr Aufmerksamkeit. 

(Beifall der Abgeordneten Günter Neuge-
bauer [SPD] und Lars Harms [SSW]) 

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Es ist interessant, mit welchen Mitteln Sie immer 
wieder versuchen, die Windenergie in ein schlechtes 
Licht zu stellen. Es ist keineswegs so, dass Wind-
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energieanlagen eine hohe Geräuschemission darstel-
len. Durch neue Techniken, durch Körperschallent-
kopplung, durch neue effiziente Profil- und Oberflä-
chengestaltung der Rotorblätter werden enorme Fort-
schritte erzielt. Nebenbei wird dadurch auch der E-
nergieertrag gesteigert. Alte Anlagen werden durch 
Repowering ersetzt. Auch wenn die neuen Anlagen 
größer sind, sind es weniger und sie drehen langsamer 
und die Geräuschemission insgesamt wird vermin-
dert. Ich denke, das ist ein guter technischer Fort-
schritt. 

Meine Damen und Herren, wir warten vor allen Din-
gen auf substanzielle Alternativen in der Verkehrspo-
litik, die dann das Lärmemissionsproblem nebenbei 
mit erledigen könnten. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abgeordneten Dr. Henning Höppner 
[SPD]) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile jetzt Herrn Abgeordneten Harms das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Zur natürlichen Umwelt des Menschen gehören 
Geräusche. Mit Hilfe seiner Wahrnehmung orientiert 
sich der Mensch in seiner Umwelt. Er kommuniziert, 
erhält Informationen, erkennt Gefahren, kontrolliert 
Tätigkeiten. - Das ist für die SPD ganz wichtig. 

Was passiert jedoch, wenn Geräusche zunehmen und 
sich zu Lärm entwickeln? - Dann ist übermäßiger 
Lärm gesundheitsschädlich und macht krank. Das ist 
die Quintessenz, die wir aus der ausführlichen Be-
antwortung der Großen Anfrage der CDU zur Lärm-
entwicklung ziehen können. 

Hierbei handelt es sich aber keineswegs um ein neues 
Phänomen; 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

denn Erkenntnisse über Lärm, dessen Ursachen und 
Auswirkungen 

(Heiterkeit und Beifall) 

liegen bereits seit langem vor und es wird stetig wei-
ter in diesem Bereich geforscht. 

Das stetige Rauschen vorbeifahrender Autos, dröh-
nende Motorräder, rumpelnde Güterwagen und Flug-
zeuge, die über unsere Köpfe hinweg ziehen, dies 
alles hat in den letzten Jahren erheblich zugenommen. 
Somit ist der Verkehrslärm zur Lärmquelle Nr. 1 
geworden. 

Aber auch Freizeitlärm und Gewerbelärm haben sich 
insbesondere in den Ballungsbereichen zu einer 
Lärmbelästigungsquelle entwickelt. 

Es bleibt also die Frage, was wir gegen diese unter-
schiedlichen Lärmquellen tun können. Leider gibt die 
Beantwortung der Großen Anfrage keine Patentlö-
sung auf diese Frage. 

Auch wenn es bereits auf allen politischen Ebenen 
Gesetze, Verordnungen und Vorschriften zur Lärm-
minderung und zum Umgang mit Lärm gibt, bleibt 
Lärm letztendlich doch nicht aus. 

So wird sich der Verkehrslärm in den nächsten Jahren 
weiter verschlimmern, denn Prognosen belegen, dass 
die Entwicklung im Verkehrsbereich eindeutig stei-
gend ist. Und mehr Verkehr bedeutet auch mehr 
Lärm. Daher wird der Lärmwirkungsforschung in den 
nächsten Jahren gerade in diesem Bereich größere 
Bedeutung zukommen. 

Die Förderung des Forschungsnetzwerkes „Leiser 
Verkehr“ durch das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung ist ein erster Schritt. Hierbei geht es 
um Techniken, die den Verkehr leiser machen sollen. 
Für diesen Forschungsbereich stellt das Ministerium 
für die kommenden drei, vier Jahre rund 15 Milli-
onen € zur Verfügung. Das zeigt, dass man die Not-
wendigkeit bereits erkannt hat. 

Aber auch in der Antwort auf die Große Anfrage geht 
die Landesregierung auf diverse Maßnahmen zur 
Lärmminderung ein. So werden bereits geräusch-
mindernde Fahrbahnbeläge und lärmarme Asphaltbe-
läge weiterentwickelt. Doch derzeit erzielen diese 
Maßnahmen nur einen Erfolg bei Geschwindigkeiten 
bis zu 60 km/h. Das bedeutet, dass man an Strassen, 
bei denen es keine entsprechende Geschwindigkeits-
begrenzung gibt, auf andere Maßnahmen, wie zum 
Beispiel Lärmschutzwälle zurückgreifen muss, sofern 
die Dringlichkeit gegeben ist. 

Die im Bundeshaushalt zur Verfügung stehenden 
Mittel für die betroffenen Bundesfernstraßen reichen 
aber nicht aus. Daher sollen nur noch Mittel für drin-
gende Fälle zur Verfügung gestellt werden und erst 
bei Überschreitung bestehender Grenzwerte kommt 
eine Lärmsicherungsmaßnahme überhaupt in Be-
tracht. Doch auch dann ist die Durchführung immer 
noch abhängig von der Priorität des Vorhabens. Das 
bedeutet, es findet eine Abwägung auf der Grundlage 
der Anzahl der Lärmbetroffenen, der Größenordnung 
der Überschreitungen und der Art des betroffenen 
Gebietes mit den zur Verfügung stehenden Mitteln 
statt. Das ist das große Problem, denn sie sind nicht 
sehr dick gesät. Dass hierbei viele Altlasten auf der 
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Strecke bleiben, darf angesichts leerer Haushaltskas-
sen an sich niemanden verwundern. 

Auch wenn Lärm über lange Zeit nicht direkt als 
Umweltbelastung anerkannt wurde, kommt ihm doch 
neben anderen Umweltbelastungen eine immer wich-
tigere Rolle zu. Lärmminderung in allen Bereichen 
muss künftig viel weiter oben in der Agenda der zu 
vermeidenden Belastungen stehen. Dies hat die Lan-
desregierung bereits erkannt und einen Leitfaden 
„Lärmminderung“ herausgegeben. Diesen Schritt 
begrüßen wir ausdrücklich, denn die Große Anfrage 
macht deutlich, dass Lärm und die damit verbundenen 
Gesundheitsschäden in vielen anderen Bereichen zu 
einem Problem geworden sind. 

Auch wenn sich erste Verbesserungen im Bereich des 
Gewerbelärms abzeichnen, sind der Freizeitlärm und 
die daraus resultierenden Schäden bei Kindern und 
Jugendlichen Besorgnis erregend angestiegen. Die 
Zeit reicht hier leider nicht aus, um weiter auf diese 
Probleme einzugehen. Daher sollten wir dieses kom-
plexe Thema unbedingt im Ausschuss weiter erörtern. 

Abschließend - obwohl der allseits geschätzte Wirt-
schaftsminister gar nicht zugegen ist - kann ich es mir 
natürlich trotzdem nicht verkneifen, darauf hinzuwei-
sen, dass die größte Lärmschutzmaßnahme des Lan-
des der Verzicht des Flughafenausbaus in Kiel-
Holtenau wäre. 

(Beifall beim SSW) 

Mit dem frei werdenden Geld könnten wir viele leise-
re Projekte fördern. 

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Damit schließe ich die Beratung. Ein 
Antrag ist nicht gestellt. Ich schlage vor, die Antwor-
ten auf die Große Anfrage der CDU dem Umweltaus-
schuss zur abschließenden Beratung zu überweisen. 
Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - 
Das haben wir so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 45 auf: 

Einführung des Fallpauschalensystems (DRG) an 
schleswig-holsteinischen Krankenhäusern 

Landtagsbeschluss vom 15. November 2002 
Drucksache 15/2242 

Bericht der Landesregierung 
Drucksache 15/2316 

In Absprache der Fraktionen schlage ich Ihnen vor, 
diesen Bericht ohne Aussprache dem Sozialausschuss 
zur Beratung zu überweisen. Wer damit einverstan-
den ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Das haben wir einstim-
mig so beschlossen. 

Ich rufe den letzten Tagesordnungspunkt, den Tages-
ordnungspunkt 21, auf: 

EURATOM-Vertrag aufheben - Erhöhung der 
Finanzmittel ablehnen 

Antrag der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SPD 

Drucksache 15/2288 

Das Wort zur Begründung wird selbstverständlich 
nicht gewünscht. Dann eröffne ich die Aussprache 
und erteile zunächst Herrn Abgeordneten Malerius 
das Wort. - Herr Abgeordneter Matthiessen wird ins 
Rennen geschickt. Bitte sehr, Sie haben das Wort. 

(Heiterkeit - Claus Ehlers [CDU]: Er zieht 
den Antrag zurück!) 

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Ich versuche, mich kurz zu fassen. Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! 

(Beifall bei CDU und FDP - Klaus Schlie 
[CDU]: So viel Beifall kann er gar nicht 
wieder kriegen!) 

45 Jahre nach In-Kraft-Treten von EURATOM gibt 
es keinen Grund, in der Europäischen Union weiter-
hin an der Förderung der Atomenergienutzung, wie es 
der EAG-Vertrag vorsieht, festzuhalten. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist Unsinn!) 

Die anstehende EU-Erweiterung hat die Unzuläng-
lichkeit des EURATOM-Vertrages im Hinblick auf 
die nukleare Sicherheit in der Gemeinschaft ver-
deutlicht. Von 1957 bis heute ist es nicht gelungen, 
eine europäische nukleare Sicherheitsnorm zu defi-
nieren. 

Die Risiken der Atomenergie sind bekannt genug: 
Havariegefahr mit 10 Billionen € Folgekosten, A-
tommüll auf ewige Zeiten, Proliferation, das heißt die 
Ausnutzung für militärische Zwecke. Das Beispiel 
Pakistan: Direkt abgekupfert von einem pakistani-
schen Wissenschaftler in Amelo, Holland, und in 
Hameln in den Anreicherungsanlagen. Es ist von dort 
schwarz importiert worden. Der Mann wird heute 
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international gesucht und fühlt sich in Pakistan her-
vorragend wohl. Und die haben eine Atombombe. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was hat das mit 
EURATOM zu tun?) 

Dazu kommen aus aktuellem Anlass die militärische 
Bedrohung und die terroristische Bedrohung. Alles 
dies sind Gründe genug, mit Atom Schluss zu ma-
chen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW und vereinzelt bei der SPD) 

- Das hat mit EURATOM insofern zu tun, weil EU-
RATOM im europäischen Maßstab große Mittel der 
Atomkraft zur Verfügung stellt. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Für Forschung!) 

Das heißt, wir haben es hier mit einem Wirtschafts-
prozess zu tun. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Mit Forschung!) 

- Beschäftigen Sie sich einmal mit EURATOM, bevor 
Sie so dazwischenreden! 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Heiner Garg 
[FDP]) 

- Die anstehenden Kredite sind doch nicht für For-
schung, mein Lieber. 

Ressourcenproblem! Wir haben weltweit nur noch für 
35 Jahre, maximal 40 Jahre Uran zur Verfügung 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Auslaufendes 
Modell!) 

und das bei einem Niveau von weltweit 6 % generier-
ten Strom aus Atom. Das heißt also, weniger als 2 % 
der Weltenergie wird atomar erzeugt. 

Außerdem ist es unwirtschaftlich. Das zeigt: Neubau-
ten sind weltweit nicht in Auftrag gegeben. Das zeigt, 
dass die einzige private Gesellschaft, British Energy, 
die neun AKWs betreibt, dick am Tropf der Regie-
rung des Vereinigten Königreichs hängt. 

AKWs sind nicht versichert. Das heißt, sie haben eine 
sehr begrenzte Deckungssumme. Allein, wenn wir 
verlangten, dass sie sich versicherten, wäre sofort 
Unwirtschaftlichkeit da, gar nicht zu reden von den 
steuerfreien Rückstellungsmilliarden, die - wie sich 
die Monopolkommission ausdrückt - eine Kriegskas-
se zum Aufkauf von Unternehmen darstellt. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Zum Thema!) 

Die Förderung der Atomwirtschaft auch in anderen 
Ländern greift massiv in den Wettbewerb im Elektri-

zitätsbinnenmarkt und die Kompetenz der Mitglied-
staaten ein. 

(Peter Jensen-Nissen [CDU]: Das müssen 
wir den Mitgliedstaaten beibringen!) 

- Sagt mal: Was ist denn los? 

(Lachen bei CDU und FDP) 

- Was soll denn das Dazwischengequatsche? 

(Lachen bei CDU und FDP - Herlich Marie 
Todsen-Reese [CDU]: Das merken Sie sich 
mal selber!) 

Dann stellt doch eine Zwischenfrage. 

(Glocke des Präsidenten) 

Das ist doch nur Störung. Das ist unkollegial. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Konzentrieren Sie sich wieder auf Ihre Rede. 

(Glocke des Präsidenten) 

Herr Abgeordneter Matthiessen, erlauben Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Kalinka? 

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Bitte sehr, Herr Kollege. 

Werner Kalinka [CDU]: Ich glaube, wir al-
le wären sehr erpicht zu wissen, wie der Be-
zug Ihrer Ausführungen zu Schleswig-
Holstein ist. Vielleicht könnten Sie uns das 
etwas näherbringen. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

- Herr Kollege, das ist ganz einfach gesagt. Wir for-
dern die Landesregierung auf, sich auf Bundesebene 
dafür einzusetzen, 

(Zurufe von der CDU: Ah!) 

dass diese Mittel nicht fließen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf des Abgeordneten Klaus Schlie 
[CDU]) 

Die Förderung der Atomwirtschaft auch in anderen 
Ländern greift  massiv in den Wettbewerb im Elektri-
zitätsbinnenmarkt und die Kompetenzen der Mit-
gliedstaaten ein, die die Energieversorgungsstruktu-
ren an einem zukunftsfähigen Energieträgermix aus-
richten. Dafür brauchen wir faire Wettbewerbsbedin-
gungen und nicht massive Subventionen und Beihil-
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fen. 

Wie weit das geht, ins Absurdistan führt, 

(Klaus Schlie [CDU]: Pakistan!) 

zeigen die anstehenden Projekte, zum Beispiel in 
Rumänien. Cernavoda 2 - so heißt dieser Reaktor - 
soll massiv durch EURATOM unterstützt werden. Es 
handelt sich um einen Neubau eines kanadischen 
Reaktorkonzepts. Kosloduj 5 und 6 in Bulgarien 
nehmen 215 Millionen € an. Das heißt also, da wird 
fast eine halbe Milliarde DM hineingesteckt. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die müssen doch 
sicherer werden, oder nicht?) 

- Nein, die sollen abgeschaltet werden. Alternativ 
könnte vielleicht RWE mit seinen 34 % gestiegenem 
Gewinn diese Reaktoren aufkaufen, ertüchtigen und 
dann betreiben und den Strom rentierlich in den 
Markt drücken. 

(Klaus Schlie [CDU]: Ich denke, das ist nicht 
wirtschaftlich! - Zurufe von CDU und FDP - 
Glocke des Präsidenten) 

Wenn mein Auto kaputt ist, gehe ich auch nicht zum 
Staat und sage: 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Herr Abgeordneter - - 

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Gib mir mal Geld. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Herr Abgeordneter Matthiessen, kommen Sie bitte 
zum Schluss. 

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Präsident, ich spreche den letzten Satz. 

(Zurufe - Glocke des Präsidenten) 

- Ich wusste gar nicht, dass in der Kollegenschaft 
noch so viel Temperament ist. 

(Widerspruch bei CDU und FDP) 

Wir haben Kohlesubvention, wir haben Atomsubven-
tion. Damit muss Schluss sein. Wir brauchen freien 
Wettbewerb im europäischen Binnenmarkt. 

Deutschland trägt mit 20 % zu diesen fehlgeleiteten 
Finanzen bei. Es würde den deutschen und europäi-
schen Kassen sehr gut tun, darauf zu verzichten. Ich 
bitte Sie, unserem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW und vereinzelt bei der SPD) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Dr. Graf Kers-
senbrock das Wort. 

(Klaus Schlie [CDU]: Rück das mal gera-
de! - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist mal 
eine Steigerung!) 

Dr. Trutz Graf Kerssenbrock [CDU]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist der 
letzte Tagesordnungspunkt. 

(Thorsten Geißler [CDU]: Genau!) 

Das ist wirklich das Letzte, was Sie da beantragt ha-
ben. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Das ist so richtig die Art, die der Kollege Matthiessen 
vorgeführt hat: Am deutschen energiepolitischen 
Wesen soll Europa genesen. 

(Klaus Schlie [CDU]: Die Welt!) 

So verfahren Sie. 

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms 
[SSW]) 

- Da klatscht der auch noch. Wissen Sie, wenn wir in 
Europa so auftreten, dürfen wir uns nicht wundern, 
wenn wir in Europa nicht mehr gern gesehen sind. 
Das ist eben der Punkt. Sie müssen endlich zur 
Kenntnis nehmen, dass in Europa - sprechen Sie doch 
einmal mit der zuständigen Kommissarin - ein wirk-
lich ganz anderer energiepolitische Kurs gefahren 
wird, als Sie ihn hier vorgeben. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Herr Abgeordneter Graf Kerssenbrock, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Hent-
schel? 

Dr. Trutz Graf Kerssenbrock [CDU]: 

Ich habe nur fünf Minuten, aber wollen wir mal se-
hen, vielleicht kriegen wir das hin. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ja oder nein? 

Dr. Trutz Graf Kerssenbrock [CDU]: 

Ja. 
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Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ist Ihnen bekannt, dass von den 
16 Ländern der Europäischen Union bereits 
zwölf den Ausstieg beschlossen haben? 

Was die Ausstiegsbeschlüsse angeht, wenn sie 
Deutschland dazurechnen, kann ich Ihnen nicht zu-
stimmen. Deutschland hat den Ausstieg so gar nicht 
beschlossen. Es hat nur eine 20 Jahre dauernde Ver-
einbarung beschlossen, dass erst einmal nichts Weite-
res passieren soll. Wenn Sie das dazurechnen, dann 
könnten Sie höchstwahrscheinliche Recht haben, aber 
Sie haben wahrscheinlich nicht Recht. 

Herr Kollege, worum geht es hier? Es geht um die 
Beseitigung eines Stücks der europäischen Eini-
gungsgeschichte, die 1957 begonnen hat. Man muss 
sich einfach einmal damit vertraut machen; was der 
EURATOM-Vertrag wirklich wollte. In § 2 heißt es: 

„Zur Erfüllung ihrer Aufgabe hat die Ge-
meinschaft nach Maßgabe des Vertrags  
a) die Forschung zu entwickeln und die 
Verbreitung der technischen Kenntnisse si-
cherzustellen;  
b) einheitliche Sicherheitsnormen für den 
Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der 
Arbeitskräfte aufzustellen und für ihre An-
wendung zu sorgen;“ 

Herr Kollege, wollen Sie das alles nicht mehr? Wol-
len Sie, dass das jeder auf eigene Faust, nach eigenem 
Gusto macht? Im Zuge der europäischen Einheit be-
kommen wir viele neue Mitglieder in Europa dazu. 
Sie wollen, dass da jeder vor sich hinwerkelt? Sie 
wollen das nicht europarechtlich einheitlich ordnen? 
Das ist der wesentliche Sinn von EURATOM, und 
den wollen Sie offensichtlich beseitigen. Wissen Sie, 
das macht die Sache wirklich gefährlich. Das wollen 
Sie verantworten, das ist Ihre Umweltpolitik. Meine 
Damen und Herren, das ist wirklich unverantwortlich. 

Lassen Sie mich noch ein Wort ergänzen. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]. Sagen Sie doch endlich, wo Sie 
in Schleswig-Holstein ein Atomkraftwerk 
bauen wollen!) 

Wir haben 1973 eine Zäsur gehabt, wir haben näm-
lich die Abhängigkeit vom Öl gespürt. Seither ist in 
der Tat eine große energiepolitische Entscheidung 
getroffen worden, im Übrigen zuzeiten einer sozial-
liberalen Regierung. Die FDP will sich da auch nicht 
davonstehlen, die Sozialdemokraten wollen es. Wir 
brauchen eine Energiepolitik, die Wettbewerbsfä-
higkeit gewährleistet, wir brauchen Versorgungssi-
cherheit und wir brauchen Klimaschutz. Zum Klima-

schutz und zur Wettbewerbsfähigkeit leistet die 
Kernenergie in der Tat einen ganz wesentlichen 
Beitrag. Das können Sie überhaupt nicht bestreiten. 

(Zuruf des Abgeordneten Detlef Matthiessen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Entschuldigen Sie, Herr Kollege, gerade zur Ver-
sorgungssicherheit leistet sie eben auch einen wesent-
lichen Beitrag. Die Kernenergie erfüllt sämtliche 
dieser drei Forderungen. 

Wenn die Schleifspuren Ihrer Energiepolitik und Ihrer 
Wirtschaftspolitik noch weiter sichtbar werden, als 
sie ohnehin sichtbar geworden sind, dann werden 
auch Sie eines Tages möglicherweise über die Rich-
tigkeit dieses Kurses, den Sie seit vier Jahren steuern, 
nachzudenken haben, beziehungsweise Sie werden 
nachdenklich werden. 

Meine Damen und Herren, wenn Deutschland nicht 
mehr gesprächsfähig ist bei der Sicherheitstechnolo-
gie, und wir sind es kaum noch in der 
Nukleartechnologie, wenn wir nicht mehr 
gesprächsfähig sind, weil wir nicht mehr gefragt wer-
den, weil wir nicht mehr wettbewerbsfähig sind mit 
unseren Unternehmen, dann wollen Sie es nicht 
gewesen sein, die Tausende von Arbeitsplätzen aufs 
Spiel gesetzt haben und die gleichzeitig das 
Gefahrenpotential in Europa erhöht haben. Das in der 
Tat droht, wenn wir den EURATOM-Vertrag 
verlassen würden. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, es geht darum, dass man 
in einem sensiblen Gebiet - und die Kernenergie ge-
hört durchaus dazu - Gefahren beherrschbar macht. 
Ich sage noch einmal, denken Sie an die zahlreichen 
neuen EU-Mitglieder, die sämtlich auf die Kernener-
gie als Energieträger setzen. Denken Sie daran, dass 
natürlich die dort bestehenden Risiken beherrschbar 
gemacht werden müssen und beherrschbar bleiben 
müssen. Dafür brauchen wir selbstverständlich die 
EURATOM, dafür brauchen wir auch die jetzt bean-
tragten höheren Zuschüsse für Euratom, und deshalb 
ist dieser Antrag wirklich kontraproduktiv und das 
Gegenteil dessen, was nötig wäre. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Malerius das Wort. 

Wilhelm-Karl Malerius [SPD]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Kerssenbrock, eines muss ich feststellen: Letztens 
hatte ich gesagt, dass Sie auf dem Jahrmarkt gewesen 
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sind. Ich muss jetzt aber sagen, Sie müssen zu Hause 
eine Geisterbahn haben und jeden Tag da drin sitzen. 
Anders kann es eigentlich nicht sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Nutzung der Atomenergie birgt Risiken, die auf 
Dauer nicht verantwortbar sind. Sie steht im Wider-
spruch zur Generationengerechtigkeit, auf die eine 
nachhaltige Entwicklung zielt, weil sie mit ihren Hin-
terlassenschaften, der Endlagerung des Atommülls, 
künftige Generationen über unvorstellbar lange Zeit-
räume hinweg belastet. 

Meine Damen und Herren, beschirmt von EURA-
TOM konnte sich die Nuklearindustrie bis heute eine 
wirtschaftliche Sonderstellung, günstige Kredite und 
üppige Forschungsmittel sichern. Sie ist die einzige 
Energieform, die mit einem eigenen EU-Vertrag ge-
stützt wird. Dieses Privileg passt nicht mehr in eine 
gerechte Wettbewerbslandschaft. Der EURATOM-
Vertrag ist heute zu einem Anachronismus gewor-
den. Der Vertrag widerspricht den Bemühungen um 
Transparenz, Effizienz sowie der Vereinheitlichung 
der Verträge. Die Kompetenzen sind für den Bürger 
intransparent und über die Generaldirektion der Euro-
päischen Kommission verstreut. Dem Amt für Si-
cherheitsüberwachung mangelt es an Mitteln und 
Kompetenzen, um seiner Aufgabe der Kontrolle und 
Bilanzierung der Verwendung von Kernmaterialien 
nachzukommen. Effizienz und Handlungsfähigkeit 
lassen auch die Bestimmungen im Bereich des Ge-
sundheits- und Umweltschutzes vermissen. 

Wichtige Fragen, besonders der Anlagensicherheit, 
der Entsorgung oder der Endlagerung werden nicht 
behandelt. Die Rolle des Europäischen Parlaments als 
Kontroll- und Rechtsetzungsorgan wird unterlaufen. 
Weitgehend ohne parlamentarische Kontrolle üben 
die Verantwortlichen des EURATOM-Vertrages ihre 
Befugnisse aus. Bei internationalen Atomverträgen 
und der EURATOM-Kreditvergabe wird das Parla-
ment von jeglicher Mitbestimmung ausgeschlossen: 
Meine Damen und Herren; der EURATOM-Vertrag 
muss abgeschafft und durch ein Energiekapitel in der 
europäischen Verfassung ersetzt werden. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Ein Gemeinschaftskonzept für die nukleare Sicherheit 
in der EU will die Kommission mit Richtlinien schaf-
fen, die Sicherheitsstandards für aktive und stillgeleg-
te Atomkraftwerke und für die Lagerung von Atom-
müll festlegen sollen. Innerhalb dieses Konzeptes 
wird auch vorgeschlagen, den EURATOM-
Kreditrahmen von 4 auf 6 Milliarden € zu erhöhen. 
Ich frage Sie, Herr Kerssenbrock: Ist das das von 

Ihnen propagierte marktwirtschaftliche Instrument in 
der gesamten Energiepolitik und insbesondere bei der 
Windenergie? Wird hier nicht die Nuklearindustrie 
massiv gefördert? Oder sind Sie mit mir einer Mei-
nung, dass diese massive Förderung in direktem Wi-
derspruch zur geplanten Liberalisierung der Energie-
märkte in der Zukunft steht beziehungsweise die 
wachsende Präferenz der Gesellschaft für eine Ener-
giewende behindert? 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW - Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Die Energieversorgung der Bundesrepublik und der 
EU kann langfristig durch den effizienten Einsatz 
erneuerbarer Energien aus Wind, Wasser, Sonne, 
Biomasse und Erdwärme vollständig gesichert wer-
den. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Mit der auf große Kraftwerkseinheiten ausgerichteten 
Investitions- und Geschäftspolitik lassen sich kom-
munale und industrielle Nah-, Fern- sowie Abwärme, 
regenerative Energien und insbesondere Energiespa-
ren nicht hinreichend mobilisieren. 

Angesichts der Zeit möchte ich jetzt enden, und ich 
bitte Sie, dem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Garg das Wort. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Die Koalitionsfraktionen wollen mit ihrem Antrag 
zweierlei, einerseits die Nuklearforschung beschrän-
ken und zweitens einen europäischen Vertrag kündi-
gen. Beides ist ebenso unangemessen wie unsinnig. 

(Beifall bei der FDP) 

Zunächst zur Kürzung bei der Forschung! Ich darf 
daran erinnern, dass die Kernenergie immer noch 
35 % des Energiebedarfs in der Europäischen Union 
deckt. Die Kernkraft ist selbstverständlich kein 
problemloser Energieträger; das ist allerdings kein 
Energieträger. Im Wesentlichen gibt es bei der euro-
päischen Kernkraft drei Probleme. 

Erstens ist die Frage der Endlagerung noch nicht be-
antwortet und sie wird auch nicht beantwortet, indem 
man Kraftwerke abschaltet, ganz im Gegenteil. 

(Beifall des Abgeordneten Martin Kayenburg 
[CDU]) 
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Der von Rot-Grün gewollte Ausstieg macht die Be-
antwortung dieser Frage umso dringlicher. Deshalb 
besteht hier nicht nur unverminderter, sondern erhöh-
ter Forschungsbedarf, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von Rot-Grün. 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Es besteht kein Grund, für diese Forschung weniger 
Geld auszugeben, sondern mehr Geld ist angebracht. 

Zweitens ist die Verbesserung der Sicherheit von 
Kernkraftwerken und des sicheren Rückbaus abge-
schalteter Kraftwerke nicht ausgeschlossen. Das ist 
ein ständiger Prozess, dessen Beschleunigung durch 
zusätzliche Forschungsmittel niemand stören kann, 
vor allen Dingen nicht diejenigen, die ständig nur die 
Gefahren, nicht aber den Nutzen der Kernkraft beto-
nen. 

Drittens steht die Erweiterung der Europäischen Uni-
on im Jahr 2004 bevor. Graf Kerssenbrock hat darauf 
hingewiesen. Zehn mittel- und osteuropäische Staaten 
treten in den reichsten Wirtschaftsclub der Welt ein 
und bringen ihre Kernkraftwerke mit. Diese Kraft-
werke erfüllen höchstwahrscheinlich nicht die mögli-
chen und höchst wünschenswerten Anforderungen, 
die wir aus guten Gründen an alle unsere Kraftwerke 
stellen. Auch hier gibt es verstärkten Forschungsbe-
darf, denn die neuen Mitgliedstaaten brauchen die 
Kernkraft auf absehbare Zeit. 

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU) 

Aus diesen drei Gründen begrüßen wir, dass die Eu-
ropäische Kommission erhöhte Forschungsmittel 
vorschlägt. Die Kernkraft ist in den nächsten Jahr-
zehnten ein unverzichtbarer Teil der Energieversor-
gung in der Europäischen Union. Im Rahmen einer 
wachsenden und zusammenwachsenden Europäi-
schen Union ist die rechtlich kodifizierte Zusammen-
arbeit der Mitgliedstaaten in diesem Bereich unver-
zichtbar. 

Die Antragsteller begründen ihre Forderung nach 
Kündigung des EURATOM-Vertrages unter anderem 
mit zwei Argumenten. Erstens gibt es noch keine 
europäische Sicherheitsnorm und zweitens importiert 
die EU fast den gesamten benötigten Kernbrennstoff. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich bitte um mehr Aufmerksamkeit. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Danke, Herr Präsident. - Am 6. November 2002 hat 
die Europäische Kommission dem Europäischen Rat 

und dem Europäischen Parlament eine endgültige 
Mitteilung zur nuklearen Sicherheit in der Europäi-
schen Union zugeleitet. Ein Richtlinien-Entwuf be-
findet sich im Gesetzgebungsverfahren. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen von Rot-Grün, damit ist 
Ihre Kritik sowieso hinfällig. Dass es so lange 
gedauert hat, liegt an den Mitgliedstaaten. Deren 
legitimes Interesse, bestimmte Kompetenzen nicht 
nach Brüssel abzugeben, ist der entscheidende Grund 
für viele langwierige Verfahren in der EU. Im 
Übrigen wäre es nach Ihrer Logik konsequent, wenn 
die Antragsteller fordern würden, alle EU-Verträge zu 
kündigen. Das ist selbstverständlich ebenso unsinnig 
wie auch beim EURATOM-Vertrag. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ihr zweiter Kritik-
punkt weist auf fehlendes Verständnis außenwirt-
schaftlicher Zusammenhänge hin. 

(Beifall des Abgeordneten Martin Kayenburg 
[CDU]) 

Die Antragsteller vermitteln den Eindruck, Importab-
hängigkeit sei etwas Schlechtes, das vermieden wer-
den sollte. Das ist erstens wirtschaftlich falsch und 
begründet zweitens nicht, warum die EU auf dem 
Gebiet der Kernkraft nicht weiterhin zusammenarbei-
ten soll. 

(Beifall bei FDP und CDU - Unruhe) 

Nach dieser Logik müssten wir auch auf Erdöl und 
Erdgas verzichten und außerdem in Fragen der Nut-
zung fossiler Brennstoffe und der Begrenzung des 
Treibhauseffektes auf europäische Zusammenarbeit 
verzichten. Auch ist dies selbstverständlich vollkom-
men unsinnig. Weil dieser Antrag so unsinnig ist, 
lehnen wir ihn aus vollem Herzen ab. 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Harms das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Als 1957 in Rom der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft - EURATOM - 
unterzeichnet wurde, geschah dies im Rahmen der 
Gründung der EWG. Dieser Vertrag sieht als Haupt-
zweck die Förderung der Atomenergie vor. Seit dieser 
Zeit hat jedes Beitrittsland diesen Vertrag mit unter-
zeichnet, um die Energieversorgung der Unterzeich-
nerstaaten zu sichern. Heute muss die Unterzeichnung 
des Vertrages unter dem Gesichtspunkt der Atomeu-
phorie der 50er-Jahre betrachtet werden, als die 
Kernenergie noch als unentbehrliche Hilfsquelle für 



Schleswig-Holsteinischer Landtag (15. WP) - 76. Sitzung - Freitag, 13. Dezember 2002 5783 

(Lars Harms) 

 

die Entwicklung und Belebung der Wirtschaft und als 
Schlüssel zum Wohlstand galt. 

(Anke Spoorendonk [SSW]: So ist es!) 

Glücklicherweise sind wir heute in unserer Entwick-
lung weiter 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

- wenn man einmal von dem Kollegen Graf Kerssen-
brock und seinen Atomjüngern absieht. 

Der Beitritt in die EU - und somit auch die Unter-
zeichnung des EURATOM-Vertrages - zieht für Bei-
trittsländer keine entsprechende Verpflichtung einer 
Anwendung und des Ausbaus der Kernenergienut-
zung zur gewerblichen Energienutzung nach sich. 
Gleichzeitig ist es aber jedem EU-Mitglied freige-
stellt, aus der Atomenergie auszusteigen. 

Mittlerweile gibt es eine Mehrheit von Mitgliedstaa-
ten, die überhaupt keine Atomkraftwerke betreiben 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

oder die den Ausstieg beschlossen haben. Daher ist es 
nur folgerichtig, angesichts des EU-weiten Auslau-
fens der Atomkraft diesen Dinosaurier-Vertrag auf 
den Prüfstand zu stellen. 

(Vereinzelter Beifall bei SSW, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dass es bisher noch keine grundlegenden Reformen 
des Vertrages gegeben hat, liegt nicht daran, dass alle 
Mitgliedstaaten mit dem Vertrag uneingeschränkt 
zufrieden sind, sondern vielmehr daran, dass jede 
Änderung dem Einstimmigkeitsprinzip unterliegt. 

Die Förderung der Atomenergie und die damit 
verbundenen günstigen EURATOM-Kredite für A-
tomenergieprojekte haben bereits Milliarden von 
Euro verschlungen. Und mit dem Beitritt der neuen 
EU-Mitgliedsländer verschärft sich die finanzielle 
Situation für diese Atomsubvention. 

Um also die EUROTOM-Kredite erhöhen zu können, 
wurde der EU-Rat von der EU-Kommission aufge-
fordert, die Anleihen von 4 Milliarden auf 
6 Milliarden € hochzusetzen. Wenn Deutschland es 
ernst meint mit dem Atomausstieg und den Einstieg 
in regenerative Energieformen vorantreiben will, 
dann lassen sich diese Zielsetzungen nicht mit der 
Krediterhöhung für die Kernenergie vereinbaren. 

(Vereinzelter Beifall bei SSW, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das Paket für den EURATOM-Vertrag, das von der 
EU-Kommission schnell geschnürt wurde, sieht jetzt 

neben der Erhöhung der Subventionsspritze für die 
Atomenergie auch EU-weite Sicherheitsstandards 
vor. Grundsätzlich ist gegen Sicherheitsstandards 
natürlich nichts einzuwenden, sie müssen sogar sein. 
Aber die schwammigen Ausführungen, die jetzt von 
der EU-Kommission vorgelegt wurden, dienen nicht 
einer optimalen Sicherheit. Die Atommeiler der EU-
Beitrittsländer sind größtenteils sowjetischer Bauart 
und nach Aussagen von Experten nicht auf europäi-
sche Sicherheitsstandards nachrüstbar. Hierzu muss 
aber gesagt werden, dass es bisher keine einheitlichen 
europäischen Sicherheitsstandards gibt, da die Be-
triebssicherheit in nationaler Hand liegt. Würden wir 
jetzt dem Sicherheitspaket der EU-Kommission zu-
stimmen, würden wir damit gleichzeitig die Betriebs-
standards für den Umgang mit der Atomenergie EU-
weit senken. Das kann so nicht gewollt sein. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Auch wenn die Kommission mit ihren Sicherheits-
standards eine bessere Verhandlungsposition gegen-
über den Beitrittsländern erzielen würde, ist es ein 
Irrglaube, dass damit die Atommeiler sowjetischer 
Bauart verschwinden würden. 

(Anke Spoorendonk [SSW]: So ist es!) 

Mit der Zustimmung zum Kommissionsvorschlag 
würden wir nur den Weg ebnen, die Atomenergie 
gerade in den Beitrittsländern zu fördern. Die einzig 
wahre Sicherheit im Zusammenhang mit der Atom-
energie ist der Ausstieg und der muss konsequent und 
EU-weit durchgeführt werden. 

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Wenn Länder bisher per Beitritt in die EU verpflichtet 
werden können, die Atomenergie zu fördern, muss es 
auch möglich sein, stattdessen eine Förderung der 
regenerativen Energien auf den Weg zu bringen. 

(Vereinzelter Beifall bei SSW, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Glocke des 
Präsidenten) 

Nur dies ist sicher und zeitgemäß. Gleichzeitig müs-
sen aber auch Regelungen getroffen werden, um die 
Atommeiler in den EU-Beitrittsländern sicherer zu 
machen und sie langfristig abzuschaffen. 

Aufgrund des Einstimmigkeitsprinzips können wir 
den Vorschlag der EU-Kommission durch unser Veto 
im Rat der europäischen Finanzminister stoppen und 
davon müssen wir Gebrauch machen. 

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW]) 
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Auf jeden Fall muss es ein Ende mit dieser unsinni-
gen Atomsubvention haben. 

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Auch hier sollten FDP und CDU ihre allseits gelieb-
ten Prinzipien des freien Marktes einfordern und die-
se Subventionen abschaffen. 

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Wir unterstützen den Antrag von Rot-Grün, denn nur 
so können wir den Atomausstieg EU-weit voranbrin-
gen und damit bringen wir europäische Politik voran. 

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herrn Minister Möller das Wort. 

Claus Möller, Minister für Finanzen und Energie: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der vor-
liegende Antrag der Regierungsfraktionen befasst 
sich aus aktuellem Anlass mit der europäischen A-
tompolitik. Für besonderen Wirbel haben Pressemel-
dungen gesorgt, nach denen Gorleben angeblich zur 
Atommüllkippe Europas werden soll. Ein entspre-
chender Genehmigungsbescheid soll bereits zum 
Jahre 2008 erteilt werden. 

Lassen Sie mich - auch wenn es ein halbherziges 
Dementi der EU-Kommissare gibt - Folgendes deut-
lich feststellen: Die schleswig-holsteinische Landes-
regierung teilt den Standpunkt der Bundesregierung, 
wonach die nukleare Entsorgung eine nationale Auf-
gabe des jeweiligen Staates ist, in dem sich Atom-
kraftwerke befinden. 

(Vereinzelter Beifall bei SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und SSW) 

Darum nehmen wir die Kokillen aus Frankreich auch 
zurück. 

Die Landesregierung unterstützt den Bund ebenfalls 
in der Haltung hinsichtlich der Auswertung der Eig-
nungskriterien ohne Vorfestlegung auf Gorleben, 
einen geeigneten Endlagerstandort für Deutschland 
zu ermitteln - für Deutschland und nicht für ganz 
Europa. Hierbei muss es bleiben. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Wir haben auch gesagt, meine Damen und Herren, 
der Atommüll soll nicht, wie einige meinen, auf ir-

gendein Atoll verschifft werden. Wer Atomkraftwer-
ke hat und sich dazu bekannt hat, muss auch das Ent-
sorgungsproblem lösen. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW sowie vereinzelt bei der 
CDU - Widerspruch des Abgeordneten 
Wolfgang Kubicki [FDP]) 

In einem Punkt will ich der EU-Kommission gern 
Recht geben. Ich würde mich freuen, wenn wir entge-
gen der Festlegung im Energieatomkonsens vor dem 
Jahr 2030 ein nukleares Endlager hätten; denn wir 
haben reichlich Probleme auch mit leicht und mittel-
radioaktiven Abfällen. Ich habe immer noch die 
Hoffnung, dass der Ausstieg etwas schneller geht. 
Deshalb brauchen wir auch so schnell wie möglich 
ein Endlager. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Kommen wir zum EURATOM-Vertrag und damit 
zum vorliegenden Antrag. Der EURATOM-Vertrag 
ist vor 45 Jahren zusammen mit dem EWG-Vertrag 
unterzeichnet worden. Der EWG-Vertrag ist im Laufe 
der Jahre durch die Verträge von Maastricht und 
Amsterdam den aktuellen Entwicklungen entschei-
dend angepasst worden, der EURATOM-Vertrag 
leider nicht. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Warum nicht?) 

Das Instrument der EURATOM-Kredite, das 1977 
eingeführt wurde, hatte ursprünglich den Sinn, Inves-
titionen für neue Atomkraftwerke anzukurbeln, nicht 
nur für die Forschung. 

(Zuruf von der CDU: Wo steht das?) 

1994 wurde der Empfängerkreis auch auf Nicht-EU-
Mitgliedsländer, besonders mit Blick auf Osteuropa, 
ausgeweitet. Dagegen ist auch nichts einzuwenden. 
Der Verwendungszweck der Mittel wurde jedoch 
nicht verändert. Bis heute ist es nicht Voraussetzung 
für die Inanspruchnahme der EURATOM-Kredite, 
dass diese sicherheitsverbessernden Maßnahmen 
zufließen. Das ist wichtig in Osteuropa. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wem sagen Sie 
das denn? - Martin Kayenburg [CDU]: Ge-
hen Sie doch mal zum Kanzler!) 

Darum sage ich auch: Ich bin gegen die Anhebung, 
aber ich bin dafür, dass tatsächlich Sicherheitsmaß-
nahmen finanziert werden können und nicht, wie es 
teilweise geschieht, Ausbau und Effizienzsteigerun-
gen finanziert werden. Die Sicherheit ist das Problem. 
Daran haben wir natürlich ein Interesse, weil nach 



Schleswig-Holsteinischer Landtag (15. WP) - 76. Sitzung - Freitag, 13. Dezember 2002 5785 

(Minister Claus Möller) 

Herausgegeben vom Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Landtags - Stenographischer Dienst 

dem EU-Beitritt Kernkraftwerke mit alter russischer 
Bauart auf uns zukommen werden. 

Meine Damen und Herren, dass einfach der Kredit-
rahmen um 2 Milliarden € von 4 Milliarden € auf 
6 Milliarden € erhöht wird, wovon Deutschland mit 
20 % den Löwenanteil bezahlen muss, ist so lange 
nicht zu akzeptieren, wie das Stichwort Effizienzstei-
gerung nicht aus dem Programm gestrichen und eine 
Konzentration auf Sicherheitsgewinn festgeschrieben 
wird. 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Herr Minister, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Kubicki? 

Claus Möller, Minister für Finanzen und Energie: 

Herr Präsident, Sie sind immer sehr streng mit meiner 
Redezeit; ich möchte meine Rede zu Ende führen. 

Ich meine, die zusätzlichen 2 Milliarden €, davon 
400 Millionen €, die Deutschland bezahlen muss, 
würden besser dafür eingesetzt, das Ziel der EU hin-
sichtlich der Verdoppelung der regenerativen Ener-
gien bis 2010 zu erreichen. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]: 
Dann reden Sie doch mit dem Kanzler! Wer 
regiert denn in Berlin?) 

An einer weiteren Stelle wäre das Geld ebenfalls 
besser eingesetzt, meine Damen und Herren: In Ko-
penhagen wird um den EU-Beitritt gerungen. Dabei 
stellt sich die Frage, wie man die Landwirtschaft in 
Osteuropa unterstützen kann. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wenn Sie in Ber-
lin nicht gehört werden, müssen Sie uns das 
doch nicht vorhalten!) 

Mir wäre lieber, von diesen 2 Milliarden € würde 
1 Milliarde € dafür eingesetzt, damit die Hilfe nicht 
zulasten der deutschen Landwirtschaft geht. Dort 
wäre das Geld besser verwendet als für den Ausbau 
der Kernkraftwerke. 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

Meine Damen und Herren, der EURATOM-Vertrag 
steht - ich sagte es schon - berechtigterweise insge-
samt in der Kritik. Mit ihm nach wie vor einseitige 
Wirtschaftsförderung zu betreiben ist nicht nur nicht 
zeitgemäß, sondern dies missachtet auch die Sicher-
heitsinteressen der Menschen in Europa. Ich teile die 
Intention des Antrages und unterstütze sie mit Nach-
druck. Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem An-
trag. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit 
schließe ich die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Es ist nur Abstim-
mung in der Sache beantragt. Wer dem Antrag seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - 
Damit ist der Antrag mit den Stimmen von SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW gegen die 
Stimmen von CDU und FDP angenommen. 

Wir sind am Ende der Sitzung. Wir sehen uns am 
18. Dezember zur außerordentlichen Sitzung wieder. 

Ich wünsche Ihnen einen schönen dritten Advent. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 18:15 Uhr 
 


